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II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2021/1253 DER KOMMISSION
vom 21. April 2021

zur Anderung der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 im Hinblick auf die Einbeziehung von
Nachhaltigkeitsfaktoren, -risiken und -priferenzen in bestimmte organisatorische Anforderungen
und Bedingungen fiir die Ausiibung der Titigkeit von Wertpapierfirmen

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Richtlinie 2014/65/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 iiber Markte fiir
Finanzinstrumente und zur Anderung des Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (!), insbesondere auf Artikel 16
Absatz 12, Artikel 24 Absatz 13 und Artikel 25 Absatz 8,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1)  Der Ubergang zu einer CO,-armen, nachhaltigeren und ressourcenschonenden Kreislaufwirtschaft entsprechend den
Zielen fur nachhaltige Entwicklung ist von entscheidender Bedeutung, um die Wirtschaft der Union langfristig
wettbewerbsfihig zu halten. Im Jahr 2016 hat die Union das Ubereinkommen von Paris (2) geschlossen. Artikel 2
Absatz 1 Buchstabe ¢ des Ubereinkommens gibt das Ziel vor, entschlossener gegen Klimainderungen vorzugehen,
unter anderem indem die Finanzmittelflisse in Einklang gebracht werden mit einem Weg hin zu einer hinsichtlich
der Treibhausgase emissionsarmen und gegeniiber Klimainderungen widerstandsfahigen Entwicklung.

(2)  Um diese Herausforderung anzugehen, stellte die Kommission im Dezember 2019 den européischen Griinen Deal ()
vor. Der Griine Deal ist eine neue Wachstumsstrategie, mit der die Union zu einer fairen und wohlhabenden
Gesellschaft mit einer modernen, ressourceneffizienten und wettbewerbsfahigen Wirtschaft werden soll, in der ab
dem Jahr 2050 keine Netto-Treibhausgasemissionen mehr freigesetzt werden und das Wirtschaftswachstum von der
Ressourcennutzung abgekoppelt ist. Dieses Ziel erfordert auch klare Signale an die Anleger in Bezug auf ihre
Investitionen, um verlorene Vermogenswerte zu vermeiden und nachhaltige Finanzmittel zu mobilisieren.

(3)  Im Mirz 2018 veroffentlichte die Kommission ihren Aktionsplan ,Finanzierung nachhaltigen Wachstums® (), mit
dem eine ehrgeizige und umfassende Strategie fiir ein nachhaltiges Finanzwesen auf den Weg gebracht wurde. Eines
der im Aktionsplan genannten Ziele besteht darin, die Kapitalfliisse in nachhaltige Investitionen umzulenken, um
ein nachhaltiges und inklusives Wachstum zu erreichen. Die im Mai 2018 verdffentlichte Folgenabschitzung () zu
darauffolgenden Gesetzgebungsinitiativen ergab, dass Klarheit dariiber geschaffen werden muss, dass
Wertpapierfirmen Nachhaltigkeitsfaktoren im Rahmen ihrer Pflichten gegentiber den Kunden und potenziellen
Kunden zu beriicksichtigen haben. Die Wertpapierfirmen sollten daher nicht nur alle relevanten finanziellen Risiken

(') ABL.L 173 vom 12.6.2014, S. 349.

(*) Beschluss (EU) 2016/1841 des Rates vom 5. Oktober 2016 iiber den Abschluss des im Rahmen des Rahmeniibereinkommens der
Vereinten Nationen {iber Klimainderungen geschlossenen Ubereinkommens von Paris im Namen der Europdischen Union (ABL L 282
vom 19.10.2016, S. 1).

() COM(2019) 640 final.

() COM(2018) 97 final.

() SWD(2018) 264 final.
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fortlaufend beriicksichtigen, sondern auch alle relevanten Nachhaltigkeitsrisiken im Sinne der Verordnung (EU)
2019/2088 des Europdischen Parlaments und des Rates (°), deren Eintreten tatsichlich oder potenziell erhebliche
negative Auswirkungen auf den Wert der Investition haben konnte. In der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565
der Kommission () werden Nachhaltigkeitsrisiken nicht ausdriicklich erwihnt. Aus diesem Grund und um
sicherzustellen, dass die internen Verfahren und organisatorischen Vorkehrungen ordnungsgemif umgesetzt und
eingehalten werden, muss prazisiert werden, dass die Prozesse, Systeme und internen Kontrollen von
Wertpapierfirmen Nachhaltigkeitsrisiken Rechnung tragen sollten und technische Kapazititen und Kenntnisse fiir
die Analyse dieser Risiken erforderlich sind.

Damit ein hoher Anlegerschutz aufrechterhalten wird, sollten Wertpapierfirmen sicherstellen, dass sie bei der
Ermittlung der Arten von Interessenkonflikten, deren Vorliegen den Interessen eines Kunden oder potenziellen
Kunden schaden kann, auch solche Arten von Interessenkonflikten beriicksichtigen, die sich aus der Integration der
Nachhaltigkeitspraferenzen eines Kunden ergeben konnen. Bei Bestandskunden, bei denen bereits eine Eignungsbe-
urteilung durchgefiihrt wurde, sollten Wertpapierfirmen die Moglichkeit haben, die individuellen Nachhaltigkeits-
priferenzen des betreffenden Kunden erst bei der nichsten regelmifligen Aktualisierung der bestehenden
Eignungsbeurteilung in Erfahrung zu bringen.

Wertpapierfirmen, die Leistungen der Anlageberatung und Portfolioverwaltung anbieten, sollten in der Lage sein,
ihren Kunden und potenziellen Kunden geeignete Finanzinstrumente zu empfehlen und daher Fragen stellen
konnen, um die individuellen Nachhaltigkeitspriferenzen eines Kunden zu ermitteln. Im Einklang mit der
Verpflichtung einer Wertpapierfirma, im besten Interesse ihrer Kunden zu handeln, sollten an Kunden und
potenzielle Kunden gerichtete Empfehlungen sowohl die finanziellen Ziele als auch etwaige von diesen Kunden
geduflerten Nachhaltigkeitspraferenzen widerspiegeln. Daher muss klargestellt werden, dass Wertpapierfirmen iiber
geeignete Vorkehrungen verfigen sollten, um sicherzustellen, dass die Aufnahme von Nachhaltigkeitsfaktoren in
den Beratungsprozess und die Portfolioverwaltung nicht zu unlauteren Verkaufspraktiken oder dazu fiihrt, dass
Finanzinstrumente oder Strategien so dargestellt werden, als wiirden sie mit Nachhaltigkeitspriferenzen in Einklang
stehen, dies in Wirklichkeit aber nicht der Fall ist. Um solche Praktiken oder falsche Darstellungen zu vermeiden,
sollten Wertpapierfirmen, die Leistungen der Anlageberatung bieten, zunichst die anderen Anlageziele, den
Zeithorizont und die individuellen Umstinde der Kunden oder potenziellen Kunden bewerten, bevor sie die
potenziellen Nachhaltigkeitspraferenzen von Kunden abfragen.

Schon heute existieren Finanzinstrumente mit unterschiedlich hohem Nachhaltigkeitsanspruch. Damit die Kunden
oder potenziellen Kunden diese verschiedenen Nachhaltigkeitsgrade verstehen und mit Blick auf die Nachhaltigkeit
fundierte Anlageentscheidungen treffen konnen, sollten Wertpapierfirmen, die Anlageberatungs- und Portfoliover-
waltungsdienstleistungen erbringen, erkliren, wie sich Finanzinstrumente, mit denen ganz oder teilweise
nachhaltige Investitionen in Wirtschaftstitigkeiten angestrebt werden, die nach der Verordnung (EU) 2020/852 des
Europiischen Parlaments und des Rates (%) als nachhaltig gelten, oder die nachhaltige Investitionen im Sinne von
Artikel 2 Nummer 17 der Verordnung (EU) 2019/2088 beinhalten, sowie Finanzinstrumente, bei denen die
wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren beriicksichtigt werden und die fir eine
Empfehlung als den individuellen Nachhaltigkeitspraferenzen der Kunden entsprechend infrage kommen konnten,
von anderen Finanzinstrumenten unterscheiden, die diese besonderen Merkmale nicht aufweisen und nicht dafiir
infrage kommen sollten, Kunden oder potenziellen Kunden mit individuellen Nachhaltigkeitspraferenzen
empfohlen zu werden.

Es gilt Bedenken auszurdumen in Bezug auf ,Greenwashing®, d. h. insbesondere die Praxis, durch die Empfehlung
eines Finanzinstruments als umweltfreundlich oder nachhaltig einen unfairen Wettbewerbsvorteil zu erlangen,
obwohl das Finanzinstrument grundlegenden Umwelt- oder sonstigen Nachhaltigkeitsstandards nicht entspricht.
Um unlautere Verkaufspraktiken und Greenwashing zu verhindern, sollten Wertpapierfirmen Finanzinstrumente
nicht als den individuellen Nachhaltigkeitspriferenzen entsprechend empfehlen oder einschligige Handelsent-
scheidungen treffen, wenn diese Finanzinstrumente diesen Priferenzen nicht entsprechen. Wertpapierfirmen sollten
ihren Kunden oder potenziellen Kunden erkldren, aus welchen Griinden sie dies nicht tun, und die Begriindung
aufzeichnen.

Verordnung (EU) 2019/2088 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 iiber nachhaltigkeitsbezogene
Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor (ABL L 317 vom 9.12.2019, S. 1).

Delegierte Verordnung (EU) 2017/565 der Kommission vom 25. April 2016 zur Ergdnzung der Richtlinie 2014/65/EU des
Europdischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die organisatorischen Anforderungen an Wertpapierfirmen und die Bedingungen
fir die Ausiibung ihrer Tatigkeit sowie in Bezug auf die Definition bestimmter Begriffe fiir die Zwecke der genannten Richtlinie (ABI.
L 87 vom 31.3.2017, S. 1).

Verordnung (EU) 2020/852 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2020 iiber die Einrichtung eines Rahmens zur
Erleichterung nachhaltiger Investitionen und zur Anderung der Verordnung (EU) 2019/2088 (ABI. L 198 vom 22.6.2020, S. 13).
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(8)  Es muss klargestellt werden, dass Finanzinstrumente, die nicht fiir die individuellen Nachhaltigkeitspriferenzen
infrage kommen, von Wertpapierfirmen weiterhin empfohlen werden diirfen, jedoch nicht als Produkt, das
individuellen Nachhaltigkeitspraferenzen entspricht. Um weitere Empfehlungen an Kunden oder potenzielle Kunden
auch dann zu ermoglichen, wenn Finanzinstrumente den Nachhaltigkeitspriferenzen eines Kunden nicht
entsprechen, sollte der Kunde die Moglichkeit haben, die Angaben zu seinen Nachhaltigkeitspraferenzen
anzupassen. Um unlautere Verkaufspraktiken und Greenwashing zu verhindern, sollten Wertpapierfirmen
Aufzeichnungen iiber die Entscheidung des Kunden sowie die Erklirung des Kunden zur Anpassung seiner Angaben
fihren.

(9)  Die Delegierte Verordnung (EU) 2017/565 sollte daher entsprechend gedndert werden.

(10) Die zustindigen Behorden und Wertpapierfirmen sollten ausreichend Zeit erhalten, um sich an die neuen
Anforderungen dieser Verordnung anzupassen. Deren Geltungsbeginn sollte daher zuriickgestellt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anderung der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565

Die Delegierte Verordnung (EU) 2017/565 wird wie folgt gedndert:
1. In Artikel 2 werden die folgenden Nummern 7, 8 und 9 angefigt:

.7. Nachhaltigkeitspriferenzen‘ die Entscheidung eines Kunden oder potenziellen Kunden dariiber, ob und, wenn ja,
inwieweit eines der folgenden Finanzinstrumente in seine Anlage einbezogen werden soll:

a) ein Finanzinstrument, bei dem der Kunde oder potenzielle Kunde bestimmt, dass ein Mindestanteil in
okologisch nachhaltige Investitionen im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 der Verordnung (EU) 2020/852 des
Europiischen Parlaments und des Rates (*) angelegt werden soll;

b) ein Finanzinstrument, bei dem der Kunde oder potenzielle Kunde bestimmt, dass ein Mindestanteil in
nachhaltige Investitionen im Sinne von Artikel 2 Nummer 17 der Verordnung (EU) 2019/2088 des
Europiischen Parlaments und des Rates (**) angelegt werden soll;

¢) ein Finanzinstrument, bei dem die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren
beriicksichtigt werden, wobei die qualitativen oder quantitativen Elemente, mit denen diese Beriicksichtigung
nachgewiesen werden, vom Kunden oder potenziellen Kunden bestimmt werden;
8. Nachhaltigkeitsfaktoren' Nachhaltigkeitsfaktoren gemafl Artikel 2 Nummer 24 der Verordnung (EU) 2019/2088;
9. Nachhaltigkeitsrisiken‘ Nachhaltigkeitsrisiken gemaf§ Artikel 2 Nummer 22 der Verordnung (EU) 2019/2088.
(*)  Verordnung (EU) 2020/852 des Européischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2020 iiber die Einrichtung
eines Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger Investitionen und zur Anderung der Verordnung (EU) 2019/2088
(ABL L 198 vom 22.6.2020, S. 13).

(**) Verordnung (EU) 2019/2088 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 iiber
nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor (ABL. L 317 vom 9.12.2019, S. 1).

2. In Artikel 21 erhilt Absatz 1 folgende Fassung:
a) Unterabsatz 2 erhilt folgende Fassung:

,Wertpapierfirmen beriicksichtigen bei der Erfillung der in diesem Absatz aufgefiihrten Anforderungen Nachhaltig-
keitsrisiken.”
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b) folgender Unterabsatz wird angefuigt:
,Bei der Erfiillung der Anforderungen gemifS diesem Absatz haben die Wertpapierfirmen die Art, den Umfang und
die Komplexitdt ihrer Geschifte sowie die Art und das Spektrum der im Zuge dieser Geschifte erbrachten
Wertpapierdienstleistungen und Anlagetitigkeiten zu beriicksichtigen.”
3. Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe a erhilt folgende Fassung:
,a) angemessene Strategien und Verfahren fur ihr Risikomanagement festlegen und auf Dauer umsetzen, mit denen die
mit den Geschiften, Abldufen und Systemen der Firma verbundenen Risiken erfasst werden und gegebenentfalls eine

Risikotoleranzschwelle festlegen. Dabei beriicksichtigen Wertpapierfirmen Nachhaltigkeitsrisiken;*

4. Artikel 33 erhalt folgende Fassung:

JArtikel 33
Fiir einen Kunden potenziell nachteilige Interessenkonflikte
(Artikel 16 Absatz 3 und Artikel 23 der Richtlinie 2014/65/EU)

Die Wertpapierfirmen miissen zur Feststellung der Arten von Interessenkonflikten, die bei Erbringung von Wertpapier-
und Nebendienstleistungen oder bei einer Kombination daraus auftreten und den Interessen eines Kunden,
einschliefSlich seiner Nachhaltigkeitspriferenzen, abtraglich sein konnen, zumindest der Frage Rechnung tragen, ob auf
die Wertpapierfirma, eine relevante Person oder eine Person, die direkt oder indirekt durch Kontrolle mit der Firma
verbunden ist, aufgrund der Tatsache, dass sie Wertpapier- oder Nebendienstleistungen erbringt oder Anlagetitigkeiten
ausiibt, eine der folgenden Situationen zutriftt:

a) Wahrscheinlich wird die Wertpapierfirma oder eine der genannten Personen zulasten des Kunden einen finanziellen
Vorteil erzielen oder finanziellen Verlust vermeiden;

b) die Wertpapierfirma oder eine der genannten Personen hat am Ergebnis einer fiir den Kunden erbrachten
Dienstleistung oder eines im Namen des Kunden getitigten Geschifts ein Interesse, das nicht mit dem Interesse des
Kunden an diesem Ergebnis tibereinstimmt;

¢) fir die Wertpapierfirma oder eine der genannten Personen gibt es einen finanziellen oder sonstigen Anreiz, die
Interessen eines anderen Kunden oder einer anderen Gruppe von Kunden iiber die Interessen des Kunden zu stellen;

d) die Wertpapierfirma oder eine der genannten Personen geht dem gleichen Geschift nach wie der Kunde;

e) die Wertpapierfirma oder eine der genannten Personen erhalt aktuell oder kiinftig von einer nicht mit dem Kunden
identischen Person in Bezug auf eine fir den Kunden erbrachte Dienstleistung einen Anreiz in Form von
finanziellen oder nichtfinanziellen Vorteilen oder Dienstleistungen.

5. Artikel 52 Absatz 3 erhilt folgende Fassung:
,(3)  Die Wertpapierfirmen beschreiben Folgendes:

a) die in Betracht kommenden Arten von Finanzinstrumenten;

b) das Spektrum an Finanzinstrumenten sowie die nach der jeweiligen Art von Finanzinstrument gemifl dem
Leistungsumfang analysierten Anbieter;

¢) gegebenenfalls die Nachhaltigkeitsfaktoren, die bei der Auswahl der Finanzinstrumente beriicksichtigt werden;

d) die Art und Weise, wie bei der Vornahme einer unabhingigen Beratung die erbrachte Dienstleistung den
Bedingungen fiir die unabhingige Vornahme der Anlageberatung gerecht wird, und die Faktoren, die beim
Auswahlverfahren der Wertpapierfirma zur Empfehlung von Finanzinstrumenten Beriicksichtigung finden,
darunter Risiken, Kosten und die Komplexitit der Finanzinstrumente.”

6. Artikel 54 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 Buchstabe a erhilt folgende Fassung:

,a) Es entspricht den Anlagezielen des betreffenden Kunden, auch hinsichtlich seiner Risikobereitschaft und
jeglicher Nachhaltigkeitspriferenzen;*



2.8.2021 Amtsblatt der Europdischen Union L2775

b) Absatz 5 erhilt folgende Fassung:

,(5)  Die Informationen iiber die Anlageziele des Kunden bzw. potenziellen Kunden umfassen — soweit
relevant — Informationen iiber den Zeitraum, in dem der Kunde die Anlage zu halten gedenkt, seine Praferenzen
hinsichtlich des einzugehenden Risikos, seine Risikotoleranz, den Zweck der Anlage und zusitzlich seine Nachhaltig-
keitspriferenzen.”

¢) Absatz 9 erhilt folgende Fassung:

,(9)  Die Wertpapierfirmen miissen geeignete Strategien und Verfahren anwenden und demonstrieren konnen,
um sicherzustellen, dass sie in der Lage sind, die Art und Merkmale, wie Kosten und Risiken, der von ihnen fiir ihre
Kunden ausgewihlten und beurteilten Wertpapierdienstleistungen und Finanzinstrumente, einschlieflich jeglicher
Nachhaltigkeitsfaktoren, nachzuvollziehen und unter Beriicksichtigung von Kosten und Komplexitit beurteilen, ob
dquivalente Wertpapierdienstleistungen bzw. Finanzinstrumente dem Profil ihres Kunden gerecht werden kénnen.”

d) Absatz 10 erhilt folgende Fassung:
,(10)  Bei der Erbringung der Wertpapierdienstleistung im Rahmen der Anlageberatung bzw. Portfolioverwaltung

darf eine Wertpapierfirma keine Empfehlungen aussprechen oder Handelsentscheidungen treffen, wenn keine der
Dienstleistungen bzw. Instrumente fur den Kunden geeignet sind.

Eine Wertpapierfirma empfiehlt Finanzinstrumente nicht als den Nachhaltigkeitspriferenzen eines Kunden oder
potenziellen Kunden entsprechend oder trifft keine Handelsentscheidungen beziiglich solcher Instrumente, wenn
diese Finanzinstrumente diesen Praferenzen nicht entsprechen. Die Wertpapierfirma erkldren ihren Kunden oder
potenziellen Kunden, aus welchen Griinden sie dies nicht tun, und zeichnen die Begriindung auf.

Entspricht kein Finanzinstrument den Nachhaltigkeitspraferenzen des Kunden oder potenziellen Kunden und
entscheidet sich der Kunde, seine Nachhaltigkeitspriferenzen anzupassen, so wird diese Kundenentscheidung
einschliefSlich ihrer Begriindung von der Wertpapierfirma aufgezeichnet.

¢) Absatz 12 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(12)  Bei der Erbringung einer Anlageberatung lassen die Wertpapierfirmen dem Kleinanleger einen Bericht mit
einem Uberblick iiber die erteilte Beratung und Angaben zukommen, in dem sie darlegen, inwiefern die abgegebene
Empfehlung fiir den betreffenden Kleinanleger geeignet ist, was auch Informationen dariiber mit einschlief3t,
inwieweit sie auf die Anlageziele und personlichen Umstinde des Kunden hinsichtlich der erforderlichen
Anlagedauer, der Kenntnisse und Erfahrungen des Kunden, der Risikobereitschaft, seiner Verlusttragfihigkeit und
seinen Nachhaltigkeitspriferenzen abgestimmt wurde.”

f) in Absatz 13 wird folgender neuer Unterabsatz angefiigt:

,Die Anforderungen in Bezug auf die Nachhaltigkeitspriferenzen von Kunden oder potenziellen Kunden lassen die in
Unterabsatz 1 festgelegten Bedingungen unberiihrt.”
Artikel 2
Inkrafttreten und Anwendung
Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 2. August 2022.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 21. April 2021
Fiir die Kommission

Die Prdsidentin
Ursula VON DER LEYEN
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2021/1254 DER KOMMISSION
vom 21. April 2021

zur Berichtigung der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 zur Erginzung der Richtlinie

2014/65/EU des Europiischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die organisatorischen

Anforderungen an Wertpapierfirmen und die Bedingungen fiir die Ausiibung ihrer Titigkeit sowie
in Bezug auf die Definition bestimmter Begriffe fiir die Zwecke der genannten Richtlinie

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Richtlinie 2014/65/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 iiber Markte fiir
Finanzinstrumente sowie zur Anderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU ('), insbesondere auf Artikel 16
Absatz 12 und Artikel 27 Absatz 9,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  In Artikel 1 Absatz 1 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 der Kommission (%) wurden Fehler festgestellt, da
nach dem Wortlaut des Artikels nicht Artikel 64 Absatz 4, Artikel 65 und Kapitel VIII der genannten Verordnung
anzuwenden sind, sondern Artikel 59 Absatz 4, Artikel 60 und Kapitel IV.

(2)  In mehreren Querverweisen in Anhang I der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 waren Fehler enthalten, und
zwar unter ,Kundeneinschitzung®, ,Auftragsabwicklung®, ,Kundenauftrige und -geschifte®, ,Berichtspflichten
gegeniiber den Kunden®, ,Kommunikation mit Kunden“ und ,Organisatorische Anforderungen.

(3)  Die Delegierte Verordnung (EU) 2017/565 sollte daher entsprechend berichtigt werden —
HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Delegierte Verordnung (EU) 2017/565 wird wie folgt berichtigt:
1. In Artikel 1 erhilt Absatz 1 folgende Fassung:

,(1)  Kapitel II und Kapitel IIl Abschnitte 1 bis 4, Artikel 64 Absatz 4, Artikel 65 und Abschnitte 6 bis 8 sowie —
soweit sie sich auf diese Bestimmungen beziehen — Kapitel I und Kapitel VIII dieser Verordnung finden auf
Verwaltungsgesellschaften bei der Erbringung von Dienstleistungen gemafl Artikel 6 Absatz 4 der Richtlinie
2009/65/EG und Artikel 6 Absatz 6 der Richtlinie 2011/61/EU des Europiischen Parlaments und des Rates (¥)
Anwendung.

(*) Richtlinie 2011/61/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 {iber die Verwalter alternativer
Investmentfonds und zur Anderung der Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG)
Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 1095/2010 (ABL. L 174 vom 1.7.2011, S. 1).

2. Anhang I erhilt die Fassung des Anhangs dieser Verordnung.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

() ABLL 173 vom 12.6.2014, S. 349.

(*) Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 der Kommission vom 25. April 2016 zur Erginzung der Richtlinie 2014/65[EU des
Europdischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die organisatorischen Anforderungen an Wertpapierfirmen und die Bedingungen
fur die Ausiibung ihrer Titigkeit sowie in Bezug auf die Definition bestimmter Begriffe fiir die Zwecke der genannten Richtlinie (ABL
L 87 vom 31.3.2017, S. 1).
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 21. April 2021

Fiir die Kommission
Die Prdsidentin
Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG

~ANHANG I

Aufzeichnungen

Liste der Aufzeichnungen, die abhingig von der Art ihrer Tétigkeiten von Wertpapierfirmen aufbewahrt werden miissen

Art der Verpflichtung

Art der Aufzeichnung

Zusammenfassung des

Rechtlicher Bezug

Inhalts
Kundeneinschitzung
Informationen fiir Kunden | Inhalt nach Mafgabe des Artikel 24 Absatz 4 der
Artikels 24 Absatz 4 der Richtlinie 2014/65/EU

Richtlinie 2014/6 5/EU und
der Artikel 44 bis 51 dieser
Verordnung

Artikel 44 bis 51 dieser
Verordnung

Kundenvertrige

Aufzeichnungen nach
MafSgabe von Artikel 25
Absatz 5 der Richtlinie

Artikel 25 Absatz 5 der
Richtlinie 2014/65/EU
Artikel 58 dieser Verordnung

2014/65/EU
Beurteilung der Inhalt nach Mafgabe des Artikel 25 Absitze 2 und 3
Geeignetheit und Artikels 25 Absdtze 2 und 3 | der Richtlinie 2014/65/EU
Angemessenheit der Richtlinie 2014/65/EU | Artikel 54, 55 und 56 dieser

und der Artikel 54, 55 Verordnung

und 60 dieser Verordnung

Auftragsabwicklung

Bearbeitung von Aufzeichnungen nach Artikel 24 Absatz 1 und
Kundenauftragen — MafSgabe der Artikel 67 bis | Artikel 28 Absatz 1 der
zusammengelegte 70 dieser Verordnung Richtlinie 2014/65/EU
Geschifte Artikel 67 bis 70 dieser

Verordnung

Zusammenlegung und
Zuweisung von Geschiften
fur eigene Rechnung

Aufzeichnungen nach
MafSgabe des Artikels 69
dieser Verordnung

Artikel 24 Absatz 1 und
Artikel 28 Absatz 1 der
Richtlinie 2014/65/EU
Artikel 69 dieser Verordnung

Kundenauftrige und -geschifte

Aufzeichnung von
Kundenauftragen oder
Handelsentscheidung

Aufzeichnungen nach
MafSgabe des Artikels 74
dieser Verordnung

Artikel 16 Absatz 6 der
Richtlinie 2014/65/EU
Artikel 74 dieser Verordnung

Aufzeichnung von
Geschiften und
Auftragsabwicklung

Aufzeichnungen nach
MafSgabe des Artikels 75
dieser Verordnung

Artikel 16 Absatz 6 der
Richtlinie 2014/65/EU
Artikel 75 dieser Verordnung
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Berichtspflichten gegeniiber den Kunden

Verpflichtungen
hinsichtlich der den Kunden
zur Verfiigung gestellten
Dienstleistungen

Inhalte nach Maf3gabe der
Artikel 59 bis 63 dieser
Verordnung

Artikel 24 Absitze 1 und 6
und Artikel 25 Absitze 1
und 6 der Richtlinie
2014/65/EU

Artikel 59 bis 63 dieser
Verordnung

Schutz des Kundenvermogens

Finanzinstrumente des
Kunden, die von einer
Wertpapierfirma gehalten
werden

Aufzeichnungen nach
MafSgabe des Artikels 16
Absatz 8 der Richtlinie
2014/65/EU und des
Artikels 2 der Delegierten
Richtlinie (EU) 2017/593
der Kommission

Artikel 16 Absatz 8 der
Richtlinie 2014/65/EU
Artikel 2 der Delegierten
Richtlinie (EU) 2017/593

Gelder des Kunden, die von
einer Wertpapierfirma
gehalten werden

Aufzeichnungen nach
MafSgabe des Artikels 16
Absatz 9 der Richtlinie
2014/65/EU und des
Artikels 2 der Delegierten
Richtlinie (EU) 2017/593

Artikel 16 Absatz 9 der
Richtlinie 2014/65/EU
Artikel 2 der Delegierten
Richtlinie (EU) 2017/593

Verwendung der
Finanzinstrumente von
Kunden

Aufzeichnungen nach
MafSgabe des Artikels 5 der
Delegierten Richtlinie (EU)
2017/593

Artikel 16 Absitze 8, 9
und 10 der Richtlinie
2014/65/EU

Artikel 5 der Delegierten
Richtlinie (EU) 2017/593

Kommunikation mit Kunden

Informationen {iber Kosten | Inhalte nach Maflgabe des | Artikel 24 Absatz 4
und Nebenkosten Artikels 50 dieser Buchstabe ¢ der Richtlinie
Verordnung 2014/65[EU
Artikel 50 dieser Verordnung
Informationen iiber die Inhalt nach MafSgabe der Artikel 24 Absatz 4 der

Wertpapierfirma und ihre
Dienstleistungen,
Finanzinstrumente und
Schutz des
Kundenvermogens

Artikel 47, 48 und 49 dieser
Verordnung

Richtlinie 2014/65/EU
Artikel 47, 48 und 49 dieser
Verordnung

Informationen fiir Kunden

Kommunikationsaufzeich-
nungen

Artikel 24 Absatz 3 der
Richtlinie 2014/65/EU
Artikel 46 dieser Verordnung

Marketingmitteilungen
(auBer in miindlicher Form)

Jegliche von der
Wertpapierfirma
ausgehende
Marketingmitteilung (aufler
in miindlicher Form) nach
Mafgabe der Artikel 44
und 46 dieser Verordnung

Artikel 24 Absatz 3 der
Richtlinie 2014/65/EU
Artikel 44 und 46 dieser
Verordnung
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Anlageberatung fiir i) Der Umstand, die Zeit und
Kleinanleger das Datum, an dem die
Anlageberatung erbracht
wurde und ii) das
empfohlene
Finanzinstrument iii) die
dem Kunden zur Verfiigung
gestellte
Geeignetheitserklirung

Artikel 25 Absatz 6 der
Richtlinie 2014/65/EU
Artikel 54 dieser Verordnung

Finanzanalysen Jedes von der
Wertpapierfirma
ausgestellte Element von
Finanzanalysen auf einem
dauerhaften Datentriger

Artikel 24 Absatz 3 der
Richtlinie 2014/65/EU
Artikel 36 und 37 dieser
Verordnung

Organisatorische Anforderungen

Die Geschifts- und interne | Aufzeichnungen nach

Artikel 16 Absitze 2 bis10

an die Geschiftsleitung

Organisation der Firma MafSgabe des Artikels 21 der Richtlinie 2014/65/EU
Absatz 1 Buchstabe f dieser | Artikel 21 Absatz 1
Verordnung Buchstabe f dieser
Verordnung
Compliance-Berichte Jeder Compliance-Bericht Artikel 16 Absatz 2 der

Richtlinie 2014/65/EU
Artikel 22 Absatz 2
Buchstabe ¢ und Artikel 25
Absatz 2 dieser Verordnung

Artikel 16 Absatz 3 der
Richtlinie 2014/65/EU
Artikel 35 dieser Verordnung

Aufzeichnung tiber Aufzeichnungen nach

Interessenkonflikte MafSgabe des Artikels 35
dieser Verordnung

Anreize Ubermittlung der
Informationen an Kunden
nach Maf3gabe des

Artikels 24 Absatz 9 der
Richtlinie 2014/65/EU

Artikel 24 Absatz 9 der
Richtlinie 2014/65/EU
Artikel 11, 12 und 13 der
Delegierten Richtlinie (EU)
2017/593

an die Fithrungsebene

Berichte zum Jeder Bericht zum Artikel 16 Absatz 5 der
Risikomanagement Risikomanagement an die | Richtlinie 2014/65/EU
Fithrungsebene Artikel 23 Absatz 1
Buchstabe b und Artikel 25
Absatz 2 dieser Verordnung
Innenrevisionsberichte Jeder Innenrevisionsbericht | Artikel 16 Absatz 5 der

Richtlinie 2014/65/EU
Artikel 24 und Artikel 25
Absatz 2 dieser Verordnung

personlichen Geschiften Mafigabe des Artikels 29
Absatz 5 Buchstabe c dieser
Verordnung

Aufzeichnungen zur Jede Beschwerde und die Artikel 16 Absatz 2 der
Bearbeitung von ergriffenen Mafinahmen zur | Richtlinie 2014/65/EU
Beschwerden Bearbeitung der Beschwerde | Artikel 26 dieser Verordnung
Aufzeichnungen von Aufzeichnungen nach Artikel 16 Absatz 2 der

Richtlinie 2014/65/EU
Artikel 29 Absatz 5
Buchstabe c dieser
Verordnung*
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2021/1255 DER KOMMISSION
vom 21. April 2021

zur Anderung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 231/2013 im Hinblick auf die von den
Verwaltern alternativer Investmentfonds zu beriicksichtigenden Nachhaltigkeitsrisiken und
-faktoren

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Richtlinie 2011/61/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 tber die Verwalter
alternativer Investmentfonds und zur Anderung der Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG)
Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 1095/2010 ('), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 3, Artikel 14 Absatz 4, Artikel 15 Absatz 5
und Artikel 18 Absatz 2,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Der Ubergang zu einer CO,-armen, nachhaltigeren und ressourcenschonenden Kreislaufwirtschaft entsprechend den
Zielen fur nachhaltige Entwicklung ist von entscheidender Bedeutung, um die Wirtschaft der Union langfristig
wettbewerbsfihig zu halten. Im Jahr 2016 hat die Union das Ubereinkommen von Paris (2) geschlossen. Artikel 2
Absatz 1 Buchstabe c des Pariser Ubereinkommens gibt das Ziel vor, entschlossener gegen Klimadnderungen
vorzugehen, unter anderem, indem die Finanzmittelfliisse in Einklang gebracht werden mit einem Weg hin zu einer
hinsichtlich der Treibhausgase emissionsarmen und gegeniiber Klimainderungen widerstandsfihigen Entwicklung.

(2)  In Anerkennung dieser Herausforderung stellte die Kommission im Dezember 2019 den europdischen Griinen
Deal (°) vor. Der europdische Griine Deal ist eine neue Wachstumsstrategie, mit der die Union zu einer fairen und
wohlhabenden Gesellschaft mit einer modernen, ressourceneffizienten und wettbewerbsfihigen Wirtschaft werden
soll, in der ab dem Jahr 2050 keine Netto-Treibhausgasemissionen mehr freigesetzt werden und das Wirtschafts-
wachstum von der Ressourcennutzung abgekoppelt ist. Dieses Ziel erfordert auch klare Signale an die Anleger in
Bezug auf ihre Investitionen, um gestrandete Vermogenswerte zu vermeiden und nachhaltige Finanzmittel zu
mobilisieren.

(3)  Im Mirz 2018 veroffentlichte die Kommission ihren Aktionsplan ,Finanzierung nachhaltigen Wachstums® (), mit
dem eine ehrgeizige und umfassende Strategie fiir ein nachhaltiges Finanzwesen auf den Weg gebracht wurde. Eines
der im Aktionsplan genannten Ziele besteht darin, die Kapitalfliisse in nachhaltige Investitionen umzulenken, um
ein nachhaltiges und inklusives Wachstum zu erreichen. Die im Mai 2018 veroffentlichte Folgenabschitzung zu
darauffolgenden Rechtsetzungsinitiativen () ergab, dass Klarheit dariiber geschaffen werden muss, dass Verwalter
alternativer Investmentfonds (im Folgenden ,AIFM®) im Rahmen ihrer Pflichten gegeniiber den Anlegern auch
Nachhaltigkeitsfaktoren zu beriicksichtigen haben. AIFM sollten daher nicht nur simtliche relevanten finanziellen
Risiken fortlaufend bewerten, sondern auch alle relevanten Nachhaltigkeitsrisiken im Sinne der Verordnung (EU)
2019/2088 des Europdischen Parlaments und des Rates (°), deren Eintreten tatsichliche oder potenzielle erhebliche
negative Auswirkungen auf den Wert einer Anlage haben kann. In der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 231/2013
der Kommission (") wird nicht ausdriicklich auf Nachhaltigkeitsrisiken Bezug genommen. Aus diesem Grund und
um sicherzustellen, dass die internen Verfahren und organisatorischen Vorkehrungen ordnungsgemifl umgesetzt
und eingehalten werden, muss prazisiert werden, dass die Prozesse, Systeme und internen Kontrollen von AIFM
Nachhaltigkeitsrisiken widerspiegeln miissen und technische Kapazititen und Kenntnisse fiir die Analyse dieser
Risiken erforderlich sind.

() ABLL174vom1.7.2011,8. 1.

() Beschluss (EU) 2016/1841 des Rates vom 5. Oktober 2016 iiber den Abschluss des im Rahmen des Rahmeniibereinkommens der
Vereinten Nationen iiber Klimainderungen geschlossenen Ubereinkommens von Paris im Namen der Europaischen Union (ABL. L 282
vom 19.10.2016, S. 4).

() COM(2019) 640 final.

() COM(2018) 97 final.

() SWD(2018) 264 final.

() Verordnung (EU) 2019/2088 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 iiber nachhaltigkeitsbezogene

Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor (ABL L 317 vom 9.12.2019, S. 1).

() Delegierte Verordnung (EU) Nr. 231/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2012 zur Ergdnzung der Richtlinie 2011/61/EU des
Europiischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf Ausnahmen, die Bedingungen fiir die Ausitbung der Tatigkeit, Verwahrstellen,
Hebelfinanzierung, Transparenz und Beaufsichtigung (ABL. L 83 vom 22.3.2013, S. 1).
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(4)  Nach der Verordnung (EU) 2019/2088 miissen AIFM, die verpflichtet sind, die wichtigsten nachteiligen
Auswirkungen von Investitionsentscheidungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren zu berticksichtigen, oder die diese
Auswirkungen freiwillig beriicksichtigen, offenlegen, wie diese wichtigsten nachteiligen Auswirkungen im Rahmen
ihrer Sorgfaltspflichten beriicksichtigt werden. Um die Kohdrenz zwischen der Verordnung (EU) 2019/2088 und
der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 231/2013 zu gewihrleisten, sollte diese Verpflichtung in die Delegierte
Verordnung (EU) Nr. 231/201 3 aufgenommen werden.

(5)  Damit ein hoher Anlegerschutz aufrechterhalten wird, sollten AIFM sicherstellen, dass sie bei der Ermittlung der Arten
von Interessenkonflikten, deren Vorliegen den Interessen eines AIF abtréglich sein kann, auch solche Interessenkonflikte
beriicksichtigen, die sich aus der Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken in ihre Prozesse, Systeme und internen
Kontrollen ergeben konnen. Zu diesen Konflikten konnen Konflikte gehoren, die sich aus der Vergiitung oder
personlichen Transaktionen der betreffenden Mitarbeiter ergeben, Interessenkonflikte, die zu Greenwashing, Verkdufen
unter Vorgabe falscher oder irreleitender Behauptungen oder falschen Darstellungen von Anlagestrategien fithren
konnten, sowie Interessenkonflikte zwischen verschiedenen AIF, die von demselben AIFM verwaltet werden.

(6)  Die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 231/2013 sollte daher entsprechend gedndert werden.

(7)  Die zustindigen Behorden und AIFM sollten ausreichend Zeit erhalten, um sich an die neuen Anforderungen dieser
Verordnung anzupassen. Thr Geltungsbeginn sollte daher zuriickgestellt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 231/2013 wird wie folgt gedndert:
1. In Artikel 1 werden folgende Nummern 6 und 7 angefiigt:

,6. Nachhaltigkeitsrisiko* ist das Nachhaltigkeitsrisiko gemaf8 Artikel 2 Nummer 22 der Verordnung (EU) 2019/2088
des Europdischen Parlaments und des Rates (¥).

7. Nachhaltigkeitsfaktoren sind Nachhaltigkeitsfaktoren gemifl Artikel 2 Nummer 24 der Verordnung (EU)
2019/2088.

(*) Verordnung (EU) 2019/2088 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 iiber nachhaltig-
keitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor (ABL L 317 vom 9.12.2019, S. 1).“

2. In Artikel 18 werden die folgenden Absitze 5 und 6 angefiigt:

,(5)  Die AIFM beriicksichtigen bei der Erfilllung der in den Absdtzen 1 bis 3 aufgefithrten Anforderungen
Nachhaltigkeitsrisiken.

(6)  Wenn AIFM die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen von Investitionsentscheidungen auf Nachhaltigkeits-
faktoren im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2019/2088 oder nach Mafigabe von
Artikel 4 Absitze 3 und 4 der genannten Verordnung beriicksichtigen, so tragen diese AIFM den wichtigsten
nachteiligen Auswirkungen bei der Erfullung der in den Absitzen 1 bis 3 des vorliegenden Artikels aufgefithrten
Anforderungen Rechnung.”

3. In Artikel 22 wird folgender Absatz 3 angefugt:

,(3)  Fur die Zwecke des Absatzes 1 verfiigen die AIFM iiber die Ressourcen und Fachkenntnisse, die zur wirksamen
Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken erforderlich sind.

4. In Artikel 30 wird folgender Unterabsatz angefiigt:

,Die AIFM stellen sicher, dass sie bei der Ermittlung der Arten von Interessenkonflikten, deren Vorliegen den Interessen
eines AIF abtriglich sein kann, solche beriicksichtigen, die sich aus der Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken in ihre
Prozesse, Systeme und internen Kontrollen ergeben konnen.

5. Artikel 40 Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»(2)  Die Grundsitze fur das Risikomanagement umfassen die Verfahren, die notwendig sind, damit der AIFM bei
jedem von ihm verwalteten AIF dessen Markt-, Liquiditits-, Nachhaltigkeits- und Gegenparteirisiko sowie alle sonstigen
relevanten Risiken, einschliefSlich operationeller Risiken, bewerten kann, die fiir die einzelnen von ihm verwalteten AIF
wesentlich sein konnten.”
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6. In Artikel 57 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefiigt:
,AIFM tragen bei der Erfiillung der in Unterabsatz 1 aufgefithrten Anforderungen Nachhaltigkeitsrisiken Rechnung.”
7. In Artikel 60 Absatz 2 wird folgender Buchstabe i angefiigt:

,i) die Verantwortung fiir die Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken in die unter den Buchstaben a bis h genannten
Titigkeiten tragt.”

Artikel 2

Die vorliegende Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in
Kraft.

Sie gilt ab dem 1. August 2022.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 21. April 2021

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2021/1256 DER KOMMISSION
vom 21. April 2021

zur Anderung der Delegierten Verordnung (EU) 2015/35 im Hinblick auf die Einbeziehung von
Nachhaltigkeitsrisiken in die Governance von Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Richtlinie 2009/138/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 betreffend
die Aufnahme und Ausiibung der Versicherungs- und der Riickversicherungstitigkeit (Solvabilitit II) ('), insbesondere auf
Artikel 50 Absatz 1 und Artikel 135 Absatz 1 Buchstabe a,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1)  Der Ubergang zu einer CO,-armen, nachhaltigeren und ressourcenschonenden Kreislaufwirtschaft entsprechend den
Zielen fur nachhaltige Entwicklung ist von entscheidender Bedeutung, um die Wirtschaft der Union langfristig
wettbewerbsfihig zu halten. Im Jahr 2016 hat die Union das Ubereinkommen von Paris (?) geschlossen. Artikel 2
Absatz 1 Buchstabe ¢ des Ubereinkommens gibt das Ziel vor, entschlossener gegen Klimainderungen vorzugehen,
unter anderem indem die Finanzmittelfliisse in Einklang gebracht werden mit einem Weg hin zu einer hinsichtlich
der Treibhausgase emissionsarmen und gegeniiber Klimadnderungen widerstandsfahigen Entwicklung.

(2)  Um diese Herausforderung anzugehen, stellte die Kommission im Dezember 2019 den europdischen Griinen Deal ()
vor. Dieser Griine Deal ist eine neue Wachstumsstrategie, mit der die Union zu einer fairen und wohlhabenden
Gesellschaft mit einer modernen, ressourceneffizienten und wettbewerbsfahigen Wirtschaft werden soll, in der im
Jahr 2050 keine Netto-Treibhausgasemissionen mehr freigesetzt werden und das Wirtschaftswachstum von der
Ressourcennutzung abgekoppelt ist. Dies erfordert auch klare, langfristige Signale, um Anlegern Orientierung zu
geben, gestrandete Vermogenswerte zu vermeiden und nachhaltige Finanzmittel zu mobilisieren.

(3)  Im Mirz 2018 veroffentlichte die Kommission ihren Aktionsplan ,Finanzierung nachhaltigen Wachstums® (), mit
dem eine ehrgeizige und umfassende Strategie fiir ein nachhaltiges Finanzwesen auf den Weg gebracht wurde. Eines
der im Aktionsplan genannten Ziele besteht darin, die Kapitalfliisse in nachhaltige Investitionen umzulenken, um
ein nachhaltiges und inklusives Wachstum zu erreichen. Wie die Folgenabschitzung zu den darauthin im Mai 2018
veroffentlichten Gesetzgebungsinitiativen (°) ergab, muss klargestellt werden, dass die Versicherungs- und Riickversi-
cherungsunternehmen Nachhaltigkeitsfaktoren im Rahmen ihrer Pflichten gegeniiber den Versicherungsnehmern
beriicksichtigen sollten. Die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen sollten also nicht nur alle
relevanten finanziellen Risiken fortlaufend bewerten, sondern auch alle relevanten Nachhaltigkeitsrisiken im Sinne
der Verordnung (EU) 2019/2088 des Europdischen Parlaments und des Rates (%), deren Eintreten tatsichlich oder
potenziell wesentliche negative Auswirkungen auf den Wert einer Investition oder einer Verbindlichkeit haben
konnte. In der Delegierten Verordnung (EU) 2015/35 der Kommission (') werden Nachhaltigkeitsrisiken nicht
ausdriicklich erwdhnt. Aus diesem Grund und um sicherzustellen, dass das Governance-System der Versicherungs-
und Riickversicherungsunternehmen ordnungsgemifl umgesetzt und eingehalten wird, muss klargestellt werden,
dass sich Nachhaltigkeitsrisiken im Governance-System von Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen
und in der Beurteilung des Gesamtsolvabilititsbedarfs dieser Unternehmen widerspiegeln sollten.

(4)  Versicherungsunternehmen, die die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren gemif der
Verordnung (EU) 2019/2088 offenlegen, sollten auch ihre Verfahren, Systeme und internen Kontrollen
entsprechend anpassen.

(") ABL. L 335vom 17.12.2009, S. 1.

() Beschluss (EU) 20161841 des Rates vom 5. Oktober 2016 iiber den Abschluss des im Rahmen des Rahmeniibereinkommens der
Vereinten Nationen {iber Klimainderungen geschlossenen Ubereinkommens von Paris im Namen der Europdischen Union (ABL. L 282
vom 19.10.2016, S. 1).

() Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Europdischen Rat, den Rat, den Europdischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Der europdische Griine Deal (COM(2019) 640 final).

() COM(2018) 97 final.

() SWD(2018) 264 final.

() Verordnung (EU) 2019/2088 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 iiber nachhaltigkeitsbezogene
Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor (ABL L 317 vom 9.12.2019, S. 1).

() Delegierte Verordnung (EU) 2015/35 der Kommission vom 10. Oktober 2014 zur Erginzung der Richtlinie 2009/138/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme und Ausiibung der Versicherungs- und der Riickversicherungs-
tatigkeit (Solvabilitét IT) (ABL. L 12 vom 17.1.2015, S. 1).
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(5)  Da die Kommission sicherstellen will, dass Klima- und Umweltrisiken gemanagt und in das Finanzsystem einbezogen
werden, und die Vergiitungsleitlinien eine wichtige Rolle dabei spielen, dass die Mitarbeiter von Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen die durch das Risikomanagementsystem ermittelten Risiken wirksam managen,
sollten die Vergiitungsleitlinien von Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen Angaben dazu enthalten,
wie sie der Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken in das Risikomanagementsystem Rechnung tragen.

(6)  Nach dem in Artikel 132 der Richtlinie 2009/138/EG verankerten Grundsatz der unternehmerischen Vorsicht
diirfen Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen nur in Vermogenswerte investieren, deren Risiken sie
angemessen erkennen, messen, iiberwachen, managen, steuern und berichten konnen. Um sicherzustellen, dass
Klima- und Umweltrisiken von den Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen wirksam gemanagt
werden, sollten Nachhaltigkeitsrisiken bei der Umsetzung des Grundsatzes der unternehmerischen Vorsicht
beriicksichtigt werden, und sollten die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen die Nachhaltigkeitspra-
ferenzen ihrer Kunden, denen beim Produktgenehmigungsverfahren Rechnung getragen wurde, in ihrem
Anlageprozess abbilden.

(7)  Die Delegierte Verordnung (EU) 2015/35 sollte daher entsprechend gedndert werden.

(8)  Die Aufsichtsbehorden sowie die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen sollten ausreichend Zeit
erhalten, um sich an die neuen Anforderungen dieser Verordnung anzupassen. Ihr Geltungsbeginn sollte daher
zuriickgestellt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anderung der Delegierten Verordnung (EU) 2015/35

Die Delegierte Verordnung (EU) 2015/35 wird wie folgt gedndert:
1. In Artikel 1 werden die folgenden Nummern 55c¢ bis 55e eingefiigt:

,55¢c. Nachhaltigkeitsrisiko* ein Ereignis oder eine Bedingung in den Bereichen Umwelt, Soziales oder
Unternehmensfithrung, dessen beziechungsweise deren Eintreten tatsichlich oder potenziell negative
Auswirkungen auf den Wert der Investition oder auf den Wert der Verbindlichkeit haben konnte;

55d. Nachhaltigkeitsfaktoren’ Nachhaltigkeitsfaktoren im Sinne von Artikel 2 Nummer 24 der Verordnung (EU)
2019/2088 des Europdischen Parlaments und des Rates (¥);

55e. Nachhaltigkeitspriferenzen die Entscheidung eines Kunden oder potenziellen Kunden dariiber, ob und, wenn ja,
inwieweit eines der folgenden Finanzinstrumente in seine Anlage einbezogen werden sollte:

a) ein Finanzinstrument, bei dem der Kunde oder potenzielle Kunde bestimmt, dass ein Mindestanteil in
okologisch nachhaltige Investitionen im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 der Verordnung (EU) 2020/852 des
Europiischen Parlaments und des Rates (**) angelegt werden soll;

b) ein Finanzinstrument, bei dem der Kunde oder potenzielle Kunde bestimmt, dass ein Mindestanteil in
nachhaltige Investitionen im Sinne von Artikel 2 Nummer 17 der Verordnung (EU) 2019/2088 des
Europdischen Parlaments und des Rates angelegt werden soll;

¢) ein Finanzinstrument, bei dem die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren
berticksichtigt werden, wobei die qualitativen oder quantitativen Elemente, mit denen diese Beriicksichtigung
nachgewiesen werden, vom Kunden oder potenziellen Kunden bestimmt werden;

() Verordnung (EU) 2019/2088 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 iiber
nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor (ABL L 317 vom 9.12.2019, S. 1).

(**) Verordnung (EU) 2020/852 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2020 iiber die Einrichtung
eines Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger Investitionen und zur Anderung der Verordnung (EU) 2019/2088
(ABL L 198 vom 22.6.2020, S. 13).
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2. Artikel 260 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i erhalt folgende Fassung:

o) vom Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen zu treffende Manahmen zur Bewertung und
Handhabung des Risikos eines Verlustes oder einer nachteiligen Verinderung des Wertes von Versicherungs-
oder Riickversicherungsverbindlichkeiten, das sich aus unangemessenen Annahmen in Bezug auf Bepreisung
und Riickstellungsbildung aufgrund von internen oder externen Faktoren, einschlieflich Nachhaltigkeitsrisiken,
ergibt;”

b) In Absatz 1 Buchstabe ¢ wird folgende Ziffer vi angefuigt:

,vi) vom Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen zu treffende Mafnahmen, um sicherzustellen, dass
Nachhaltigkeitsrisiken im Zusammenhang mit dem Anlageportfolio angemessen erkannt, bewertet und
gemanagt werden.”

¢) Folgender Absatz 1a wird eingefuigt:

.(1a)  Die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen beziehen Nachhaltigkeitsrisiken in die in Absatz 1
Buchstaben a und ¢ genannten Bereiche und gegebenenfalls die anderen in Absatz 1 genannten Bereiche ein.”

3. Artikel 269 wird wie folgt gedindert:
a) Absatz 1 Buchstabe e erhilt folgende Fassung:
,€) Ermittlung und Bewertung sich abzeichnender Risiken und Nachhaltigkeitsrisiken.”
b) Folgender Absatz 1a wird eingefiigt:

,(la)  Von der Risikomanagementfunktion ermittelte sich abzeichnende Risiken und Nachhaltigkeitsrisiken im
Sinne von Absatz 1 Buchstabe e sind Teil der in Artikel 262 Absatz 1 Buchstabe a genannten Risiken.”

4. Artikel 272 Absatz 6 Buchstabe b erhilt folgende Fassung:

,b) Auswirkungen von Inflation, rechtlichen Risiken, Nachhaltigkeitsrisiken, Veranderungen der Zusammensetzung des
Unternehmensportfolios und Systemen zur Anpassung der von Versicherungsnehmern zu zahlenden Pramien nach
oben oder nach unten je nach Schadensverlauf (Bonus-/Malus-Systeme) oder dhnlichen Systemen, die fiir spezifische
homogene Risikogruppen eingefithrt werden;

5. In Artikel 275 wird folgender Absatz 4 angefiigt:

,(4)  Die Vergiitungsleitlinien enthalten Angaben dazu, wie der Einbezichung von Nachhaltigkeitsrisiken in das
Risikomanagementsystem Rechnung getragen wird.”

6. In Titel I Kapitel IX wird folgender Abschnitt 6 angefugt:

~ABSCHNITT 6
Anlagen
Artikel 275a

Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken in den Grundsatz der unternehmerischen Vorsicht

(1)  Bei der Erkennung, der Messung, der Uberwachung, dem Management, der Steuerung und dem Bericht der mit
Anlagen verbundenen Risiken im Sinne von Artikel 132 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Richtlinie 2009/138/EG
beriicksichtigen die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen auch Nachhaltigkeitsrisiken.

(2)  Fir die Zwecke von Absatz 1 beriicksichtigen die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen, wie sich
ihre Anlagestrategie und ihre Anlageentscheidungen langfristig auf Nachhaltigkeitsfaktoren auswirken kénnten, und
bilden in dieser Strategie und diesen Entscheidungen gegebenenfalls die Nachhaltigkeitspriferenzen ihrer Kunden ab,
denen gemafd Artikel 4 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/2358 der Kommission (*) beim Produktgenehmigungs-
verfahren Rechnung getragen wurde.

(*) Delegierte Verordnung (EU) 2017/2358 der Kommission vom 21. September 2017 zur Erginzung der Richtlinie
(EU) 2016/97 des Européischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Aufsichts- und Lenkungsanforderungen
fiir Versicherungsunternehmen und Versicherungsvertreiber (ABL. L 341 vom 20.12.2017, S. 1).
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Artikel 2

Inkrafttreten und Anwendung
Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 2. August 2022.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 21. April 2021.

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2021/1257 DER KOMMISSION
vom 21. April 2021

zur Anderung der Delegierten Verordnungen (EU) 2017/2358 und (EU) 2017/2359 im Hinblick auf

die Einbeziehung von Nachhaltigkeitsfaktoren, -risiken und -priferenzen in die Aufsichts- und

Lenkungsanforderungen an Versicherungsunternehmen und Versicherungsvertreiber sowie in die

fir den Vertrieb von Versicherungsanlageprodukten geltenden Informationspflichten und
Wohlverhaltensregeln

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Richtlinie (EU) 2016/97 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 20. Januar 2016 iiber
Versicherungsvertrieb (!), insbesondere auf Artikel 25 Absatz 2, Artikel 28 Absatz 4 und Artikel 30 Absatz 6,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)

Der Ubergang zu einer CO,-armen, nachhaltigeren und ressourcenschonenden Kreislaufwirtschaft entsprechend den
Zielen fiir nachhaltige Entwicklung ist von entscheidender Bedeutung, um die Wirtschaft der Union langfristig
wettbewerbsfihig zu halten. Im Jahr 2016 hat die Union das Ubereinkommen von Paris () geschlossen. Artikel 2
Absatz 1 Buchstabe ¢ des Ubereinkommens gibt das Ziel vor, entschlossener gegen Klimainderungen vorzugehen,
unter anderem indem die Finanzmittelfliisse in Einklang gebracht werden mit einem Weg hin zu einer hinsichtlich
der Treibhausgase emissionsarmen und gegeniiber Klimainderungen widerstandsfahigen Entwicklung.

Um diese Herausforderung anzugehen, stellte die Kommission im Dezember 2019 den europiischen Griinen Deal (%)
vor. Der Griine Deal ist eine neue Wachstumsstrategie, mit der die Union zu einer fairen und wohlhabenden
Gesellschaft mit einer modernen, ressourceneffizienten und wettbewerbsfahigen Wirtschaft werden soll, in der ab
dem Jahr 2050 keine Netto-Treibhausgasemissionen mehr freigesetzt werden und das Wirtschaftswachstum von der
Ressourcennutzung abgekoppelt ist. Dieses Ziel erfordert auch klare Signale an die Anleger in Bezug auf ihre
Investitionen, um verlorene Vermogenswerte zu vermeiden und nachhaltige Finanzmittel zu mobilisieren.

Im Mirz 2018 verdffentlichte die Kommission ihren Aktionsplan ,Finanzierung nachhaltigen Wachstums* (), mit
dem eine ehrgeizige und umfassende Strategie fiir ein nachhaltiges Finanzwesen auf den Weg gebracht wurde. Eines
der im Aktionsplan genannten Ziele besteht darin, die Kapitalfliisse in nachhaltige Investitionen umzulenken, um
ein nachhaltiges und inklusives Wachstum zu erreichen.

Die ordnungsgemiffe Umsetzung des Aktionsplans fordert die Nachfrage der Anleger nach nachhaltigen
Investitionen. Daher muss klargestellt werden, dass Nachhaltigkeitsfaktoren und Nachhaltigkeitsziele im Rahmen
der Lenkungsanforderungen der Delegierten Verordnung (EU) 2017/2358 der Kommission (°) beriicksichtigt
werden sollten.

Versicherungsunternehmen und Versicherungsvermittler, die Versicherungsprodukte herstellen, sollten Nachhaltig-
keitsfaktoren bei jedem Versicherungsprodukt im Produktzulassungsverfahren und bei jedem Versicherungsprodukt,
das an nachhaltigkeitsinteressierte Kunden vertrieben werden soll, im Rahmen der tibrigen Aufsichts- und
Lenkungsvorkehrungen beriicksichtigen.

ABI. L 26 vom 2.2.2016, S. 19.

Beschluss (EU) 2016/1841 des Rates vom 5. Oktober 2016 iiber den Abschluss des im Rahmen des Rahmeniibereinkommens der
Vereinten Nationen {iber Klimadnderungen geschlossenen Ubereinkommens von Paris im Namen der Europdischen Union (ABL L 282
vom 19.10.2016, S. 1).

COM(2019) 640 final.

COM(2018) 97 final.

Delegierte Verordnung (EU) 2017/2358 der Kommission vom 21. September 2017 zur Ergdnzung der Richtlinie (EU) 2016/97 des
Europdischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Aufsichts- und Lenkungsanforderungen fiir Versicherungsunternehmen und
Versicherungsvertreiber (ABL. L 341 vom 20.12.2017, S. 1).
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(6)

Da der Zielmarkt in ausreichender Detailtiefe festgelegt werden sollte, sollte eine allgemeine Erklirung, dass ein
Versicherungsprodukt ein nachhaltigkeitsbezogenes Profil aufweist, nicht geniigen. Vielmehr sollte von dem
Versicherungsunternehmen oder dem Versicherungsvermittler, von dem das Versicherungsprodukt hergestellt wird,
prézisiert werden, an welche Gruppe von Kunden mit spezifischen Nachhaltigkeitszielen das Versicherungsprodukt
vertrieben werden soll.

Um sicherzustellen, dass Versicherungsprodukte mit Nachhaltigkeitsfaktoren auch fiir Kunden, die keine Nachhaltig-
keitspraferenzen haben, leicht zuginglich bleiben, sollten Versicherungsunternehmen und Versicherungsvermittler,
die Versicherungsprodukte herstellen, nicht verpflichtet werden, Kundengruppen zu ermitteln, deren Bediirfnissen,
Merkmalen und Zielen ein Versicherungsprodukt mit Nachhaltigkeitsfaktoren nicht entspricht.

Die Nachhaltigkeitsfaktoren eines Versicherungsprodukts sollten transparent dargestellt werden, damit
Versicherungsvertreiber ihren Kunden oder potenziellen Kunden die einschldgigen Informationen zur Verfiigung
stellen konnen.

Die im Mai 2018 veroffentlichte Folgenabschitzung (%) zu anschliefenden Gesetzgebungsinitiativen ergab, dass Klarheit
dariiber geschaffen werden muss, dass Versicherungsvermittler und Versicherungsunternehmen, die Versicherungsanlage-
produkte vertreiben, Nachhaltigkeitsfaktoren im Rahmen ihrer Pflichten gegeniiber den Kunden und potenziellen Kunden
zu beriicksichtigen haben.

(10) Damit ein hoher Anlegerschutz aufrechterhalten wird, sollten Versicherungsvermittler und Versicherungsunternehmen,

die Versicherungsanlageprodukte vertreiben, sicherstellen, dass sie bei der Ermittlung der Arten von Interessenkonflikten,
deren Vorliegen den Interessen eines Kunden oder potenziellen Kunden schaden kann, auch solche Arten von Interessen-
konflikten beriicksichtigen, die sich aus der Integration der Nachhaltigkeitspraferenzen eines Kunden ergeben kénnen. Bei
Bestandskunden, bei denen bereits eine Eignungsbeurteilung durchgefihrt wurde, sollten Versicherungsvermittler und
Versicherungsunternehmen die Moglichkeit haben, die individuellen Nachhaltigkeitspriferenzen des betreffenden Kunden
erst bei der néchsten regelmafigen Aktualisierung der bestehenden Eignungsbeurteilung in Erfahrung zu bringen.

(11)  Versicherungsvermittler und Versicherungsunternehmen, die Beratung zu Versicherungsanlageprodukten anbieten,

sollten ihren Kunden oder potenziellen Kunden geeignete Versicherungsanlageprodukte empfehlen konnen und
sollten daher in der Lage sein, die individuellen Nachhaltigkeitspraferenzen eines Kunden abzufragen. Da Vertriebstd-
tigkeiten im bestmoglichen Interesse der Kunden erfolgen miissen, sollten Empfehlungen fiir Kunden oder
potenzielle Kunden sowohl die finanziellen Ziele als auch etwaige von diesen Kunden gedufSerte Nachhaltigkeitspra-
ferenzen widerspiegeln. Daher muss klargestellt werden, dass die Einbeziehung von Nachhaltigkeitsfaktoren in den
Beratungsprozess nicht zu unlauteren Verkaufspraktiken oder zur flschlichen Darstellung von Versicherungsanlage-
produkten als nachhaltigkeitspriferenzkonform fithren darf. Um solche Praktiken oder Falschdarstellungen zu
vermeiden, sollten Versicherungsvermittler und Versicherungsunternehmen, die Beratung zu Versicherungsanlage-
produkten anbieten, zundchst die sonstigen Anlageziele und personlichen Umstinde des jeweiligen Kunden oder
potenziellen Kunden beurteilen, bevor sie dessen etwaige Nachhaltigkeitspraferenzen abfragen.

(12)  Schon heute existieren Versicherungsanlageprodukte mit unterschiedlich hohem Nachhaltigkeitsanspruch. Damit die

Kunden oder potenziellen Kunden die verschiedenen Nachhaltigkeitsgrade verstehen und mit Blick auf die
Nachhaltigkeit fundierte Anlageentscheidungen treffen konnen, sollten Versicherungsvermittler und Versicherungs-
unternehmen, die Versicherungsanlageprodukte vertreiben, erkliren, wie sich Versicherungsanlageprodukte, mit
denen ganz oder teilweise nachhaltige Investitionen in Wirtschaftstitigkeiten angestrebt werden, die nach der
Verordnung (EU) 2020/852 des Europiischen Parlaments und des Rates () als nachhaltig gelten, oder die
nachhaltige Investitionen im Sinne von Artikel 2 Nummer 17 der Verordnung (EU) 2019/2088 des Europdischen
Parlament und des Rates () beinhalten, sowie Versicherungsanlageprodukte, bei denen die wichtigsten nachteiligen
Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren beriicksichtigt werden und die fiir eine Empfehlung als den individuellen
Nachhaltigkeitspriferenzen der Kunden entsprechend infrage kommen konnten, von Versicherungsanlageprodukten
unterscheiden, die diese besonderen Merkmale nicht aufweisen und nicht dafir infrage kommen sollten, Kunden
oder potenziellen Kunden mit individuellen Nachhaltigkeitspraferenzen empfohlen zu werden.

SWD(2018) 264 final.

Verordnung (EU) 2020/852 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2020 iiber die Einrichtung eines Rahmens zur
Erleichterung nachhaltiger Investitionen und zur Anderung der Verordnung (EU) 2019/2088 (ABI. L 198 vom 22.6.2020, S. 13).
Verordnung (EU) 2019/2088 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 iiber nachhaltigkeitsbezogene
Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor (ABL. L 317 vom 9.12.2019, S. 1).
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(13) Es gilt Bedenken auszurdumen in Bezug auf ,Greenwashing®, d. h. insbesondere die Praxis, durch die Empfehlung
eines Versicherungsanlageprodukts als umweltfreundlich oder nachhaltig einen unfairen Wettbewerbsvorteil zu
erlangen, obwohl das Versicherungsanlageprodukt grundlegenden Umwelt- oder sonstigen Nachhaltigkeitsstandards
nicht entspricht. Um unlautere Verkaufspraktiken und Greenwashing zu verhindern, sollten Versicherungsvermittler
und Versicherungsunternehmen, die Versicherungsanlageprodukte vertreiben, Versicherungsanlageprodukte nicht
als den individuellen Nachhaltigkeitspriferenzen entsprechend empfehlen, wenn die betreffenden Produkte diesen
Priferenzen nicht entsprechen. Versicherungsvermittler und Versicherungsunternehmen, die Versicherungsanlage-
produkte vertreiben, sollten ihren Kunden oder potenziellen Kunden erkldren, aus welchen Griinden sie dies nicht
tun, und die Begriindung aufzeichnen.

(14) Es muss klargestellt werden, dass Versicherungsanlageprodukte, die nicht fiir die individuellen Nachhaltigkeitspra-
ferenzen infrage kommen, von Versicherungsvermittlern und Versicherungsunternehmen, die Versicherungsanlage-
produkte vertreiben, weiterhin empfohlen werden diirfen, jedoch nicht als Produkt, das individuellen Nachhaltig-
keitspraferenzen entspricht. Um weitere Empfehlungen an Kunden oder potenzielle Kunden auch dann zu
ermdglichen, wenn Versicherungsanlageprodukte den Nachhaltigkeitspriferenzen eines Kunden nicht entsprechen,
sollte der Kunde die Moglichkeit haben, die Angaben zu seinen Nachhaltigkeitspriferenzen anzupassen. Um
unlautere Verkaufspraktiken und Greenwashing zu verhindern, sollten Versicherungsvermittler und Versicherungs-
unternehmen, die Versicherungsanlageprodukte vertreiben, Aufzeichnungen iiber die Entscheidung des Kunden
sowie die Erkldrung des Kunden zur Anpassung seiner Angaben fithren.

(15) Die Bestimmungen dieser Verordnung sind eng miteinander und mit den Bestimmungen der Verordnung (EU)
2019/2088 verkniipft, denn sie schaffen eine umfassende Offenlegungsregelung fiirr Nachhaltigkeitsaspekte. Um
eine kohdrente Auslegung und Anwendung dieser Bestimmungen zu ermdglichen und sicherzustellen, dass den
Marktteilnehmern, den zustindigen Behorden und den Anlegern ein umfassendes Verstindnis dieser Bestimmungen
und ein einfacher Zugang zu ihnen ermdoglicht werden, ist es wiinschenswert, sie in einem einzigen Rechtsakt
zusammenzufassen.

(16) Die Delegierten Verordnungen (EU) 2017/2358 und (EU) 2017/2359 der Kommission (°) sollten deshalb
entsprechend gedndert werden.

(17) Die zustindigen Behorden sowie die Versicherungsvermittler und Versicherungsunternehmen sollten ausreichend
Zeit erhalten, um sich an die neuen Anforderungen dieser Verordnung anzupassen. Deren Geltungsbeginn sollte
daher zuriickgestellt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anderung der Delegierten Verordnung (EU) 2017/2358

Die Delegierte Verordnung (EU) 2017/2358 wird wie folgt gedndert:
1. Artikel 4 Absatz 3 Buchstabe a Ziffer i erhilt folgende Fassung:

o) sie tragen den Zielen, Interessen und Merkmalen der Kunden, einschlieflich etwaiger Nachhaltigkeitsziele,
Rechnung;“.

2. Die Artikel 5 und 6 erhalten folgende Fassung:
,Artikel 5

Zielmarkt

(1)  Im Wege des Produktgenehmigungsverfahrens werden fiir jedes Versicherungsprodukt der Zielmarkt und die
Gruppe geeigneter Kunden ermittelt. Der Zielmarkt wird in ausreichender Detailtiefe und unter Beriicksichtigung der
Merkmale, des Risikoprofils, der Komplexitit und der Art des Versicherungsprodukts sowie seiner Nachhaltigkeits-
faktoren im Sinne von Artikel 2 Nummer 24 der Verordnung (EU) 2019/2088 des Europiischen Parlaments und des
Rates (*) ermittelt.

() Delegierte Verordnung (EU) 2017/2359 der Kommission vom 21. September 2017 zur Erginzung der Richtlinie (EU) 2016/97 des
Europdischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die fiir den Vertrieb von Versicherungsanlageprodukten geltenden Informations-
pflichten und Wohlverhaltensregeln (ABL L 341 vom 20.12.2017, S. 8).
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(2)  Die Hersteller konnen, insbesondere in Bezug auf Versicherungsanlageprodukte, Gruppen von Kunden ermitteln,
deren Beduirfnissen, Merkmalen und Zielen das Versicherungsprodukt generell nicht entspricht, aufler wenn
Versicherungsprodukte die in Absatz 1 genannten Nachhaltigkeitsfaktoren beriicksichtigen.

(3)  Von den Herstellern konzipiert und vermarktet werden lediglich Versicherungsprodukte, die den Bediirfnissen,
Merkmalen und Zielen, einschlieflich etwaiger Nachhaltigkeitsziele, der zum Zielmarkt gehorenden Kunden
entsprechen. Bei der Beurteilung, ob ein Versicherungsprodukt fiir einen Zielmarkt geeignet ist, tragen die Hersteller
dem Mafl an Informationen, die den zum jeweiligen Zielmarkt gehdrenden Kunden zuginglich sind, sowie der
Finanzkompetenz dieser Kunden Rechnung.

(4)  Die Hersteller stellen sicher, dass die an der Konzeption und Herstellung von Versicherungsprodukten beteiligten
Mitarbeiter iiber die notwendigen Fahigkeiten, Kenntnisse und Erfahrungen verfiigen, um die verkauften Versicherungs-
produkte sowie die Interessen, Ziele, einschlieflich etwaiger nachhaltigkeitsbezogener Ziele, und Merkmale der zum
Zielmarkt gehorenden Kunden richtig zu verstehen.

Artikel 6

Produktpriifung

(1)  Die Hersteller fithren eine angemessene Priifung ihrer jeweiligen Versicherungsprodukte durch, darunter
gegebenenfalls auch Szenarioanalysen, bevor das Produkt auf den Markt gebracht oder erheblich angepasst wird oder
falls sich der Zielmarkt betrachtlich dndert. Im Wege dieser Produktpriifung wird beurteilt, ob das Versicherungsprodukt
tiber seine gesamte Lebensdauer den ermittelten Bediirfnissen, Zielen, einschlieflich etwaiger Nachhaltigkeitsziele, und
Merkmalen der zum Zielmarkt geh6renden Kunden entspricht. Die Hersteller unterziehen ihre Versicherungsprodukte
einer qualitativen und je nach Art und Charakter des Versicherungsprodukts und des verbundenen Risikos der
Benachteiligung des Kunden einer quantitativen Priifung.

(2)  Die Hersteller bringen Versicherungsprodukte nicht auf den Markt, wenn sich aus der Produktpriifung ergibt, dass

diese den ermittelten Bediirfnissen, Zielen, einschlieflich etwaiger Nachhaltigkeitsziele, und Merkmalen des Zielmarkts
nicht entsprechen.

(*) Verordnung (EU) 2019/2088 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 iiber nachhaltig-
keitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor (ABL L 317 vom 9.12.2019, S. 1).“

3. In Artikel 7 erhalt Absatz 1 folgende Fassung:
,(1)  Die Hersteller tiberwachen kontinuierlich und tiberpriifen regelmifig die von ihnen auf den Markt gebrachten
Versicherungsprodukte, um Ereignisse zu ermitteln, die sich erheblich auf die wesentlichen Merkmale, den Risikoschutz
oder die Garantien der Produkte auswirken konnen. Sie beurteilen die Versicherungsprodukte dahin gehend, ob sie
weiterhin den Bediirfnissen, Merkmalen und Zielen, einschlieflich etwaiger Nachhaltigkeitsziele, des ermittelten
Zielmarkts entsprechen und ob sie an den Zielmarkt oder an Kunden auflerhalb des Zielmarkts vertrieben werden.

4. In Artikel 8 erhilt Absatz 3 folgende Fassung:
,(3)  Die Informationen, auf die in Absatz 2 Bezug genommen wird, ermoglichen es den Versicherungsvertreibern,
a) das Versicherungsprodukt zu verstehen;

b) den ermittelten Zielmarkt fiir die Versicherungsprodukte zu verstehen;

¢) die Kunden zu ermitteln, deren Bediirfnissen, Merkmalen und Zielen, einschlieflich etwaiger Nachhaltigkeitsziele,
das Versicherungsprodukt nicht entspricht;

d) gemaf Artikel 17 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/97 Vertriebstitigkeiten im Zusammenhang mit dem
betreffenden Versicherungsprodukt im bestmdoglichen Interesse des Kunden auszufithren.”

5. In Artikel 10 erhalt Absatz 2 folgende Fassung:
,(2)  Diese Produktvertriebsvorkehrungen

a) zielen darauf ab, eine Benachteiligung des Kunden zu verhindern beziehungsweise zu mindern;
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b) unterstiitzen einen ordnungsgemiflen Umgang mit Interessenkonflikten;

¢) stellen sicher, dass den Zielen, Interessen und Merkmalen der Kunden, einschlieflich etwaiger Nachhaltigkeitsziele,
gebithrend Rechnung getragen wird.”

6. Artikel 11 erhilt folgende Fassung:
JArtikel 11

Unterrichtung des Herstellers

Erkennt ein Versicherungsvertreiber, dass ein Versicherungsprodukt nicht im Einklang mit den Interessen, Zielen und
Merkmalen, einschliefSlich etwaiger Nachhaltigkeitsziele, der zum jeweiligen ermittelten Zielmarkt gehorenden Kunden
steht, oder werden ihm sonstige produktbezogene Umstinde bekannt, die nachteilige Auswirkungen auf den Kunden
haben konnen, unterrichtet er unverziiglich den Hersteller und dndert gegebenenfalls seine Vertriebsstrategie fiir das
betreffende Versicherungsprodukt.”

Artikel 2

Anderung der Delegierten Verordnung (EU) 2017/2359

Die Delegierte Verordnung (EU) 2017/2359 wird wie folgt gedndert:
1. In Artikel 2 werden die folgenden Nummern 4 und 5 angefiigt:

»4. Nachhaltigkeitspriferenzen‘ die Entscheidung eines Kunden oder potenziellen Kunden dariiber, ob und, wenn ja,
inwieweit eines der folgenden Finanzprodukte in seine Anlage einbezogen werden sollte:

a) ein Versicherungsanlageprodukt, bei dem der Kunde oder potenzielle Kunde bestimmt, dass ein Mindestanteil in
okologisch nachhaltige Investitionen im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 der Verordnung (EU) 2020/852 des
Europdischen Parlaments und des Rates (*) angelegt werden soll;

b) ein Versicherungsanlageprodukt, bei dem der Kunde oder potenzielle Kunde bestimmt, dass ein Mindestanteil in
nachhaltige Investitionen im Sinne von Artikel 2 Nummer 17 der Verordnung (EU) 2019/2088 des
Europdischen Parlaments und des Rates (**) angelegt werden soll;

c) ein Versicherungsanlageprodukt, bei dem die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf Nachhaltigkeits-
faktoren beriicksichtigt werden, wobei die qualitativen oder quantitativen Elemente, mit denen diese
Beriicksichtigung nachgewiesen werden, vom Kunden oder potenziellen Kunden bestimmt werden;

5. Nachhaltigkeitsfaktoren* Nachhaltigkeitsfaktoren im Sinne von Artikel 2 Nummer 24 der Verordnung (EU)
2019/2088;

(*)  Verordnung (EU) 2020/852 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2020 iiber die Einrichtung
eines Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger Investitionen und zur Anderung der Verordnung (EU) 2019/2088
(ABL L 198 vom 22.6.2020, S. 13).

(**) Verordnung (EU) 2019/2088 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 iiber
nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor (ABL. L 317 vom 9.12.2019, S. 1).

2. In Artikel 3 erhalt Absatz 1 folgende Fassung:

»(1)  Zum Zwecke der Ermittlung der Arten von Interessenkonflikten gemaf8 Artikel 28 der Richtlinie (EU) 2016/97,
die bei der Durchfithrung von Versicherungsvertriebstitigkeiten im Zusammenhang mit Versicherungsanlageprodukten
auftreten und den Interessen eines Kunden, einschlieflich seiner Nachhaltigkeitspriferenzen, schaden koénnen,
beurteilen die Versicherungsvermittler und Versicherungsunternehmen, ob fiir sie selbst, eine relevante Person oder
eine Person, die direkt oder indirekt durch Kontrolle mit ihnen verbunden ist, ein Interesse am Ergebnis der
Versicherungsvertriebstitigkeiten besteht, das die folgenden Kriterien erfiillt:

a) Es stimmt nicht mit dem Interesse des Kunden bzw. potenziellen Kunden am Ergebnis der Versicherungsvertriebsti-
tigkeiten tiberein;
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b) es kann das Ergebnis der Versicherungsvertriebstatigkeiten zum Nachteil des Kunden beeinflussen.

Die Versicherungsvermittler und Versicherungsunternehmen verfahren auf die gleiche Weise, um Interessenkonflikte
zwischen ihren Kunden zu ermitteln.”

3. Artikel 9 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 Buchstabe a erhilt folgende Fassung:

,a) Sie entsprechen den Anlagezielen des betreffenden Kunden bzw. potenziellen Kunden, auch hinsichtlich seiner
Risikobereitschaft und etwaigen Nachhaltigkeitspriferenzen;*.

b) Absatz 4 erhilt folgende Fassung:
,(4)  Die Informationen iiber die Anlageziele des Kunden bzw. potenziellen Kunden umfassen — soweit
relevant — Informationen tber den Zeitraum, in dem er die Anlage zu halten gedenkt, seine Priferenzen
hinsichtlich des einzugehenden Risikos, das Risikoprofil und den Zweck der Anlage sowie zusitzlich seine
Nachhaltigkeitspraferenzen. Die Menge der gesammelten Informationen muss dem speziellen Typ des in Betracht
gezogenen Produkts bzw. der in Betracht gezogenen Dienstleistung angemessen sein.”

¢) Absatz 6 erhilt folgende Fassung:
,(6)  Istkeines der Produkte fiir den Kunden bzw. potenziellen Kunden geeignet, gibt der Versicherungsvermittler

bzw. das Versicherungsunternehmen bei der Erbringung von Beratung uiber ein Versicherungsanlageprodukt gemaf§
Artikel 30 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/97 keine Empfehlung ab.

Ein Versicherungsvermittler oder Versicherungsunternehmen empfiehlt Versicherungsanlageprodukte nicht als den
Nachhaltigkeitspriferenzen eines Kunden oder potenziellen Kunden entsprechend, wenn diese Versicherungsanlage-
produkte diesen Priferenzen nicht entsprechen. Der Versicherungsvermittler oder das Versicherungsunternehmen
erklaren ihren Kunden oder potenziellen Kunden, aus welchen Griinden sie dies nicht tun, und zeichnen die
Begriindung auf.

Entspricht kein Versicherungsanlageprodukt den Nachhaltigkeitspriferenzen des Kunden oder potenziellen Kunden
und entscheidet sich der Kunde, seine Nachhaltigkeitspriferenzen anzupassen, so wird diese Kundenentscheidung
einschliefSlich ihrer Begriindung vom Versicherungsvermittler oder vom Versicherungsunternehmen aufgezeichnet.”

4. Artikel 14 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i erhilt folgende Fassung:

o) den Anlagezielen des Kunden, auch hinsichtlich seiner Risikobereitschaft und hinsichtlich der Frage, ob die
Anlageziele des Kunden erreicht werden, indem seine Nachhaltigkeitspriferenzen beriicksichtigt werden;”

b) in Absatz 4 wird folgender Unterabsatz angefiigt:

,Die Anforderungen in Bezug auf die Nachhaltigkeitspriferenzen von Kunden oder potenziellen Kunden lassen die in
Unterabsatz 1 festgelegten Bedingungen unberiihrt.”

Artikel 3

Inkrafttreten und Anwendung

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amitsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 2. August 2022.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 21. April 2021

Fiir die Kommission
Die Prdsidentin
Ursula VON DER LEYEN
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021/1258 DER KOMMISSION
vom 26. Juli 2021

zur Eintragung eines Namens in das Register der geschiitzten Ursprungsbezeichnungen und der
geschiitzten geografischen Angaben (,,Orségi tokmagolaj“ (g. g. A.))
DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012
tiber Qualititsregelungen fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel ('), insbesondere auf Artikel 52 Absatz 2,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1) Der Antrag Ungarns auf Eintragung des Namens ,Orségi tokmagolaj* wurde gemaR Artikel 50 Absatz 2 Buchstabe a
der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 im Amtsblatt der Europdischen Union () veréffentlicht.

(2)  Dabei der Kommission kein Einspruch gemaf} Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 eingegangen ist, sollte
der Name ,Orségi tokmagolaj“ eingetragen werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Der Name ,Orségi tokmagolaj* (g. g. A.) wird eingetragen.

Mit dem in Absatz 1 genannten Namen wird ein Erzeugnis der Klasse 1.5. ,Fette (Butter, Margarine, Ole usw.)* gemafy
Anhang XI der Durchfiithrungsverordnung (EU) Nr. 668/2014 der Kommission (*) ausgewiesen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 26. Juli 2021

Fiir die Kommission,
im Namen der Présidentin,
Janusz WOJCIECHOWSKI
Mitglied der Kommission

() ABL L 343 vom 14.12.2012, S. 1.

() ABL C 103 vom 25.3.2021, S. 18.

() Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 668/2014 der Kommission vom 13. Juni 2014 mit Durchfithrungsbestimmungen zur Verordnung
(EU) Nr. 1151/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates iiber Qualititsregelungen fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (ABL
L 179 vom 19.6.2014, S. 36).
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021/1259 DER KOMMISSION
vom 26. Juli 2021

zur Eintragung eines Namens in das Register der geschiitzten Ursprungsbezeichnungen und der
geschiitzten geografischen Angaben (,,Tuzséri alma“ (g. U.))
DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012
tiber Qualititsregelungen fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel ('), insbesondere auf Artikel 52 Absatz 2,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(I)  Der Antrag Ungarns auf Eintragung des Namens ,Tuzséri alma“ wurde gemaf8 Artikel 50 Absatz 2 Buchstabe a der
Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 im Amtsblatt der Europdischen Union (?) veroffentlicht.

(2)  Dabei der Kommission kein Einspruch gemif Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 eingegangen ist, sollte
der Name ,Tuzséri alma“ eingetragen werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Der Name ,Tuzséri alma“ (g. U.) wird eingetragen.

Mit dem in Absatz 1 genannten Namen wird ein Erzeugnis der Klasse 1.6. ,0bst, Gemiise und Getreide, unverarbeitet und
verarbeitet“ gemifl Anhang XI der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 668/2014 der Kommission (*) ausgewiesen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 26. Juli 2021

Fiir die Kommission,
im Namen der Présidentin,
Janusz WOJCIECHOWSKI
Mitglied der Kommission

() ABL L 343 vom 14.12.2012, S. 1.

() ABL C 102 vom 24.3.2021, S. 21.

() Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 668/2014 der Kommission vom 13. Juni 2014 mit Durchfithrungsbestimmungen zur Verordnung
(EU) Nr. 1151/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates iiber Qualititsregelungen fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (ABL
L 179 vom 19.6.2014, S. 36).
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021/1260 DER KOMMISSION
vom 26. Juli 2021

zur Genehmigung einer nicht geringfiigigen Anderung der Spezifikation eines im Register der
geschiitzten Ursprungsbezeichnungen und der geschiitzten geografischen Angaben eingetragenen
Namens (,,Pera Mantovana“ (g. g. A.))

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012
tiber Qualititsregelungen fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel ('), insbesondere auf Artikel 52 Absatz 2,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Gemaf Artikel 53 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 hat die Kommission den Antrag
Italiens auf Genehmigung einer Anderung der Spezifikation der geschiitzten geografischen Angabe ,Pera
Mantovana“ gepriift, die mit der Verordnung (EG) Nr. 134/98 der Kommission (?) eingetragen worden ist.

(2)  Da es sich um eine nicht geringfiigige Anderung im Sinne von Artikel 53 Absatz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 1151/2012 handelt, hat die Kommission den Antrag auf Anderung gemif8 Artikel 50 Absatz 2 Buchstabe a der
genannten Verordnung im Amtsblatt der Europdischen Union (%) veréffentlicht.

(3)  Dabei der Kommission kein Einspruch gemaf$ Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 eingegangen ist, sollte
die Anderung der Spezifikation genehmigt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Amisblatt der Europdischen Union veroffentlichte Anderung der Spezifikation fiir den Namen ,Pera Mantovana“
(g. g- A.) wird genehmigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 26. Juli 2021

Fiir die Kommission
Im Namen der Présidentin
Janusz WOJCIECHOWSKI
Mitglied der Kommission

() ABLL 343vom 14.12.2012, S. 1.

() Verordnung (EG) Nr. 134/98 der Kommission vom 20. Januar 1998 zur Erginzung des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1107/96
tiber die Eintragung der geografischen Angaben und Ursprungsbezeichnungen gemiff dem in Artikel 17 der Verordnung (EWG)
Nr. 2081/92 vorgeschenen Verfahren (ABL L 15 vom 21.1.1998, S. 6).

() ABL C93vom 19.3.2021, S. 39.
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021/1261 DER KOMMISSION
vom 26. Juli 2021

zur Eintragung eines Namens in das Register der geschiitzten Ursprungsbezeichnungen und der
geschiitzten geografischen Angaben (,,Olio di Roma“ (g. g. A.))
DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012
tiber Qualititsregelungen fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel ('), insbesondere auf Artikel 52 Absatz 2,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(I)  Der Antrag Italiens auf Eintragung des Namens ,Olio di Roma*“ wurde gemafl Artikel 50 Absatz 2 Buchstabe a der
Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 im Amtsblatt der Europdischen Union (?) veroffentlicht.

(2)  Dabei der Kommission kein Einspruch gemif Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 eingegangen ist, sollte
der Name ,Olio di Roma“ eingetragen werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Der Name ,Olio di Roma“ (g. g. A.) wird eingetragen.

Mit dem in Absatz 1 genannten Namen wird ein Erzeugnis der Klasse 1.5. ,Fette (Butter, Margarine, Ole usw.)* gemafy
Anhang XI der Durchfiithrungsverordnung (EU) Nr. 668/2014 der Kommission (*) ausgewiesen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 26. Juli 2021

Fiir die Kommission
Im Namen der Présidentin
Janusz WOJCIECHOWSKI
Mitglied der Kommission

() ABL L 343 vom 14.12.2012, S. 1.

() ABL C 112 vom 30.3.2021, S. 12.

() Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 668/2014 der Kommission vom 13. Juni 2014 mit Durchfithrungsbestimmungen zur Verordnung
(EU) Nr. 1151/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates iiber Qualititsregelungen fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (ABL
L 179 vom 19.6.2014, S. 36).
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021/1262 DER KOMMISSION
vom 26. Juli 2021

zur Genehmigung von Anderungen der Spezifikation einer geschiitzten Ursprungsbezeichnung oder
einer geschiitzten geografischen Angabe (,,lasi“ (g. U.))
DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 iiber
eine gemeinsame Marktorganisation fiir landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG)
Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 12342007 des Rates (*), insbesondere auf Artikel 99,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Kommission hat den Antrag auf Genehmigung von Anderungen der Spezifikation der geschiitzten Ursprungsbe-
zeichnung ,lasi“ gepriift, den Ruméanien gemafs Artikel 105 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 gestellt hat.

(2)  Die Kommission hat den Antrag auf Genehmigung von Anderungen der Spezifikation gemaf Artikel 97 Absatz 3
der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 im Amtsblatt der Europdischen Union () veréffentlicht.

(3)  Bei der Kommission ist kein Einspruch gemif$ Artikel 98 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 eingegangen.

(4)  Die Anderungen der Spezifikation sollten daher gemiR Artikel 99 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 genehmigt
werden.

(5)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses fiir die
gemeinsame Organisation der Agrarmarkte —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Die im Amisblatt der Europdischen Union verdffentlichten Anderungen der Spezifikation fiir den Namen ,lasi (g. U.) werden
genehmigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amitsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 26. Juli 2021.

Fiir die Kommission,
im Namen der Présidentin,
Janusz WOJCIECHOWSKI
Mitglied der Kommission

() ABLL 347 vom 20.12.2013, S. 671.
() ABL C 93 vom 19.3.2021, S. 68.
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021/1263 DER KOMMISSION
vom 26. Juli 2021

iiber die Gewihrung des Schutzes gemif} Artikel 99 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des
Europiischen Parlaments und des Rates fiir den Namen (,Muskat momjanski/Moscato di Momiano*

(g U)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 iiber
eine gemeinsame Marktorganisation fiir landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG)
Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234(79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 12342007 des Rates ('), insbesondere auf Artikel 99,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(I)  Die Kommission hat den Antrag Kroatiens auf Eintragung des Namens ,Muskat momjanski/Moscato di Momiano*
gemdfd Artikel 97 Absdtze 2 und 3 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 gepriift und im Amtsblatt der Europdischen
Union veroffentlicht (2).

(2)  Bei der Kommission ist kein Einspruch gemif$ Artikel 98 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 eingegangen.

(3)  Daher sollte der Name ,Muskat momjanski/Moscato di Momiano“ gemif8 Artikel 99 der Verordnung (EU)
Nr. 1308/2013 geschiitzt und in das Register gemif Artikel 104 der genannten Verordnung eingetragen werden.

(4)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses fiir die
gemeinsame Organisation der Agrarmarkte —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Name ,Muskat momjanski/Moscato di Momiano® (g. U.) wird geschiitzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 26. Juli 2021

Fiir die Kommission,
im Namen der Prisidentin,
Janusz WOJCIECHOWSKI
Mitglied der Kommission

() ABLL 347 vom 20.12.2013,S. 671.
() ABL C 36 vom 2.2.2021, S. 22.
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021 /1264 DER KOMMISSION
vom 26. Juli 2021

zur Genehmigung einer Anderung der Spezifikation einer geschiitzten Ursprungsbezeichnung oder
einer geschiitzten geografischen Angabe (,,Coteaux du Libron“ (g. g. A.))

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestitzt auf die Delegierte Verordnung (EU) 2019/33 der Kommission vom 17. Oktober 2018 zur Erginzung der
Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates in Bezug auf Antrige auf Schutz von
Ursprungsbezeichnungen, geografischen Angaben und traditionellen Begriffen im Weinsektor, das Einspruchsverfahren,
Einschrinkungen der Verwendung, Anderungen der Produktspezifikationen, die Loschung des Schutzes sowie die
Kennzeichnung und Aufmachung (!), insbesondere auf Artikel 15 Absatz 2,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1)

Die Kommission hat den Antrag auf Genehmigung einer Anderung der Spezifikation der geschiitzten geografischen
Angabe ,Coteaux du Libron* gepriift, den Frankreich gemaf Artikel 105 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013
gestellt hat. Mit dieser Anderung wird auch der Name ,Coteaux du Libron“ in ,Coteaux de Béziers“ gedndert.

Die Kommission hat den Antrag auf Genehmigung einer Anderung der Spezifikation gemif Artikel 97 Absatz 3 der
Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 im Amtsblatt der Europdischen Union veroffentlicht (%).

Bei der Kommission ist kein Einspruch gemif$ Artikel 98 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 eingegangen.

Deshalb sollte die Anderung der Spezifikation gemif Artikel 99 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 in Verbindung
mit Artikel 15 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/33 genehmigt werden.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses fiir die
gemeinsame Organisation der Agrarmirkte —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Amisblatt der Europdischen Union verdffentlichte Anderung der Spezifikation fiir den Namen ,Coteaux du Libron*
(g g- A.) wird genehmigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 26. Juli 2021

Fiir die Kommission,
im Namen der Prisidentin,
Janusz WOJCIECHOWSKI
Mitglied der Kommission

() ABLL9vom11.1.2019,S. 2.
() ABL C 412 vom 30.11.2020, S. 18.
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021/1265 DER KOMMISSION
vom 26. Juli 2021

zur Eintragung einer geografischen Angabe fiir eine Spirituose gemif Artikel 30 Absatz 2 der
Verordnung (EU) 2019/787 des Europidischen Parlaments und des Rates (,,Bayerischer Birwurz*)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2019/787 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 iiber die
Begriffsbestimmung, Bezeichnung, Aufmachung und Kennzeichnung von Spirituosen, die Verwendung der Bezeichnungen
von Spirituosen bei der Aufmachung und Kennzeichnung von anderen Lebensmitteln, den Schutz geografischer Angaben
fur Spirituosen und die Verwendung von Ethylalkohol und Destillaten landwirtschaftlichen Ursprungs in alkoholischen
Getranken sowie zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 110/2008 (1), insbesondere auf Artikel 30 Absatz 2,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Die Kommission hat den Antrag Deutschlands vom 7. Juni 2019 auf Eintragung der geografischen Angabe
,Bayerischer Barwurz“ gemaf§ Artikel 17 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 110/2008 des Europiischen Parlaments
und des Rates () gepriift.

(2)  Die Verordnung (EU) 2019/787, die die Verordnung (EG) Nr. 110/2008 ersetzt, ist am 25. Mai 2019 in Kraft
getreten. Gemaf8 Artikel 49 Absatz 1 derselben Verordnung wurde Kapitel III der Verordnung (EG) Nr. 110/2008
hinsichtlich geografischer Angaben mit Wirkung vom 8. Juni 2019 aufgehoben.

(3)  Nachdem die Kommission zu dem Schluss gekommen ist, dass der Antrag der Verordnung (EG) Nr. 110/2008
geniigt, hat sie nach Artikel 17 Absatz 6 der genannten Verordnung die wichtigsten Spezifikationen der technischen
Unterlage gemif Artikel 50 Absatz 4 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) 2019/787 im Amtsblatt der Europdischen
Union (%) veroffentlicht.

(4)  Bei der Kommission ist kein Einspruch gemaf8 Artikel 27 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2019/787 eingegangen.

(5)  Die Angabe ,Bayerischer Barwurz“ sollte folglich als geografische Angabe eingetragen werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die geografische Angabe ,Bayerischer Birwurz“ wird eingetragen. Gemdfl Artikel 30 Absatz 4 der Verordnung (EU)
2019/787 wird mit der vorliegenden Verordnung die Bezeichnung ,Bayerischer Birwurz® gemif Artikel 21 der
Verordnung (EU) 2019/787 geschiitzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

() ABLL 130 vom 17.5.2019,8. 1.

() Verordnung (EG) Nr. 110/2008 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Januar 2008 zur Begriffsbestimmung,
Bezeichnung, Aufmachung und Etikettierung von Spirituosen sowie zum Schutz geografischer Angaben fiir Spirituosen und zur
Authebung der Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 (ABI. L 39 vom 13.2.2008, S. 16).

() ABL C 129 vom 13.4.2021, S. 26.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 26. Juli 2021.

Fiir die Kommission,
im Namen der Présidentin,
Janusz WOJCIECHOWSKI
Mitglied der Kommission
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021/1266 DER KOMMISSION
vom 29. Juli 2021

zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in
den Vereinigten Staaten von Amerika im Anschluss an eine Auslaufiiberpriifung nach Artikel 11
Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/1036 des Europiischen Parlaments und des Rates

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2016/1036 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 iiber den
Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europdischen Union gehérenden Lindern () (im Folgenden
,Grundverordnung®), insbesondere auf Artikel 11 Absatz 2,

in Erwdgung nachstehender Griinde:
1. VERFAHREN

1.1. Friihere Untersuchungen und geltende Maflnahmen

(1)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 599/2009 () fithrte der Rat einen endgiiltigen Antidumpingzoll von 0 bis
198 EUR|Tonne ein auf die Einfuhren von durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsduremonoal-
kylestern und/oder paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs, gemeinhin als ,Biodiesel“ bezeichnet, in
Reinform oder als Mischung mit einem Gehalt an durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsduremo-
noalkylestern undfoder paraffinischen Gasélen nichtfossilen Ursprungs von mehr als 20 GHT mit Ursprung in den
Vereinigten Staaten von Amerika (im Folgenden ,USA“ oder ,betroffenes Land®), die damals unter den KN-Codes
ex 15162098 (TARIC-Code 15162098 20), ex15180091 (TARIC-Code 15180091 20), ex 15180099
(TARIC-Code 1518 00 99 20), ex 2710 19 41 (TARIC-Code 2710 19 41 20), 3824 90 91, ex 3824 90 97 (TARIC-
Code 3824 90 97 87) eingereiht wurden. Der mit dieser Verordnung eingefithrte Antidumpingzoll wird im
Folgenden als die ,urspriinglichen Mafinahmen“ bezeichnet. Die Untersuchung, die zur Einfihrung der
urspriinglichen Malnahmen fiihrte, wird nachstehend als ,, Ausgangsuntersuchung” bezeichnet.

(2)  Mit der Durchfihrungsverordnung (EU) Nr. 444/2011 des Rates () weitete der Rat im Anschluss an eine
Umgehungsuntersuchung den mit der Verordnung (EG) Nr. 599/2009 eingefithrten endgiiltigen Antidumpingzoll
auf die aus Kanada versandten Einfuhren von Biodiesel, ob als Ursprungserzeugnisse Kanadas angemeldet oder
nicht, aus, wobei der von den Unternehmen BIOX Corporation, Oakville und Rothsay, Guelph (beide in Ontario,
Kanada ansissig) hergestellte Biodiesel ausgenommen ist. Mit derselben Verordnung weitete der Rat auch den mit
der Verordnung (EG) Nr. 599/2009 des Rates eingefiihrten endgiiltigen Antidumpingzoll auf die Einfuhren von
Biodiesel mit Ursprung in den USA in Mischungen mit bis zu 20 GHT von durch Synthese und/oder Hydrotreating
gewonnenen Fettsduremonoalkylestern und/oder paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs aus.

(3)  Mit der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2015/1518 (¥ fithrte die Européische Kommission nach einer Uberpriifung
wegen des bevorstehenden — Auferkrafttretens der Mafnahmen (im Folgenden ,vorausgegangene
Auslaufiberpriifung®) die endgiiltigen Antidumpingmafinahmen gegeniiber den Einfuhren von Biodiesel mit
Ursprung in der USA wieder ein.

() ABLL 176 vom 30.6.2016, S. 21.

() Verordnung (EG) Nr. 599/2009 des Rates vom 7. Juli 2009 zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls und zur endgiiltigen
Vereinnahmung des vorldufigen Zolls auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika (ABL
L 179 vom 10.7.2009, S. 26).

() Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 444/2011 des Rates vom 5. Mai 2011 zur Ausweitung des mit der Verordnung (EG) Nr. 599/2009
eingefithrten endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika auf
die aus Kanada versandten Einfuhren von Biodiesel, ob als Ursprungserzeugnisse Kanadas angemeldet oder nicht, und zur Ausweitung
des mit der Verordnung (EG) Nr. 599/2009 eingefiihrten endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Biodiesel als Mischung
mit einem Gehalt an Biodiesel von bis zu 20 GHT mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika und zur Einstellung der
Untersuchung betreffend die aus Singapur versandten Einfuhren (ABL L 122 vom 11.5.2011, S. 12).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/1518 der Kommission vom 14. September 2015 zur Einfithrung eines endgiiltigen
Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika im Anschluss an eine
Auslaufiberpriifung nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates (ABL. L 239 vom 15.9.2015, S. 69).
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(4)  Zudem wurde durch Verordnung (EU) 20151518, gedndert durch Verordnung (EU) 2016/676 (°), der endgiiltige
Antidumpingzoll auch auf die aus Kanada versandten Einfuhren von Biodiesel, ob als Ursprungserzeugnisse
Kanadas angemeldet oder nicht, ausgeweitet, wobei der von den Unternehmen BIOX Corporation, Oakville und
Rothsay Biodiesel, Guelph, beide mit Sitz in Ontario, Kanada, und DSM Nutritional Products Canada Inc,
Dartmouth, Neuschottland, Kanada hergestellte Biodiesel ausgenommen ist. Mit derselben Verordnung weitete die
Europdische Kommission auch den endgiiltigen Antidumpingzoll auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in
den USA in Mischungen mit bis zu 20 GHT von durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsduremo-
noalkylestern und/oder paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs aus.

(5)  Bei den derzeit geltenden Antidumpingzollen handelt es sich um Festbetridge zwischen 0 und 198 EUR/Tonne auf
Einfuhren von in die Stichprobe einbezogenen ausfithrenden Herstellern, 115,6 EUR/Tonne auf Einfuhren von nicht
in die Stichprobe einbezogenen mitarbeitenden Unternehmen und einen Festbetrag von 172,2 EUR/Tonne auf
Einfuhren von allen tibrigen Unternehmen.

(6)  Zudem wurde die Verordnung (EU) 2015/1518 durch die Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/1598 (%) der
Kommission dahin gedndert, dass es allen Unternehmen, die wihrend des Untersuchungszeitraums der Ausgangsun-
tersuchung keinen Biodiesel ausgefithrt haben, erméglicht wurde, eine Uberpriifung zu beantragen, mit der
festgestellt wird, ob sie zu dem Zollsatz verpflichtet werden konnen, der den nicht in der Stichprobe enthaltenen
mitarbeitenden Unternehmen auferlegt wird.

(7)  Nach einem Antrag auf Behandlung als neuer ausfithrender Hersteller wurde die Verordnung (EU) 2015/1518 durch
die Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/1121 der Kommission () dahin gehend gedndert, dass das
US-Unternehmen Organic Technologies, Coshocton, Ohio, in Anhang I aufgenommen wurde und daher dem
gewogenen durchschnittlichen Zollsatz von 115,6 EUR/Tonne fiir die mitarbeitenden, aber nicht in die Stichprobe
einbezogenen Unternehmen unterliegt.

1.2. Antrag auf Auslaufiiberpriifung

(8)  Nach Verdffentlichung einer Bekanntmachung des bevorstehenden Auferkrafttretens der Mafinahmen () ging bei
der Europiischen Kommission (im Folgenden ,Kommission“) ein Uberpriifungsantrag gemaf$ Artikel 11 Absatz 2
der Grundverordnung ein.

(9)  Der Antrag wurde am 11. Juni 2020 vom European Biodiesel Board (im Folgenden ,EBB“ oder ,Antragsteller”) im
Namen von Unionsherstellern eingereicht, auf die mehr als 25 % der gesamten Unionsproduktion von Biodiesel
entfallen. Begriindet wurde der Uberpriifungsantrag damit, dass beim Auferkrafttreten der Manahmen mit einem
erneuten Auftreten des Dumpings und der Schidigung des Wirtschaftszweigs der Union zu rechnen sei.

1.3. Einleitung einer Auslaufiiberpriifung

(10) Die Kommission kam nach Anhorung des nach Artikel 15 Absatz 1 der Grundverordnung eingesetzten Ausschusses
zu dem Schluss, dass geniigend Beweise vorliegen, um eine Auslaufiiberpriifung einzuleiten, und leitete somit am
14. September 2020 eine Auslaufiiberpriifung nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung in Bezug auf die
Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den USA ein. Sie verdffentlichte eine Einleitungsbekanntmachung im
Amtsblatt der Europdischen Union (°) (im Folgenden ,Einleitungsbekanntmachung®).

(11) Am selben Tag leitete die Kommission eine weitere Auslaufiberpriifung der gegeniiber den fur Einfuhren von
Biodiesel mit Ursprung in den USA geltenden Antisubventionsmafinahmen ein. (*)

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/676 der Kommission vom 29. April 2016 zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU)
2015/1518 zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den Vereinigten
Staaten von Amerika im Anschluss an eine Auslaufiiberpriifung nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des
Rates (ABL.L 116 vom 30.4.2016, S. 31).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 20171598 der Kommission vom 22. September 2017 zur Anderung der Durchfiihrungsverordnung
(EU) 2015/1518 zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den Vereinigten
Staaten von Amerika im Anschluss an eine Auslaufiiberpriifung nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des
Rates (ABL L 245 vom 23.9.2017, S. 1).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/1121 der Kommission vom 10. August 2018 zur Anderung der Durchfithrungsverordnung
(EU) 2015/1518 zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den Vereinigten
Staaten von Amerika im Anschluss an eine Auslaufiiberpriifung nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des
Rates (ABL. L 204 vom 13.8.2018, S. 33).

() Bekanntmachung des bevorstechenden Auferkrafttretens bestimmter Antidumpingmafinahmen (ABI. C 18 vom 20.1.2020, S. 20).

(’) Bekanntmachung der Einleitung einer Auslaufiiberpriifung der Antidumpingmafinahmen gegeniiber den Einfuhren von Biodiesel mit

Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika (ABL C 303 vom 14.9.2020, S. 18).

Bekanntmachung der Einleitung einer Auslaufiiberpriifung der Antisubventionsmafinahmen gegeniiber den Einfuhren von Biodiesel

mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika (ABL. C 303 vom 14.9.2020, S. 7).

=
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(12) Die Regierung Kanadas nahm zu dieser Einleitung Stellung und wies darauf hin, dass die den drei kanadischen
Herstellern von Biodiesel gewidhrte Befreiung beibehalten werden sollte, wenn die Mafnahmen aufrechterhalten
werden. Die Befreiung wurde nach Artikel 2 dieser Verordnung aufrechterhalten.

1.4. Untersuchungszeitraum der Uberpriifung und Bezugszeitraum

(13) Die Untersuchung eines Anhaltens oder erneuten Auftretens des Dumpings bezieht sich auf den Zeitraum vom
1. Juli 2019 bis zum 30. Juni 2020 (im Folgenden ,Untersuchungszeitraum der Uberpriifung* oder ,UZU*). Die
Untersuchung von Entwicklungen, die fiir die Beurteilung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten
Auftretens der Schidigung relevant sind, betrifft den Zeitraum vom 1. Januar 2017 bis zum Ende des
Untersuchungszeitraums der Uberpriifung (im Folgenden ,Bezugszeitraum®).

1.5. Austritt des Vereinigten Konigreichs aus der EU

(14) Die Einleitung dieser Untersuchung erfolgte am 14. September 2020, d. h. wihrend des zwischen dem Vereinigten
Kénigreich und der EU vereinbarten Ubergangszeitraums, in dem das Vereinigte Konigreich weiterhin dem
Unionsrecht unterlag. Dieser Zeitraum endete am 31. Dezember 2020. Unternehmen und Verbinde aus dem
Vereinigten Konigreich galten daher ab dem 1. Januar 2021 nicht mehr als interessierte Parteien in diesem Verfahren.

(15) In einem Aktenvermerk zum Dossier (') vom 15. Januar 2021 forderte die Kommission Wirtschaftsbeteiligte im
Vereinigten Konigreich, die ihrer Ansicht nach dennoch als interessierte Parteien angesehen werden konnen, dazu
auf, mit ihr Kontakt aufzunchmen. BP OIL International Limited und Argent Energy beantragten, weiter als
interessierte Parteien behandelt zu werden und dieses Recht wurde ihnen auf der Grundlage der vorgelegten Beweise
gewihrt. Insbesondere legten beide Unternehmen Nachweise fiir das Bestehen von verbundenen Unternehmen
innerhalb des betroffenen Konzerns vor, die auf dem Unionsmarkt titig sind. Andererseits wurde die britische
Muttergesellschaft Valero Energy Limited durch ihre irische Tochtergesellschaft Valero Energy Limited Ireland
ersetzt, da dieses im Bereich Biodiesel aktiv auf dem Unionsmarkt ist.

1.6. Interessierte Parteien

(16) In der Einleitungsbekanntmachung wurden die interessierten Parteien aufgefordert, mit der Kommission Kontakt
aufzunehmen, um an der Untersuchung mitzuarbeiten. Aufferdem unterrichtete die Kommission gezielt den
Antragsteller, andere ihr bekannte Unionshersteller, die ihr bekannten Hersteller in den USA und die
US-amerikanischen Behorden, die ihr bekannten Einfithrer, Verwender, Hindler sowie die bekanntermaflen
betroffenen Verbande iiber die Einleitung der Auslaufiiberpriifung und bat sie um ihre Mitarbeit.

(17) Die interessierten Parteien hatten Gelegenheit, zur Einleitung der Auslaufiiberpriifung Stellung zu nehmen und eine
Anhorung durch die Kommission undfoder den Anhorungsbeauftragten in Handelsverfahren zu beantragen. Es
wurden keine Antrige auf Anhorung eingereicht.

1.7. Stichprobenverfahren

(18) In der Einleitungsbekanntmachung wies die Kommission darauf hin, dass sie moglicherweise nach Artikel 17 der
Grundverordnung ein Stichprobenverfahren anwendet.

1.7.1. Bildung einer Stichprobe der Unionshersteller

(19) Am 14. September 2020 unterrichtete die Kommission die interessierten Parteien iiber die vorldufige Stichprobe der
Unionshersteller nach Abschnitt 5.4 der Einleitungsbekanntmachung. Sie bildete die Stichprobe auf der Grundlage
der Hohe der Produktions- und Verkaufsmengen der gleichartigen Ware im Jahr 2019 sowie der geografischen Lage
der Hersteller der gleichartigen Ware. Die Stichprobe umfasste drei Unionshersteller. Auf die in die Stichprobe
einbezogenen Unionshersteller entfielen 17,5 % der geschitzten Gesamtproduktionsmenge der gleichartigen Ware
in der Union und mit der Stichprobe war fur eine angemessene geografische Verteilung gesorgt. Die Kommission
forderte die interessierten Parteien auf, zur vorldufigen Stichprobe Stellung zu nehmen. Innerhalb der Frist von
sieben Tagen nach der Unterrichtung tiber die vorldufige Stichprobe der Unionshersteller gingen keine
Stellungnahmen ein.

1.7.2. Bildung einer Stichprobe der Einfithrer
(20) Damit die Kommission iiber die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine
Stichprobe bilden konnte, bat sie unabhingige Einfithrer um Ubermittlung der in der Einleitungsbekanntmachung

aufgefithrten Informationen.

(") Tron-Dokument: t21.000417.
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(21)  Nur ein unabhingiger Einfithrer, Shell Trading Rotterdam BV, tibermittelte die erbetenen Angaben und demzufolge
befand die Kommission, dass die Bildung einer Stichprobe nicht erforderlich war.

1.7.3. Bildung einer Stichprobe der ausfiihrenden Hersteller

(22) Die Kommission bat alle ihr bekannten ausfilhrenden Hersteller in den USA um Vorlage der in der Einleitungsbe-
kanntmachung genannten Informationen, um iiber die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens entscheiden und
gegebenenfalls eine Stichprobe bilden zu koénnen. Aufferdem ersuchte sie die Behorden des betroffenen Landes
darum, gegebenenfalls andere ausfithrende Hersteller, die an einer Mitarbeit an der Untersuchung interessiert sein
konnten, zu benennen und/oder zu kontaktieren.

(23) Bei Einleitung der Untersuchung stand der Fragebogen in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien
bestimmten Dossier und auf der Website der GD Handel zur Verfugung.

(24) Drei ausfithrende Hersteller in den USA meldeten sich und erklirten sich zur Mitarbeit an der Untersuchung der
Kommission bereit. Angesichts der geringen Zahl befand die Kommission, dass sich die Bildung einer Stichprobe
eriibrigte. Dementsprechend wurden die drei Unternehmen, die sich gemeldet hatten, gebeten, einen Fragebogen
auszufiillen und der Kommission innerhalb der gesetzten Frist zu {ibermitteln.

1.8. Fehlende Mitarbeit des betroffenen Landes

(25) Am 15. Oktober 2020 unterrichtete eines dieser drei Unternehmen die Kommission per E-Mail iiber seine Absicht,
die Mitarbeit einzustellen. Zudem fiillte keines der beiden anderen Unternehmen den beantworteten Fragebogen
fristgerecht aus und sandte ihn zuriick.

(26) Am 10. November 2020 setzte die Kommission die drei Unternehmen schriftlich iiber ihre Absicht in Kenntnis,
Artikel 18 der Grundverordnung anzuwenden und als Grundlage fur die Feststellungen der Untersuchung
verfiigbare Informationen heranzuziehen. Den US-Behorden wurde dies ebenfalls mitgeteilt. Fiir Stellungnahmen zu
diesem Schreiben wurde eine Frist bis zum 17. November 2020 gesetzt. Es gingen keine Stellungnahmen ein.

(27) Da keiner der drei ausfithrenden Hersteller in den USA an der Auslaufiiberpriifung mitarbeitete, wurde entschieden,
die Bestimmungen des Artikels 18 der Grundverordnung anzuwenden und als Grundlage fiir die Feststellungen
verfugbare Informationen heranzuziehen.

1.9. Fragebogen

(28) Bei Einleitung der Untersuchung stand der Fragebogen in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien
bestimmten Dossier und auf der Website der GD Handel zur Verfugung.

(29) Beantwortet wurde der Fragebogen von den drei in die Stichprobe einbezogenen Unionsherstellern und einem
unabhingigen Unionseinfiihrer.

1.10. Kontrolle

(30) Aufgrund der COVID-19-Pandemie und der von verschiedenen Mitgliedstaaten und Drittlindern eingefiihrten
Eindimmungsmafinahmen konnte die Kommission keine Kontrollbesuche nach Artikel 16 der Grundverordnung
durchfiihren. Die Kommission fiihrte stattdessen im Einklang mit der Bekanntmachung tiber die Folgen des COVID-
19-Ausbruchs fiir Antidumping- und Antisubventionsuntersuchungen (*?) einen Fernabgleich aller Informationen
durch, die sie fiir die Ermittlungen benétigte. Der Fernabgleich der Kommission betraf dabei die Angaben folgender
Unternehmen/Parteien:

Unionshersteller

— SAIPOL Bu Diester, Frankreich

— CAMPA Iberia S.A.U., Spanien

— VERBIO Vereinigte BioEnergie AG, Deutschland

(") Bekanntmachung iiber die Folgen des Ausbruchs des COVID-19 (Coronavirus) fir Antidumping- und Antisubventionsunter-
suchungen (ABl. C 86 vom 16.3.2020, S. 6).
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Einfiihrer
— Shell Trading Rotterdam B.V., Rotterdam, Niederlande

1.11. Unterrichtung

(31) Am 21. Mai 2021 erfolgte seitens der Kommission die Unterrichtung iiber die wesentlichen Tatsachen und
Erwagungen, aufgrund derer die geltenden Antidumpingzolle aufrechterhalten werden sollten. Allen Parteien wurde
eine Frist fiir eine Stellungnahme zur Unterrichtung eingerdumt.

(32) Die Stellungnahmen der interessierten Parteien wurden von der Kommission gepriift und — soweit angezeigt —
beriicksichtigt. Die Parteien, die einen entsprechenden Antrag stellten, wurden gehort.

2. BETROFFENE WARE UND GLEICHARTIGE WARE

2.1. Betroffene Ware

(33) Bei der betroffenen Ware handelt es sich um dieselbe Ware wie in der Ausgangsuntersuchung und der
vorausgegangenen Auslaufiiberpriifung, d. h. um durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnene Fettsduremo-
noalkylester und/oder paraffinische Gasole nichtfossilen Ursprungs, gemeinhin als ,Biodiesel“ bezeichnet, in
Reinform oder als Mischung mit einem Gehalt an durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsduremo-
noalkylestern und/oder paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs von mehr als 20 GHT mit Ursprung in den
USA, die derzeit unter den KN-Codes ex 1516 20 98 (TARIC-Code 1516 20 98 29), ex 1518 00 91 (TARIC-Code
15180091 29), ex15180099 (TARIC-Code 15180099 29), ex27101943 (TARIC-Code 27101943 29),
ex271019 46 (TARIC-Code 2710194629), ex27101947 (TARIC-Code 2710194729), ex27102011
(TARIC-Code 2710201129), ex27102016 (TARIC-Code 2710201629), ex 38249992 (TARIC-Code
3824999212), ex 3826 00 10 (TARIC-Codes 3826 00 10 29, 3826 00 10 59, 3826 00 10 99) und ex 3826 00 90
(TARIC-Code 3826 00 90 19) eingereiht werden (im Folgenden ,betroffene Ware*).

(34) Biodiesel ist ein erneuerbarer Kraftstoff, der aus einem breiteren Spektrum von Rohstoffen hergestellt wird, d. h. aus
pflanzlichen Olen wie Rapsél, Sojadl, Palmol, gebrauchten Frittierdlen, Tierfetten oder Biomasse.

(35) Biodiesel wird im Verkehrssektor verwendet, hauptsichlich mit Mineraloldiesel gemischt (d. h. Benzin/
herkdmmlicher Diesel) und nur in sehr geringem MafSe in Reinform (B100).

2.2. Gleichartige Ware

(36) Die im Rahmen der Auslaufiiberpriifung durchgefithrte Untersuchung bestitigte die in der Ausgangsuntersuchung
und in der vorausgegangenen Auslaufuberpriifung getroffene Feststellung, dass die folgenden Waren dieselben
grundlegenden materiellen, chemischen und [technischen] Eigenschaften und dieselben grundlegenden
Verwendungen aufweisen:

— die betroffene Ware,
— die in den USA hergestellte und auf dem US-amerikanischen Inlandsmarkt verkaufte Ware und

— die in der Union vom Wirtschaftszweig der Union hergestellte und auf dem Unionsmarkt verkaufte Ware.

(37)  Sie werden daher als gleichartige Waren im Sinne des Artikels 1 Absatz 4 der Grundverordnung betrachtet.

2.3. Vorbringen zur Warendefinition

(38) Das schwedische Unternechmen Preem AB und Valero Energy Ltd Ireland, Kraftstofthersteller und -lieferanten und als
solche Verwender der betroffenen Ware, brachten vor, dass es sich bei Fettsduremethylester (FAME) und hydriertem
pflanzlichen Ol (im Folgenden ,HVO®) um zwei verschiedene Arten von Biodiesel handle und dass HVO aus der
derzeitigen Warendefinition ausgeklammert werden sollte. In der Verordnung von 2009 zur Einfithrung von
vorldufigen Mafinahmen () wurden alle Arten von Biodiesel und Biodieselmischungen als Biodieselkraftstoffe
angesehen. Sowohl FAME als auch HVO konnen mit Diesel gemischt werden, und trotz einiger Unterschiede bei den
materiellen Eigenschaften ist die Endverwendung der Ware gleich und beide Waren werden vom Wirtschaftszweig
der Union hergestellt. Zudem wurde im Antrag in der Ausgangsuntersuchung aus HVO hergestellter Dieselkraftstoff
ausdriicklich als Teil der betroffenen Ware definiert und zu dem Zeitpunkt duferte keine der Parteien Zweifel an
dieser Aussage. Das Vorbringen wurde daher zuriickgewiesen.

(") Verordnung (EG) Nr. 193/2009 der Kommission vom 11. Mérz 2009 zur Einfithrung eines vorldufigen Antidumpingzolls auf die
Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika (ABL L 67 vom 12.3.2009, S. 22).
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3. WAHRSCHEINLICHKEIT EINES ANHALTENS ODER ERNEUTEN AUFTRETENS DES DUMPINGS

(39) Nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung untersuchte die Kommission, ob im Falle des Auflerkrafttretens der
geltenden Maflnahmen ein Anhalten oder erneutes Auftreten des Dumpings wahrscheinlich wire.

3.1. Vorbemerkungen

(40) Aufgrund der mangelnden Bereitschaft zur Mitarbeit wie in Erwdgungsgriinden 25-27 dargelegt, war keine Analyse
anhand tiberpriifter Daten US-amerikanischer Herstellern moglich.

(41) Folglich beruhten nach Artikel 18 der Grundverordnung die Feststellungen beziiglich der Wahrscheinlichkeit eines
Anhaltens oder erneuten Auftretens des Dumpings auf den verfiigbaren Informationen. Die Kommission griff daher
auf die folgenden Informationsquellen zuriick: den Antrag auf Auslaufiiberpriifung und anschlieend eingereichten
Unterlagen vom Antragsteller, Eurostat, Global Trade Atlas (im Folgenden ,GTA®) und den Websites der US-Behorde
fur Energieinformationen (im Folgenden ,EIA“) und des US-Landwirtschaftsministeriums (im Folgenden ,USDA®).

3.2. Anhalten des Dumpings

(42) Im Anschluss an die Einfithrung von Mafinahmen im Jahr 2009 kamen die Einfuhren von Biodiesel in die Union mit
Ursprung in den USA ab dem Jahr 2013 fast zum Erliegen. Beispielsweise wurden im UZU (vom 1. Juli 2019 bis
zum 30. Juni 2020) etwa 156 Tonnen aus den USA eingefithrt. Diese Mengen machen lediglich 0,04 % der
gesamten US-Ausfuhren aus, und sogar einen noch geringeren Anteil des Unionsverbrauchs. Dementsprechend
gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass diese geringen Mengen keine ausreichende Grundlage fiir eine
Untersuchung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens des Dumpings darstellen. Die Kommission legte deshalb den
Schwerpunkt ihrer Untersuchung auf die Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens des Dumpings im Falle eines
AuRerkrafttretens der Maffnahmen.

3.3. Erneutes Auftreten des Dumpings

(43) Die Kommission untersuchte, ob im Falle eines AufSerkrafttretens der MalSnahmen ein erneutes Auftreten des
Dumpings wahrscheinlich wire. Insbesondere wurden die folgenden Faktoren analysiert: Verhaltnis zwischen den
Preisen der in der Union hergestellten und verkauften Ware und den Preisen in den USA, Verhiltnis zwischen den
Preisen der Ausfuhren in Drittlinder und den Preisen in den USA, Verhiltnis zwischen den Preisen der Ausfuhren in
Drittlinder und dem Preisniveau in der Union, die ungenutzten Produktionskapazititen in den USA sowie die
Umgehungs- und Aufnahmepraktiken.

3.3.1. Vergleich zwischen den Preisen der in der Union hergestellten und verkauften Ware und den Preisen in den USA

(44) Die Kommissionsdienststellen zogen zwei Informationsquellen zur Ermittlung des Inlandsverkaufspreises fiir
Biodiesel in den USA im UZU heran: i) vom USDA vorgelegte Informationen und ii) Informationen aus dem Antrag
auf Auslaufiiberpriifung.

(45) Nach den vom USDA vorgelegten Informationen lagen die Inlandsverkaufspreise ab Werk im UZU bei 909,05 USD/
Tonne. Dies ergibt bei Verwendung des mittleren Wechselkurses im UZU (1 EUR = 1,105 USD) einen US-Inlandsver-
kaufspreis von 822,31 EUR/Tonne. Dies entspricht fast den Informationen im Antrag auf Auslaufuberpriifung, aus
denen sich ein US-Inlandsverkaufspreis von 918,06 USD/Tonne (820 EUR/Tonne) ergibt. Die Kommission hielt es
fur angemessen, den US-Inlandspreis fiir ihre Untersuchung zur Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens des
Dumpings als festen Preis (822,31 EUR) anzusehen.

(46) Der Durchschnittspreis ab Werk von Biodiesel, der im UZU in der Union von Unionsherstellern verkauft wurde,
belief sich auf 771 EURTonne (siche Tabelle 1).

(47) Um wieder auf dem Unionsmarkt titig werden zu konnen, mussten US-amerikanische Hersteller zu einem Preis
verkaufen, der etwa bei 771 EUR[Tonne oder darunter liegt. Thr Endpreis miisste auch die Kosten fiir Seefracht und
Versicherung sowie den fiir Biodiesel geltenden Zoll (6,5 %) decken. Anhand der bei der Untersuchung angefallenen
Daten wiirde dies etwa 92 EUR/Tonne ausmachen. Die Kommission ermittelte diesen Betrag auf der Grundlage von
a) vom Antragsteller berechneten Transport- und Frachtkosten und b) Zollen (6,5 %), die fiir Einfuhren von
Biodiesel aus den USA gelten, und die die Kommission auf der Grundlage von offentlich zuginglichen
Informationen wie dem GTA berechnet hat, und rundete den Betrag auf 106 EUR auf, um auch einige nach der
Einfuhr anfallende Kosten zu beriicksichtigen.
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(48) Damit miissten die US-amerikanischen Hersteller, sollten sie wieder zu wettbewerbsfahigen Preisen in die Union
ausfithren, hochstwahrscheinlich einen Ab-Werk-Preis von unter 665 EUR/Tonne veranschlagen, der unter ihrem
US-Inlandsverkaufspreis lige und somit gedumpt wire.

3.3.2. Vergleich zwischen den Preisen der Ausfuhren in Drittlinder und den Preisen in den USA

(49) Zudem analysierte die Kommission das Preismuster der im UZU in Drittlinder getitigten US-amerikanischen
Biodieselausfuhren.

(50) Die Kommission konsultierte 6ffentlich zugingliche Informationen wie den GTA und extrahierte fiir den UZU
Mengen- und Wertdaten zu den Biodieselausfuhren unter dem HS-Code 3826 00. Die Ausfuhrmengen (in Tonnen)
in alle Lander (einschlieRlich der EU) belaufen sich auf 389 075 Tonnen, davon wurden 14 Tonnen in die Union
ausgefiihrt.

(51) In der folgenden Tabelle wird der Durchschnittsverkaufspreis in USD je Tonne, gebithrend berichtigt und auf die
Stufe ab Werk gebracht (mittels Abzug von 82,52 USD/Tonne fiir Inlandsfrachtkosten gemaff dem Antrag auf
Auslaufiberpriffung), mit dem durchschnittlichen US-Inlandspreis fiir die sechs Linder (auflerhalb der EU)
verglichen, in die die USA im UZU mehr als 0,1 % ihrer Gesamtausfuhren tétigten.

Tabelle 1

US-amerikanische Ausfuhrmengen und -preise im UZU

Durchschnittlicher
Anteil der Durchschnittli- | Durchschnittli- | US-Inlandspreis ab
Bestimmuneoslinder Ausfuhrmengen |  Ausfuhren in cher Ab-Werk- | cher Ab-Werk- Werk in EUR je
& (in Tonnen) alle Lander (in | Preis in USD je | Preis in EUR je Tonne (siehe
%) Tonne Tonne Erwiagungsgrund
45)

Kanada 354 442 91,1 805,33 728,48 822,31
China 12363 3,2 316,49 286,29 822,31
Norwegen 3500 0,9 862,48 780,18 822,31
Peru 2144 0,6 591,72 535,26 822,31
Mexiko 1204 0,3 661,23 598,13 822,31
Stidkorea 475 0,1 363,15 328,49 822,31

Quelle: GTA.

(52)  Aus der Tabelle geht hervor, dass die US-amerikanischen Hersteller an alle sechs Ausfuhrldnder zu Preisen, die um 5
bis 65 % unter ihrem US-Inlandsverkaufspreis liegen, verkaufen. Zudem variieren die Ausfuhrpreise zwischen den
verschiedenen Landern, an die die USA wihrend des UZU die grofSten Mengen ausgefithrt haben, betrachtlich.

(53) Schlielich geht aus der Tabelle hervor, dass die hochsten durchschnittlichen Ausfuhrpreise die an Linder wie
Kanada und Norwegen sind, an die die USA 92 % ihrer Gesamtausfuhren verkauft. Diesbeziiglich wird im Antrag
angegeben, dass der teurere Biodiesel, der an Kanada ausgefiihrt werde, aus bestimmten Arten von Rohstoffen
bestehen miisse, die eine hohere Kiltebestindigkeit haben, zum Beispiel Raps, oder HVO, das auch iiber
hervorragendes Verhalten bei Kilte verfiigt. Dementsprechend sei der teurere durchschnittliche Ausfuhrpreis fiir
Ausfuhren in diese beiden Lander auf den hoheren Kostenpreis des Einsatzstoffes (wie Raps) zuriickzufiihren.

3.3.3. Vergleich zwischen den Preisen der Ausfuhren in Drittlinder und dem Preisniveau des Wirtschaftszweigs der Union

(54) Der Unionsmarkt ist fiir US-amerikanische Biodieselausfuhren attraktiv. Auf der Grundlage der Datenbank des GTA,
wie in Erwdgungsgrund 49 aufgefithrt, wurde anschliefend ein einfacher durchschnittlicher Ausfuhrpreis fiir
Ausfuhren in alle Bestimmungsldnder im UZU berechnet (siche Erwigungsgrund 55), unter Beriicksichtigung der
folgenden Faktoren:

— Aufgrund der groffen Variation der US-Ausfuhrpreise (wie auch aus der Tabelle in Erwigungsgrund 51
hervorgeht), schloss die Kommission alle Linder, auf die ein Anteil von unter 0,1 % der Gesamtverkaufsmenge
entfillt, die die USA im UZU ausgefithrt haben, aus dieser Berechnung aus. Mit Ausnahme der EU lag bei
insgesamt sechs Lindern der Anteil iiber 0,1 % der Gesamtausfuhrmenge der USA, was aus der Tabelle in
Erwidgungsgrund 51 hervorgeht.
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— Aus dieser Tabelle geht auch hervor, dass die hochsten durchschnittlichen Ausfuhrpreise die an Linder wie
Kanada und Norwegen sind, an die die USA 92 % ihrer Gesamtausfuhren verkauft. Wie in Erwdgungsgrund 53
erldutert, sind diese hoheren Ausfuhrpreise auf den hoheren Kostenpreis des Einsatzstoffes (wie Raps)
zuriickzufithren.

— Bei Biodieselausfuhren in die EU wird es sich aufgrund der verschiedenen Klimata in der EU hauptsichlich um
eine Mischung aus verschiedenen Biodieselarten handeln. Die Biodieselarten, die in Nordeuropa ausgefiihrt
werden, sind die, die eine hohere Kiltebestidndigkeit aufweisen.

— Demzufolge ist die Berechnung eines einfachen durchschnittlichen Ausfuhrpreises fiir die Zwecke der derzeitigen
Bewertung eine zutreffende Darstellung des durchschnittlichen Preises, der auf dem Unionsmarkt zu beobachten
wire, und es wird eine unverhiltnismifige Gewichtung der Ausfuhren nach Kanada und Norwegen angesichts der
Mischung verschiedener Biodieselarten vermieden, die wahrscheinlich in die Union ausgefithrt wiirden, wo die
Witterungsverhiltnisse in den einzelnen Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich sind.

(55) Unter Beriicksichtigung aller dieser Faktoren berechnete die Kommission einen durchschnittlichen Ausfuhrpreis von
682 USD|Tonne (617 EUR). Der durchschnittliche Ausfuhrpreis von 617 EUR ist ein FOB-Preis, dem die Kosten fiir
Seefracht und Versicherung hinzugerechnet werden miissen, um zu einem CIF-Preis zu gelangen. Diese Kosten
wurden im Antrag auf Auslaufiiberpriifung auf etwa 52 USD|Tonne (47 EUR) geschatzt.

(56) Die Kommission vertritt die Auffassung, dass der Betrag von 47 EUR/Tonne die zusitzlichen Kosten fiir Seefracht
und Versicherung an die anderen Bestimmungsorte angemessen Dberiicksichtigt. Der durchschnittliche
US-Ausfuhrpreis fiir Ausfuhren in Drittlinder wurde deshalb auf 617 EUR (FOB) festgesetzt, der, auch wenn Kosten
fir Seefracht und Versicherung, der geltende Zoll von 6,5 % (insgesamt gerundet auf 104 EUR/Tonne, um auch
einige nach der Einfuhr anfallende Kosten zu beriicksichtigen) von den USA in die EU hinzukommen wiirden
(insgesamt 721 EUR), weit unter dem Ab-Werk-Preis des Wirtschaftszweigs der Union von 771 EUR/Tonne liegt.

(57) Das zeigt, dass die US-amerikanischen ausfithrenden Hersteller zu einem Preis unter 771 EUR/Tonne verkaufen
konnten, um auf den Unionsmarkt vorzudringen, und sie hitten noch immer einen Anreiz, einige der derzeitigen
Ausfuhren in Drittstaaten auf den Unionsmarkt umzulenken, da er attraktiver ist als einige der anderen
Drittlandsmarkte.

3.3.4. Kapazitdtsreserven

(58) Da die US-amerikanischen Hersteller nicht mitarbeiteten, ermittelte die Kommission die US-amerikanische
Produktionskapazitit anhand der Daten, die auf der Website der EIA verfiigbar waren.

(59) Die US-amerikanischen Biodieselhersteller miissen dieser Behorde ihre tatsichliche und ihre geplante Produktions-
kapazitit sowie ihre Produktion, Vorleistungen, Lagerbestinde und Verkdufe von Biodiesel (jdhrlich
beziehungsweise monatlich) melden.

Auf der Grundlage der von der EIA erhobener Daten lag die Kapazitdt der US-amerikanischen Biodiesel-
hersteller im UZU bei 8 412 000 Tonnen.

(60) Die tatsichliche US-amerikanische Biodieselproduktion im UZU betrug 5 718 000 Tonnen (EIA-Daten), was einer
Kapazititsauslastung von 68 % und einer Kapazititsreserve von 32 % bzw. 2 694 000 Tonnen entspricht. Die
beachtlichen Kapazititsreserven der US-amerikanischen Hersteller sind ein Anreiz, die Produktion zu erhéhen und
Biodiesel zu gedumpten Preisen auf dem Unionsmarkt zu verkaufen; deshalb diirften sie bei einem Auslaufen der
Mafinahmen fur die Belieferung des Unionsmarkts verwendet werden. Die US-amerikanischen Hersteller konnen
ihre Produktion nidmlich auf einfache Weise steigern und in die EU ausfiihren, was wirtschaftliche Vorteile wie eine
hohere Kapazititsauslastung und geringere Herstellstiickkosten ~bringen wiirde. Das Freisetzen der
US-amerikanischen Kapazititsreserve auf dem Unionsmarkt hitte betrichtliche Auswirkungen, da diese Reserve fast
18 % des Unionsverbrauchs im UZU ausmacht.

(61) Im UZU war die US-amerikanische Biodieselproduktion (5 718 000 t) niedriger als der Verbrauch (5934 000 t).
Infolgedessen fithrten die USA mehr Biodiesel ein als sie ausfithrten. Im UZU beliefen sich die Gesamteinfuhren auf
629000 t und die Gesamtausfuhren auf 428 000 t. Wenn die verfiigbare Produktionskapazitit jedoch im
Bezugszeitraum nicht fur die Befriedigung der Inlandsnachfrage verwendet wurde, ist es unwahrscheinlich, dass
diese Produktionskapazitit kiinftig fiir diesen Zweck genutzt wiirde. Die im UZU gemeldete US-amerikanische
Produktionskapazitit (8 412 000 Tonnen, siche vorstehenden Erwigungsgrund) war wesentlich hoher als der
Inlandsverbrauch. Sollten sich also Moglichkeiten auf Ausfuhrmirkten auftun, werden die US-amerikanischen
Hersteller ihre Kapazititsreserven voraussichtlich fiir Ausfuhrverkdufe und nicht fir den Inlandsverbrauch nutzen.
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(62) Es ist unwahrscheinlich, dass die Kapazititsreserve zur Steigerung der Ausfuhren in andere Drittlinder als die EU
verwendet wiirde. Die groffen Drittlandsmirkte (Brasilien, Indonesien, Argentinien, China, Thailand) decken ihren
Eigenbedarf bei der inldndischen Herstellung von Biodiesel und die USA haben bisher in diese Linder trotz ihrer
hohen Kapazititsreserve keine bedeutenden Ausfuhren getitigt. Es besteht kein Grund zu der Annahme, das sich
dies kiinftig dndern wird.

(63) Daher diirften die US-amerikanischen Hersteller einen wesentlichen Teil der Kapazititsreserve fir zusitzliche
Verkdufe an die EU nutzen, die als grofiter Markt weltweit und mit vielen Anreizen fiir den Verbrauch von Biodiesel
sehr attraktiv ist.

3.3.5. Umgehungs- und Aufnahmepraktiken

(64) Wie in Erwdgungsgrund 1 dargelegt, wurden die 2009 eingefithrten Antidumpingmafnahmen einer Untersuchung
zufolge durch den Versand iiber Kanada sowie durch eine Anderung des Mischungsverhiltnisses umgangen.
Derartige Praktiken belegen das Interesse einiger US-amerikanischer Hersteller daran, sich sogar nach Einfithrung
von Mafinahmen auf dem Unionsmarkt zu engagieren und sind somit ein Indiz fiir die Attraktivitit des
Unionsmarkts fiir US-amerikanische Hersteller von Biodiesel zu erachten.

3.3.6. Schlussfolgerung zur Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens des Dumpings

(65) Der Unionsmarkt als weltweit groiter Markt ist sehr attraktiv, daneben gibt es fiir den Verbrauch von Biodiesel
betrichtliche Anreize auf Unionsebene und auf nationaler Ebene. Es kime den US-amerikanischen Hersteller
gelegen, ihre Kapazititsreserven voll auszuschopfen und einen Teil ihrer Ausfuhrverkidufe von weniger profitablen
Drittmirkten auf den Unionsmarkt umzulenken.

(66) Auf der Grundlage der Tabelle in Erwidgungsgrund 51 gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass die
US-amerikanischen Hersteller insgesamt Verkdufe an Drittlinder zu Preisen unter ihren Inlandspreisen tatigen.

(67) In Anbetracht der beachtlichen Kapazititsreserve der US-amerikanischen Branche, der wegen seiner Grofle und des
Verkaufspreises insbesondere hinsichtlich des Preisniveaus der US-amerikanischen Ausfuhren in Drittlinder sehr
hohen Attraktivitdt des Unionsmarkts sowie der Vorgeschichte der Umgehungspraktiken kam die Kommission zu
dem Schluss, dass bei einem Auslaufen der geltenden Maffnahmen ein erneutes Auftreten der gedumpte Einfuhren
aus den USA wahrscheinlich ist.

4. SCHADIGUNG

4.1. Definition des Wirtschaftszweigs der Union und der Unionsproduktion

(68) Den vom Antragsteller iibermittelten Daten zufolge wurde die gleichartige Ware im Bezugszeitraum von 49
Herstellern in der Union hergestellt. Sie bilden den ,Wirtschaftszweig der Union® im Sinne des Artikels 4 Absatz 1
der Grundverordnung.

(69) Die gesamte Unionsproduktion im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung betrug etwa 14 Mio. Tonnen. Die
Kommission ermittelte diesen Wert auf der Grundlage der vom Wirtschaftszweig der Union iibermittelten
Informationen. Wie in Erwidgungsgrund 19 dargelegt, wurden drei Unionshersteller, auf die 17,5 % der gesamten
Unionsproduktion der gleichartigen Ware entfallen, fiir die Stichprobe ausgewahlt.

4.2. Unionsverbrauch

(70) Die Kommission bestimmte den Unionsverbrauch ausgehend von den Informationen des Wirtschaftszweigs und
Comext fur Einfuhrdaten.

(71)  Der Unionsverbrauch entwickelte sich wie folgt:
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Tabelle 2

Unionsverbrauch (in Tonnen) (*4)

Untersuchungszeitraum
2017 2018 2019 der Uberpriifung
Unionsverbrauch 13843702 15444700 15762282 16 955 685
insgesamt (in Tonnen)
Index 100 112 114 122

Quelle: Daten des Wirtschaftszweigs der Union, Comext.

(72)  Im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung stieg der Verbrauch von Biodiesel in der Union, berechnet als Summe
der Einfuhren von Biodiesel und der Gesamtverkiufe des Wirtschaftszweigs der Union auf dem Unionsmarkt, um
22 %, von 13,8 Mio. Tonnen im Jahr 2017 auf 16,9 Mio. Tonnen.

4.3. Einfuhren aus dem betroffenen Land

4.3.1. Menge und Marktanteil der Einfuhren aus dem betroffenen Land

(73) Die Kommission ermittelte die Menge der Einfuhren anhand der von Eurostat zur Verfigung gestellten
Informationen (Comext-Datenbank). Der Marktanteil der Einfuhren wurde auf der Grundlage der vom Antragsteller
ibermittelten Daten fiir die Inlandsverkdufe des Wirtschaftszweigs der Union und Comext-Handelsdaten ermittelt.

(74) Die Einfuhren aus dem betroffenen Land entwickelten sich wie folgt:
Tabelle 3

Einfuhrmenge (in Tonnen), Marktanteil und Preise ()

Untersuchungszeitraum

2017 2018 2019 der Uberpriifung
Menge der Einfuhren 176 2339 139 156
aus dem betroffenen
Land (in Tonnen)
Index 100 1329 79 89
Marktanteil (in %) 0 0 0 0
Durchschnittspreis 1243 972 1269 1812
(in EUR[Tonne)
Index 100 78 102 146

Quelle: Comext, Verkaufsdaten des Wirtschaftszweigs der Union fiir die Berechnung des Marktanteils.

(75)  Seit der Einfithrung der Mafinahmen im Jahr 2009 sind Einfuhren aus den USA praktisch zum Erliegen gekommen,
sie beliefen sich nur auf 156 Tonnen im UZU (im Vergleich mit mehr als 1 137 000 Tonnen im Untersuchungs-
zeitraum der Ausgangsuntersuchung).

(*) Der Verbrauch beruht auf den Daten fiir die EU-27 unter Ausschluss der Daten fiir das Vereinigte Konigreich.
(*) Die Menge der Einfuhren beruht auf den Daten fiir die EU-27 unter Ausschluss der Daten fiir das Vereinigte Konigreich.



L 277/44 Amtsblatt der Europiischen Union 2.8.2021

4.3.2. Einfuhrpreise aus dem betroffenen Land und Preisunterbietung

(76) Im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung wurden praktisch keine Einfuhren von Biodiesel aus den USA in die
Union getitigt, die als verldssliche Grundlage fiir die Berechnung der Preisunterbietung herangezogen werden
konnten.

(77)  Alternativ verglich die Kommission zur Ermittlung der Preisunterbietung im Untersuchungszeitraum der
Uberpriifung:
(1) die gewogenen durchschnittlichen Verkaufspreise der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller, die
unabhingigen Abnehmern auf dem Unionsmarkt berechnet wurden, und zwar berichtigt auf die Stufe ab Werk
(771 EUR/Tonne) und

(2) den durchschnittlichen Ausfuhrpreis US-amerikanischer Hersteller fiir Ausfuhren in Drittlinder, gebithrend
berichtigt um Transportkosten in die Union und EU-Zélle (721 EUR[Tonne, siehe Erwdgungsgrund 56).

(78)  Der Vergleich ergab eine Preisunterbietung von 6,4 %.

4.4. Einfuhren aus anderen Drittlindern als den USA

(79) Im UZU beliefen sich Einfuhren aus Drittlindern auf 3 750 000 Tonnen bzw. etwa 22 % des Gesamtverbrauchs der
Union. Die anderen Hauptquellen der Einfuhren von Biodiesel als die USA waren Argentinien (24 % der
EU-Einfuhren), Malaysia (18 %), Singapur (13 %) und Indonesien (5 %).

(80) Die (aggregierte) Menge der Einfuhren sowie der Marktanteil und die Preisentwicklungen fuir Einfuhren von Biodiesel
aus anderen Drittlindern entwickelten sich wie folgt:

Tabelle 4

Einfuhren aus Drittlindern (*%)

Untersuchungszei-
Land 2017 2018 2019 traum der
Uberpriifung

Argentinien Menge (in Tonnen) 355782 1467 325 873325 905781

Index 100 412 245 255

Marktanteil (in %) 3 10 6 5

Durchschnittspreis 635 620 707 728

in EUR/Tonne

Index 100 98 111 115
Malaysia Menge (in Tonnen) 335769 388 615 731679 679 860

Index 100 116 218 202

Marktanteil (in %) 2 3 5 4

Durchschnittspreis 952 813 669 730

(in EUR/Tonne)

Index 100 85 70 77

(") Die Einfuhren aus Drittlindern beruhen auf den Daten fiir die EU-27 unter Ausschluss der Daten, die sich auf das Vereinigte
Konigreich als Mitgliedstaat beziehen, aber einschlieflich der Daten, die sich auf das Vereinigte Kénigreich als Drittland beziehen.
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Indonesien Menge (in Tonnen) 24984 777992 743 456 195 858
Index 100 3114 2976 784
Marktanteil (in %) 0 5 5 1
Durchschnittspreis 803 671 636 665
(in EUR/Tonne)
Index 100 84 79 83
Andere Menge (in Tonnen) 822027 820093 1450938 1983471
Drittlinder
Index 100 100 177 241
Marktanteil (in %) 6 5 9 12
Durchschnittspreis 662 723 829 874
in EUR/Tonne
Index 100 109 125 132
Drittlander Menge (in Tonnen) 1538562 3454050 3799448 3765041
insgesamt, aufler
USA
Index 100 224 247 245
Marktanteil (in %) 11 22 24 22
Durchschnittspreis 721 678 732 802
(in EUR/Tonne)
Index 100 94 102 111
Quelle: Comext, Verkaufsdaten des Wirtschaftszweigs der Union fiir die Berechnung des Marktanteils.

(81) Die Antidumpingzélle auf Einfuhren aus Argentinien und Indonesien — zwei grofe Ausfuhrlinder von Biodiesel —
wurden 2018 aufgehoben. Demzufolge stiegen 2018 die Einfuhren aus Drittlindern und blieben 2019 und im UZU
auf einem Niveau von etwa 3,8 Mio. Tonnen. Insgesamt stiegen die Einfuhren aus anderen Drittlindern als den USA
im Bezugszeitraum um 145 %. Zudem erhohte sich ihr Marktanteil im Bezugszeitraum von 11 % auf 22 %.

(82) Die Preissituation unterscheidet sich von Land zu Land.

(83) Die Kommission fithrte im Februar 2019 endgiiltige Antisubventionsmafinahmen auf Einfuhren von Biodiesel aus
Argentinien, der Haupteinfuhrquelle, ein, und gleichzeitig erlief sie einen Beschluss zur Annahme von Mindestpreis-
verpflichtungen von acht argentinischen Herstellern und der Argentinischen Kammer fiir Biokraftstoffe (CARBIO).
Dies fiihrte zu einem deutlichen Anstieg der Preise fiir das Jahr 2019 (um 14 % im Vergleich zu 2018) und den
UZU (um 17 % im Vergleich zu 2018).

(84) Die Europdische Kommission fithrte im Jahr 2019 Ausgleichszélle auf Einfuhren von subventioniertem Biodiesel aus

Indonesien ein. Dies fithrte im Jahr 2020 zu einem deutlichen Riickgang der Einfuhren mit Ursprung in Indonesien.
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(85) Im Fall von Indonesien und Malaysia fielen die Preise. Gleichzeitig stiegen sie deutlich bei den anderen Drittlindern.
Insgesamt stiegen die durchschnittlichen Verkaufspreise der Einfuhren aus anderen Drittlindern als den USA im
Bezugszeitraum um 11 %. Dies entspricht dem Trend, der fir Einfuhren aus den betroffenen Landern gemdf Tabelle 3
beobachtet wurde. Jedoch entspricht die Preisentwicklung nicht den Verkaufspreisen des Wirtschaftszweigs der Union auf
dem Unionsmarkt nach Tabelle 8. Die Preise der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller waren riickliufig,
parallel zum Riickgang der Herstellkosten. Folglich verringerte sich das Preisgefille zwischen den Ausfithrern aus
Drittlindern und den in die Stichprobe einbezogenen Unionsherstellern, wodurch sich die Wettbewerbsfahigkeit des
Wirtschaftszweigs der Union erhohte.

4.5. Wirtschaftliche Lage des Wirtschaftszweigs der Union

4.5.1. Allgemeine Bemerkungen

(86) Im Rahmen der Bewertung der wirtschaftlichen Lage des Wirtschaftszweigs der Union wurden alle Wirtschaftsin-
dikatoren, die fiir die Lage des Wirtschaftszweigs der Union im Bezugszeitraum relevant waren, beurteilt.

(87) Wie in Erwagungsgriinden 18 und 19 erldutert, wurde bei der Bewertung der wirtschaftlichen Lage des
Wirtschaftszweigs der Union mit einer Stichprobe gearbeitet.

(88) Bei der Ermittlung der Schiddigung unterschied die Kommission zwischen makrookonomischen und
mikrodkonomischen Schadensindikatoren. Sie bewertete die makrookonomischen Indikatoren auf der Grundlage
der vom Wirtschaftszweig der Union iibermittelten Daten und anderen sektorspezifischen makrookonomischen
Daten wie FAO-OECD. Die mikrookonomischen Indikatoren bewertete die Kommission anhand der Daten in den
Fragebogenantworten der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller. Beide Datensitze wurden als
reprasentativ fur die wirtschaftliche Lage des Wirtschaftszweigs der Union angesehen.

(89) Bei den makrookonomischen Indikatoren handelt es sich um Produktion, Produktionskapazitit, Kapazitits-
auslastung, Verkaufsmenge, Marktanteil, Wachstum, Beschiftigung, Produktivitit, Hohe der Dumpingspanne und
Erholung von fritherem Dumping.

(90) Bei den mikrodkonomischen Indikatoren handelt es sich um durchschnittliche Stiickpreise, Stiickkosten,

Arbeitskosten, Lagerbestinde, Rentabilitit, Cashflow, Investitionen, Kapitalrendite und Kapitalbeschaffungsmog-
lichkeiten.

4.5.2. Makrockonomische Indikatoren ()

4.5.2.1. Produktion, Produktionskapazitit und Kapazititsauslastung

(91) Die Unionsgesamtproduktion, die Produktionskapazitit und die Kapazititsauslastung entwickelten sich im
Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 5

Produktion, Produktionskapazitit und Kapazititsauslastung

Untersuchungszeitraum

2017 2018 2019 der Uberprifung
Produktionsmenge 12639715 13166083 13931438 13984220
(in Tonnen)
Index 100 104 110 111
Produktionsmenge 16 047 231 16707 893 16 862595 17 529 047
(in Tonnen)
Index 100 104 105 109
Kapazititsauslastung 79 79 83 80
(in %)
Index 100 100 105 101

Quelle: Angaben des Antragstellers und der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller.

(") Die makrookonomischen Daten stiitzen sich auf den Daten fiir die EU-27 unter Ausschluss der Daten aus dem Vereinigten Konigreich.
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(92) Die Unionsproduktion stieg von 12,6 Mio. Tonnen im Jahr 2017 auf 14,0 Mio. Tonnen im UZU, was einem Anstieg
von 11 % im Bezugszeitraum entspricht. Vor dem Hintergrund des Verbrauchsanstiegs um 22 % im Berichtszeitraum
reagierte der Wirtschaftszweig der Union positiv durch Erhérung seiner Produktion.

(93) Gleichzeitig stieg die Produktionskapazitit im Berichtszeitraum um 9 % und erreichte 17,5 Mio. Tonnen im UZU.
Der Wirtschaftszweig der Union baut seine Kapazititen aus, um einer zunehmenden Nachfrage gerecht zu werden.
Einem Bericht ('¥) zufolge betrifft dieser Kapazititsausbau hauptsichlich die Herstellung von hydriertem
pflanzlichem O1 (HVO).

(94) Infolge der gleichzeitigen Erhohung der Produktion und der Produktionskapazitit lag die Kapazititsauslastung im
Bezugszeitraum stabil bei etwa 80 %.

4.5.2.2. Verkaufsmenge und Marktanteil

(95) Verkaufsmenge und Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Union entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 6

Verkaufsmenge und Marktanteil

Untersuchungszeitraum

2017 2018 2019 der Uberprifung
Verkaufsmenge auf 12305049 11988 560 11962754 13190560
dem Unionsmarkt
(in Tonnen)
Index 100 97 97 107
Marktanteil (in %) 89 78 76 78
Index 100 87 85 88

Quelle: Angaben des Antragstellers und der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller.

(96) Der Wirtschaftszweig der Union erhohte seine Verkdufe auf dem Unionsmarkt um 7 %, von 12,3 Mio. Tonnen im
Jahr 2017 auf 13,2 Mio. Tonnen im UZU.

(97) Da der Verbrauch in der Union um 22 % stieg, verringerte sich der Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Union
aufgrund des geringeren Anstiegs der tatsichlichen Verkaufsmenge von etwa 89 % im Jahr 2017 auf 78 % im UZU.
Die Verringerung des Marktanteils hdngt mit dem Anstieg der Einfuhren aus Drittlindern zusammen, insbesondere
ab 2018 (Erwagungsgrund 80).

4.5.2.3. Wachstum

(98) Eine Reihe von Indikatoren (Produktion, Produktionskapazitit, Verkdufe, Beschiftigung) weisen ein positives
Wachstum des Wirtschaftszweigs der Union im Bezugszeitraum auf. Dieses Wachstum ist allerdings im Vergleich zu
der Entwicklung des Verbrauchs von Biodiesel im selben Zeitraum moderat. Der Marktanteil des Wirtschaftszweigs
der Union hat sich im Bezugszeitraum sogar verringert.

("*) Jahresbericht iiber Biokraftstoffe des USDA (GAIN-Bericht), 29. Juni 2020.
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4.5.2.4. Beschiftigung und Produktivitit
(99) Beschiftigung und Produktivitit entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt:
Tabelle 7

Beschiftigung und Produktivitit

Untersuchungszeitraum

2017 2018 2019 der Uberprifung
Anzahl der 2643 3126 3527 3909
Beschiftigten
Index 100 118 133 148
Produktivitit (in 4782 4211 3950 3577
Tonnen/
Beschiftigten)
Index 100 88 83 75

Quelle: Angaben des Antragstellers und der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller.

(100) Im Bezugszeitraum wurde ein Beschaftigungszuwachs von 2 643 auf 3 909, d. h. um 48 % verzeichnet.

(101) Die Produktion stieg in geringerem Mafle (+ 11 %), was sich in einem Riickgang der Produktivitit niederschlug
(25 %).

4.5.2.5. Hohe der Dumpingspanne und Erholung von fritherem Dumping

(102) Wie in Erwagungsgrund 42 dargelegt, war es nicht moglich, das Dumping im Untersuchungszeitraum der
Uberpriifung zu ermitteln. Die Untersuchung konzentrierte sich daher auf die Wahrscheinlichkeit eines erneuten
Auftretens des Dumpings im Falle einer Authebung der Mafinahmen.

(103) In der vorausgegangenen Auslaufiiberpriifung zeigte der Wirtschaftszweig der Union Anzeichen einer Erholung von
den Auswirkungen des fritheren Dumpings. Im Bezugszeitraum der aktuellen Auslaufiiberpriifung setzte sich der

Erholungsprozess fort, wie die positive Entwicklung der wichtigsten Schadensindikatoren fiir den Wirtschaftszweig
der Union zeigt.

4.5.3. Mikrookonomische Indikatoren (*°)

4.5.3.1. Preise und die Preise beeinflussende Faktoren

(104) Die gewogenen durchschnittlichen Stiickverkaufspreise, welche die in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller
unabhingigen Abnehmern in der Union in Rechnung stellten, entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 8

Verkaufspreise in der Union

Untersuchungszeitraum
der Uberpriifung

Durchschnittlicher 834 801 771 771
Stiickverkaufspreis in
der Union auf dem
Gesamtmarkt

(in EUR/Tonne)

Index 100 96 92 92

2017 2018 2019

(**) Die mikrookonomischen Indikatoren stiitzen sich auf den Daten fiir die EU-28 einschlieflich des Vereinigten Konigreichs. Aufgrund
des geringen Umfangs der Verkdufe der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller im Vereinigten Konigreich (etwa 1,1 % der
durchschnittlichen EU-Verkdufe dieser Hersteller im UZU), ist davon auszugehen, dass sich die Geschiftsvorfille, die das Vereinigte
Konigreich betreffen, nur minimal auf die Feststellungen zur Schidigung auswirken wiirden und sich bei Verwendung der Daten fiir
die EU-27 keine Anderungen der Schlussfolgerungen zur bedeutenden Schidigung ergeben hitten.
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Durchschnittspreis 100 86 81 86
von pflanzlichen Olen

(Index)

Herstellstiickkosten 828 778 760 755
(in EUR/Tonne)

Index 100 94 92 91

Quelle: In die Stichprobe einbezogene Unternehmen, FAO fiir den Preisindex fiir pflanzliche Ole.

(105) Im Bezugszeitraum fielen die Herstellkosten um 9 %, von 828 EUR/Tonne auf 755 EUR|Tonne. Dies ist zum Teil auf den
Riickgang des Preises fiir pflanzliche Ole zuriickzufithren, der im Zeitraum riickldufig war. Obwohl nicht alle Biokraftstoffe
aus pflanzlichen Olen herstellt werden, ist der Preis pflanzlicher Ole eine gute Ersatzgrofe fiir den Preis des wichtigsten Inputs
bei der Herstellung von Biodiesel.

(106) Der durchschnittliche Verkaufspreis fiel um 8 %, von 834 EUR/Tonne im Jahr 2017 auf 771 EUR/Tonne im UZU.
Dies kann mit dem Riickgang des Herstellungspreises im Zusammenhang stehen.

4.5.3.2. Arbeitskosten

(107) Die durchschnittlichen Arbeitskosten der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller entwickelten sich im
Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 9

Durchschnittliche Arbeitskosten je Beschiftigten

Untersuchungszeitraum
2017 2018 2019 der Uberpriifung
Durchschnittliche 63785 70533 72306 72533
Arbeitskosten je
Beschiftigten (in EUR)
Index 100 111 113 114

Quelle: In die Stichprobe einbezogene Unternehmen.

(108) Die durchschnittlichen Arbeitskosten der in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen stiegen im UZU um 14 %.
Die Auswirkungen dieser Verdnderung sind eher gering angesichts der Tatsache, dass Arbeitskosten nur etwa 3 %
der Gesamtherstellkosten ausmachen.

4.5.3.3. Lagerbestinde

(109) Die Lagerbestinde der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 10
Lagerbestinde
Untersuchungszeitraum
2017 2018 2019 der Uberpriifung
Schlussbestand (in 99 868 126 345 124 567 114 216
Tonnen)
Index 100 127 125 114
Schlussbestinde als 0,8 1,0 0,9 0,8
Prozentsatz der
Produktion
Index 100 121 113 103

Quelle: In die Stichprobe einbezogene Unternehmen.
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(110) Der Lagerbestand blieb mit etwa 1 % der Produktion stabil. Dieser Anteil ist sehr gering und weist darauf hin, dass
der Wirtschaftszweig auf Abruf agieren und den Bestand auf ein Minimum beschrinken kann. Dies ist auch
notwendig, um die Minderung der Qualitit von Biodiesel zu vermeiden.

4.5.3.4. Rentabilitit, Cashflow, Investitionen, Kapitalrendite und Kapitalbeschaffungsmaglichkeiten

(111) Rentabilitdt, Cashflow, Investitionen und Kapitalrendite der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller
entwickelten sich im Laufe des Bezugszeitraums wie folgt:

Tabelle 11

Rentabilitit, Cashflow, Investitionen und Kapitalrendite

Untersuchungszeitraum

2017 2018 2019 der Uberprﬁfung
Rentabilitit der 0,96 2,13 1,78 2,84
Verkiufe an
unabhingige
Abnehmer in der
Union (in % des
Umsatzes)
Index 100 223 186 297
Cashflow (in EUR) 45139 254 10723312 54 431877 58021678
Index 100 24 121 129
Investitionen (in EUR) 40430425 20634073 34169705 17028 015
Index 100 51 85 42
Kapitalrendite (in %) 22 29 25 44
Index 100 128 112 198

Quelle: In die Stichprobe einbezogene Unternehmen.

(112) Die Kommission ermittelte die Rentabilitdt der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller als Nettogewinn vor
Steuern aus den Verkdufen der gleichartigen Ware an unabhingige Abnehmer auf dem Unionsmarkt in Prozent des
mit diesen Verkiufen erzielten Umsatzes. Die Rentabilitit blieb auf einem niedrigen Niveau. Trotzdem zeichnet sich
im Bezugszeitraum ein leicht positiver Trend ab, mit einem Anstieg von 1 auf 3 %. Dies stand mit den riickldufigen
Herstellkosten (-9 %) der in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen im Zusammenhang. Jedoch besteht hinter
diesem Durchschnittswert eine grofle Diskrepanz zwischen den in die Stichprobe einbezogenen Unionsherstellern,
da einige Unternehmen keine Gewinne erzielen.

(113) Unter Nettocashflow ist die Fahigkeit der Unionshersteller zu verstehen, ihre Tatigkeiten selbst zu finanzieren. Der
Nettocashflow entwickelte sich zum Ende des Bezugszeitraums positiv (2019 und in der ersten Halfte von 2020),
im Jahr 2018 verzeichnete er jedoch einen deutlichen Riickgang. Dieser Riickgang im Jahr 2018 wird vor allem von
der besonderen Situation eines der in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen mit einem besonderen
Geschiftsmodell beeinflusst. Die Entwicklung bei den anderen beiden in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen
verlief stabil.

(114) Die Investitionen in die in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen zeigen im Bezugszeitraum keinen deutlichen
Trend. Investitionen des einen oder anderen der in die Stichprobe einbezogenen Unternehmens oder das Fehlen
derselben konnen das Investitionsniveau von Jahr zu Jahr steigern oder senken. Auf Investitionen entfiel etwa 1 bis
2 % des Umsatzes im Bezugszeitraum, diese spielten also nur eine untergeordnete Rolle.

(115) Die Kapitalrendite ist der Gewinn in Prozent des Nettobuchwerts der Investitionen. Sie entwickelte sich im
Bezugszeitraum positiv und hielt sich auch im UZU auf hohem Niveau. Diese hohe Kapitalrendite ist jedoch eher
auf den niedrigen Nettobuchwert der Investitionen zuriickzuftthren und nicht auf hohe Gewinne.
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4.6. Schlussfolgerung zur Schidigung

(116) Im Bezugszeitraum stieg in Verbindung mit den fast nicht vorhandenen Einfuhren aus den USA die Menge der
Einfuhren aus Drittlindern deutlich um 145 %, jedoch stieg auch das Preisniveau (um 11 %). Gleichzeitig fielen die
Preise des Wirtschaftszweigs der Union um 8 % gemeinsam mit einem Riickgang der Herstellkosten um 9 %.
Folglich verringerte sich das Preisgefille zwischen den Ausfihrern aus Drittlindern und den in die Stichprobe
einbezogenen Unionsherstellern und die Wettbewerbsfihigkeit des Wirtschaftszweigs der Union erhohte sich.

(117) Insgesamt zeigen die Schadensindikatoren eine positive Entwicklung im Bezugszeitraum, insbesondere hinsichtlich
Produktion (+ 11 %), Produktionskapazitit (+ 9 %) und Verkidufe (+ 7 %), und weisen darauf hin, dass sich die
Biodieselbranche in der Union langsam von der erlittenen Schadigung erholt. Die Analyse der Schadensindikatoren
zeigt, dass der Wirtschaftszweig der Union aktuell keine bedeutende Schidigung erleidet. Einige Indikatoren,
insbesondere die niedrige Rentabilitit (< 3 %), weisen auf eine noch sehr prekire Wirtschaftslage hin.

(118) Angesichts dieser Sachlage gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass der Wirtschaftszweig der Union keine
bedeutende Schadigung im Sinne des Artikels 3 Absatz 5 der Grundverordnung im Untersuchungszeitraum der
Uberpriifung erlitten hat.

5. WAHRSCHEINLICHKEIT EINES ERNEUTEN AUFTRETENS DER SCHADIGUNG

(119) Die Kommission hat im Einklang mit Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung analysiert, inwieweit bei einem
Auslaufen der Mafinahmen ein erneutes Auftreten der urspriinglich durch die gedumpten Einfuhren aus den USA
verursachten Schidigung wahrscheinlich ist.

(120) Diesbeziiglich untersuchte die Kommission die Produktionskapazitit und die Kapazititsreserve in den USA, das
wahrscheinliche Preisniveau der Einfuhren aus den USA ohne Antidumpingmafnahmen und deren Auswirkungen
auf den Wirtschaftszweig der Union, einschliefSlich Preisunterbietung ohne Antidumpingmafinahmen.

5.1. Produktionskapazitit und Kapazititsreserven in den USA

(121) Wie in Abschnitt 3.3.4 dargelegt, sind die Mengen, die von US-amerikanischen Herstellern von Biodiesel ausgefiihrt
werden konnten im Vergleich zur Grofe des Unionsmarkts betrdchtlich. Die Kapazititsreserve macht tatsichlich
18 % des Unionsverbrauchs im UZU aus. Folglich gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass die bestehende
Kapazititsreserve betrachtlich ist.

5.2. Wahrscheinliches Preisniveau der Einfuhren aus den USA ohne Antidumpingmafinahmen

(122) Wie in Abschnitt 3.3.2 dargelegt, haben US-Hersteller auf der Grundlage des aktuellen Preisverhaltens auf den
Ausfuhrmairkten von Drittlindern in ihre wichtigsten Drittmarkte zu Preisen unter den Inlandspreisen in den USA
ausgefithrt. Wie in Erwdgungsgriinden 77 und 78 dargelegt, unterbieten diese Preise zudem im Durchschnitt die
Preise des Wirtschaftszweigs der Union auf dem Unionsmarkt um 6,4 %. Daher sind angesichts der Preise der
Ausfuhren aus den USA in andere Drittmirkte Ausfuhren in die Union fiir die US-amerikanischen Ausfithrer
potenziell sehr viel attraktiver. Wie in Abschnitt 3.3.6 dargelegt, ist der Unionsmarkt aulerdem als weltweit grofiter
Markt sehr attraktiv, daneben gibt es fiir den Verbrauch von Biodiesel betrichtliche Anreize auf Unionsebene und auf
nationaler Ebene.

5.3. Wahrscheinliche Auswirkungen auf den Wirtschaftszweig der Union

(123) Bei einem Auslaufen der Mainahmen wiirden die betrdchtlichen Mengen an gedumpten Biodiesel aus den USA einen
sehr starken Abwirtsdruck auf die Preise der Union ausiiben und sich wesentlich auf die Wirtschaftslage des
Wirtschaftszweigs der Union auswirken. Folglich werden die Produktions- und Verkaufsmengen des
Wirtschaftszweigs der Union wahrscheinlich riicklaufig sein und die aktuell erzielten geringfiigigen Gewinne zu
Verlusten werden.

(124) Die Kommission bewertete zudem die méglichen Auswirkungen der Einfuhren durch Abbildung zweier Szenarien
bei Auslaufen der Manahmen, und zwar 1) ein massiver Anstieg der Einfuhren aus den USA und 2) ein Riickgang
der Preise in der EU aufgrund des hoheren Wettbewerbs, bei ansonsten gleichen Bedingungen.
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(125) Im ersten Szenario bildete die Kommission zwei mogliche Niveaus von Einfuhren aus den USA ab. Bei der ersten
Option erfolgten die Einfuhren aus den USA in ihren historischen Mengen (im urspriinglichen UZ (¥)), d. h.
1,1 Mio. Tonnen. Infolge des Anstiegs der Einfuhren aus den USA und des entsprechenden Riickgangs der Verkdufe
des Wirtschaftszweigs der Union wiirde die Rentabilitdt des Wirtschaftszweigs der Union um 0,14 Prozentpunkte
fallen, von +2,84 % auf +2,70 %. Bei der zweiten Option wurde die sehr bedeutende Vergroferung des
Unionsmarkts von 6,6 Mio. Tonnen im urspriinglichen UZ auf 17 Mio. Tonnen im UZU (+ 158 %) beriicksichtigt.
Vor diesem Hintergrund bildete die Kommission den massiven Anstieg der Einfuhren entsprechend dem gleichen
Marktanteil der USA von 17,2 % im urspriinglichen Untersuchungszeitraum ab. Im Ergebnis wiirde die Rentabilitit
des Wirtschaftszweigs der Union um 0,41 Prozentpunkte, von +2,84 % auf 2,43 % fallen. In beiden Fallen konnte
die Auswirkung eines massiven Anstiegs der Einfuhren aus den USA zu konstanten Preisen als eher moderat
bezeichnet werden. Dies ist auf den hohen Anteil der variablen Kosten in der Biodieselbranche zuriickzufiihren.

(126) Im zweiten Szenario wurde festgestellt, dass die Auswirkung eines Preisverfalls potenziell sehr schidigend sein
konnte. Bei einem Riickgang der Preise der Union auf das Niveau der US-Ausfuhrpreise fiir Ausfuhren in Drittlinder
(721 EUR[Tonne) wiirde sich der Gewinn von +2,84 % auf -3,88 % verringern. Bei einem Riickgang der Preise der
Union um 10 %, d. h. von 771 EUR/Tonne auf 694 EUR|Tonne, wiirde sich der Gewinn von +2,84 % auf -7,94 %
verringern. Auf jeden Fall wiirde jeder Preisriickgang von mehr als -2,9 % den Gewinn des Wirtschaftszweigs der
Union auf null setzen.

(127) In Wirklichkeit ist es bei einem Auslaufen der Malnahmen sehr wahrscheinlich, dass eine Kombination der beiden
Szenarien auf dem Markt eintreten wiirde. Insbesondere konnte man davon ausgehen, dass hohe Mengen an
Biodiesel mit Ursprung in den USA auf den Unionsmarkt gelangen wiirden, und zwar zu einem Preis, der unter dem
Preis des Wirtschaftszweigs der Union liegt. Dies wiirde zu einer Verringerung des Marktanteils und der Preise des
Wirtschaftszweigs der Union fithren. Dies wiirde deutliche Verluste fiir den Wirtschaftszweig der Union nach sich
ziehen.

5.4. Schlussfolgerung zur Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens der Schidigung

(128) Auf dieser Grundlage und unter Beriicksichtigung der prekdren Lage des Wirtschaftszweigs der Union gelangte die
Kommission zu dem Schluss, dass es ohne Mafnahmen hochstwahrscheinlich zu einem bedeutenden Anstieg
gedumpter Einfuhren aus den USA zu schidigenden Preisen kommen wiirde und dass wahrscheinlich erneut eine
bedeutende Schidigung auftreten wiirde.

6. UNIONSINTERESSE

(129) Nach Artikel 21 der Grundverordnung priifte die Kommission, ob eine Aufrechterhaltung der bestehenden
Antidumpingmafinahmen dem Interesse der Union insgesamt zuwiderlaufen wiirde. Bei der Ermittlung des
Unionsinteresses wurden die verschiedenen Interessen aller Beteiligten beriicksichtigt, darunter die Interessen des
Wirtschaftszweigs der Union, der Einfithrer und der Verwender. Im Einklang mit Artikel 21 Absatz 1 Satz 3 der
Grundverordnung wurde der Notwendigkeit, den Wirtschaftszweig der Union vor den negativen Auswirkungen des
die Schidigung verursachenden Dumpings zu schiitzen, besonders Rechnung getragen.

6.1. Interesse des Wirtschaftszweigs der Union

(130) Bei einem Auslaufen der geltenden Malnahmen wire der Wirtschaftszweig der Union aber hochstwahrscheinlich
mit einem verstirkten unlauteren Wettbewerb vonseiten der US-amerikanischen Hersteller von Biodiesel
konfrontiert, wodurch die Erholung des Wirtschaftszweigs der Union hochstwahrscheinlich abrupt zum Stillstand
kime.

(131) Die Kommission gelangte zu dem Schluss, dass die Aufrechterhaltung der Mafnahmen im Interesse des
Wirtschaftszweigs der Union lge.

6.2. Interesse der unabhingigen Einfiihrer
(132) Keiner der unabhingigen Einfiihrer erhob Einwinde gegen die Verlingerung der Mafnahmen.

(133) Shell Trading Rotterdam brachte vor, dass die Mafnahmen durch Einschrinkung des Angebots auf dem
Unionsmarkt hohere Preise zur Folge haben wiirden. Das Unternehmen wies auch darauf hin, dass Biodiesel auf
anderen Mirkten angeboten wiirde.

(*) 1. April 2007 bis 31. Mdrz 2008.
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(134) Die Mafnahmen scheinen die Einfithrer nicht wesentlich zu beeintrachtigen, da alternative Bezugsquellen verfiigbar
sind. Dies wird durch den betrichtlichen Marktanteil der Einfuhren aus Drittlindern belegt.

(135) Deshalb gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass die Aufrechterhaltung der Mafnahmen dem Interesse der
Einfiihrer nicht erheblich zuwiderlaufen wiirde.

6.3. Interesse der Verwender
(136) Die Mitarbeit der Verwender an der Untersuchung war nur mafig.

(137) Zwei Verwender, Preem, das grofSte Kraftstoffunternehmen in Schweden, und Valero Energy Ltd Ireland, brachten
vor, dass die Verlingerung der Maffnahmen ein unmittelbares Hindernis fur die griine Entwicklung des
Verkehrssektors in Europa darstellen wiirde. Preem und Valero Energy Ltd Ireland beantragten insbesondere, dass
HVO von der aktuellen Warendefinition ausgeklammert werden sollte, da fir die kommenden Jahre Engpiésse bei
HVO erwartet wiirden. Valero Energy Ltd Ireland verwies konkret auf die Zielvorgaben der EU fur erneuerbare
Energien im Bereich Verkehr fiir 2030; diese wiirden mit der derzeitigen Produktion in der EU nicht erreicht.

(138) Die Kommission stellte fest, dass die Unionshersteller iiber geniigend Kapazitit verfiigen, um die aktuelle Nachfrage
zu befriedigen, und sogar tiber Kapazititsreserven, um gegebenenfalls kiinftige Steigerungen und Ausfuhren
abzufangen. Auflerdem ist es insbesondere in Anbetracht des jingsten Kapazititsausbaus zu frith, um
einzuschdtzen, ob 2030 mit Engpéssen zu rechnen ist. Moglicherweise kann die Kommission diese Situation besser
bewerten, wenn in fiinf Jahren eine Auslaufiiberpriffung beantragt wird. Das Vorbringen wurde daher
zuriickgewiesen.

(139) Es gibt keine Hinweise darauf, dass die geltenden Maffnahmen die Unionsverwender von Biodiesel nachteilig
beeinflussten; insbesondere kann nicht belegt werden, dass die geltenden Mafnahmen sich negativ auf ihre
Rentabilitdt auswirkten.

(140) Deshalb gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass die Aufrechterhaltung der Mainahmen dem Interesse der
Verwender nicht zuwiderlaufen wiirde.

6.4. Schlussfolgerung zum Unionsinteresse

(141) In Anbetracht des vorstehenden Sachverhalts gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass keine zwingenden
Griinde hinsichtlich des Unionsinteresses gegen die Aufrechterhaltung der bestehenden Mafnahmen gegeniiber den
Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den USA sprechen.

7. ANTIDUMPINGMARNAHMEN

(142) Auf der Grundlage der Schlussfolgerungen der Kommission zur Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten
Auftretens des Dumpings und der Schidigung, sollten nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung die mit der
Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/1518 der Kommission eingefiihrten und mit der Verordnung (EU) 2016/676
geanderten Antidumpingmafinahmen gegeniiber den Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den USA
aufrechterhalten werden.

(143) Wie in Erwidgungsgrund 1 dargelegt, wurden die geltenden Antidumpingzolle gegeniiber den Einfuhren von
Biodiesel mit Ursprung in den USA ausgeweitet auf die aus Kanada versandten Einfuhren von Biodiesel, ob als
Ursprungserzeugnisse Kanadas angemeldet oder nicht, sowie auf die Einfuhren von Biodiesel als Mischung mit
einem Gehalt an durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsiuremonoalkylestern und/oder
paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs von bis zu 20 GHT mit Ursprung in den USA.

(144) Die aufrechtzuerhaltenden Antidumpingzolle gelten weiterhin fiir die aus Kanada versandten Einfuhren von
Biodiesel, ob als Ursprungserzeugnisse Kanadas angemeldet oder nicht, sowie fiir die Einfuhren von Biodiesel als
Mischung mit einem Gehalt an durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsiuremonoalkylestern
und|/oder paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs von bis zu 20 GHT mit Ursprung in den USA.

(145) Die ausfithrenden Hersteller in Kanada, die von den mit der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/1518 erweiterten
Mafinahmen befreit waren, sind auch von den mit dieser Verordnung eingefithrten Mafinahmen befreit.
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(146) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen stehen im Einklang mit der Stellungnahme des nach Artikel 15
Absatz 1 der Grundverordnung eingesetzten Ausschusses.

(147) Nach Artikel 109 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates (') wird,
wenn ein Betrag infolge einer Entscheidung des Gerichtshofes der Européischen Union erstattet werden muss, der
von der Europdischen Zentralbank fir ihre Hauptrefinanzierungsgeschifte zugrunde gelegte und am ersten
Kalendertag jedes Monats geltende Zinssatz angewandt, der im Amisblatt der Europdischen Union, Reihe C,
veroffentlicht wird —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1)  Es wird ein endgiltiger Antidumpingzoll eingefithrt auf die Einfuhren von durch Synthese und/oder Hydrotreating
gewonnenen Fettsiuremonoalkylestern undfoder paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs, gemeinhin als
,Biodiesel“ bezeichnet, in Reinform oder als Mischung mit einem Gehalt an durch Synthese und/oder Hydrotreating
gewonnenen Fettsiuremonoalkylestern und/oder paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs von mehr als 20 GHT,
mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika, die derzeit unter den KN-Codes ex 1516 20 98 (TARIC-Code
1516209829), ex15180091 (TARIC-Code 1518009129), ex15180099 (TARIC-Code 151800 99 29),
ex 271019 43 (TARIC-Code 2710 19 43 29), ex 2710 19 46 (TARIC-Code 2710 19 46 29), ex 2710 19 47 (TARIC-Code
2710194729), ex27102011 (TARIC-Code 2710201129), ex27102016 (TARIC-Code 27102016 29),
ex 38249992 (TARIC-Code 3824999212), ex38260010 (TARIC-Codes 3826001029, 3826001059,
382600 10 99) und ex 3826 00 90 (TARIC-Code 3826 00 90 19) eingereiht werden.

(2)  Fr die in Absatz 1 beschriebene und von den nachstehend aufgefithrten Unternehmen hergestellte Ware gelten
folgende endgiltige Antidumpingzolle als Festbetrige auf den Nettopreis frei Grenze der Union, unverzollt:

Unternchmen AD'ZI\?E& E;eagfhfome TARIC-Zusatzcode
Archer Daniels Midland Company, Decatur 68,6 A933
Cargill Inc., Wayzata 0 A934
Green Earth Fuels of Houston LLC, Houston 70,6 A935
Imperium Renewables Inc., Seattle 76,5 A936
Peter Cremer North America LP, Cincinnati 198,0 A937
World Energy Alternatives LLC, Boston 82,7 A939
In Anhang I aufgefiihrte Unternechmen 115,6 Siehe Anhang I
Alle tibrigen Unternehmen 172,2 A999

Auf Gemische wird der Antidumpingzoll anteilsmafig erhoben, entsprechend dem Gewicht des Gesamtgehalts an durch
Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsduremonoalkylestern und/oder paraffinischen Gasolen nichtfossilen
Ursprungs (Biodieselgehalt).

(3)  Voraussetzung fiir die Anwendung der fiir die in Absatz 2 genannten Unternehmen festgelegten unternehmensspe-
zifischen Zolle ist, dass den Zollbehorden der Mitgliedstaaten eine giiltige Handelsrechnung vorgelegt wird, die den
Vorgaben in Anhang II entspricht. Wird keine solche Handelsrechnung vorgelegt, findet der fiir ,alle iibrigen
Unternehmen” geltende Zollsatz Anwendung.

(*) Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 {iber die Haushaltsordnung fiir
den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU)
Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des
Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABL. L 193 vom 30.7.2018, S. 1).
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(4)  Wenn eine Partei aus den Vereinigten Staaten von Amerika der Kommission ausreichende Nachweise vorlegt, dass

a) sie die in Artikel 1 Absatz 1 beschriebenen Waren mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika wihrend des
Untersuchungszeitraums (1. April 2007 bis 31. Marz 2008) nicht ausgefiihrt hat,

b) sie nicht mit einem Ausfihrer oder Hersteller verbunden ist, fir den die mit dieser Verordnung eingefithrten
Mafinahmen gelten, und

¢) sie die betroffenen Waren nach dem Ende des Untersuchungszeitraums tatsichlich in die Union ausgefiihrt hat oder eine
unwiderrufliche vertragliche Verpflichtung zur Ausfuhr einer bedeutenden Menge in die Union eingegangen ist,

so kann die Kommission Anhang I dahin gehend dndern, dass dieser Partei der Zollsatz zugewiesen wird, der fiir nicht in die
Stichprobe einbezogene mitarbeitende Hersteller gilt, d. h. 115,6 EUR je Tonne.

Artikel 2

(1)  Der in Artikel 1 Absatz 2 angefithrte endgiiltige Antidumpingzoll fur ,alle tibrigen Unternehmen® wird ausgeweitet auf
die aus Kanada versandten Einfuhren von durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsiuremonoalkylestern
und/oder paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs, gemeinhin als ,Biodiesel“ bezeichnet, in Reinform oder als
Mischung mit einem Gehalt an durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsduremonoalkylestern und/oder
paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs von mehr als 20 GHT, ob als Ursprungserzeugnisse Kanadas angemeldet oder
nicht, die derzeit unter den KN-Codes ex 15162098 (TARIC-Code 15162098 21), ex1518 0091 (TARIC-Code
1518 0091 21), ex 1518 00 99 (TARIC-Code 1518 00 99 21), ex 2710 19 43 (TARIC-Code 2710 19 43 21), ex 2710 19 46
(TARIC-Code 271019 46 21), ex 2710 19 47 (TARIC-Code 271019 47 21), ex 271020 11 (TARIC-Code 271020 11 21),
ex 271020 16 (TARIC-Code 271020 16 21), ex 3824 99 92 (TARIC-Code 3824 99 92 10), ex 3826 00 10 (TARIC-Codes
3826 0010 20, 3826 00 10 50, 3826 00 10 89) und ex 3826 00 90 (TARIC-Code 3826 00 90 11) eingereiht werden, wobei
der von den folgenden Unternehmen hergestellte Biodiesel ausgenommen ist:

Land Unternehmen TARIC-Zusatzcode
Kanada BIOX Corporation, Oakville, Ontario, Kanada B107
Kanada DSM Nutritional Products Canada Inc, Dartmouth, Neuschottland, Kanada Cl14
Kanada Rothsay Biodiesel, Guelph, Ontario, Kanada B108

Der ausgeweitete Zoll ist der in Artikel 1 Absatz 2 fiir ,alle ibrigen Unternechmen* festgesetzte Zoll, nimlich ein endgiiltiger
Antidumpingzoll von 172,2 EUR je Tonne Nettogewicht.

Auf Gemische wird der Antidumpingzoll anteilsmifig erhoben, entsprechend dem Gewicht des Gesamtgehalts an durch
Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsauremonoalkylestern und/oder paraffinischen Gasélen nichtfossilen
Ursprungs (Biodieselgehalt).

(2)  Die Anwendung der Befreiungen, die den in Absatz 1 genannten Unternehmen gewihrt oder von der Kommission
im Einklang mit Artikel 4 Absatz 2 genehmigt werden, setzt voraus, dass den Zollbehorden der Mitgliedstaaten eine
giiltige Handelsrechnung vorgelegt wird, die den Vorgaben in Anhang II entspricht. Wird keine solche Handelsrechnung
vorgelegt, findet der nach Absatz 1 geltende Zollsatz Anwendung.

Artikel 3

(I)  Der in Artikel 1 Absatz 2 angefithrte endgiiltige Antidumpingzoll wird ausgeweitet auf die Einfuhren von durch
Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsduremonoalkylestern und/oder paraffinischen Gasolen nichtfossilen
Ursprungs, gemeinhin als ,Biodiesel“ bezeichnet, als Mischung mit einem Gehalt an durch Synthese und/oder
Hydrotreating gewonnenen Fettsduremonoalkylestern und/oder paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs von bis zu
20 GHT mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika, die derzeit unter den KN-Codes ex 1516 20 98 (TARIC-
Code 15162098 30), ex15180091 (TARIC-Code 15180091 30), ex15180099 (TARIC-Code 151800 99 30),
ex 271019 43 (TARIC-Code 2710 19 43 30), ex 2710 19 46 (TARIC-Code 2710 19 46 30), ex 2710 19 47 (TARIC-Code
27101947 30), ex27102011 (TARIC-Code 2710201130), ex27102016 (TARIC-Code 27102016 30),
ex 3824 99 92 (TARIC-Code 3824 99 92 20) und ex 3826 00 90 (TARIC-Code 3826 00 90 30) eingereiht werden.
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Auf Gemische wird der Antidumpingzoll anteilsmafig erhoben, entsprechend dem Gewicht des Gesamtgehalts an durch
Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsiuremonoalkylestern und/oder paraffinischen Gasélen nichtfossilen
Ursprungs (Biodieselgehalt).

(2)  Voraussetzung fiir die Anwendung der fiir die in Artikel 1 Absatz 2 genannten Unternehmen festgelegten
unternehmensspezifischen Zolle ist, dass den Zollbehorden der Mitgliedstaaten eine giiltige Handelsrechnung vorgelegt
wird, die den Vorgaben in Anhang IIl entspricht. Wird keine solche Handelsrechnung vorgelegt, findet der nach Artikel 1
Absatz 2 fir ,alle iibrigen Unternehmen® geltende Zollsatz Anwendung.

Artikel 4

(1)  Antrége auf Befreiung von dem mit Artikel 2 Absatz 1 und Artikel 3 Absatz 1 ausgeweiteten Zoll sind schriftlich in
einer Amtssprache der Europdischen Union zu stellen und von einer bevollmichtigten Person des antragstellenden
Unternehmens zu unterzeichnen. Der Antrag ist an die folgende Adresse zu richten:

Europiische Kommission
Generaldirektion Handel
Direktion G

Rue de la Loi 170, CHAR 04/034
1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIE

E-Mail-Adresse: TRADE-TDIINFORMATION@ec.europa.eu

(2)  Nach Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2016/1036 kann die Kommission nach Anhérung des Beratenden
Ausschusses beschliefSen, die Einfuhren von Unternehmen, welche die mit Artikel 1 eingefithrten Antidumpingmafnahmen
nicht umgehen, von dem mit Artikel 2 Absatz 1 und Artikel 3 Absatz 1 ausgeweiteten Zoll zu befreien.

Artikel 5

Werden Waren vor ihrer Uberfithrung in den zollrechtlich freien Verkehr beschidigt, sodass nach Artikel 131 Absatz 2 der
Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission () der tatsichlich gezahlte oder zu zahlende Preis bei der
Ermittlung des Zollwertes verhiltnismifig aufgeteilt wird, so wird der in den Artikeln 1, 2 und 3 festgelegte
Antidumpingzoll um einen Prozentsatz herabgesetzt, der der verhaltnisméfigen Aufteilung des tatsichlich gezahlten oder
zu zahlenden Preises entspricht.

Sofern nichts anderes bestimmt ist, finden die geltenden Zollbestimmungen Anwendung.

Artikel 6

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verdffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 29. Juli 2021

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN

(*) Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission vom 24. November 2015 mit Einzelheiten zur Umsetzung von
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates zur Festlegung des Zollkodex der
Union (ABL L 343 vom 29.12.2015, S. 558).
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ANHANG I
Name des Unternehmens Standort TARIC-Zusatzcode
AG Processing Inc. Omaha A942
Alabama Clean Fuels Coalition Inc. Birmingham A940
American Made Fuels, Inc. Canton A940
Arkansas SoyEnergy Group DeWitt A940
Arlington Energy, LLC Mansfield A940
Athens Biodiesel, LLC Athens A940
Beacon Energy Cleburne A940
Biodiesel of Texas, Inc. Denton A940
BioDiesel One Ltd Southington A940
Buffalo Biodiesel, Inc Tonawanda A940
BullDog BioDiesel Ellenwood A940
Carbon Neutral Solutions, LLC Mauldin A940
Central Iowa Energy LLC Newton A940
Chesapeake Custom Chemical Corp. Ridgeway A940
Community Fuels Stockton A940
Delta BioFuels Inc. Natchez A940
Diamond Biofuels Mazon A940
Direct Fuels Euless A940
Eagle Creek Fuel Services, LLC Baltimore A940
Earl Fisher Bio Fuels Chester A940
East Fork Biodiesel LLC Algona A940
ECO Solutions, LLC Chatsworth A940
Ecogy Biofuels LLC Tulsa A940
ED&F Man Biofuels Inc. New Orleans A940
Freedom Biofuels Inc. Madison A940
Fuel & Lube, LLC Richmond A940
Fuel Bio Elizabeth A940
FUMPA Bio Fuels Redwood Falls A940
Galveston Bay Biodiesel LP (BioSelect Fuels) Houston A940
Geo Green Fuels LLC Houston A940
Georgia Biofuels Corp. Loganville A940
Green River Biodiesel, Inc. Moundville A940
Griffin Industries Inc. Cold Spring A940
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Name des Unternehmens Standort TARIC-Zusatzcode
High Plains Bioenergy Guymon A940
Huish Detergents Inc. Salt Lake City A940
Incobrasa Industries Ltd. Gilman A940
Independence Renewable Energy Corp. Perdue Hill A940
Indiana Flex Fuels LaPorte A940
Innovation Fuels Inc. Newark A940
Iowa Renewable Energy LLC Washington A940
Johann Haltermann Ltd. Houston A940
Lake Erie Biofuels LLC Erie A940
Leland Organic Corporation Leland A940
Louis Dreyfus Agricultural Industries LLC Claypool A940
Louis Dreyfus Claypool Holdings LLC Claypool A940
Memphis Biofuels, LLC Memphis A942
Middle Georgia Biofuels East Dublin A940
Middletown Biofuels LLC Blairsville A940
Musket Corporation Oklahoma City A940
New Fuel Company Dallas A940
North Mississippi Biodiesel New Albany A940
Northern Biodiesel, Inc. Ontario A940
Northwest Missouri Biofuels, LLC St. Joseph A940
Nova Biofuels Clinton County LLC Clinton A940
Nova Biosource Senaca A940
Organic Fuels Ltd. Houston A940
Organic Technologies Coshocton 482
Owensboro Grain Company LLC Owensboro A940
Paseo Cargill Energy, LLC Kansas City A940
Peach State Labs Inc. Rome A940
Perihelion Global, Inc. Opp A940
Philadelphia Fry-O-Diesel Inc. Philadelphia A940
Pinnacle Biofuels, Inc. Crossett A940
PK Biodiesel Woodstock A940
Pleasant Valley Biofuels, LLC American Falls A940
RBF Port Neches LLC Houston A940
Red Birch Energy, Inc. Bassett A940
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Name des Unternehmens Standort TARIC-Zusatzcode
Red River Biodiesel Ltd. New Boston A940
REG Ralston LLC Ralston A940
Renewable Energy Products, LLC Santa Fe Springs A940
Riksch BioFuels LLC Crawfordsville A940
Safe Renewable Corp. Conroe A940
Sanimax Energy Inc. DeForest A940
Scott Petroleum Itta Bena A942
Seminole Biodiesel Bainbridge A940
Soy Solutions Milford A940
SoyMor Biodiesel LLC Albert Lea A940
Sunshine BioFuels, LLC Camilla A940
TPA Inc. Warren A940
Trafigura AG Stamford A940
U.S. Biofuels Inc. Rome A940
United Oil Company Pittsburgh A940
Valco Bioenergy Harlingen A940
Vanguard Synfuels, LLC Pollock A940
Vinmar Overseas, Ltd Houston A938
Vitol Inc. Houston A940
Walsh Bio Diesel, LLC Mauston A940
Western Dubque Biodiesel LLC Farley A940
Western Iowa Energy LLC Wall Lake A940
Western Petroleum Company Eden Prairie A940
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ANHANG II

Die in Artikel 1 Absatz 3 und Artikel 2 Absatz 2 genannte giiltige Handelsrechnung muss eine Erklirung in folgender Form
enthalten, die von einer dafiir zustindigen Person des Unternehmens unterzeichnet wurde, das die Handelsrechnung
ausgestellt hat:

— Name und Funktion der zustidndigen Person des Unternehmens, das die Handelsrechnung ausgestellt hat,
— folgende Erklirung:

,Der/Die Unterzeichnete versichert, dass die auf dieser Rechnung ausgewiesenen und zur Ausfuhr in die Europiische
Union verkauften [Mengenangabe] durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsduremonoalkylester
und/oder paraffinische Gasole nichtfossilen Ursprungs, gemeinhin als ,Biodiesel“ bezeichnet, in Reinform oder als
Mischung mit einem Gehalt an durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsiuremonoalkylestern
und/oder paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs von mehr als 20 GHT von [Name und Anschrift des
Unternehmens] [TARIC-Zusatzcode] in [betroffenes Land] hergestellt wurden und dass die Angaben auf dieser
Rechnung vollstindig und richtig sind.”
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ANHANG III

Die in Artikel 3 Absatz 2 genannte giiltige Handelsrechnung muss eine Erkldrung in folgender Form enthalten, die von
einer dafiir zustindigen Person des Unternehmens unterzeichnet wurde, das die Handelsrechnung ausgestellt hat:

— Name und Funktion der zustdndigen Person des Unternehmens, das die Handelsrechnung ausgestellt hat,
— folgende Erklirung:

,Der/Die Unterzeichnete versichert, dass die auf dieser Rechnung ausgewiesenen und zur Ausfuhr in die Europiische
Union verkauften [Mengenangabe] durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsduremonoalkylester
und/oder paraffinische Gasole nichtfossilen Ursprungs, gemeinhin als ,Biodiesel“ bezeichnet, in Reinform oder als
Mischung mit einem Gehalt an durch Synthese undfoder Hydrotreating gewonnenen Fettsiuremonoalkylestern
und/oder paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs von bis zu 20 GHT von [Name und Anschrift des
Unternehmens] [TARIC-Zusatzcode] in den Vereinigten Staaten von Amerika hergestellt wurden und dass die Angaben
auf dieser Rechnung vollstidndig und richtig sind.”
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021/1267 DER KOMMISSION
vom 29. Juli 2021

zur Einfithrung eines endgiiltigen Ausgleichszolls auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in
den Vereinigten Staaten von Amerika im Anschluss an eine Auslaufiiberpriifung nach Artikel 18 der
Verordnung (EU) 2016/1037 des Europiischen Parlaments und des Rates

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2016/1037 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 iiber den
Schutz gegen subventionierte Einfuhren aus nicht zur Europdischen Union gehorenden Lindern ('), insbesondere auf
Artikel 18 Absatz 1,

in Erwidgung nachstehender Griinde:
1. VERFAHREN

1.1. Friihere Untersuchungen und geltende Mafinahmen

(1)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 598/2009 (%) ,fithrte der Rat einen endgiltigen Ausgleichszoll von 211,2 bis
237 EUR[Tonne Nettogewicht ein auf die Einfuhren von durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen
Fettsauremonoalkylestern undfoder paraffinischen Gasélen nichtfossilen Ursprungs, gemeinhin als ,Biodiesel”
bezeichnet, in Reinform oder als Mischung mit einem Gehalt an durch Synthese und/oder Hydrotreating
gewonnenen Fettsiuremonoalkylestern und/oder paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs von mehr als
20 GHT mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika (im Folgenden ,USA“ oder ,betroffenes Land®), die
damals unter den KN-Codes ex15162098 (TARIC-Code 15162098 20), ex15180091 (TARIC-Code
15180091 20), ex15180099 (TARIC-Code 15180099 20), ex271019 41 (TARIC-Code 271019 41 20),
ex 382490 91, ex 38249097 (TARIC-Code 38249097 87) eingereiht wurden. Der mit dieser Verordnung
eingefiihrte Ausgleichszoll wird im Folgenden als die ,urspriinglichen Mafnahmen“ bezeichnet. Die Untersuchung,
die zur Einfilhrung der urspriinglichen Mafnahmen fithrte, wird nachstehend als ,Ausgangsuntersuchung
bezeichnet.

(2)  Mit der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 443/2011 (°) weitete der Rat im Anschluss an eine Umgehungsun-
tersuchung den mit der Verordnung (EG) Nr. 598/2009 des Rates eingefithrten endgiiltigen Ausgleichszoll auf die
aus Kanada versandten Einfuhren von Biodiesel, ob als Ursprungserzeugnisse Kanadas angemeldet oder nicht, aus,
wobei der von den Unternehmen BIOX Corporation, Oakville und Rothsay Biodiesel, Guelph, Ontario, Kanada,
hergestellte Biodiesel ausgenommen ist. Mit derselben Verordnung weitete der Rat auch den mit der Verordnung (EG)
Nr. 598/2009 des Rates eingefiihrten endgiiltigen Ausgleichszoll auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in
den USA in Mischungen mit bis zu 20 GHT von durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsauremo-
noalkylestern und/oder paraffinischen Gasélen nichtfossilen Ursprungs aus.

(3)  Mit der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2015/1519 (¥ fithrte die Européische Kommission nach einer Uberpriifung
wegen des bevorstehenden Auferkrafttretens der Mafnahmen (im Folgenden ,vorausgegangene
Auslaufiiberpriifung®) die endgiiltigen Ausgleichsmafinahmen gegeniiber den Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung
in der USA wieder ein.

() ABLL 176 vom 30.6.2016, . 55.

() Verordnung (EG) Nr. 598/2009 des Rates vom 7. Juli 2009 zur Einfithrung eines endgiiltigen Ausgleichszolls und zur endgiiltigen
Vereinnahmung des vorldufigen Zolls auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika (ABL
L 179 vom 10.7.2009, S. 1).

() Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 443/2011 des Rates vom 5. Mai 2011 zur Ausweitung des mit der Verordnung (EG) Nr. 598/2009
des Rates eingefithrten endgiiltigen Ausgleichszolls auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von
Amerika auf die aus Kanada versandten Einfuhren von Biodiesel, ob als Ursprungserzeugnisse Kanadas angemeldet oder nicht, und zur
Ausweitung des mit der Verordnung (EG) Nr. 598/2009 eingefiihrten endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Biodiesel
als Mischung mit einem Gehalt an Biodiesel von bis zu 20 GHT mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika und zur
Einstellung der Untersuchung betreffend die aus Singapur versandten Einfuhren (ABL. L 122 vom 11.5.2011, S. 1).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/1519 der Kommission vom 14. September 2015 zur Einfithrung endgiiltiger Ausgleichszolle
auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika im Anschluss an eine Auslaufiiberpriifung nach
Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 597/2009 des Rates (ABL L 239 vom 15.9.2015, S. 99).
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(4)

Zudem wurde durch Verordnung (EU) 2015/1519, gedndert durch Verordnung (EU) 2016/675 (°), der endgiiltige
Ausgleichszoll auch auf die aus Kanada versandten Einfuhren von Biodiesel, ob als Ursprungserzeugnisse Kanadas
angemeldet oder nicht, ausgeweitet, wobei der von den Unternehmen BIOX Corporation, Oakville und Rothsay
Biodiesel, Guelph, beide mit Sitz in Ontario, Kanada, und DSM Nutritional Products Canada Inc., Dartmouth,
Neuschottland, Kanada hergestellte Biodiesel ausgenommen ist. Mit derselben Verordnung weitete die Europdische
Kommission auch den endgiltigen Ausgleichszoll auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den USA in
Mischungen mit bis zu 20 GHT von durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsauremonoalkylestern
und|/oder paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs aus.

Bei den derzeit geltenden Ausgleichszollen handelt es sich um Festbetrdge zwischen 211,2 und 237 EUR[Tonne
Nettogewicht auf Einfuhren von den ausfithrenden Herstellern.

1.2. Antrag auf Auslaufiiberpriifung

Nach Bekanntmachung des bevorstehenden Auferkrafttretens () erhielt die Kommission (im Folgenden
,Kommission“) einen Uberpriifungsantrag nach Artikel 18 der Verordnung (EU) 2016/1037 des Europiischen
Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 iiber den Schutz gegen subventionierte Einfuhren aus nicht zur
Europdischen Union gehorenden Landern (im Folgenden ,Grundverordnung®).

Der Antrag wurde am 11. Juni 2020 vom European Biodiesel Board (im Folgenden ,EBB“ oder ,Antragsteller”) im
Namen von Unionsherstellern eingereicht, auf die mehr als 25 % der gesamten Unionsproduktion von Biodiesel
entfallen. Begriindet wurde der Uberpriifungsantrag damit, dass beim Auferkrafttreten der MaRnahmen mit einem
Anhalten oder erneuten Auftreten der Ausfuhren von subventioniertem Biodiesel in die Union und mit einem
erneuten Auftreten der Schidigung des Wirtschaftszweigs der Union zu rechnen sei.

2. EINLEITUNG EINER AUSLAUFUBERPRUFUNG

Die Kommission kam nach Anhérung des nach Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/1036 des
Europiischen Parlaments und des Rates () eingesetzten Ausschusses zu dem Schluss, dass geniigend Beweise
vorliegen, um eine Auslaufiiberpriifung einzuleiten, und leitete somit am 14. September 2020 eine
Auslaufiiberpriifung nach Artikel 18 Absatz 1 der Grundverordnung in Bezug auf die Einfuhren von Biodiesel mit
Ursprung in den USA ein. Sie verdffentlichte eine Einleitungsbekanntmachung im Amitsblatt der Europdischen
Union (%) (im Folgenden ,Einleitungsbekanntmachung®).

Am selben Tag, dem 14. September 2020, leitete die Kommission parallel eine Auslaufuberpriifung der gegeniiber
den fiir Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den USA geltenden Antidumpingmafinahmen ein.

(10) Die Regierung Kanadas nahm zu dieser Einleitung Stellung und wies darauf hin, dass die den drei kanadischen

Herstellern von Biodiesel gewihrte Befreiung beibehalten werden sollte, wenn die Manahmen aufrechterhalten
werden. Die Befreiung wurde nach Artikel 2 dieser Verordnung aufrechterhalten.

2.1. Untersuchungszeitraum der Uberpriifung und Bezugszeitraum

(11) Die Untersuchung beziiglich eines Anhaltens oder erneuten Auftretens der Subventionierung bezog sich auf den

Zeitraum vom 1. Juli 2019 bis zum 30. Juni 2020 (im Folgenden ,Untersuchungszeitraum der Uberpriifung* oder
,UZU*). Die Untersuchung von Entwicklungen, die fiir die Beurteilung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder
erneuten Auftretens der Schidigung relevant sind, betraf den Zeitraum vom 1. Januar 2017 bis zum Ende des
Untersuchungszeitraums der Uberpriifung (im Folgenden ,Bezugszeitraum®).

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/675 der Kommission vom 29. April 2016 zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU)

2015/1519 zur Einfithrung endgiiltiger Ausgleichszolle auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von
Amerika im Anschluss an eine Auslaufiuberpriifung nach Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 597/2009 des Rates (ABL L 116 vom
30.4.2016, S. 27).

Bekanntmachung des bevorstehenden Auflerkrafttretens bestimmter Antisubventionsmafinahmen (ABI. C 18 vom 20.1.2020, S. 19).
Verordnung (EU) 2016/1036 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 iber den Schutz gegen gedumpte
Einfuhren aus nicht zur Europdischen Union geh6renden Lindern (ABL L 176 vom 30.6.2016, S. 21).

Bekanntmachung der Einleitung einer Auslaufiiberpriifung der Antisubventionsmafinahmen gegeniiber den Einfuhren von Biodiesel
mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika (ABL C 303 vom 14.9.2020, S. 7).
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2.2. Austritt des Vereinigten Konigreichs aus der EU

(12) Die Einleitung dieser Untersuchung erfolgte am 14. September 2020, d. h. wihrend des zwischen dem Vereinigten
Kénigreich und der EU vereinbarten Ubergangszeitraums, in dem das Vereinigte Konigreich weiterhin dem
Unionsrecht unterlag. Dieser Zeitraum endete am 31. Dezember 2020. Unternehmen und Verbinde aus dem
Vereinigten Konigreich galten daher ab dem 1. Januar 2021 nicht mehr als interessierte Parteien in diesem Verfahren.

(13) In einem Aktenvermerk zum Dossier (°) vom 15. Januar 2021 forderte die Kommission Wirtschaftsbeteiligte im
Vereinigten Konigreich, die ihrer Ansicht nach noch immer als interessierte Parteien angesehen werden konnten,
dazu auf, mit ihr Kontakt aufzunehmen. BP OIL International Limited und Argent Energy beantragten, weiter als
interessierte Parteien behandelt zu werden und dieses Recht wurde ihnen auf der Grundlage der vorgelegten Beweise
gewihrt. Insbesondere legten beide Unternehmen Nachweise fiir das Bestehen von verbundenen Unternehmen
innerhalb des betroffenen Konzerns vor, die auf dem Unionsmarkt tdtig sind. Andererseits wurde die britische
Muttergesellschaft Valero Energy Limited durch ihre irische Tochtergesellschaft Valero Energy Limited Ireland
ersetzt, da dieses im Bereich Biodiesel aktiv auf dem Unionsmarkt ist.

2.3. Interessierte Parteien

(14) In der Einleitungsbekanntmachung wurden die interessierten Parteien aufgefordert, mit der Kommission Kontakt
aufzunehmen, um an der Untersuchung mitzuarbeiten. Aufferdem unterrichtete die Kommission gezielt den
Antragsteller, andere ihr bekannte Unionshersteller, die ihr bekannten Hersteller in den USA und die
US-amerikanischen Behorden, die ihr bekannten Einfithrer, Verwender, Hindler sowie die bekanntermaflen
betroffenen Verbénde iiber die Einleitung der Auslaufuberpriifung und bat sie um ihre Mitarbeit.

(15) Die interessierten Parteien hatten Gelegenheit, zur Einleitung der Auslaufiiberpriifung Stellung zu nehmen und eine
Anhorung durch die Kommission und/oder den Anhorungsbeauftragten in Handelsverfahren zu beantragen.

2.4. Stichprobenverfahren

(16) In der Einleitungsbekanntmachung wies die Kommission darauf hin, dass sie moglicherweise nach Artikel 27 der
Grundverordnung ein Stichprobenverfahren anwendet.

Bildung einer Stichprobe der Unionshersteller

(17) Am 14. September 2020 unterrichtete die Kommission die interessierten Parteien iiber die vorldufige Stichprobe der
Unionshersteller nach Abschnitt 5.3 der Einleitungsbekanntmachung. Sie bildete die Stichprobe auf der Grundlage
der Hohe der Produktions- und Verkaufsmengen der gleichartigen Ware im Jahr 2019 sowie der geografischen Lage
der Hersteller der gleichartigen Ware. Die Stichprobe umfasste drei Unionshersteller. Auf die in die Stichprobe
einbezogenen Unionshersteller entfielen 17,5 % der geschitzten Gesamtproduktionsmenge der gleichartigen Ware
in der Union und mit der Stichprobe ist fiir eine angemessene geografische Verteilung gesorgt. Die Kommission
forderte die interessierten Parteien auf, zur vorldufigen Stichprobe Stellung zu nehmen. Innerhalb der Frist von
sieben Tagen nach der Unterrichtung tber die vorliufige Stichprobe der Unionshersteller gingen keine
Stellungnahmen ein.

Bildung einer Stichprobe der Einfiihrer

(18) Damit die Kommission iiber die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine
Stichprobe bilden konnte, bat sie unabhingige Einfithrer um Ubermittlung der in der Einleitungsbekanntmachung
aufgefiihrten Informationen.

(19) Nur ein unabhingiger Einfiihrer, Shell Trading Rotterdam BV, iibermittelte die erbetenen Angaben und demzufolge
befand die Kommission, dass die Bildung einer Stichprobe nicht erforderlich war.

Bildung einer Stichprobe der ausfiihrenden Hersteller

(20) Die Kommission bat alle ihr bekannten ausfihrenden Hersteller in den USA um Vorlage der in der Einleitungsbe-
kanntmachung genannten Informationen, um tiber die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens entscheiden und
gegebenenfalls eine Stichprobe bilden zu konnen. Aulerdem ersuchte sie die Behorden des Ausfuhrlandes darum,
gegebenenfalls andere ausfilhrende Hersteller, die an einer Mitarbeit an der Untersuchung interessiert sein konnten,
zu benennen und/oder zu kontaktieren.

() Tron-Dokument: t21.000417.
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(21) Drei ausfithrende Hersteller in den USA meldeten sich und erklarten sich zur Mitarbeit an den Untersuchungen der
Kommission bereit. Angesichts der geringen Zahl befand die Kommission, dass sich die Bildung einer Stichprobe
eriibrigte und ersuchte alle drei Unternehmen, einen ausgefiillten Fragebogen zu tibermitteln.

2.5. Mitarbeit des betroffenen Landes

(22) Am 15. Oktober 2020 unterrichtete eines der urspriinglich mitarbeitenden Unternechmen die Kommission per
E-Mail iiber seine Absicht, die Mitarbeit einzustellen. Zudem iibermittelten auch die beiden anderen Unternehmen
die verlangten Informationen nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist durch Ausfiillen und Zuriicksenden des
Fragebogens.

(23) Am 10. November 2020 setzte die Kommission die drei Unternehmen schriftlich iiber ihre Absicht in Kenntnis,
Artikel 28 der Grundverordnung anzuwenden und als Grundlage fur die Feststellungen der Untersuchung
verfiigbare Informationen heranzuziehen. Den US-Beh6rden wurde dies ebenfalls mitgeteilt. Fiir Stellungnahmen zu
diesem Schreiben wurde eine Frist bis zum 17. November 2020 gesetzt. Es gingen keine Stellungnahmen ein.

(24) Zudem forderte die Kommission per Verbalnote vom 14. September 2020 die Behorden der USA auf, den fiir die
Regierung der USA vorgesehenen Antisubventionsfragebogen auszufiillen und zuriickzusenden. Sie erhielt
innerhalb der vorgeschriebenen Frist keine Antwort.

(25)  Am 10. November 2020 setzte die Kommission die US-Behorden per Verbalnote iiber ihre Absicht in Kenntnis,
Artikel 28 der Grundverordnung anzuwenden und angesichts der mangelnden Bereitschaft zur Mitarbeit als
Grundlage fur die Feststellungen der Untersuchung verfiigbare Informationen heranzuziehen.

(26) Fir Stellungnahmen zu dieser Verbalnote wurde eine Frist bis zum 17. November 2020 gesetzt. Es gingen keine
Stellungnahmen ein.

(27) Die Kommission gelangte somit zu dem Schluss, dass keiner der ausfithrenden Hersteller und auch nicht die
Regierung der USA an der Auslaufiiberprifung mitarbeiteten. Folglich beschloss die Kommission, die
Bestimmungen des Artikels 28 der Grundverordnung anzuwenden, um ihre positiven oder negativen Feststellungen
auf der Grundlage der verfiigbaren Informationen treffen zu konnen.

2.6. Fragebogen

(28) Bei Einleitung der Untersuchung stand der Fragebogen in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien
bestimmten Dossier und auf der Website der GD Handel zur Verfugung.

(29) Beantwortet wurde der Fragebogen von den drei in die Stichprobe einbezogenen Unionsherstellern und einem
unabhingigen Unionseinfiihrer.

2.7. Kontrolle

(30) Aufgrund der COVID-19-Pandemie und der von verschiedenen Mitgliedstaaten und Drittlindern eingefithrten
Eindimmungsmafnahmen konnte die Kommission keine Kontrollbesuche nach Artikel 26 der Grundverordnung
durchfithren. Die Kommission fithrte stattdessen im Einklang mit der Bekanntmachung tiber die Folgen des
COVID-19-Ausbruchs fiir Antidumping- und Antisubventionsuntersuchungen (*°) einen Fernabgleich aller
Informationen durch, die sie fiir die Ermittlungen benotigte. Der Fernabgleich der Kommission betraf dabei die
Angaben folgender Unternehmen/Parteien:

Unionshersteller

— SAIPOL Bu Diester, Frankreich

— CAMPA Iberia S.A.U., Spanien

— VERBIO Vereinigte BioEnergie AG, Deutschland
Einfiihrer

— Shell Trading Rotterdam B.V., Rotterdam, Niederlande

(") Bekanntmachung iiber die Folgen des Ausbruchs des COVID-19 (Coronavirus) fir Antidumping- und Antisubventionsunter-
suchungen (ABl. C 86 vom 16.3.2020, S. 6).
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2.8. Unterrichtung

(31) Am 21. Mai 2021 erfolgte seitens der Kommission die Unterrichtung iiber die wesentlichen Tatsachen und
Erwigungen, aufgrund derer die geltenden Ausgleichszolle aufrechterhalten werden sollten. Allen Parteien wurde
eine Frist fiir eine Stellungnahme zur Unterrichtung eingerdumt.

(32) Die Stellungnahmen der interessierten Parteien wurden von der Kommission gepriift und — soweit angezeigt —
berticksichtigt. Die Parteien, die einen entsprechenden Antrag stellten, wurden gehort.

3. BETROFFENE WARE UND GLEICHARTIGE WARE

3.1. Betroffene Ware

(33) Bei der betroffenen Ware handelt es sich um dieselbe Ware wie in der Ausgangsuntersuchung und der
vorausgegangenen Auslaufiiberpriifung, d. h. um durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnene Fettsduremo-
noalkylester undfoder paraffinische Gasole nichtfossilen Ursprungs, gemeinhin als ,Biodiesel“ bezeichnet, in
Reinform oder als Mischung mit einem Gehalt an durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsauremo-
noalkylestern und/oder paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs von mehr als 20 GHT mit Ursprung in den
USA, die derzeit unter den KN-Codes ex 1516 20 98 (TARIC-Code 1516 20 98 29), ex 1518 00 91 (TARIC-Code
15180091 29), ex15180099 (TARIC-Code 15180099 29), ex271019 43 (TARIC-Code 27101943 29),
ex27101946 (TARIC-Code 271019 4629), ex27101947 (TARIC-Code 27101947 29), ex27102011
(TARIC-Code 2710201129), ex27102016 (TARIC-Code 2710201629), ex 38249992 (TARIC-Code
3824999212), ex 3826 00 10 (TARIC-Codes 3826 00 10 29, 3826 00 10 59, 3826 00 10 99) und ex 3826 00 90
(TARIC-Code 3826 00 90 19) eingereiht werden (im Folgenden ,betroffene Ware").

(34) Biodiesel ist ein erneuerbarer Kraftstoff, der aus einem breiteren Spektrum von Rohstoffen hergestellt wird, d. h. aus
pflanzlichen Olen wie Rapsél, Sojadl, Palmol, gebrauchten Frittierdlen, Tierfetten oder Biomasse.

(35) Biodiesel wird im Verkehrssektor verwendet, hauptsichlich mit Mineral6ldiesel gemischt (d. h. Benzin/
herkommlicher Diesel) und nur in sehr geringem MafSe in Reinform (B100).

3.2. Gleichartige Ware

(36) Die im Rahmen der Auslaufuberpriifung durchgefiihrte Untersuchung bestitigte die in der Ausgangsuntersuchung
und in der vorausgegangenen Auslaufiberpriifung getroffene Feststellung, dass die folgenden Waren dieselben
grundlegenden materiellen, chemischen und [technischen] Eigenschaften und dieselben grundlegenden
Verwendungen aufweisen:

— die betroffene Ware,
— die in den USA hergestellte und auf dem US-amerikanischen Inlandsmarkt verkaufte Ware und

— die in der Union vom Wirtschaftszweig der Union hergestellte und auf dem Unionsmarkt verkaufte Ware.

(37) Sie werden daher als gleichartige Waren im Sinne des Artikels 2 Buchstabe ¢ der Grundverordnung betrachtet.

3.3. Vorbringen zur Warendefinition

(38) Das schwedische Unternechmen Preem AB und Valero Energy Ltd Ireland, Kraftstofthersteller und -lieferanten und als
solche Verwender der betroffenen Ware, brachten vor, dass es sich bei Fettsduremethylester (FAME) und hydriertem
pflanzlichen Ol (im Folgenden ,HVO®) um zwei verschiedene Arten von Biodiesel handle und dass HVO aus der
derzeitigen Warendefinition ausgeklammert werden sollte. In der Verordnung von 2009 zur Einfithrung von
vorldufigen Mafinahmen (') wurden alle Arten von Biodiesel und Biodieselmischungen als Biodieselkraftstoffe
angesehen. Sowohl FAME als auch HVO koénnen mit Diesel gemischt werden, und trotz einiger Unterschiede bei den
materiellen Eigenschaften ist die Endverwendung der Ware gleich und beide Waren werden vom Wirtschaftszweig
der Union hergestellt. Zudem wurde im Antrag in der Ausgangsuntersuchung aus HVO hergestellter Dieselkraftstoff
ausdriicklich als Teil der betroffenen Ware definiert und zu dem Zeitpunkt duflerte keine der Parteien Zweifel an
dieser Aussage. Daher wurde das Vorbringen zuriickgewiesen.

(") Verordnung (EG) Nr. 193/2009 der Kommission vom 11. Mérz 2009 zur Einfithrung eines vorldufigen Antidumpingzolls auf die
Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika (ABL L 67 vom 12.3.2009, S. 22).
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4. WAHRSCHEINLICHKEIT EINES ANHALTENS ODER ERNEUTEN AUFTRETENS DER SUBVENTIONIERUNG

4.1. Vorbemerkungen

(39) Nach Artikel 28 Absatz 1 der Grundverordnung untersuchte die Kommission, ob im Falle des AufSerkrafttretens der
geltenden Mafnahmen ein Anhalten oder erneutes Auftreten der Subventionierung der betroffenen Ware mit
Ursprung in den USA und ein Anhalten oder erneutes Auftreten der Schidigung des Wirtschaftszweigs der Union
wahrscheinlich wire. Aufgrund der mangelnden Bereitschaft der ausfithrenden Hersteller und der US-Behérden zur
Mitarbeit wie in Erwidgungsgriinde 22 bis 27 dargestellt, war keine Analyse anhand tberpriifter Daten der
ausfithrenden Hersteller und der US-Behorden maglich.

(40) Folglich beruhten nach Artikel 28 der Grundverordnung die Feststellungen beziiglich der Wahrscheinlichkeit eines
Anhaltens oder erneuten Auftretens der Subventionierung auf den verfiigbaren Informationen. Die Kommission
griff auf die folgenden Informationsquellen zuriick: den Antrag auf Auslaufiberpriffung und anschlieBend
eingereichten Unterlagen vom Antragsteller, Eurostat, Global Trade Atlas (im Folgenden ,GTA®) und den Websites
der US-Behorde fir Energieinformationen (im Folgenden ,EIA“) und des US-Landwirtschaftsministeriums (im
Folgenden ,USDA").

(41) Die Kommission analysierte insbesondere die folgenden Subventionsregelungen auf Bundes- und Bundesstaatsebene,
die im Uberpriifungsantrag genannt wurden, und die nach Feststellung der Kommission nach wie vor gelten.
Bundesregelungen

a) Biodiesel Mixture Credit (Steuervergiinstigung fiir Biodieselgemische) und Biodiesel Credit (Steuervergiinstigung
fir Biodiesel)

b) Small Agri-Biodiesel Producer Income Tax Credit (Korperschaftsteuervergiinstigung fiir kleine Hersteller von
»Agri-Biodiesel”)

¢) USDA Bioenergy Program for Advanced Biofuels (Bioenergieprogramm des US-Landwirtschaftsministeriums fiir
fortschrittliche Biokraftstoffe)

d) Credit For Production of Cellulosic Biofuel (Steuervergiinstigung fiir die Herstellung von Biokraftstoff aus
Cellulose)

¢) USDA Biorefinery, Renewable Chemical, and Biobased Product Manufacturing Assistance Programme
(Programm zur Unterstiitzung der Fertigung von Ware in den Bereichen Bioraffinerie, erneuerbare Chemikalien
und biobasierte Ware)

Bundesstaatliche Regelungen
a) lowa — Iowa Biodiesel Producer Tax Refund (Steuererstattung des Bundesstaates lowa fiir Biodieselhersteller)

b) Kentucky — Kentucky Biodiesel Production Tax Credit (Steuervergiinstigung des Bundesstaates Kentucky fir die
Biodieselherstellung)

¢) Texas — Texas Fuel Ethanol and Biodiesel Production Incentive Program (Programm des Bundesstaates Texas zur
Forderung der Herstellung von Kraftstoffethanol und Biodiesel)

(42) Andererseits hat die Kommission aufgrund der mangelnden Bereitschaft der US-Behérden und US-amerikanischen
ausfihrenden Hersteller zur Mitarbeit und in Anbetracht der Schlussfolgerungen zum Anhalten der
Subventionierung auf der Grundlage der oben genannten Regelungen, die folgenden Subventionsregelungen auf
Bundes- und Bundesstaatsebene nicht analysiert.

Bundesregelungen

a) Second Generation Biofuel Plant Depreciation Special Allowance (Sonderbeihilfe fiir die Abschreibung der
Anlagen fur Biokraftstoff der zweiten Generation)

b) Rural Energy for America Program (Programm zur Férderung der Energieversorgung auf dem Land)

Bundesstaatliche Regelungen

a) Alabama Biofuel Production Jobs Tax Credit (Steuervergiinstigung des Bundesstaates Alabama fur Arbeitsplitze
bei der Herstellung von Biokraftstoff)

b) Hawaii Renewable Fuels Production Tax Credit (Steuervergiinstigung des Bundesstaates Hawaii fur die
Herstellung erneuerbarer Kraftstoffe)

¢) Kentucky Alternative Fuel Production Tax Incentives (Steueranreize des Bundesstaates Kentucky fur die
Herstellung alternativer Kraftstoffe)

d) Louisiana Provision for Green Jobs Tax Credit (Steuervergiinstigung des Bundesstaates Louisiana fiir die
Bereitstellung griiner Arbeitsplitze)

e) Minnesota Biofuel Production Grant Program (Zuschussprogramm des Bundesstaates Minnesota fur die
Herstellung von Biokraftstoffen)

f) Montana Alternative Fuel and Vehicle Production Property Tax Incentive (Vermogenssteueranreiz des
Bundesstaates Montana fiir die Herstellung alternativer Kraftstoffe und Fahrzeuge)

g) New York Biofuel Production Tax Credit (Steuervergiinstigung des Bundesstaates New York fiir die Herstellung
von Biokraftstoffen)
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(43)

(44)

(47)

h) North Dakota Biodiesel Production Equipment Tax Credit (Steuervergiinstigung des Bundesstaates North Dakota
fiir Anlagen zur Herstellung von Biodiesel)

i) North Dakota Biofuel Loan Program (Darlehensprogramm des Bundesstaates North Dakota fiir Biokraftstoff)
j) Oregon Alternative Fuel Loans (Darlehen des Bundesstaates Oregon fiir alternative Kraftstoffe)

k) South Carolina Biofuels Production Facility Tax Credit (Steuervergiinstigung des Bundesstaates South Carolina fiir
Biokraftstoffherstellungsanlagen)

1) Virginia Green Jobs Tax Credit (Steuervergiinstigung des Bundesstaates Virginia fir griine Arbeitsplitze)
4.2. Subventionierung -Bundesregelungen

4.2.1. Biodiesel Mixture Credit (Steuervergiinstigung fiir Biodieselgemische) und Biodiesel Credit (Steuervergiinstigung fiir
Biodiesel)

4.2.1.1. Rechtsgrundlage

Title 26 Section 40A Buchstabe b des US-Code (U.S.C.) ist die Rechtsgrundlage fiir eine Steuervergiinstigungs-
regelung fur Hersteller von Biodieselgemischen, Einzelhdndler und Endverwender von Biodiesel. Darin sind
folgende Steuervergtinstigungen fiir Biodieselkraftstoff vorgesehen:

(1) der Biodiesel Mixture Credit (Steuervergiinstigung fiir Biodieselgemische),
(2) der Biodiesel Credit (Steuervergiinstigung fiir Biodiesel),

(3) der Small Agri-Biodiesel Producer Credit (Steuervergiinstigung fiir kleine Hersteller von , Agri-Biodiesel®).

Der Biodiesel Mixture Credit ist in den USA seit 2005 auf Bundesebene gesetzlich festgelegt. (') Gemaf8 Section
202(a) des ,Energy Improvement and Extension Act® (2008) sollte diese Steuervergiinstigung am 31. Dezember
2009 auslaufen. (*’) Die Subventionsregelung ist allerdings nie wirklich ausgelaufen, sondern wurde bisher immer
wieder riickwirkend erneut in Kraft gesetzt Zuletzt wurde die Regelung am 20. Dezember 2019 auf der Grundlage
des ,Further Consolidated Appropriations Act“ durch den Kongress der USA zum 31. Dezember 2017 fur zwei
Jahre wieder in Kraft gesetzt und zusitzlich fir drei Jahre verlangert, d. h. bis zum 31. Dezember 2022. (*%) Diese
Verldngerung von funf Jahren ist die lingste Verlingerung seit Einfihrung dieser Subventionsregelung.

Nach der Unterrichtung informierte der Antragsteller die Kommission dariiber, dass am 25. Mai 2021 sowohl im
US-Senat als auch im US-Reprisentantenhaus ein Gesetz eingebracht worden sei, mit dem das Biodiesel Mixture
Credit Scheme (Steuervergiinstigung fiir Biodieselgemische) um weitere drei Jahre verldngert werden solle, d. h. bis
zum 31. Dezember 2025.

Wie der Biodiesel Mixture Credit ist auch der Biodiesel Credit in den USA seit 2005 auf Bundesebene gesetzlich
festgelegt. (**) GemdR Section 202(a) des ,Energy Improvement and Extension Act“ (2008) sollte diese Steuerver-
giinstigung am 31. Dezember 2009 auslaufen. (%) Auch diese Subventionsregelung ist allerdings nie ausgelaufen,
sondern wurde bisher immer wieder riickwirkend erneut in Kraft gesetzt. Zuletzt wurde die Regelung am
20. Dezember 2019 auf der Grundlage des ,Further Consolidated Appropriations Act“ durch den Kongress der USA
zum 31. Dezember 2017 fiir zwei Jahre wieder in Kraft gesetzt und fir drei Jahre verlingert, d. h. bis zum
31. Dezember 2022. ()

Der Small Agri-Biodiesel Producer Income Tax Credit ist eine Steuervergiinstigung, die ausschlieflich kleinen
Herstellern von ,Agri-Biodiesel gewihrt wird. Diese Regelung wird in den Erwédgungsgriinden 63 bis 70 behandelt.

4.2.1.2. Forderfihigkeit

Um fur den in Erwdgungsgrund 43 Ziffer 1 erwihnten Biodiesel Mixture Credit in Betracht zu kommen, muss ein
Unternehmen ein Gemisch aus Biodiesel und Dieselkraftstoff herstellen, das als Kraftstoff oder zur Verwendung als
Kraftstoft verkauft wird.

Eingerichtet im Jahr 2005 durch das ,American Jobs Creation Act“ (2004), § 302 (Public Law (P.L.) 108-357), verldngert durch das
,Energy Policy Act“ (2005), § 1344 (P.L. 109-58).

Siche Section 202(a) des ,Energy Improvement and Extension Act“ (2008) (P.L. 110-343, Division B).

P.L. 116-94 vom 20. Dezember 2019, ,Further Consolidated Appropriations Act“ (2020), Section 121.

Eingerichtet im Jahr 2005 durch das ,American Jobs Creation Act” (2004), § 302 (P.L. 108-357), verldngert durch das ,Energy Policy
Act* (2005), § 1344 (PL. 109-58).

Siche Section 202(a) des ,Energy Improvement and Extension Act“ (2008) (P.L. 110-343, Division B).

P.L. 116-94 vom 20. Dezember 2019, ,Further Consolidated Appropriations Act“ (2020), Section 121.
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(49) Eine Person, die die Vergiinstigung in Anspruch zu nehmen wiinscht, muss eine Bescheinigung des Biodiesel-
herstellers oder -einfithrers einholen, auf der die Ware sowie der prozentuale Anteil von Biodiesel- und ,Agri-
Biodiesel“ (**) an der Ware ausgewiesen wird. Bei dieser Vergiinstigung handelt es sich um eine Verbrauchsteuer-
gutschrift, wobei das Unternehmen den Restbetrag als auszahlbare Korperschaftsteuergutschrift in Anspruch
nehmen kann, wenn die Verbrauchsteuerschuld eines Unternehmens geringer ist als der Gesamtbetrag der
Verbrauchsteuergutschrift. Die auszahlbare Korperschaftsteuergutschrift wird mit der Korperschaftsteuerschuld des
Steuerpflichtigen verrechnet bzw. direkt ausgezahlt. Ausgezahlt werden kann dem Steuerpflichtigen nur ein
etwaiger seine Steuerschuld iibersteigender Restbetrag der Gutschrift.

(50) Der in Erwidgungsgrund 43 Ziffer 2 erwihnte Biodiesel Credit ist eine nicht auszahlbare Korperschaftsteuerver-
glinstigung fir Einzelhdndler oder Endverwender von unvermischtem (reinem) Biodiesel. Der Biodiesel Credit fiir
unvermischten Biodiesel steht nur der Person zu, die den unvermischten Biodiesel in den Tank eines Fahrzeugs
einfullt oder als Kraftstoff verwendet. Es ist darauf hinzuweisen, dass auch Biodieselhersteller, die ihren eigenen
Biodiesel herstellen, Anspruch auf diese Vergiinstigung erheben kénnten. Um die Vergiinstigung in Anspruch
nehmen zu konnen, muss der Biodieselhersteller somit entweder als Einzelhdndler titig sein (und den Biodiesel in
den Tank des Endverwenders einfiillen) oder ein Endverwender sein (also beispielsweise den Biodiesel in sein eigenes
Fahrzeug einfiillen).

4.2.1.3. Praktische Durchfithrung

(51)  Bei mit Mineraloldiesel vermischtem Biodiesel kann eine Verbrauchsteuer- beziehungsweise Korperschaftsteuerver-
giinstigung in Anspruch genommen werden. Im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung betrug die
Vergiinstigung 1 USD pro Gallone fiir alle Arten von Biodiesel, also auch fur ,Agri-Biodiesel“ und Diesel aus
Biomasse.

(52) Wie hoch die Steuervergiinstigung fiir das Kraftstoffgemisch letztlich ist, hdngt vom Biodieselgehalt ab. Gemaf$ den
Vorschriften muss dem Biodiesel mindestens 0,1 % Mineraloldiesel zugesetzt werden (dieses Gemisch aus 99,9 %
Biodiesel und 0,1 % Mineraloldiesel wird in den USA als B99 bezeichnet), wobei dieses Mischungsverhaltnis auch
die gingigste Praxis ist, da so die maximale Steuervergiinstigung erzielt wird. Entscheidend fiir die Steuerver-
giinstigung ist der Anteil des Biodiesels in einem Gemisch (beispielsweise enthalten 100 Gallonen B99 99,9
Gallonen Biodiesel, fiir die eine Steuervergiinstigung in Hohe von 99,90 USD in Anspruch genommen werden
kann). Die Umwandlung von reinem Biodiesel (B100) in ein Gemisch (B99) ist ein einfacher Vorgang. Dabei werden
ohne grofere Verarbeitung der betroffenen Ware reinem Biodiesel 0,1 % Mineraloldiesel zugesetzt. Die
Inanspruchnahme der Steuervergiinstigung ist an die Herstellung des Gemischs gebunden.

(53) Hersteller von Biodiesel konnen die Vergiinstigung in Anspruch nehmen, wenn sie selbst die Beimischung
vornehmen. Der Hersteller muss den reinen Biodiesel mit Dieselkraftstoff mischen. In Bezug auf den Anspruch auf
die Vergiinstigung wird kein Unterschied zwischen Biodieselgemischen fir den Verkauf auf dem Inlandsmarkt und
den Verkauf zur Ausfuhr gemacht.

(54) Unternehmen, die keinen reinen Biodiesel herstellen, sondern vielmehr kaufen und daraus ein Biodieselgemisch
herstellen, konnen die Steuervergiinstigung ebenfalls beanspruchen. Solche Unternehmen bendtigen eine
Bescheinigung des Herstellers oder des Einfithrers (und auch etwaiger Zwischenhindler) des Biodiesels, auf der der
Hersteller bescheinigt, die Steuervergiinstigung nicht in Anspruch genommen zu haben. (**)

(55) Die Vergiinstigung kann entweder als Verrechnung mit der Verbrauchsteuer- oder Korperschaftsteuerschuld oder als
direkte Geldzahlung in Anspruch genommen werden. Der Gesamtbetrag der Vergiinstigung bleibt gleich (1 USD pro
Gallone), und zwar unabhingig davon, ob die Vergiinstigung in Form einer Verrechnung mit der Verbrauchsteuer,
einer Verrechnung mit der Korperschaftsteuer, einer direkten Geldzahlung an den Steuerpflichtigen oder einer
Kombination daraus geltend gemacht wird.

(56) Gemifl dem U.S.C. wird der Biodiesel Mixture Credit nur dann gewiahrt, wenn das Unternehmen, das die Mischung
von Biodiesel und Mineraloldiesel vornimmt, eine Bescheinigung (,Certificate for Biodiesel“) des Biodieselherstellers
vorlegen kann, auf der der Hersteller unter anderem die Biodieselmenge auffithrt, auf die sich die Bescheinigung
bezieht, und erklart, ob es sich bei dem Biodiesel um ,Agri-Biodiesel“ oder anderen Biodiesel handelt.

(*¥) Nach US-amerikanischem Recht bezeichnet ,Agri-Biodiesel“ einen Biodiesel, der ausschlieBlich aus nativen Olen, u. a. Estern aus
nativen Pflanzenolen aus Mais, Sojabohnen, Sonnenblumenkernen, Baumwollsamen, Rapssamen, Krambe, Raps, Firberdisteln,
Leinsamen, Reiskleie, Senfsamen und Leindotter sowie tierischen Fetten gewonnen wird. (Title 26 Section 40A(d)(2) des US-Code).

(") https:/[www.law.cornell.edu/uscode/text/26/40A
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(58)

(60)

(61)

(62)

(65)

Beim Biodiesel Credit kann der Einzelhdndler (oder ein Biodieselhersteller, der als Einzelhdndler titig ist) oder der
Endverwender des unvermischten Biodiesels dhnlich wie bei der vorausgegangenen Auslaufiiberpriifung, 1 USD pro
Gallone aller Arten unvermischten (reinen) Biodiesels, der in den Tank eines Fahrzeugs eingefuillt oder als Kraftstoff
verwendet wird, geltend machen. Eine auf die General Business Income Tax anrechenbare, nicht auszahlbare
Gutschrift ist eine Gutschrift, die mit der Korperschaftsteuer des Unternehmens verrechnet wird. Auszahlbar ist sie
nicht, d. h. wenn das Guthaben des Unternehmens grofer ist als seine Steuerschuld, kann der Uberschuss dem
Unternehmen nicht als direkte Geldzahlung ausgezahlt werden.

Da Biodieselhersteller befugt sind, diese Regelungen in Anspruch zu nehmen und auf der Grundlage der verfiigbaren
Informationen (), da wie in Erwdgungsgrund 27 dargelegt keine Mitarbeit erfolgte, gelangte die Kommission zu
dem Schluss, dass US-amerikanische ausfiihrende Hersteller davon profitierten.

4.2.1.4. Schlussfolgerung

Der Biodiesel Mixture Credit sowie der Biodiesel Credit sind unabhingig davon, ob sie als Geldzahlung gewihrt
werden (nur beim Biodiesel Mixture Credit moglich) oder mit einer Steuerschuld verrechnet werden miissen (gilt fiir
beide Steuergutschriften), als Steuervergiinstigung anzusehen.

Diese Regelungen werden von der Kommission, im Einklang mit ihren Feststellungen in der Ausgangsuntersuchung,
im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe a Ziffern i und ii der Grundverordnung als Subvention angesehen, da
damit von der Regierung der USA eine finanzielle Beihilfe geleistet wird, und zwar in Form direkter Zuschiisse
(Geldzahlungen sind nur beim Biodiesel Mixture Credit méglich) und durch den Verzicht auf normalerweise zu
entrichtende Abgaben (Steuerverrechnung, gilt fiir beide Steuergutschriften). Durch diese Vergiinstigungen wird den
Unternehmen, die sie erhalten, ein Vorteil gewihrt.

Die Regelungen sind auf Unternehmen in der Biodieselbranche beschrankt und daher nach Artikel 4 Absatz 2
Buchstabe a der Grundverordnung als spezifisch und somit als anfechtbar anzusehen.

Schlieflich war die Kommission angesichts der Tatsache, dass beim Biodiesel Mixture Credit eine Subvention von
1 USD pro Gallone fiir alle Biodieselarten vorgesehen ist, der Auffassung, dass die ausfithrenden Hersteller von
Biodiesel in den USA aufgrund dieser Regelung Subventionen in betrichtlicher Hohe erhielten und sie damit die mit
Abstand wichtigste Regelung im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung darstellte. Eine Subvention von 1 USD
pro Gallone entspriche etwa 302 EUR pro Tonne.

4.2.2. Small Agri-Biodiesel Producer Income Tax Credit (Korperschaftsteuervergiinstigung fiir kleine Hersteller von ,Agri-
Biodiesel“)

4.2.2.1. Rechtsgrundlage

Wie der Biodiesel Mixture Credit und der Biodiesel Credit ist auch der Small Agri-Biodiesel Producer Income Tax
Credit in Title 26 Section 40A des U.S.C. vorgesehen.

Wie der Biodiesel Mixture Credit und der Biodiesel Credit (siche Erwagungsgriinde 44 und 46), ist auch der Small
Agri-Biodiesel Producer Income Tax Credit in den USA seit 2005 auf Bundesebene gesetzlich festgelegt. (*') Gemaf3
Section 202(a) des ,Energy Improvement and Extension Act (2008) sollte diese Steuervergiinstigung am
31. Dezember 2009 auslaufen. (**) Diese Subventionsregelung ist allerdings nie ausgelaufen, sondern wurde immer
wieder riickwirkend erneut in Kraft gesetzt. Zuletzt wurde die Regelung am 20. Dezember 2019 auf der Grundlage
des ,Further Consolidated Appropriations Act“ durch den Kongress der USA zum 31. Dezember 2017 fir zwei
Jahre wieder in Kraft gesetzt und fuir drei Jahre verlingert, d. h. bis zum 31. Dezember 2022.

4.2.2.2. Forderfahigkeit

Diese Regelung steht nur kleinen Herstellern von unvermischtem , Agri-Biodiesel“ offen. Hersteller von Biodiesel-
gemischen oder Hindler, die Biodiesel kaufen, aber nicht herstellen, kommen fiir diese Vergiinstigung nicht in
Betracht. Ein kleiner Hersteller ist eine Person, deren Produktionskapazitit sich auf hochstens 60 Mio. Gallonen
,Agri-Biodiesel“ pro Jahr belduft.

Siehe Abschnitte 3.1.1.1 und 3.1.1.2 des Antrags auf Uberpriifung.

,Energy Policy Act“ (2005), § 1345 (PL. 109-58); geindert durch das ,Energy Improvement and Extension Act“ (2008) (P.L. 110-343,
Division B), § 202-203; verlidngert durch das ,Tax Relief, Unemployment Insurance Reauthorization, and Job Creation Act“ (2010) (P.L.
111-312), § 701.

Siehe Section 202(a) des ,Energy Improvement and Extension Act“ (2008) (P.L. 110-343, Division B).
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(66) Kleine ,Agri-Biodiesel“-Hersteller konnen pro Gallone hergestellten ,Agri-Biodiesels“ eine nicht auszahlbare
Vergiinstigung auf die General Business Income Tax in Hohe von 0,10 USD beanspruchen. Die Vergiinstigung wird
je Hersteller und Steuerjahr fir maximal 15 Mio. Gallonen gewihrt. Damit der Hersteller die Vergiinstigung in
Anspruch nehmen kann, muss der ,Agri-Biodiesel” als Kraftstoff verwendet, zur Verwendung als Kraftstoff verkauft
oder zur Herstellung einer Mischung aus Biodiesel und Dieselkraftstoff verwendet werden, die als Kraftstoff
verwendet wird oder zur Verwendung als Kraftstoff verkauft wird. Somit konnen kleine Hersteller von ,Agri-
Biodiesel“ diese Regelung mit dem Biodiesel Mixture Credit kombinieren und auf diese Weise insgesamt
1,10 USD/Gallone erhalten. Grofle Hersteller von , Agri-Biodiesel“ konnen dagegen nur den Biodiesel Mixture Credit
in Anspruch nehmen.

4.2.2.3. Praktische Durchfiihrung

(67) Antrage auf die nicht auszahlbare, auf die General Business Income Tax anrechenbare Vergiinstigung werden jahrlich
im Rahmen der Korperschaftsteuererklarung gestellt. Der Vergiinstigungsbetrag pro Gallone vom Antragsteller
wihrend des entsprechenden Steuerjahres hergestellten Biodiesel wird bis zur Hochstgrenze von 15 Mio. Gallonen
mit der Korperschaftsteuerschuld des Antragstellers verrechnet. Ist die Steuerschuld des Antragstellers geringer als
der geltend gemachte Gutschriftbetrag, kann der iiberschiissige Betrag auf nachfolgende Steuerjahre ibertragen
werden.

(68) Angesichts der Tatsache, dass die Biodieselhersteller befugt sind, diese Regelung in Anspruch zu nehmen und auf der
Grundlage der verfiigbaren Informationen (¥) (da wie in Erwagungsgrund 27 dargelegt keine Mitarbeit erfolgte),
gelangte die Kommission durch Heranzichung von verfugbaren Informationen nach Artikel 28 der
Grundverordnung zu dem Schluss, dass US-amerikanische ausfithrende Hersteller davon profitierten.

4.2.2.4. Schlussfolgerung

(69) Diese Regelung wurde von der Kommission, im Einklang mit ihren Feststellungen in der Ausgangsuntersuchung, als
Subvention im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii der Grundverordnung angesehen, da damit von
der Regierung der USA eine finanzielle Beihilfe geleistet wird, und zwar durch den Verzicht auf normalerweise zu
entrichtende Abgaben. Den Unternehmen, die die Regelung in Anspruch nehmen, erwichst daraus ein Vorteil.

(70) Die Regelung ist auf Biodiesel herstellende Unternehmen beschrinkt und daher gemdfl Artikel 4 Absatz 2
Buchstabe a der Grundverordnung als spezifisch und somit als anfechtbar anzusehen.

4.2.3. USDA Bioenergy Program for Advanced Biofuels (Bioenergieprogramm des US-Landwirtschaftsministeriums fiir
fortschrittliche Biokraftstoffe)

4.2.3.1. Rechtsgrundlage

(71) Das Bioenergieprogramm des US-Landwirtschaftsministeriums (USDA) fiir fortschrittliche Biokraftstoffe (BPAB)
wird geregelt in Title IX Section 9005 des ,Farm Security and Rural Investment Act“ aus dem Jahr 2002 (,2002
Farm Bill“) und ist derzeit in Title 7 Section 8105 des US-Code kodifiziert.

(72) Das Programm sollte 2012 auslaufen, wurde aber 2013 (*) und 2014 (¥) nochmals verlingert. Durch das
L2Agriculture Act“ (2014) wurde das Programm diesbeziiglich um weitere fiinf Jahre bis Ende 2018 verlingert. In
jiingster Zeit wurde dieses Subventionsprogramm durch das ,Agricultural Improvement Act“ vom 20. Dezember
2018 (*) um weitere fiinf Jahre verldngert, d. h. bis Ende 2023.

*)

(*) ,American Taxpayer Relief Act“ vom 2. Januar 2013 (PL. 112-240, § 701(f)(4)).
(*) . Agricultural Act“ vom 7. Februar 2014 (P.L. 113-79, § 9005(2)).
(*)
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4.2.3.2. Forderfahigkeit

Aus diesem Programm flieffen direkte Zuschiisse an Hersteller fortschrittlicher Biokraftstoffe, die im Allgemeinen als
,Kraftstoff aus Biomasse aufler Stirke aus Maiskornern“ definiert werden. Unter die Definition fillt auch aus
Biomasse hergestellter Diesel. (¥) Nicht mehr als funf Prozent der Programmgelder diirfen an anspruchsberechtigte
Hersteller gehen, deren Raffinationskapazitit 150 Mio. Gallonen fortschrittlichen Biokraftstoff pro Jahr iibersteigt.
Hersteller von Gemischen erhalten keine Forderung aus dem Programm.

4.2.3.3. Praktische Durchfithrung (%)

Die Teilnehmer erhalten direkte Zahlungen vom Staat, nachdem sie sich fur das Programm beworben haben.
Hersteller miissen sich zuerst bei der Behorde registrieren und einen Vertrag unterzeichnen. Die Hersteller miissen
fur jedes Quartal des Steuerjahres Zahlungsantrige stellen, um in den Genuss der Forderung fur die dem jeweiligen
Quartal entsprechende Produktion fortschrittlichen Biokraftstoffs zu kommen. Zahlungen werden sowohl fiir die
tatsichliche Produktion als auch fiir den Produktionszuwachs geleistet. Die Zahlungen aufgrund der tatsichlichen
Produktion werden vierteljahrlich fir die im jeweiligen Quartal tatsichlich hergestellte Menge an fortgeschrittenem
Biokraftstoff berechnet.

Die Zahlungen aufgrund des Produktionszuwachses beruhen auf der in einem Steuerjahr produzierten Menge an
forderfihigem fortschrittlichem Biokraftstoff, die tiber die in den vorangegangenen Steuerjahren (seit 2009)
hergestellte Menge hinausging.

Die Mittel werden auf alle Hersteller, die sich gemeldet haben, auf Grundlage des BTU-Werts (**) der Produktion
aufgeteilt. Sie gehen in gleicher Hohe an alle Hersteller, und zwar abhidngig vom BTU-Wert.

Angesichts der Tatsache, dass die Biodieselhersteller befugt sind, diese Regelung in Anspruch zu nehmen und auf der
Grundlage der verfiigbaren Informationen (**) (da wie in Erwagungsgrund 27 dargelegt keine Mitarbeit erfolgte),
gelangte die Kommission durch Heranzichung von verfiigbaren Informationen nach Artikel 28 der
Grundverordnung zu dem Schluss, dass US-amerikanische ausfithrende Hersteller davon profitierten.

4.2.3.4. Schlussfolgerung

Diese Regelung wurde von der Kommission als Subvention im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i der
Grundverordnung angesehen, da damit von der Regierung der USA eine finanzielle Beihilfe in Form eines direkten
Zuschusses geleistet wird. Den Unternehmen, die die Regelung in Anspruch nehmen, erwiéchst daraus ein Vorteil.

Die Regelung ist auf Biodiesel herstellende Unternehmen beschrinkt und daher gemifs Artikel 4 Absatz 2
Buchstabe a der Grundverordnung als spezifisch und somit als anfechtbar anzusehen.

4.2.4. Credit For Production of Cellulosic Biofuel (Steuervergiinstigung fiir die Herstellung von Biokraftstoff aus Cellulose)

4.2.4.1. Rechtsgrundlage

Das seit dem 1. Januar 2009 bestehende Programm wurde durch den ,Food, Conservation, and Energy Act“ (2008)
eingefithrt und wird von der US-Bundessteuerbehorde (Internal Revenue Service, IRS) verwaltet. Es ist in Title 26
Section 40(b)(6) des US-Code kodifiziert.

Urspriinglich sollte diese Subvention am 31. Dezember 2012 auslaufen. Sie wurde jedoch mehrmals verlingert,
zuletzt durch das ,Further Consolidated Appropriations Act“ vom 20. Dezember 2019 bis zum 1. Januar 2021.

Siehe Code of Federal Regulations (C.E.R.), Title 7 Part 428.102 des US-Code, ,Definitionen” der Durchfithrungsverordnungen: ,Zu
Diesel dquivalente Kraftstoffe aus erneuerbarer Biomasse einschlieflich Pflanzendl und Tierfetten.“ Die Definition ,Biokraftstoffe aus
Abfallstoffen einschliefSlich Ernteriickstinden, sonstigen pflanzlichen Abfallstoffen, tierischen Abfillen, Lebensmittelabfdllen und
Gartenabfillen® schlief3t potenziell auch die Herstellung von Biodiesel ein.
https:/[www.rd.usda.gov/sites/default/files/fact-sheet/508_RD_FS_RBS_AdvancedBioFuel.pdf

Die British thermal unit (BTU oder Btu) ist eine Energieeinheit, die etwa 1055 Joule entspricht.

Siehe Abschnitt 3.1.1.4 des Antrags auf Uberpriifung.


https://www.rd.usda.gov/sites/default/files/fact-sheet/508_RD_FS_RBS_AdvancedBioFuel.pdf
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4.2.4.2. Forderfahigkeit

(82) Diese Regelung sieht eine nicht auszahlbare, auf die General Business Income Tax anrechenbare Gutschrift von 1,01
USD pro Gallone fiir Biokraftstoff der zweiten Generation vor, der als Kraftstoff verwendet oder zur Verwendung als
Kraftstoff verkauft wird. Die Begiinstigten sind dessen Hersteller einschlieflich der Hersteller von Biokraftstoff aus
sich erneuerndem oder regelmifig verfiigbarem lignozellulose- oder hemizellulosehaltigem Material sowie von
algenbasierten Biokraftstoffen.

4.2.4.3. Praktische Durchfithrung

(83) Angesichts der Tatsache, dass die Biodieselhersteller befugt sind, diese Regelung in Anspruch zu nehmen und auf der
Grundlage der verfiigbaren Informationen (*!) (da wie in Erwagungsgrund 27 dargelegt keine Mitarbeit erfolgte),
gelangte die Kommission durch Heranziehung von verfiigbaren Informationen nach Artikel 28 der
Grundverordnung zu dem Schluss, dass US-amerikanische ausfithrende Hersteller davon profitierten.

(84) Ferner werden Biokraftstoffe aus Cellulose kiinftig voraussichtlich einen wesentlichen Teil der Produktion in den
USA ausmachen, wie mehrere laufenden Projekte, die auf den Ausbau der Kaparzititen fiir Diesel aus Cellulose
abzielen, zeigen. (*?)

4.2.44. Schlussfolgerung

(85) Diese Regelung wurde von der Kommission als Subvention im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i der
Grundverordnung angesehen, da damit von der Regierung der USA eine finanzielle Beihilfe in Form eines direkten
Zuschusses geleistet wird. Den Unternehmen, die die Regelung in Anspruch nehmen, erwichst daraus ein Vorteil.

(86) Die Regelung ist auf Unternehmen beschrinkt, die Biokraftstoff aus sich erneuerndem oder regelmafig verfiigbarem
lignozellulose- oder hemizellulosehaltigem Material sowie algenbasierte Biokraftstoffe herstellen. Daher ist sie gemafd
Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a der Grundverordnung als spezifisch und somit als anfechtbar anzusehen.

4.2.5. USDA Biorefinery, Renewable Chemical, and Biobased Product Manufacturing Assistance Programme (Programm zur
Unterstiitzung der Fertigung von Ware in den Bereichen Bioraffinerie, erneuerbare Chemikalien und biobasierte Ware)

4.2.5.1. Rechtsgrundlage

(87) Das USDA Biorefinery, Renewable Chemical, and Biobased Product Manufacturing Assistance Programme ist in Title
7 Section 8103 (Unterstiitzung im Bereich Bioraffinerie) des US-Code vorgesehen und wird vom US-Landwirt-
schaftsministerium (USDA) verwaltet.

(88) In der vorausgegangenen Auslaufiberpriifung wurde dieses Programm als ,Advanced Biofuels Loan Guarantees*
(Kreditbiirgschaften fiir fortschrittliche Biokraftstoffe) bezeichnet; es wurde jedoch zu diesem Zeitpunkt nicht
analysiert.

(89) Das Programm war auf Grundlage der Angaben im Uberpriifungsantrag im Untersuchungszeitraum der
Uberpriifung in Kraft.

4.2.5.2. Forderfahigkeit

(90) Uber das Programm werden Kreditbiirgschaften in einer Hohe von bis zu 250 Mio. USD bereitgestellt, um die
Entwicklung neuer und sich entwickelnder Technologien fiir fortschrittliche Biokraftstoffe (einschlieflich Biodiesel),
erneuerbare Chemikalien und biobasierte Ware zu unterstiitzen. Allgemein konnen zwei Projektarten aus dem
Programm gefordert werden: Bioraffinerien und Produktionsanlagen fiir biobasierte Waren. ,Fortschrittlicher
Biokraftstoff* wird definiert als Kraftstoff aus erneuerbarer Biomasse aufSer Stirke aus Maiskornern. Das Projekt
muss in einem US-Bundesstaat angesiedelt sein.

(91)  Zu den anspruchsberechtigten Antragstellern zdhlen unter anderem Einzelpersonen, bundesstaatliche oder lokale
Regierungen, landwirtschaftliche Genossenschaften, nationale Laboratorien, Hochschuleinrichtungen und lindliche
Stromversorgungsgenossenschaften.

(") Siehe Abschnitt 3.2.1 des Antrags auf Uberpriifung.

() Antrag auf Uberpriifung, die Version zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien, wurde am 11. Juni 2020 vom European Biodiesel
Board (im Folgenden ,EBB“ oder ,Antragsteller) im Namen von Unionsherstellern eingereicht, auf die mehr als 25 % der gesamten
Unionsproduktion von Biodiesel entfallen, Erwigungsgrund 102, S. 21.
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Der Gesamtbetrag der Beteiligung auf Bundesebene (Kreditbiirgschaft und andere Fordermittel auf Bundesebene) darf
80 % der Gesamtkosten eines forderfihigen Projekts nicht tiberschreiten. Der Kreditnehmer und die am Projekt
beteiligten Auftraggeber miissen einen wesentlichen Kapitalbeitrag leisten.

4.2.5.3. Praktische Durchfithrung

Angesichts der Tatsache, dass die Biodieselhersteller befugt sind, diese Regelung in Anspruch zu nehmen und auf der
Grundlage der verfiigbaren Informationen (**) (da wie in Erwadgungsgrund 27 dargelegt keine Mitarbeit erfolgte),
gelangte die Kommission durch Heranziehung von verfigbaren Informationen nach Artikel 28 der
Grundverordnung zu dem Schluss, dass US-amerikanische ausfithrende Hersteller davon profitierten.

4.2.5.4. Schlussfolgerung

Diese Regelung wurde von der Kommission als Subvention im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i der
Grundverordnung angesehen, da damit von der Regierung der USA eine finanzielle Beihilfe in Form einer Steuerver-
glinstigung geleistet wird. Den Unternehmen, die die Regelung in Anspruch nehmen, erwéchst daraus ein Vorteil.

Die Regelung ist auf Unternehmen in der Industrie fortschrittlicher Biokraftstoffe beschrinkt und daher gemaf3
Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a der Grundverordnung als spezifisch und somit als anfechtbar anzusehen.

4.3. Subventionierung — Bundesstaatliche Regelungen
4.3.1. Iowa Biodiesel Producer Tax Refund (Steuererstattung des Bundesstaates Iowa fiir Biodieselhersteller)

4.3.1.1. Rechtsgrundlage

Die Rechtsgrundlage dieser vom ,lowa Department of Revenue* verwalteten Regelung ist Section 423.4(9) des ,lowa
Code*.

Die Regelung sollte am 1. Januar 2015 auslaufen, wurden aber zunichst 2014 durch die 85. Generalversammlung
des Bundesstaates Iowa bis zum 1. Januar 2018 verlingert. Im Jahr 2016 verlingerte die 86. Generalversammlung
des Bundesstaates lowa diese Regelung durch ein am 24. Mai 2016 erlassenes Gesetz (Chapter 1106) um weitere
neun Jahre bis zum 1. Januar 2025.

4.3.1.2. Forderfiahigkeit

Bei dem Hersteller muss es sich um einen bei der ,United States Environmental Protection Agency“ gemafs 40 C.E.R.
§ 79.4 registrierten Biodieselhersteller handeln. Der Biodiesel muss in mit Biodiesel gemischtem Kraftstoft gemaf
dem ,lowa Code* Section 214A.2 verwendet werden. Der Biodiesel muss in lowa hergestellt werden.

4.3.1.3. Praktische Durchfithrung

Anspruchsberechtigte Biodieselhersteller miissen einen Erstattungsantrag mit Angaben (in Gallonen) tiber die
Biodieselproduktion in dem entsprechenden Quartal stellen. Das ,Department of Revenue“ priift den
Erstattungsantrag und erstattet im Fall der Genehmigung jedem anspruchsberechtigten Biodieselhersteller den zu
erstattenden Betrag.

Die Erstattungsantrige werden jedes Jahr im April, Juli, Oktober und Januar eingereicht, die Schecks werden im Mai,
August, November und Februar ausgestellt.

Mit dem Programm werden 0,02 USD je in lowa hergestellter Gallone Biodiesel erstattet. Die Erstattung ist auf die
jeweils ersten in einer Anlage produzierten 25 Mio. Gallonen beschrinkt.

Angesichts der Tatsache, dass die Biodieselhersteller befugt sind, diese Regelung in Anspruch zu nehmen und auf der
Grundlage der verfiigbaren Informationen (**) (da wie in Erwagungsgrund 27 dargelegt keine Mitarbeit erfolgte),
gelangte die Kommission durch Heranziechung von verfiigbaren Informationen nach Artikel 28 der
Grundverordnung zu dem Schluss, dass US-amerikanische ausfithrende Hersteller davon profitierten.

() Siehe Abschnitt 3.2.2 des Antrags auf Uberpriifung.
(*) Siehe Abschnitt 3.1.2.1 des Antrags auf Uberpriifung.
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4.3.1.4. Schlussfolgerung

(103) Diese Regelung wurde von der Kommission als Subvention im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii der
Grundverordnung angesehen, da damit vom Bundesstaat lowa eine finanzielle Beihilfe geleistet wird, und zwar durch
den Verzicht auf normalerweise zu entrichtende Abgaben. Den Unternchmen, die die Regelung in Anspruch
nehmen, erwichst daraus ein Vorteil.

(104) Die Regelung ist auf Biodiesel und andere Kraftstoffarten herstellende Unternechmen beschrankt und daher gemaf3
Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a der Grundverordnung als spezifisch und somit als anfechtbar anzusehen.

4.3.2. Kentucky Biodiesel Production Tax Credit (Steuervergiinstigung des Bundesstaates Kentucky fiir die Biodieselherstellung)

4.3.2.1. Rechtsgrundlage

(105) Die Rechtsgrundlage dieser vom ,Kentucky Department of Revenue“ verwalteten Regelung sind die Kentucky
Revised Statues (KRS) Sections 141.422 bis 141.425.

(106) Die Regelung wurde durch die 2005 Kentucky Acts Chapter 168 Section 137 ins Leben gerufen und trat am
18. Mirz 2005 in Kraft. Sie wurde 2006 und 2007 gedndert. Derzeit wird sie von der Fassung der KRS aus 2019
geregelt, wie im vorangegangenen Erwdgungsgrund dargelegt.

4.3.2.2. Forderfihigkeit

(107) Diese Vergiinstigung kann jeder tatsichlich in Kentucky ansissige Hersteller von Biodiesel, von Biodieselgemischen
oder von erneuerbarem Diesel in Anspruch nehmen.

4.3.2.3. Praktische Durchfithrung

(108) Ein anspruchsberechtigter Antragsteller muss spitestens am 15. Tag des ersten Monats nach dem Ende des
Kalenderjahres einen Antrag auf Steuergutschrift fiir in Kentucky hergestellte oder gemischte Gallonen Biodiesel
(oder fiir hergestellten erneuerbaren Diesel) beim ,Department of Revenue® einreichen.

(109) Ein Antragsteller, der diese Steuervergiinstigung geltend macht, muss seiner Steuererkldrung, auf deren Grundlage
die Vergiinstigung in Anspruch genommen wird, die behordliche Bestdtigung der Gutschrift beiftigen. (**)

(110) Die Steuergutschrift betrdgt einen Dollar (1 USD) pro Gallone Biodiesel, die von einem Biodieselhersteller hergestellt
wird oder einen Dollar (1 USD) pro Gallone Biodiesel, die von einem Hersteller von Biodieselgemischen beim
Mischvorgang verwendet wurde, sowie einen Dollar (1 USD) pro Gallone erneuerbaren Diesels (Diesel aus
Biomasse), die von einem Hersteller von erneuerbarem Diesel hergestellt wurde, es sei denn, die Gesamthohe der
genehmigten Vergiinstigungen fiir alle Hersteller von Biodiesel, von Biodieselgemischen und von erneuerbarem
Diesel tibersteigt die jahrliche Obergrenze fir Vergiinstigungen auf die Steuern auf Biodiesel und erneuerbaren
Diesel in Hohe von 10 Mio. USD.

(111) Angesichts der Tatsache, dass die Biodieselhersteller befugt sind, diese Regelung in Anspruch zu nehmen und auf der
Grundlage der verfiigbaren Informationen (*) (da wie in Erwagungsgrund 27 dargelegt keine Mitarbeit erfolgte),
gelangte die Kommission durch Heranzichung von verfiigbaren Informationen nach Artikel 28 der
Grundverordnung zu dem Schluss, dass US-amerikanische ausfithrende Hersteller davon profitierten.

4.3.2.4. Schlussfolgerung

(112) Diese Regelung wurde von der Kommission als Subvention im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii der
Grundverordnung angesehen, da damit vom Bundesstaat Kentucky eine finanzielle Beihilfe geleistet wird, und zwar
durch den Verzicht auf normalerweise zu entrichtende Abgaben. Den Unternehmen, die die Regelung in Anspruch
nehmen, erwichst daraus ein Vorteil.

(113) Die Regelung ist auf Biodiesel und andere Kraftstoffarten herstellende Unternehmen beschrinkt und daher gemifS
Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a der Grundverordnung als spezifisch und somit als anfechtbar anzusehen.

(**) https:/[revenue ky.gov/Business/Pages/Biodiesel-Tax-Credit.aspx
(*%) Siehe Abschnitt 3.1.2.2 des Antrags auf Uberpriifung.
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4.3.3. Texas Fuel Ethanol and Biodiesel Production Incentive Program (Programm des Bundesstaates Texas zur Forderung der
Herstellung von Kraftstoffethanol und Biodiesel)

4.3.3.1. Rechtsgrundlage

Die Rechtsgrundlage dieser vom ,Texas Economic Development and Tourism Office* verwalteten Regelung ist
Chapter 16 des ,Texan Agriculture Code* (Landwirtschaftsgesetz des Bundesstaates Texas) mit der Bezeichnung
,Fuel Ethanol, Renewable Methane, Biodiesel, And Renewable Diesel Production Incentive Program* (Programm zur
Forderung der Herstellung von Kraftstoffethanol, erneuerbarem Methan, Biodiesel und erneuerbarem Diesel).

Seit 2011 wurde Chapter 16 des ,Texan Agriculture Code” nicht gedndert. Die Regelung ist demnach nach wie vor in
Kraft.

4.3.3.2. Forderfahigkeit

Im Rahmen dieser Regelung gewihrt die Regierung von Texas anspruchsberechtigten Unternehmen, die in Texas
Ethanol, erneuerbares Methan, Biodiesel oder erneuerbaren Diesel herstellen, Beihilfen.

Um in Betracht zu kommen, miissen diese Unternehmen beim ,Texas Economic Development and Tourism Office*
registriert sein.

4.3.3.3. Praktische Durchfithrung

Registrierte Hersteller, die eine Gebithr von 32 Cent fiir jede hergestellte Gallone Kraftstoffethanol oder MMBtu
erneuerbaren Methans und 1,6 Cent fur jede hergestellte Gallone Biodiesel gezahlt haben, sind berechtigt, die
Beihilfe in Hohe von 20 Cent fiir jede in jeder registrierten Anlage hergestellte Gallone Kraftstoffethanol oder
MMBtu erneuerbaren Methans und 10 Cent fiir jede in jeder registrierten Anlage hergestellte Gallone Biodiesel (bis
zu 18 Mio. Gallonen pro Anlage und Jahr) bis zum 10. Jahrestag des Produktionsstarts dieser Anlage zu erhalten. (¥)

Angesichts der Tatsache, dass die Biodieselhersteller befugt sind, diese Regelung in Anspruch zu nehmen und auf der
Grundlage der verfiigbaren Informationen (*) (da wie in Erwagungsgrund 27 dargelegt keine Mitarbeit erfolgte),
gelangte die Kommission durch Heranzichung von verfiigbaren Informationen nach Artikel 28 der
Grundverordnung zu dem Schluss, dass US-amerikanische ausfithrende Hersteller davon profitierten.

4.3.3.4. Schlussfolgerung

Diese Regelung wurde von der Kommission als Subvention im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i der
Grundverordnung angesehen, da damit vom Bundesstaat Texas eine finanzielle Beihilfe in Form eines direkten
Zuschusses geleistet wird. Den Unternehmen, die die Regelung in Anspruch nehmen, erwichst daraus ein Vorteil im
Sinne des Artikels 3 Absatz 2 der Grundverordnung.

Die Regelung ist auf Biodiesel und andere Kraftstoffarten herstellende Unternehmen beschrinkt und daher gemaf
Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a der Grundverordnung als spezifisch und somit als anfechtbar anzusehen.

4.4. Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens der Subventionierung

4.4.1. Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens der Subventionierung durch die drei Bundesregelungen

Wie schon in der Ausgangsuntersuchung und in der vorausgegangenen Auslaufiiberpriifung handelte es sich beim
Biodiesel Mixture Credit erneut um die wichtigste Regelung. Die Regelung wurde am 20. Dezember 2019 auf der
Grundlage des ,Further Consolidated Appropriations Act“ durch den Kongress der USA wieder in Kraft gesetzt
(siehe diesbeziiglich Erwigungsgrund 44) und war im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung in Kraft. Sie lduft
frithestens am 1. Januar 2023 aus.

Neben dem Biodiesel Mixture Credit wurden auch der Biodiesel Credit und der Small Agri-Biodiesel Producer Income
Tax Credit am 20. Dezember 2019 auf der Grundlage des ,Further Consolidated Appropriations Act“ durch den
Kongress der USA bis zum 31. Dezember 2022 (siche diesbeziiglich Erwadgungsgriinde 46 und 64) wieder in Kraft
gesetzt

() Chapter 16 des ,Texan Agriculture Code, Section 16.006(b).
(**) Siehe Abschnitt 3.1.2.3 des Antrags auf Uberpriifung.
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(124) Demzufolge wurden diese drei Bundesregelungen (Biodiesel Mixture Credit, Biodiesel Credit und Small Agri-

Biodiesel Producer Income Tax Credit) durch den ,American Jobs Creation Act” (2004) (**) in Kraft gesetzt und sind
seit dem 1. Januar 2005 in Kraft. Ferner wurden sie bisher alle immer wieder riickwirkend erneut in Kraft gesetzt.

(125) Zudem, wie in Erwdgungsgrund 72 dargelegt, sollte das USDA Bioenergy Program for Advanced Biofuels 2012 auslaufen,

wurde aber 2013 und danach 2014 nochmals verlingert. Durch den , Agriculture Act* (2014) wurde das Programm um
weitere fiinf Jahre bis Ende 2018 verlingert. In jiingster Zeit wurde dieses Subventionsprogramm durch das , Agricultural
Improvement Act” vom 20. Dezember 2018 um weitere fiinf Jahre verlingert, d. h. bis Ende 2023.

(126) Ferner sollte der ,Credit For Production of Cellulosic Biofuel*, wie in Erwdgungsgrund 81 dargelegt, im Jahr 2012

auslaufen. Er wurde mehrmals verldngert, zuletzt wurde er am 20. Dezember 2019 auf der Grundlage des ,Further
Consolidated Appropriations Act” durch den Kongress der USA bis zum 1. Januar 2021 wieder in Kraft gesetzt. (*)

(127) Die Bezeichnung des ,USDA Biorefinery, Renewable Chemical, and Biobased Product Manufacturing Assistance

Programme* lautete frither ,Advanced Biofuels Loan Guarantees“. Seit seinem Bestehen stand er US-amerikanischen
Herstellern von Biodiesel zur Verfiigung. Er war im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung nach wie vor in Kraft
und zeichnete sich dadurch aus, dass er seit seinem erstmaligen Inkrafttreten immer wieder erneut in Kraft gesetzt
wurde. Alle vorstehend analysierten Subventionsregelungen, auf deren Grundlage die Subventionen gewihrt
wurden, waren im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung in Kraft. Auf der Grundlage verfiigbarer
Informationen (*') macht allein die Subvention ,Biodiesel Mixture Credit“ 300 USD fiir jede Tonne Biodiesel, die mit
Dieselkraftstoff gemischt wird, aus. Folglich, und angesichts der Groenordnung allein dieses Subventionsbetrages,
der durch die Subventionsregelung ,Biodiesel Mixture Credit“ bereitgestellt wird, sowie einer Reihe weiterer
verfugbarer Subventionsregelungen fiir US-amerikanische Hersteller von Biodiesel, gelangte die Kommission zu
dem Schluss, dass die US-amerikanischen Biodieselbranche weiter durch Subventionsbetrige, die iber der
Geringfiigigkeitsschwelle lagen, subventioniert wurde.

4.4.2. Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens der Subventionierung durch andere Regelungen

(128) Alle vorstehend analysierten Subventionsregelungen, auf deren Grundlage die Subventionen gewdhrt wurden, waren

im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung in Kraft.

(129) Nach wie vor sind neben den in Erwdgungsgrund 41 genannten Regelungen noch weitere kleinere bundesstaatliche

Subventionsregelungen in Kraft, wobei es keinerlei Anzeichen fiir deren Auslaufen in naher Zukunft gibt.

4.4.3. Schlussfolgerung zum Anhalten der Subventionierung

(130) Angesichts der vorstehenden Feststellungen und aufgrund der mangelnden Bereitschaft der US-Behorden und der

ausfithrenden Hersteller zur Mitarbeit gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass US-amerikanische Hersteller
von Biodiesel weiterhin von den in den vorangegangenen Erwdgungsgriinden dargelegten Regelungen auf Bundes-
und Bundesstaatsebene profitieren werden und dass die Subventionsbetrige iiber der Geringfugigkeitsschwelle
liegen.

4.5. Wahrscheinlichkeit subventionierter Einfuhren in erheblichen Mengen

(131) Nach der Feststellung des Vorliegens einer Subventionierung wihrend des Untersuchungszeitraums der Uberpriifung

untersuchte die Kommission die Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens der subventionierten Einfuhren aus dem
betroffenen Land im Falle einer Aufhebung der Manahmen. Im Anschluss an die Einfiihrung von Mafnahmen im
Jahr 2009 kamen die Einfuhren von Biodiesel in die Union mit Ursprung in den USA ab dem Jahr 2013 fast zum
Erliegen. Beispielsweise wurden im UZU (vom 1. Juli 2019 bis zum 30. Juni 2020) etwa 156 Tonnen aus den USA
eingefithrt. Diese Mengen machen lediglich 0,04 % der gesamten US-Ausfuhren aus, und sogar einen noch
geringeren Anteil des Unionsverbrauchs. Die Kommission untersuchte, ob im Falle eines AufSerkrafttretens der
Mafnahmen ein erneutes Auftreten der subventionierten Einfuhren in erheblichen Mengen wahrscheinlich wire.
Insbesondere wurden die folgenden Faktoren analysiert: die Produktionskapazitit und die Kapazititsreserven in den
USA, die Verfiigbarkeit anderer Markte und die Attraktivitit des Unionsmarkts.

Verlingert durch das ,Energy Policy Act“ (2005), § 1344 (P.L. 109-58), und gedndert durch das ,Energy Improvement and Extension

Act* (2008) (P.L. 110-343, Division B) § 202-203.
LJFurther Consolidated Appropriations Act“ vom 20. Dezember 2019 (P.L. 116-94).
Siehe Erwdgungsgrund 50 des Abschnitts 3.1.1.1 des Antrags auf Uberpriifung.
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4.5.1. Bestehende Kapazitdtsreserven bei US-amerikanischen ausfiihrenden Herstellern

(132) Die Kommission priifte, ob bei einem Auflerkrafttreten der Manahmen in erheblichem Umfang subventionierte
Ausfuhren aus den USA in die Union getitigt wiirden. Aufgrund der mangelnden Bereitschaft der ausfithrenden
Hersteller und der Regierung der USA zur Mitarbeit wie in Erwidgungsgrund 27 dargestellt, war keine Analyse
anhand tiberpriifter Daten der US-amerikanischen Hersteller und der US-Behorden maglich. Die Kommission griff
daher auf die folgenden Informationsquellen zuriick: Eurostat, den Antrag auf Auslaufiberpriifung, anschlieSend
eingereichte Unterlagen vom Antragsteller und die Websites der US-Behorde fiir Energieinformationen (EIA) und
des US-Landwirtschaftsministeriums (USDA).

(133) Auf der Grundlage der von der EIA erhobenen Daten lag die Kapazitit der US-amerikanischen Biodieselhersteller im
Untersuchungszeitraum der Uberpriifung bei 8 412 000 Tonnen.

(134) Die tatsichliche US-amerikanische Biodieselproduktion im UZU betrug 5 718 000 Tonnen (EIA-Daten), was einer
Kapazititsauslastung von 68 % und einer Kapazititsreserve von 32 % bzw. 2 694 000 Tonnen entspricht. Die
beachtlichen Kapazititsreserven der US-amerikanischen Hersteller sind ein Anreiz, die Produktion zu erhéhen und
Biodiesel zu subventionierten Preisen auf dem Unionsmarkt zu verkaufen; deshalb diirften sie bei einem Auslaufen
der Mafinahmen fir die Belieferung des Unionsmarkts verwendet werden. Die US-amerikanischen Hersteller
konnen ihre Produktion ndmlich auf einfache Weise steigern und in die EU ausfithren, was wirtschaftliche Vorteile
wie eine hohere Kapazititsauslastung und geringere Herstellstiickkosten bringen wiirde. Das Freisetzen der
US-amerikanischen Kapazititsreserve auf dem Unionsmarkt hitte betrichtliche Auswirkungen, da diese Reserve fast
18 % des Unionsverbrauchs im UZU ausmacht.

(135) Im UZU war die US-amerikanische Biodieselproduktion (5718 000 Tonnen) niedriger als der Verbrauch
(5934 000 Tonnen). Infolgedessen fithrten die USA mehr Biodiesel ein als sie ausfithrten. Im UZU beliefen
sich die Gesamteinfuhren auf 629 000 Tonnen und die Gesamtausfuhren auf 428 000 Tonnen. Wenn die
verfiigbare Produktionskapazitit jedoch im Bezugszeitraum nicht fiir die Befriedigung der Inlandsnachfrage
verwendet wurde, ist es unwahrscheinlich, dass diese Produktionskapazitdt kiinftig fir diesen Zweck genutzt
wiirde. Die im UZU gemeldete US-amerikanische Produktionskapazitdt (8412000 Tonnen, siehe
vorstehenden Erwidgungsgrund) war wesentlich hoher als der Inlandsverbrauch. Sollten sich also
Moglichkeiten auf Ausfuhrmarkten auftun, werden die US-amerikanischen Hersteller ihre Kapazititsreserven
voraussichtlich fur Ausfuhrverkiufe und nicht fiir den Inlandsverbrauch nutzen.

4.5.2. Verfiigbarkeit anderer Mdrkte

(136) Es ist unwahrscheinlich, dass die Kapazititsreserve zur Steigerung der Ausfuhren in andere Drittlinder als die EU
verwendet wiirde. Die grofen Drittlandsmérkte (Brasilien, Indonesien, Argentinien, China, Thailand) decken ihren
Eigenbedarf bei der inldndischen Herstellung von Biodiesel und die USA haben bisher in diese Linder trotz ihrer
hohen Kapazititsreserve keine bedeutenden Ausfuhren getitigt. Es besteht kein Grund zu der Annahme, das sich
dies kiinftig dndern wird.

4.5.3. Attraktivitdt des Unionsmarkts

(137) Zur Ermittlung des Ausfuhrpreises fiir Ausfuhren in Drittlinder stiitzte die Kommission ihre Feststellungen auf
offentlich zugingliche Informationen, d. h. den Global Trade Atlas (GTA). Sie extrahierte fiir den UZU Mengen- und
Wertdaten zu den Biodieselausfuhren unter dem HS-Code 3826 00. Die Ausfuhrmengen (in Tonnen) in alle Lander
(einschlieSlich der EU) belaufen sich auf 389 075 Tonnen, davon wurden unerhebliche Mengen in die Union
ausgefiihrt.

(138) Der Durchschnittspreis ab Werk von Biodiesel, der im UZU in der Union von Unionsherstellern verkauft wurde,
belief sich auf 771 EUR[Tonne (siche nachstehende Tabelle 1).

(139) In Tabelle 1 wird der Durchschnittsverkaufspreis in USD je Tonne, gebiihrend berichtigt und auf die Stufe ab Werk
gebracht (mittels Abzugs von 82,52 USD[Tonne fur Inlandsfrachtkosten gemdf dem Antrag auf
Auslaufiiberpriifung), fiir die sechs Linder (auRerhalb der EU), an die die USA im UZU mehr als 0,1 % ihrer
Gesamtausfuhren getitigt hat, ausgewiesen.
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Tabelle 1

US-amerikanische Ausfuhrmengen und -preise im UZU

Ausfuhrmengen (in Anteil der Ausfuhren Durchschnittlicher Durchschnittlicher
Bestimmungslinder 8 . - - Ab-Werk-Preis in USD | Ab-Werk-Preis in EUR je
Tonnen) in alle Lander (in %) .
je Tonne Tonne

Kanada 354442 91,1 805,33 728,48
China 12363 3,2 316,49 286,29
Norwegen 3500 0,9 862,48 780,18
Peru 2144 0,6 591,72 535,26
Mexiko 1204 0,3 661,23 598,13
Siidkorea 475 0,1 363,15 328,49
Quelle: GTA.

140) Tabelle 1 zeigt, dass die Ausfuhrpreise zwischen den verschiedenen Lindern, an die die USA wihrend des UZU die
g P
grofiten Mengen ausgefithrt haben, betrichtlich variieren.

(141) Aus Tabelle 1 geht auch hervor, dass die hochsten durchschnittlichen Ausfuhrpreise die an Linder wie Kanada und
Norwegen sind, an die die USA 92 % ihrer Gesamtausfuhren verkauft. Diesbeziiglich wird im Antrag auf
Auslaufiiberpriifung angegeben, dass der teurere Biodiesel, der an Kanada ausgefithrt werde, aus bestimmten Arten
von Rohstoffen bestehen miisse, die eine hohere Kiltebestindigkeit haben, zum Beispiel Raps, oder HVO, das auch
tiber hervorragendes Verhalten bei Kilte verfiigt. Dementsprechend ist der teurere durchschnittliche Ausfuhrpreis
fur Ausfuhren in diese beiden betreffenden Linder auf den hoheren Kostenpreis des Einsatzstoffes (wie Raps)
zuriickzufiihren.

(142) Auf der Grundlage des GTA berechnete die Kommission einen einfachen durchschnittlichen Ausfuhrpreis fiir
Ausfuhren in alle Bestimmungsldnder im UZU, unter Beriicksichtigung der folgenden Faktoren:

— Aufgrund der grofen Variation der US-Ausfuhrpreise (wie auch aus Tabelle 1 in Erwigungsgrund 139
hervorgeht), schloss die Kommission alle Lander, auf die ein Anteil von unter 0,1 % der Gesamtverkaufsmenge
entféllt, die die USA im UZU ausgefiihrt haben, aus dieser Berechnung aus. Mit Ausnahme der EU lag bei
insgesamt sechs Lindern der Anteil iiber 0,1 % der Gesamtausfuhrmenge der USA, was aus vorstehender
Tabelle 1 hervorgeht.

— Aus Tabelle 1 geht auch hervor, dass die hochsten durchschnittlichen Ausfuhrpreise die an Linder wie Kanada
und Norwegen sind, an die die USA 92 % ihrer Gesamtausfuhren verkauft. Diese hoheren Ausfuhrpreise sind
auf den hoheren Kostenpreis des Einsatzstoffes (wie Raps) zuriickzufiihren.

— Bei Biodieselausfuhren in die EU wird es sich aufgrund der verschiedenen Klimata in der EU hauptséchlich um
eine Mischung aus verschiedenen Biodieselarten handeln, wobei die Biodieselarten, die in Nordeuropa
ausgefithrt werden, eine hohere Kaltebestindigkeit aufweisen.

— Demzufolge ist die Berechnung eines einfachen durchschnittlichen Ausfuhrpreises fiir die Zwecke der derzeitigen
Bewertung eine zutreffende Darstellung des durchschnittlichen Preises, der auf dem Unionsmarkt zu beobachten
wire, und es wird eine unverhaltnismifige Gewichtung der Ausfuhren nach Kanada und Norwegen angesichts
der Mischung verschiedener Biodieselarten vermieden, die wahrscheinlich in die Union ausgefiihrt wiirden, wo
die Witterungsverhaltnisse in den einzelnen Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich sind.

(143) Unter Beriicksichtigung aller dieser Faktoren berechnete die Kommission einen einfachen durchschnittlichen
Ausfuhrpreis von 682 USD[Tonne (617 EUR). Der durchschnittliche Ausfuhrpreis von 617 EUR ist ein FOB-Preis,
dem die Kosten fiir Seefracht und Versicherung hinzugerechnet werden miissen, um zu einem CIF-Preis zu
gelangen. Diese Kosten beliefen sich auf etwa 52 USD|Tonne (47 EUR/Tonne), wenn der Bestimmungsort geméfs

dem Antrag auf Auslaufiiberpriifung innerhalb der Union liegt.
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(144) Die Kommission vertrat die Auffassung, dass der Betrag von 47 EUR|Tonne die zusitzlichen Kosten fiir Seefracht
und Versicherung an die anderen Bestimmungsorte angemessen Dberiicksichtigt. Der durchschnittliche
US-Ausfuhrpreis fiir Ausfuhren in Drittlinder wurde deshalb auf 617 EUR (FOB) festgesetzt, der, auch wenn Kosten
fir Seefracht und Versicherung, der geltende Zoll von 6,5 % (insgesamt gerundet auf 104 EUR/Tonne, um auch
einige nach der Einfuhr anfallende Kosten zu beriicksichtigen) von den USA in die EU hinzukommen wiirden
(insgesamt 721 EUR/Tonne), weit unter dem Ab-Werk-Preis des Wirtschaftszweigs der Union von 771 EUR/Tonne
liegt.

(145) Das zeigt, dass die US-amerikanischen ausfithrenden Hersteller zu einem Preis unter 771 EUR/Tonne verkaufen kénnten,
um auf den Unionsmarkt vorzudringen, und sie hdtten noch immer einen Anreiz, einige der derzeitigen Ausfuhren in
Drittstaaten auf den Unionsmarkt umzulenken, da er attraktiver ist als einige der anderen Drittlandsmérkte.

4.6. Umgehungs- und Aufnahmepraktiken

(146) Wie in Erwdgungsgrund 1 beschrieben, wurden die 2009 eingefithrten Antisubventionsmafnahmen einer
Untersuchung zufolge durch den Versand {iber Kanada sowie durch eine Anderung des Mischungsverhltnisses
umgangen. Derartige Praktiken belegen das Interesse einiger US-amerikanischer Hersteller daran, sich sogar nach
Einfilhrung von Mafinahmen auf dem Unionsmarkt zu engagieren und sind somit ein Indiz fiir die Attraktivitit des
Unionsmarkts fiir US-amerikanische Hersteller von Biodiesel zu erachten.

4.7. Schlussfolgerung

(147) In Anbetracht vorstehender Erwigungen kam die Kommission zu dem Schluss, dass die Subventionierung anhielt.
Angesichts der beachtlichen Kapazititsreserven der US-amerikanischen Biodieselbranche und der wegen seiner
GroRe und des Verkaufspreises insbesondere hinsichtlich des Preisniveaus der US-amerikanischen Ausfuhren in
Drittlinder hohen Attraktivitit des Unionsmarkts stellte die Kommission fest, dass es wahrscheinlich ist, dass die
US-amerikanischen Biodieselhersteller bei einem Auslaufen der Manahmen erneut Biodiesel zu subventionierten
Preisen und in groffen Mengen in die Union ausfithren werden.

5. SCHADIGUNG

5.1. Definition des Wirtschaftszweigs der Union und der Unionsproduktion

(148) Den vom Antragsteller iibermittelten Daten zufolge wurde die gleichartige Ware im Bezugszeitraum von 49
Herstellern in der Union hergestellt. Sie bilden den ,Wirtschaftszweig der Union“ im Sinne des Artikels 9 Absatz 1
der Grundverordnung.

(149) Die gesamte Unionsproduktion im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung betrug etwa 14 Mio. Tonnen. Die
Kommission ermittelte diesen Wert auf der Grundlage der vom Wirtschaftszweig der Union iibermittelten Informationen.

Wie in Erwdgungsgrund 17 dargelegt, wurden drei Unionshersteller, auf die 17,5 % der gesamten Unionsproduktion der
gleichartigen Ware entfallen, fiir die Stichprobe ausgewihlt.

5.2. Unionsverbrauch

(150) Die Kommission bestimmte den Unionsverbrauch ausgehend von den Informationen des Wirtschaftszweigs und
Comext fur Einfuhrdaten.

(151) Der Unionsverbrauch entwickelte sich wie folgt:
Tabelle 2

Unionsverbrauch (in Tonnen) (*)

Untersuchungszei-
2017 2018 2019 _traum der
Uberpriifung
Unionsverbrauch insgesamt (in 13843702 15444700 15762282 16955685
Tonnen)
Index 100 112 114 122

Quelle: Daten des Wirtschaftszweigs der Union, Comext.

(*) Der Verbrauch beruht auf den Daten fiir die EU-27 unter Ausschluss der Daten fiir das Vereinigte Konigreich.
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(152) Im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung stieg der Verbrauch von Biodiesel in der Union, berechnet als Summe
der Einfuhren von Biodiesel und der Gesamtverkiufe des Wirtschaftszweigs der Union auf dem Unionsmarkt, um
22 %, von 13,8 Mio. Tonnen im Jahr 2017 auf 16,9 Mio. Tonnen.

5.3. Einfuhren der betroffenen Ware aus den USA

5.3.1. Menge und Marktanteil der Einfuhren aus dem betroffenen Land
(153) Die Kommission ermittelte die Menge der Einfuhren anhand der von Eurostat zur Verfiigung gestellten
Informationen (Comext-Datenbank). Der Marktanteil der Einfuhren wurde auf der Grundlage der vom Antragsteller
tibermittelten Daten fiir die Inlandsverkiufe des Wirtschaftszweigs der Union und Comext-Handelsdaten ermittelt.
(154) Die Einfuhren aus dem betroffenen Land entwickelten sich wie folgt:

Tabelle 3

Einfuhrmenge (in Tonnen), Marktanteil und Preise (*)

Untersuchungszei-
2017 2018 2019 traum der
Uberpriifung
Menge der Einfuhren aus dem 176 2339 139 156
betroffenen Land (in Tonnen)
Index 100 1329 79 89
Marktanteil 0% 0% 0% 0%
Durchschnittspreis in EUR/Tonne 1243 972 1269 1812
Index 100 78 102 146

Quelle: Comext, Verkaufsdaten des Wirtschaftszweigs der Union fiir die Berechnung des Marktanteils.

(155) Seit der Einfihrung der Mafnahmen im Jahr 2009 sind Einfuhren aus den USA praktisch zum Erliegen gekommen,
sie beliefen sich nur auf 156 Tonnen im UZU (im Vergleich mit mehr als 1137 000 Tonnen im Untersuchungs-
zeitraum der Ausgangsuntersuchung). Angesichts der unerheblichen Einfuhrmengen konnten die
Durchschnittspreise nicht als reprisentativ angesehen werden.

5.3.2. Preise und Preisunterbietung

(156) Im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung wurden praktisch keine Einfuhren von Biodiesel aus den USA in die
Union getitigt, die als verldssliche Grundlage fiir die Berechnung der Preisunterbietung herangezogen werden
konnten.

(157) Alternativ verglich die Kommission zur Ermittlung der Preisunterbietung im Untersuchungszeitraum der
Uberpriifung:

(1) die gewogenen durchschnittlichen Verkaufspreise der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller, die
unabhingigen Abnehmern auf dem Unionsmarkt berechnet wurden, und zwar berichtigt auf die Stufe ab Werk
(771 EUR[Tonne) und

(2) den durchschnittlichen Ausfuhrpreis US-amerikanischer Hersteller fir Ausfuhren in Drittlinder, gebithrend
berichtigt um Transportkosten in die Union und EU-Zélle (721 EUR[Tonne, siche Erwdgungsgrund 144).

(158) Der Vergleich ergab eine Preisunterbietung von 6,4 %.

5.3.3. Einfuhren aus anderen Drittlindern

(159) Im UZU beliefen sich Einfuhren aus Drittlindern auf 3 750 000 Tonnen bzw. etwa 22 % des Gesamtverbrauchs der
Union. Die anderen Hauptquellen der Einfuhren von Biodiesel als die USA waren Argentinien (24 % der
EU-Einfuhren), Malaysia (18 %), Singapur (13 %) und Indonesien (5 %).

(¥) Die Menge der Einfuhren beruht auf den Daten fiir die EU-27 unter Ausschluss der Daten fiir das Vereinigte Konigreich.
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(160) Die (aggregierte) Menge der Einfuhren sowie der Marktanteil und die Preisentwicklungen fiir Einfuhren von Biodiesel

(161)

aus anderen Drittlindern entwickelten sich wie folgt:

Einfuhren aus Drittlindern (*%)

Tabel

le 4

Untersu-
Land 2017 2018 2019 chungszei-
traum der
Uberpriifung
Argentinien Menge (in Tonnen) 355782 1467325 873325 905 781
Index 100 412 245 255
Marktanteil 3% 10 % 6% 5%
Durchschnittspreis 635 620 707 728
in EUR/Tonne
Index 100 98 111 115
Malaysia Menge (in Tonnen) 335769 388615 731679 679 860
Index 100 116 218 202
Marktanteil 2% 3% 5% 4%
Durchschnittspreis 952 813 669 730
in EUR/Tonne
Index 100 85 70 77
Indonesien Menge (in Tonnen) 24984 777992 743 456 195 858
Index 100 3114 2976 784
Marktanteil 0% 5% 5% 1%
Durchschnittspreis 803 671 636 665
in EUR/Tonne
Index 100 84 79 83
Andere Drittlinder | Menge (in Tonnen) 822027 820093 1450938 1983471
Index 100 100 177 241
Marktanteil 6 % 5% 9% 12%
Durchschnittspreis 662 723 829 874
in EUR/Tonne
Index 100 109 125 132
Drittlander Menge (in Tonnen) 1538562 3454050 3799 448 3765041
insgesamt, aufSer
USA
Index 100 224 247 245
Marktanteil 11% 22 % 24 % 22 %
Durchschnittspreis 721 678 732 802
in EUR/Tonne
Index 100 94 102 111

Quelle: Comext, Verkaufsdaten des Wirtschaftszweigs der Union fiir die Berechnung des Marktanteils.

Die Zolle auf Einfuhren aus Argentinien und Indonesien — zwei grofle Ausfuhrlinder von Biodiesel — wurden
2018 aufgehoben. Demzufolge stiegen 2018 die Einfuhren aus Drittlindern und blieben 2019 und im UZU auf
einem Niveau von etwa 3,8 Mio. Tonnen. Insgesamt stiegen die Einfuhren aus anderen Drittlindern als den USA im
Bezugszeitraum um 145 %. Zudem erhohte sich ihr Marktanteil im Bezugszeitraum von 11 % auf 22 %.

(*) Die Einfuhren aus Drittlindern beruhen auf den Daten fiir die EU-27 unter Ausschluss der Daten, die sich auf das Vereinigte
Kénigreich als Mitgliedstaat beziehen, aber einschlielich der Daten, die sich auf das Vereinigte Konigreich als Drittland beziehen.
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(162) Die Preissituation unterscheidet sich von Land zu Land.

(163) Die Kommission fithrte im Februar 2019 endgiiltige Antisubventionsmafinahmen auf Einfuhren von Biodiesel aus
Argentinien, der Haupteinfuhrquelle, ein, und gleichzeitig erlief$ sie einen Beschluss zur Annahme von nachhaltigen
Preisverpflichtungen (gemeinhin als ,Verpflichtungen” bezeichnet) von acht argentinischen Herstellern und der
Argentinischen Kammer fiir Biokraftstoffe (CARBIO). Dies fiihrte zu einem deutlichen Anstieg der Preise fiir das
Jahr 2019 (um 14 % im Vergleich zu 2018) und den UZU (um 17 % im Vergleich zu 2018).

(164) Bei Indonesien und Malaysia folgten die Preise einem riickldufigen Trend. Gleichzeitig stiegen sie deutlich bei den
anderen Drittlindern. Insgesamt stiegen die durchschnittlichen Verkaufspreise der Einfuhren aus anderen
Drittlindern als den USA im Bezugszeitraum um 11 %. Dies entspricht dem Trend, der fir Einfuhren aus den
betroffenen Lindern gemdfl Tabelle 3 beobachtet wurde. Jedoch entspricht die Preisentwicklung nicht den
Verkaufspreisen des Wirtschaftszweigs der Union auf dem Unionsmarkt nach Tabelle 8. Die Preise der in die
Stichprobe einbezogenen Unionshersteller waren riickldufig, parallel zum Riickgang der Herstellkosten. Folglich
verringerte sich das Preisgefille zwischen den Ausfiihrern aus Drittlindern und den in die Stichprobe einbezogenen
Unionsherstellern, wodurch sich die Wettbewerbsfihigkeit des Wirtschaftszweigs der Union erhohte.

5.4. Wirtschaftliche Lage des Wirtschaftszweigs der Union

5.4.1. Allgemeine Bemerkungen

(165) Im Rahmen der Bewertung der wirtschaftlichen Lage des Wirtschaftszweigs der Union wurden alle Wirtschaftsin-
dikatoren, die fiir die Lage des Wirtschaftszweigs der Union im Bezugszeitraum relevant waren, beurteilt.

(166) Wie in Erwidgungsgrund 17 erldutert, wurde bei der Bewertung der wirtschaftlichen Lage des Wirtschaftszweigs der
Union mit einer Stichprobe gearbeitet.

(167) Bei der Ermittlung der Schidigung unterschied die Kommission zwischen makrookonomischen und
mikrookonomischen Schadensindikatoren. Sie bewertete die makrookonomischen Indikatoren auf der Grundlage
der vom Wirtschaftszweig der Union iibermittelten Daten und anderen sektorspezifischen makrodkonomischen
Daten wie FAO-OECD. Die mikrookonomischen Indikatoren bewertete die Kommission anhand der Daten in den
Fragebogenantworten der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller. Beide Datensitze wurden als
reprisentativ fiir die wirtschaftliche Lage des Wirtschaftszweigs der Union angesehen.

(168) Bei den makrookonomischen Indikatoren handelt es sich um Produktion, Produktionskapazitit, Kapazitits-
auslastung, Verkaufsmenge, Marktanteil, Wachstum, Beschiftigung, Produktivitit, Hohe der Subventionsspannen
und Erholung von einer fritheren Subventionierung.

(169) Bei den mikrodkonomischen Indikatoren handelt es sich um durchschnittliche Stiickpreise, Stiickkosten,
Arbeitskosten, Lagerbestinde, Rentabilitit, Cashflow, Investitionen, Kapitalrendite und Kapitalbeschaffungsmog-
lichkeiten.

5.4.2. Makrookonomische Indikatoren ()

5.4.2.1. Produktion, Produktionskapazitit und Kapazititsauslastung

(*) Die makrookonomischen Daten stiitzen sich auf die Daten fur die EU-27 unter Ausschluss der Daten aus dem Vereinigten Konigreich.
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(170) Die Gesamtproduktion in der Union, die Produktionskapazitit und die Kapazititsauslastung entwickelten sich im

(171)

(172)

(173)

(174)

(175)

(176)

Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 5

Produktion, Produktionskapazitit und Kapazititsauslastung

Untersuchungszei-
2017 2018 2019 traum der
Uberpriifung
Produktionsmenge (in Tonnen) 12639715 13166083 13931438 13984220
Index 100 104 110 111
Produktionskapazitit (in Tonnen) 16 047 231 16707 893 16 862 595 17 529 047
Index 100 104 105 109
Kapazititsauslastung 79 % 79 % 83 % 80%
Index 100 100 105 101

Quelle: Angaben des Antragstellers und der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller.

Die Unionsproduktion stieg von 12,6 Mio. Tonnen im Jahr 2017 auf 14,0 Mio. Tonnen im UZU, was einem Anstieg
von 11 % im Bezugszeitraum entspricht. Vor dem Hintergrund des Verbrauchsanstiegs um 22 % im Bezugszeitraum
reagierte der Wirtschaftszweig der Union positiv durch Erhorung seiner Produktion.

Gleichzeitig stieg die Produktionskapazitit im Bezugszeitraum um 9 % und erreichte im UZU 17,5 Mio. Tonnen. Der
Wirtschaftszweig der Union baut seine Kapazititen aus, um einer zunchmenden Nachfrage gerecht zu werden.
Einem Bericht (*) zufolge betrifft dieser Kapazititsausbau hauptsichlich die Herstellung von hydriertem
pflanzlichem Ol (HVO).

Infolge der gleichzeitigen Erhohung der Produktion und der Produktionskapazitit lag die Kapazitdtsauslastung im
Bezugszeitraum konstant bei etwa 80 %.

5.4.2.2. Verkaufsmenge und Marktanteil
Verkaufsmenge und Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Union entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 6

Verkaufsmenge und Marktanteil

Untersuchungszei-
2017 2018 2019 traum der
Uberpriifung
Verkaufsmenge auf dem Unionsmarkt | 12 305 049 11988 560 11962754 13190 560
(in Tonnen)
Index 100 97 97 107
Marktanteil 89 % 78 % 76 % 78 %
Index 100 87 85 88

Quelle: Angaben des Antragstellers und der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller.

Der Wirtschaftszweig der Union erhéht.e_z seine Verkiufe auf dem Unionsmarkt um 7 %, von 12,3 Mio. Tonnen im
Jahr 2017 auf 13,2 Mio. Tonnen im UZU.

Da der Verbrauch in der Union um 22 % stieg, verringerte sich der Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Union
aufgrund des geringeren Anstiegs der tatsichlichen Verkaufsmenge von etwa 89 % im Jahr 2017 auf 78 % im UZU.
Die Verringerung des Marktanteils hdngt mit dem Anstieg der Einfuhren aus Drittlindern zusammen, insbesondere
ab 2018 (Erwigungsgrund 161).

(*) Jahresbericht iiber Biokraftstoffe des USDA (GAIN-Bericht), 29. Juni 2020.
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5.4.2.3. Wachstum

(177) Eine Reihe von Indikatoren (Produktion, Produktionskapazitit, Verkdufe, Beschiftigung) weisen ein positives
Wachstum des Wirtschaftszweigs der Union im Bezugszeitraum auf. Dieses Wachstum ist allerdings im Vergleich zu
der Entwicklung des Verbrauchs von Biodiesel im selben Zeitraum moderat. Der Marktanteil des Wirtschaftszweigs
der Union hat sich im Bezugszeitraum sogar verringert.

5.4.2.4. Beschiftigung und Produktivitat

(178) Beschiftigung und Produktivitit entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 7

Beschiftigung und Produktivitiit

Untersuchungszei-
2017 2018 2019 traum der
Uberpriifung
Anzahl der Beschiftigten 2643 3126 3527 3909
Index 100 118 133 148
Produktivitit (in Tonnen/Beschiftigten) | 4 782 4211 3950 3577
Index 100 88 83 75

Quelle: Angaben des Antragstellers und der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller.

(179) Im Bezugszeitraum wurde ein Beschiftigungszuwachs von 2 643 auf 3 909, d. h. 48 % verzeichnet.

(180) Die Produktion stieg in geringerem Mafle (+ 11 %), was sich in einem Riickgang der Produktivitit niederschlug
25 %).

5.4.2.5. Hohe des Subventionsbetrags und Erholung von fritherer Subventionierung

(181) Nach der Einfithrung von Ausgleichszollen sind die Einfuhren von Biodiesel praktisch zum Erliegen gekommen (vgl.
Erwigungsgrund 155); im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung gab es praktisch keine subventionierten
Einfuhren aus den USA. Die Hohe der Subventionierung lief§ sich somit aufgrund von tatsichlichen Daten nicht
ermitteln, wurde jedoch nach wie vor als erheblich iiber der Geringfugigkeitsschwelle geschitzt. Die Untersuchung
konzentrierte sich daher auf die Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens der Subventionierung im Falle einer
Aufhebung der Maflnahmen.

(182) In der vorausgegangenen Auslaufuberpriifung zeigte der Wirtschaftszweig der Union Anzeichen einer Erholung von
den Auswirkungen der fritheren Subventionierung. Im Bezugszeitraum der aktuellen Auslaufiiberpriifung setzte sich
der Erholungsprozess fort, wie die positive Entwicklung der wichtigsten Schadensindikatoren fiir den
Wirtschaftszweig der Union zeigt.

5.4.3. Mikrookonomische Indikatoren ()

5.4.3.1. Preise und die Preise beeinflussende Faktoren

(183) Die gewogenen durchschnittlichen Stiickverkaufspreise, welche die in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller
unabhingigen Abnehmern in der Union in Rechnung stellten, entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt:

(*) Die mikrookonomischen Indikatoren stiitzen sich auf den Daten fiir die EU-28 einschlieflich des Vereinigten Konigreichs. Aufgrund
des geringen Umfangs der Verkdufe der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller im Vereinigten Konigreich (etwa 1,1 % der
durchschnittlichen EU-Verkdufe dieser Hersteller im UZU), ist davon auszugehen, dass sich die Geschiftsvorfille, die das Vereinigte
Konigreich betreffen, nur minimal auf die Feststellungen zur Schidigung auswirken wiirden und sich bei Verwendung der Daten fiir
die EU-27 keine Anderungen der Schlussfolgerungen zur bedeutenden Schidigung ergeben hitten.
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Tabelle 8

Verkaufspreise in der Union

Untersuchungszei-
2017 2018 2019 traum der
Uberpriifung
Durchschnittlicher Stiickverkaufspreis | 834 801 771 771
in der Union auf dem Gesamtmarkt (in
EUR|[Tonne)
Index 100 96 92 92
Durchschnittspreis von pflanzlichen 100 86 81 86
Olen (Index)
Herstellstiickkosten (in EUR/Tonne) 828 778 760 755
Index 100 94 92 91

Quelle: In die Stichprobe einbezogene Unternehmen, FAO fiir den Preisindex fiir pflanzliche Ole.

(184) Im Bezugszeitraum fielen die Herstellkosten um 9 %, von 828 EUR|Tonne auf 755 EUR[Tonne. Dies ist zum Teil auf
den Riickgang des Preises fiir pflanzliche Ole zuriickzufithren, der im Zeitraum riickliufig war. Obwohl nicht alle
Biokraftstoffe aus pflanzlichen Olen herstellt werden, ist der Preis pflanzlicher Ole eine gute ErsatzgroRe fiir den
Preis des wichtigsten Inputs bei der Herstellung von Biodiesel.

(185) Der durchschnittliche Verkaufspreis fiel um 8 %, von 834 EUR/Tonne im Jahr 2017 auf 771 EUR/Tonne im UZU.
Dies kann mit dem Riickgang des Herstellungspreises im Zusammenhang stehen (siche Erwigungsgriinde 183
und 184).

5.4.3.2. Arbeitskosten

(186) Die durchschnittlichen Arbeitskosten der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller entwickelten sich im
Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 9

Durchschnittliche Arbeitskosten je Beschiftigten

Untersuchungszei-
2017 2018 2019 traum der
Uberpriifung
Durchschnittliche Arbeitskosten je 63785 70533 72306 72533
Beschiftigten (in EUR)
Index 100 111 113 114

Quelle: In die Stichprobe einbezogene Unternehmen.

(187) Die durchschnittlichen Arbeitskosten der in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen stiegen im UZU um 14 %.
Die Auswirkungen dieser Veranderung sind eher gering angesichts der Tatsache, dass Arbeitskosten nur etwa 3 %

der Gesamtherstellkosten ausmachen.

~

5.4.3.3. Lagerbestdnde

(188) Die Lagerbestinde der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller entwickelten sich im Bezugszeitraum wie
folgt:
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Tabelle 10
Lagerbestinde
Untersuchungszei-
2017 2018 2019 traum der
Uberpriifung

Schlussbestand (in Tonnen) 99 868 126 345 124 567 114216
Index 100 127 125 114
Schlussbestinde als Prozentsatz der 0,8% 1,0 % 0,9 % 0,8 %
Produktion
Index 100 121 113 103

Quelle: In die Stichprobe einbezogene Unternehmen.

(189) Der Lagerbestand blieb mit 1 % der Produktion stabil. Dieser Anteil ist sehr gering und weist darauf hin, dass der
Wirtschaftszweig auf Abruf und bedarfsorientiert agieren und den Bestand auf ein Minimum beschrinken kann.
Dies ist auch notwendig, um die Minderung der Qualitdt von Biodiesel zu vermeiden.

5.4.3.4. Rentabilitdt, Cashflow, Investitionen, Kapitalrendite und Kapitalbeschaffungsmog-
lichkeiten

(190) Rentabilitdt, Cashflow, Investitionen und Kapitalrendite der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller
entwickelten sich im Laufe des Bezugszeitraums wie folgt:

Tabelle 11

Rentabilitit, Cashflow, Investitionen und Kapitalrendite

Untersuchungszei-
2017 2018 2019 traum der
Uberpriifung
Rentabilitit der Verkdufe an 0,96 % 2,13 % 1,78 % 2,84 %
unabhingige Abnehmer in der Union
(in % des Umsatzes)
Index 100 223 186 297
Cashflow (in EUR) 45139254 10723312 54431877 58021678
Index 100 24 121 129
Investitionen (in EUR) 40430425 20634073 34169705 17028015
Index 100 51 85 42
Kapitalrendite 22 % 29 % 25% 44 %
Index 100 128 112 198

Quelle: In die Stichprobe einbezogene Unternehmen.

(191) Die Kommission ermittelte die Rentabilitdt der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller als Nettogewinn vor
Steuern aus den Verkdufen der gleichartigen Ware an unabhingige Abnehmer auf dem Unionsmarkt in Prozent des
mit diesen Verkiufen erzielten Umsatzes. Die Rentabilitit blieb auf einem niedrigen Niveau. Trotzdem zeichnet sich
im Bezugszeitraum ein leicht positiver Trend ab, mit einem Anstieg von 1 auf 3 %. Dies stand mit den riickldufigen
Herstellkosten (- 9 %) der in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen im Zusammenhang. Jedoch besteht hinter
diesem Durchschnittswert eine groffe Diskrepanz zwischen den in die Stichprobe einbezogenen Unionsherstellern,
da einige Unternehmen keine Gewinne erzielen.
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(192)

(193)

(194)

(195)

(196)

(197)

(198)

(199)

(200)

(201)

(202)

Unter Nettocashflow ist die Fihigkeit der Unionshersteller zu verstehen, ihre Tatigkeiten selbst zu finanzieren. Der
Nettocashflow entwickelte sich zum Ende des Bezugszeitraums positiv (2019 und in der ersten Hilfte von 2020),
im Jahr 2018 verzeichnete er jedoch einen deutlichen Riickgang. Dieser Riickgang im Jahr 2018 wird vor allem von
der besonderen Situation eines der in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen mit einem besonderen
Geschiftsmodell beeinflusst, wihrend die Entwicklung bei den anderen beiden in die Stichprobe einbezogenen
Unternehmen stabil verlief.

Die Investitionen in die in die Stichprobe einbezogenen Unternechmen zeigen im Bezugszeitraum keinen deutlichen
Trend. Investitionen des einen oder anderen der in die Stichprobe einbezogenen Unternehmens oder das Fehlen
derselben konnen das Investitionsniveau von Jahr zu Jahr steigern oder senken. Auf Investitionen entfiel etwa 1 bis
2 % des Umsatzes im Bezugszeitraum, diese spielten also nur eine untergeordnete Rolle.

Die Kapitalrendite ist der Gewinn in Prozent des Nettobuchwerts der Investitionen. Sie entwickelte sich im
Bezugszeitraum positiv und hielt sich auch im UZU auf hohem Niveau. Diese hohe Kapitalrendite ist jedoch eher
auf den niedrigen Nettobuchwert der Investitionen zuriickzufithren und nicht auf hohe Gewinne.

5.4.4. Schlussfolgerung zur Schéidigung

Im Bezugszeitraum stieg in Verbindung mit den fast nicht vorhandenen Einfuhren aus den USA die Menge der
Einfuhren aus Drittlindern deutlich um 145 %, jedoch stieg auch das Preisniveau (um 11 %). Gleichzeitig fielen die
Preise des Wirtschaftszweigs der Union um 8 % gemeinsam mit einem Riickgang der Herstellkosten um 9 %.
Folglich verringerte sich das Preisgefille zwischen den Ausfihrern aus Drittlindern und den in die Stichprobe
einbezogenen Unionsherstellern und die Wettbewerbsfihigkeit des Wirtschaftszweigs der Union erhohte sich.

Insgesamt zeigen die Schadensindikatoren eine positive Entwicklung im Bezugszeitraum, insbesondere hinsichtlich
Produktion (+ 11 %), Produktionskapazitit (+ 9 %) und Verkidufe (+ 7 %), und weisen darauf hin, dass sich die
Biodieselbranche in der Union langsam von der erlittenen Schidigung erholt. Die Analyse der Schadensindikatoren
zeigt, dass der Wirtschaftszweig der Union aktuell keine bedeutende Schidigung erleidet. Einige Indikatoren,
insbesondere die niedrige Rentabilitit (< 3 %), weisen auf eine noch sehr prekare Wirtschaftslage hin.

Angesichts dieser Sachlage gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass der Wirtschaftszweig der Union keine
bedeutende Schidigung im Sinne des Artikels 8 Absatz 4 der Grundverordnung im Untersuchungszeitraum der
Uberpriifung erlitten hat.

6. WAHRSCHEINLICHKEIT EINES ERNEUTEN AUFTRETENS DER SCHADIGUNG

Die Kommission hat im Einklang mit Artikel 18 Absatz 2 der Grundverordnung analysiert, inwieweit bei einem
Auslaufen der Malnahmen ein erneutes Auftreten der urspriinglich durch die subventionierten Einfuhren aus den
USA verursachten Schiadigung wahrscheinlich ist.

Diesbeziiglich untersuchte die Kommission die Produktionskapazitdt und die Kapazititsreserve in den USA, das
wahrscheinliche Preisniveau der Einfuhren aus den USA ohne Ausgleichsmafinahmen und deren Auswirkungen auf
den Wirtschaftszweig der Union, einschlieflich Preisunterbietung ohne Ausgleichsmaffnahmen.

6.1. Produktionskapazitit und Kapazititsreserven in den USA

Wie in Abschnitt 4.5.1 dargelegt, sind die Mengen, die von US-amerikanischen Herstellern von Biodiesel ausgefiihrt
werden konnten, im Vergleich zur Groffe des Unionsmarkts betrichtlich. Die Kapazitdtsreserve macht tatsichlich
18 % des Unionsverbrauchs im UZU aus. Folglich gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass die bestehende
Kapazititsreserve betrachtlich ist.

6.2. Wahrscheinliches Preisniveau der Einfuhren aus den USA ohne Ausgleichsmanahmen

Wie in Abschnitt 4.5.3 dargelegt, haben US-Hersteller auf der Grundlage des aktuellen Preisverhaltens auf den
Ausfuhrmirkten von Drittlindern in ihre wichtigsten Drittmérkte zu Preisen unter den Inlandspreisen in den USA
ausgefithrt. Wie in Erwdgungsgriinden 157 und 158 dargelegt, unterbieten diese Preise zudem im Durchschnitt die
Preise des Wirtschaftszweigs der Union auf dem Unionsmarkt um 6,4 %. Daher sind angesichts der Preise der
Ausfuhren aus den USA in andere Drittmarkte Ausfuhren in die Union fiir die US-amerikanischen Ausfiithrer
potenziell sehr viel attraktiver. Wie in Abschnitt 4.5.3 dargelegt, ist der Unionsmarkt auferdem als weltweit grofiter
Markt sehr attraktiv, daneben gibt es fiir den Verbrauch von Biodiesel betrachtliche Anreize auf Unionsebene und auf
nationaler Ebene.

6.3. Wahrscheinliche Auswirkungen auf den Wirtschaftszweig der Union

Bei einem Auslaufen der Mafinahmen wiirden die betrichtlichen Mengen an subventioniertem Biodiesel aus den
USA einen sehr starken Abwirtsdruck auf die Preise der Union ausiiben und sich wesentlich auf die Wirtschaftslage
des Wirtschaftszweigs der Union auswirken. Folglich werden die Produktions- und Verkaufsmengen des
Wirtschaftszweigs der Union wahrscheinlich riickldufig sein und die aktuell erzielten geringfiigigen Gewinne
wiirden zu Verlusten werden.
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(203) Die Kommission bewertete zudem die moglichen Auswirkungen der Einfuhren durch Abbildung zweier Szenarien
bei Auslaufen der Manahmen, und zwar 1) ein massiver Anstieg der Einfuhren aus den USA und 2) ein Riickgang
der Preise in der EU aufgrund des hoheren Wettbewerbs, bei ansonsten gleichen Bedingungen.

(204) Im ersten Szenario bildete die Kommission zwei mogliche Niveaus von Einfuhren aus den USA ab. Bei der ersten
Option erfolgten die Einfuhren aus den USA in ihren historischen Mengen (im urspriinglichen UZ (*)), d. h. 1,1
Mio. Tonnen. Infolge des Anstiegs der Einfuhren aus den USA und des entsprechenden Riickgangs der Verkdufe des
Wirtschaftszweigs der Union wiirde die Rentabilitit des Wirtschaftszweigs der Union um 0,14 Prozentpunkte
fallen, von + 2,84 % auf + 2,70 %. Bei der zweiten Option wurde die sehr bedeutende Vergroferung des
Unionsmarkts von 6,6 Mio. Tonnen im urspriinglichen UZ auf 17 Mio. Tonnen im UZU (+ 158 %) beriicksichtigt.
Vor diesem Hintergrund bildete die Kommission den massiven Anstieg der Einfuhren entsprechend dem gleichen
Marktanteil der USA von 17,2 % im urspriinglichen UZ ab. Im Ergebnis wiirde die Rentabilitdt des Wirtschaftszweigs
der Union um 0,41 Prozentpunkte, von + 2,84 % auf + 2,43 % fallen. In beiden Fillen konnte die Auswirkung eines
massiven Anstiegs der Einfuhren aus den USA zu konstanten Preisen als eher moderat bezeichnet werden. Dies ist
auf den hohen Anteil der variablen Kosten in der Biodieselbranche zuriickzufiihren.

(205) Im zweiten Szenario wurde festgestellt, dass die Auswirkung eines Preisverfalls potenziell sehr schiddigend sein
konnte. Bei einem Riickgang der Preise der Union auf das Niveau der US-Ausfuhrpreise fiir Ausfuhren in Drittlinder
(721 EUR[Tonne) wiirde sich der Gewinn von + 2,84 % auf — 3,88 % verringern. Bei einem Riickgang der Preise der
Union um 10 %, d. h. von 771 EUR[Tonne auf 694 EUR/Tonne, wiirde sich der Gewinn von + 2,84 % auf - 7,94 %
verringern. Auf jeden Fall wiirde jeder Preisriickgang von mehr als — 2,9 % den Gewinn des Wirtschaftszweigs der
Union auf Null setzen.

(206) In Wirklichkeit ist es bei einem Auslaufen der Malnahmen sehr wahrscheinlich, dass eine Kombination der beiden
Szenarien auf dem Markt eintreten wiirde. Insbesondere konnte man davon ausgehen, dass hohe Mengen an
Biodiesel mit Ursprung in den USA auf den Unionsmarkt gelangen wiirden, und zwar zu einem Preis, der unter dem
Preis des Wirtschaftszweigs der Union liegt. Dies wiirde zu einer Verringerung des Marktanteils und der Preise des
Wirtschaftszweigs der Union fithren. Dies wiirde deutliche Verluste fiir den Wirtschaftszweig der Union nach sich
zichen.

6.4. Schlussfolgerung zur Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens der Schidigung

(207) Auf dieser Grundlage und unter Beriicksichtigung der prekiren Lage des Wirtschaftszweigs der Union gelangte die
Kommission zu dem Schluss, dass es ohne Mafnahmen hochstwahrscheinlich zu einem bedeutenden Anstieg
subventionierter Einfuhren aus den USA zu schddigenden Preisen kommen wiirde und dass wahrscheinlich erneut
eine bedeutende Schiadigung auftreten wiirde.

7. UNIONSINTERESSE

(208) Nach Artikel 31 der Grundverordnung prifte die Kommission, ob eine Aufrechterhaltung der bestehenden
Ausgleichsmafinahmen dem Interesse der Union insgesamt zuwiderlaufen wiirde. Bei der Ermittlung des
Unionsinteresses wurden die verschiedenen Interessen aller Beteiligten beriicksichtigt, darunter die Interessen des
Wirtschaftszweigs der Union, der Einfithrer und der Verwender.

7.1. Interesse des Wirtschaftszweigs der Union

(209) Bei einem Auslaufen der geltenden Mafinahmen wire der Wirtschaftszweig der Union mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit mit einem verstirkten unlauteren Wettbewerb vonseiten der US-amerikanischen Hersteller von
Biodiesel konfrontiert, wodurch die Erholung des Wirtschaftszweigs der Union hdchstwahrscheinlich abrupt zum
Stillstand kdme.

(210) Die Kommission gelangte zu dem Schluss, dass die Aufrechterhaltung der Mafnahmen im Interesse des
Wirtschaftszweigs der Union lige.

(*) 1. April 2007 bis 31. Méirz 2008.
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7.2. Interesse der unabhingigen Einfiihrer
(211) Keiner der Einfithrer erhob Einwinde gegen die Verlingerung der Mafnahmen.

(212) Shell Trading Rotterdam brachte vor, dass die Mafnahmen durch Einschrinkung des Angebots auf dem
Unionsmarkt hohere Preise zur Folge haben wiirden. Das Unternehmen wies auch darauf hin, dass Biodiesel auf
anderen Mirkten angeboten werde.

(213) Die Mafnahmen scheinen die Einfithrer nicht wesentlich zu beeintrichtigen, da alternative Bezugsquellen verfiigbar
sind. Dies wird durch den betrichtlichen Marktanteil der Einfuhren aus Drittlindern belegt.

(214) Deshalb gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass die Aufrechterhaltung der Manahmen dem Interesse der
Einfihrer nicht zuwiderlaufen wiirde.

7.3. Interesse der Verwender
(215) Die Mitarbeit der Verwender an der Untersuchung war nur mafig.

(216) Zwei Verwender, Preem, das grofite Kraftstoffunternehmen in Schweden, und Valero Energy Ltd Ireland, brachten
vor, dass die Verlingerung der Mafnahmen ein unmittelbares Hindernis fiir die grine Entwicklung des
Verkehrssektors in Europa darstellen wiirde. Preem und Valero Energy Ltd Ireland beantragten insbesondere, dass
HVO von der aktuellen Warendefinition ausgeklammert werden sollte, da fiir die kommenden Jahre Engpésse bei
HVO erwartet wiirden. Valero Energy Ltd Ireland verwies konkret auf die Zielvorgaben der EU fiir erneuerbare
Energien im Bereich Verkehr fiir 2030; diese wiirden mit der derzeitigen Produktion in der EU nicht erreicht.

(217) Die Kommission stellte fest, dass die Unionshersteller iiber geniigend Kapazitit verfiigen, um die aktuelle Nachfrage
zu befriedigen, und sogar iiber Kapazititsreserven, um gegebenenfalls kiinftige Steigerungen und Ausfuhren
abzufangen. Auflerdem ist es insbesondere in Anbetracht des jingsten Kapazititsausbaus zu frith, um
einzuschitzen, ob 2030 mit Engpassen zu rechnen ist. Moglicherweise kann die Kommission diese Situation besser
bewerten, wenn in fiinf Jahren eine Auslaufiiberprifung beantragt wird. Das Vorbringen wurde daher
zuriickgewiesen.

(218) Es gibt keine Hinweise darauf, dass die geltenden Mafnahmen die Unionsverwender von Biodiesel nachteilig
beeinflussten; insbesondere kann nicht belegt werden, dass die geltenden Mafnahmen sich negativ auf ihre
Rentabilitdt auswirkten.

(219) Deshalb gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass die Aufrechterhaltung der Mafinahmen dem Interesse der
Verwender nicht zuwiderlaufen wiirde.

7.4. Schlussfolgerung zum Unionsinteresse

(220) In Anbetracht des vorstehenden Sachverhalts gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass keine zwingenden
Griinde hinsichtlich des Unionsinteresses gegen die Aufrechterhaltung der bestehenden Mafnahmen gegeniiber den
Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den USA sprechen.

8. AUSGLEICHSMARNAHMEN

(221) In Anbetracht der Schlussfolgerungen zur Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens der
Subventionierung und der Schidigung sollten nach Artikel 18 Absatz 1 der Grundverordnung die mit der
Verordnung (EU) 2015/1519 eingefithrten und mit der Verordnung (EU) 2016/675 (*) geinderten Ausgleichs-
maflnahmen gegeniiber den Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den USA fiir einen weiteren Zeitraum von
finf Jahren aufrechterhalten werden.

(222) Wie in Erwigungsgrund 2 dargelegt, wurden die geltenden Ausgleichszolle gegeniiber den Einfuhren von Biodiesel
mit Ursprung in den USA ausgeweitet auf die aus Kanada versandten Einfuhren von Biodiesel, ob als Ursprungser-
zeugnisse Kanadas angemeldet oder nicht, sowie auf die Einfuhren von Biodiesel als Mischung mit einem Gehalt an
durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsiuremonoalkylestern und/oder paraffinischen Gasolen
nichtfossilen Ursprungs von bis zu 20 GHT mit Ursprung in den USA.

(*) Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/675 der Kommission vom 29. April 2016 zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU)
2015/1519 zur Einfithrung endgiiltiger Ausgleichszélle auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von
Amerika im Anschluss an eine Auslaufiiberpriifung nach Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 597/2009 des Rates (ABL L 116 vom
30.4.2016, S. 27).
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(223) Die aufrechtzuerhaltenden Ausgleichszolle gelten weiterhin fiir die aus Kanada versandten Einfuhren von Biodiesel,
ob als Ursprungserzeugnisse Kanadas angemeldet oder nicht, sowie fiir die Einfuhren von Biodiesel als Mischung
mit einem Gehalt an durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsiuremonoalkylestern und/oder
paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs von bis zu 20 GHT mit Ursprung in den USA.

(224) Die ausfuhrenden Hersteller in Kanada, die von den mit der Verordnung (EU) 2015/1519, gedndert durch
Verordnung (EU) 2016/675, erweiterten Mafnahmen befreit waren, sind auch von den mit dieser Verordnung
eingefithrten Maflnahmen befreit.

(225) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Manahmen entsprechen der Stellungnahme des nach Artikel 15 Absatz 1
der Verordnung (EU) 2016/1036 (*°) eingesetzten Ausschusses.

(226) Nach Artikel 109 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 (*') wird, wenn ein Betrag infolge einer Entscheidung
des Gerichtshofes der Europdischen Union erstattet werden muss, der von der Europdischen Zentralbank fur ihre
Hauptrefinanzierungsgeschifte zugrunde gelegte und am ersten Kalendertag jedes Monats geltende Zinssatz
angewandt, der im Amtsblatt der Europdischen Union, Reihe C, veroffentlicht wird —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1)  Es wird ein endgiiltiger Ausgleichszoll eingefithrt auf die Einfuhren von durch Synthese und/oder Hydrotreating
gewonnenen Fettsiuremonoalkylestern und/oder paraffinischen Gasélen nichtfossilen Ursprungs, gemeinhin als
,Biodiesel“ bezeichnet, in Reinform oder als Mischung mit einem Gehalt an durch Synthese und/oder Hydrotreating
gewonnenen Fettsauremonoalkylestern und/oder paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs von mehr als 20 GHT,
mit Ursprung in den USA, die derzeit unter den KN-Codes ex 1516 20 98 (TARIC-Code 1516 20 98 29), ex 1518 00 91
(TARIC-Code  1518009129), ex15180099 (TARIC-Code 1518009929), ex27101943 (TARIC-Code
271019 4329), ex27101946 (TARIC-Code 2710194629), ex27101947 (TARIC-Code 27101947 29),
ex 271020 11 (TARIC-Code 271020 11 29), ex 2710 20 16 (TARIC-Code 2710 20 16 29), ex 3824 99 92 (TARIC-Code
3824999212), ex38260010 (TARIC-Codes 3826001029, 3826001059, 3826001099) und ex 382600 90
(TARIC-Code 3826 00 90 19) eingereiht werden.

(2)  Fir die in Absatz 1 beschriebene und von den nachstehend aufgefithrten Unternehmen hergestellte Ware gelten
folgende endgiiltige Ausgleichszolle als Festbetrige auf den Nettopreis frei Grenze der Union, unverzollt:

Unternchmen A;sgfek;iztzlg’e&.]ige TARIC-Zusatzcode
Archer Daniels Midland Company, Decatur 237,0 A933
Cargill Inc., Wayzata 213,8 A934
Green Earth Fuels of Houston LLC, Houston 213,4 A935
Imperium Renewables Inc., Seattle 216,8 A936
Peter Cremer North America LP, Cincinnati 211,2 A937
Vinmar Overseas Limited, Houston 211,2 A938
World Energy Alternatives LLC, Boston 211,2 A939
In Anhang I aufgefithrte Unternehmen 219,4 Siehe Anhang I
Alle tibrigen Unternehmen 237,0 A999

() Verordnung (EU) 2016/1036 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 iiber den Schutz gegen gedumpte
Einfuhren aus nicht zur Europdischen Union gehorenden Lindern (ABL L 176 vom 30.6.2016, S. 21).

() Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 {iber die Haushaltsordnung fiir
den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU)
Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des
Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABL. L 193 vom 30.7.2018, S. 1).
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Auf Gemische wird der Ausgleichszoll anteilsmaflig erhoben, entsprechend dem Gewicht des Gesamtgehalts an durch
Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsduremonoalkylestern und/oder paraffinischen Gasolen nichtfossilen
Ursprungs (Biodieselgehalt).

(3)  Voraussetzung fiir die Anwendung der fiir die in Absatz 2 genannten Unternehmen festgelegten unternehmensspe-
zifischen Zolle ist, dass den Zollbehorden der Mitgliedstaaten eine giiltige Handelsrechnung vorgelegt wird, die den
Vorgaben in Anhang II entspricht. Wird keine solche Handelsrechnung vorgelegt, findet der fiir ,alle iibrigen
Unternehmen* geltende Zollsatz Anwendung.

Artikel 2

(1)  Der in Artikel 1 Absatz 2 angefiihrte endgiiltige Ausgleichszoll fir ,alle tibrigen Unternehmen® wird ausgeweitet auf
die aus Kanada versandten Einfuhren von durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsiuremonoalkylestern
und/oder paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs, gemeinhin als ,Biodiesel“ bezeichnet, in Reinform oder als
Mischung mit einem Gehalt an durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsduremonoalkylestern und/oder
paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs von mehr als 20 GHT, ob als Ursprungserzeugnisse Kanadas angemeldet
oder nicht, die derzeit unter den KN-Codes ex 1516 20 98 (TARIC-Code 1516 20 98 21), ex 1518 00 91 (TARIC-Code
15180091 21), ex15180099 (TARIC-Code 1518009921), ex27101943 (TARIC-Code 27101943 21),
ex 2710 19 46 (TARIC-Code 2710 19 46 21), ex 2710 19 47 (TARIC-Code 271019 47 21), ex 2710 20 11 (TARIC-Code
27102011 21), ex27102016 (TARIC-Code 2710201621), ex38249992 (TARIC-Code 38249992 10),
ex 3826 0010 (TARIC-Codes 3826001020, 3826001050, 3826001089) und ex38260090 (TARIC-Code
3826 00 90 11) eingereiht werden, wobei der von den folgenden Unternechmen hergestellte Biodiesel ausgenommen ist:

Land Unternehmen TARIC-Zusatzcode
Kanada BIOX Corporation, Oakville, Ontario, Kanada B107
Kanada DSM Nutritional Products Canada Inc, Dartmouth, Neuschottland, Kanada Cl14
Kanada Rothsay Biodiesel, Guelph, Ontario, Kanada B108

Der ausgeweitete Zoll ist der in Artikel 1 Absatz 2 fiir ,alle {ibrigen Unternehmen* festgesetzte Zoll, ndmlich ein endgiiltiger
Ausgleichszoll von 237 EUR je Tonne Nettogewicht.

Auf Gemische wird der Ausgleichszoll anteilsmaflig erhoben, entsprechend dem Gewicht des Gesamtgehalts an durch
Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsduremonoalkylestern und/oder paraffinischen Gasolen nichtfossilen
Ursprungs (Biodieselgehalt).

(2)  Die Anwendung der Befreiungen, die den in Absatz 1 genannten Unternehmen gewahrt oder von der Kommission
im Einklang mit Artikel 4 Absatz 2 genehmigt werden, setzt voraus, dass den Zollbehorden der Mitgliedstaaten eine
giiltige Handelsrechnung vorgelegt wird, die den Vorgaben in Anhang II entspricht. Wird keine solche Handelsrechnung
vorgelegt, findet der nach Absatz 1 geltende Ausgleichszoll Anwendung.

Artikel 3

(I)  Der in Artikel 1 Absatz 2 angefithrte endgiiltige Ausgleichszoll wird ausgeweitet auf die Einfuhren von durch
Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsiuremonoalkylestern und/oder paraffinischen Gasélen nichtfossilen
Ursprungs, gemeinhin als ,Biodiesel“ bezeichnet, als Mischung mit einem Gehalt an durch Synthese und/oder
Hydrotreating gewonnenen Fettsduremonoalkylestern und/oder paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs von bis zu
20 GHT mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika, die derzeit unter den KN-Codes ex 1516 20 98 (TARIC-
Code 15162098 30), ex15180091 (TARIC-Code 151800 91 30), ex 15180099 (TARIC-Code 151800 99 30),
ex 271019 43 (TARIC-Code 2710 19 43 30), ex 2710 19 46 (TARIC-Code 2710 19 46 30), ex 2710 19 47 (TARIC-Code
27101947 30), ex27102011 (TARIC-Code 27102011 30), ex27102016 (TARIC-Code 27102016 30),
ex 3824 99 92 (TARIC-Code 3824 99 92 20) und ex 3826 00 90 (TARIC-Code 3826 00 90 30) eingereiht werden.
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Auf Gemische wird der Ausgleichszoll anteilsmaflig erhoben, entsprechend dem Gewicht des Gesamtgehalts an durch
Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsiuremonoalkylestern und/oder paraffinischen Gasélen nichtfossilen
Ursprungs (Biodieselgehalt).

(2)  Voraussetzung fir die Anwendung der fiir die in Artikel 1 Absatz 2 genannten Unternehmen festgelegten
unternehmensspezifischen Zélle ist, dass den Zollbehorden der Mitgliedstaaten eine giiltige Handelsrechnung vorgelegt
wird, die den Vorgaben in Anhang IIl entspricht. Wird keine solche Handelsrechnung vorgelegt, findet der nach Artikel 1
Absatz 2 fir ,alle tibrigen Unternehmen® geltende Zollsatz Anwendung.

Artikel 4

(1)  Antrage auf Befreiung von dem mit Artikel 2 Absatz 1 und Artikel 3 Absatz 1 ausgeweiteten Zoll sind schriftlich in
einer Amtssprache der Europiischen Union zu stellen und von einer bevollmichtigten Person des antragstellenden
Unternehmens zu unterzeichnen. Der Antrag ist an die folgende Adresse zu richten:

Europiische Kommission
Generaldirektion Handel

Direktion G

Biiro: Rue de la Loi 170, CHAR 04/034
1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIE

E-Mail-Adresse: TRADE-TDIINFORMATION@ec.europa.eu

(2)  Nach Artikel 23 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2016/1037 kann die Kommission nach Anhérung des Beratenden
Ausschusses beschlieflen, die Einfuhren von Unternehmen, welche die mit Artikel 1 eingefithrten Ausgleichsmafnahmen
nicht umgehen, von dem mit Artikel 2 Absatz 1 und Artikel 3 Absatz 1 ausgeweiteten Zoll zu befreien.

Artikel 5

Werden Waren vor ihrer Uberfithrung in den zollrechtlich freien Verkehr beschidigt, sodass nach Artikel 131 Absatz 2 der
Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission (*?) der tatsichlich gezahlte oder zu zahlende Preis bei der
Ermittlung des Zollwertes verhaltnismifig aufgeteilt wird, so wird der in den Artikeln 1, 2 und 3 festgelegte Ausgleichszoll
um einen Prozentsatz herabgesetzt, der der verhaltnismafSigen Aufteilung des tatsichlich gezahlten oder zu zahlenden
Preises entspricht.

Sofern nichts anderes bestimmt ist, finden die geltenden Zollbestimmungen Anwendung.

Artikel 6

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 29. Juli 2021

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN

(") Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission vom 24. November 2015 mit Einzelheiten zur Umsetzung von
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates zur Festlegung des Zollkodex der
Union (ABL L 343 vom 29.12.2015, S. 558).
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ANHANG I
Name des Unternehmens Standort TARIC-Zusatzcode
AC & S Inc. Nitro A941
Alabama Clean Fuels Coalition Inc. Birmingham A940
American Made Fuels, Inc. Canton A940
Arkansas SoyEnergy Group DeWitt A940
Arlington Energy, LLC Mansfield A940
Athens Biodiesel, LLC Athens A940
Beacon Energy Cleburne A940
Biodiesel of Texas, Inc. Denton A940
BioDiesel One Ltd Southington A940
BioPur Inc. Bethlehem A941
Buffalo Biodiesel, Inc Tonawanda A940
BullDog BioDiesel Ellenwood A940
Carbon Neutral Solutions, LLC Mauldin A940
Central Iowa Energy LLC Newton A940
Chesapeake Custom Chemical Corp. Ridgeway A940
Community Fuels Stockton A940
Delta BioFuels Inc. Natchez A940
Diamond Biofuels Mazon A940
Direct Fuels Euless A940
Eagle Creek Fuel Services, LLC Baltimore A940
Earl Fisher Bio Fuels Chester A940
East Fork Biodiesel LLC Algona A940
ECO Solutions, LLC Chatsworth A940
Ecogy Biofuels LLC Tulsa A940
ED&F Man Biofuels Inc. New Orleans A940
Freedom Biofuels Inc. Madison A940
Freedom Fuels LLC Mason City A941
Fuel & Lube, LLC Richmond A940
Fuel Bio Elizabeth A940
FUMPA Bio Fuels Redwood Falls A940
Galveston Bay Biodiesel LP (BioSelect Fuels) Houston A940
GeoGreen Fuels LLC Houston A940
Georgia Biofuels Corp. Loganville A940
Green River Biodiesel, Inc. Moundville A940
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Griffin Industries Inc. Cold Spring A940
High Plains Bioenergy Guymon A940
Huish Detergents Inc. Salt Lake City A940
Incobrasa Industries Ltd. Gilman A940
Independence Renewable Energy Corp. Perdue Hill A940
Indiana Flex Fuels LaPorte A940
Innovation Fuels Inc. Newark A940
Integrity Biofuels Morristown A941
Iowa Renewable Energy LLC Washington A940
Johann Haltermann Ltd. Houston A940
Lake Erie Biofuels LLC Erie A940
Leland Organic Corporation Leland A940
Louis Dreyfus Agricultural Industries LLC Claypool A940
Louis Dreyfus Claypool Holdings LLC Claypool A940
Middle Georgia Biofuels East Dublin A940
Middletown Biofuels LLC Blairsville A940
Musket Corporation Oklahoma City A940
Natural Biodiesel Plant LLC Hayti A941
New Fuel Company Dallas A940
North Mississippi Biodiesel New Albany A940
Northern Biodiesel, Inc. Ontario A940
Northwest Missouri Biofuels, LLC St. Joseph A940
Nova Biofuels Clinton County LLC Clinton A940
Nova Biosource Senaca A940
Organic Fuels Ltd. Houston A940
Owensboro Grain Company LLC Owensboro A940
Paseo Cargill Energy, LLC Kansas City A940
Peach State Labs Inc. Rome A940
Perihelion Global, Inc. Opp A940
Philadelphia Fry-O-Diesel Inc. Philadelphia A940
Piedmont Biofuels Industrial LLC Pittsboro A941
Pinnacle Biofuels, Inc. Crossett A940
PK Biodiesel Woodstock A940
Pleasant Valley Biofuels, LLC American Falls A940
Prairie Pride Deerfield A941
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RBF Port Neches LLC Houston A940
Red Birch Energy, Inc. Bassett A940
Red River Biodiesel Ltd. New Boston A940
REG Ralston LLC Ralston A940
Renewable Energy Products, LLC Santa Fe Springs A940
Riksch BioFuels LLC Crawfordsville A940
Safe Renewable Corp. Conroe A940
Sanimax Energy Inc. DeForest A940
Seminole Biodiesel Bainbridge A940
Southeast BioDiesel LLC Charlotte A941
Soy Solutions Milford A940
SoyMor Biodiesel LLC Albert Lea A940
Stepan Company Northfield A941
Sunshine BioFuels, LLC Camilla A940
TPA Inc. Warren A940
Trafigura AG Stamford A940
U.S. Biofuels Inc. Rome A940
United Oil Company Pittsburgh A940
Valco Bioenergy Harlingen A940
Vanguard Synfuels, LLC Pollock A940
Vitol Inc. Houston A940
Walsh Bio Diesel, LLC Mauston A940
Western Dubque Biodiesel LLC Farley A940
Western lowa Energy LLC Wall Lake A940
Western Petroleum Company Eden Prairie A940
Yokaya Biofuels Inc. Ukiah A941
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ANHANG II

Die in Artikel 1 Absatz 3 bezichungsweise Artikel 2 Absatz 2 genannte giiltige Handelsrechnung muss eine Erkldrung in
folgender Form enthalten, die von einer dafir zustindigen Person des Unternehmens unterzeichnet wurde, das die
Handelsrechnung ausgestellt hat:

— Name und Funktion der zustdndigen Person des Unternehmens, das die Handelsrechnung ausgestellt hat.

— Folgende Erklirung: ,Der/Die Unterzeichnete versichert, dass die auf dieser Rechnung ausgewiesenen und zur Ausfuhr
in die Europdische Union verkauften [Mengenangabe] durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsdure-
monoalkylester undfoder paraffinische Gasole nichtfossilen Ursprungs, gemeinhin als ,Biodiesel“ bezeichnet, in
Reinform oder als Mischung mit einem Gehalt an durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsduremo-
noalkylestern undfoder paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs von mehr als 20 GHT von [Name und
Anschrift des Unternehmens] [TARIC-Zusatzcode] in [betroffenes Land] hergestellt wurden und dass die Angaben auf
dieser Rechnung vollstindig und richtig sind.”
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ANHANG III

Die in Artikel 3 Absatz 2 genannte giiltige Handelsrechnung muss eine Erkldrung in folgender Form enthalten, die von
einer dafiir zustindigen Person des Unternehmens unterzeichnet wurde, das die Handelsrechnung ausgestellt hat:

— Name und Funktion der zustdndigen Person des Unternehmens, das die Handelsrechnung ausgestellt hat.

— Folgende Erkldrung: ,Der/Die Unterzeichnete versichert, dass die auf dieser Rechnung ausgewiesenen und zur Ausfuhr
in die Europidische Union verkauften [Mengenangabe] durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsdure-
monoalkylester und/oder paraffinische Gasole nichtfossilen Ursprungs, gemeinhin als ,Biodiesel“ bezeichnet, in
Reinform oder als Mischung mit einem Gehalt an durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsduremo-
noalkylestern und/oder paraffinischen Gasolen nichtfossilen Ursprungs von bis zu 20 GHT von [Name und Anschrift
des Unternehmens] [TARIC-Zusatzcode] in den Vereinigten Staaten von Amerika hergestellt wurden und dass die
Angaben auf dieser Rechnung vollstindig und richtig sind.”
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021/1268 DER KOMMISSION
vom 29. Juli 2021

zur Anderung des Anhangs 1 der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2021/605 mit besonderen
Mafinahmen zur Bekimpfung der Afrikanischen Schweinepest

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2016/429 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Marz 2016 zu Tierseuchen
und zur Anderung und Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit (,Tiergesundheitsrecht” (1)),
insbesondere auf Artikel 71 Absatz 3,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Die Afrikanische Schweinepest ist eine ansteckende Viruserkrankung, die gehaltene und wilde Schweine beféllt und
schwerwiegende Auswirkungen auf die betroffene Tierpopulation sowie die Rentabilitit der Landwirtschaft haben
kann, was zu Storungen von Verbringungen von Sendungen dieser Tiere und ihrer Erzeugnisse innerhalb der Union
sowie von Ausfuhren in Drittlinder fithren kann.

(2)  Die Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/605 der Kommission () wurde im Rahmen der Verordnung (EU)
2016/429 erlassen und enthilt besondere Seuchenbekimpfungsmaffnahmen in Bezug auf die Afrikanische
Schweinepest, die von den in Anhang I der genannten Verordnung aufgefithrten Mitgliedstaaten (im Folgenden
,betroffene Mitgliedstaaten®) in den in demselben Anhang aufgefiihrten Sperrzonen I, Il und III fir einen begrenzten
Zeitraum anzuwenden sind.

(3)  Die in Anhang I der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/605 als Sperrzonen I, Il und IIl aufgefithrten Gebiete
beruhen auf der Seuchenlage in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in der Union. Nachdem sich die
Seuchenlage in Polen und Deutschland gedndert hatte, wurde Anhang I der Durchfihrungsverordnung (EU)
2021/605 zuletzt durch die Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/1205 der Kommission (°) gedndert.

(4)  Jegliche Anderungen der Sperrzonen I, I und Il in Anhang I der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/605 sollten
sich auf die Seuchenlage in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in den von dieser Seuche betroffenen Gebieten
und die allgemeine Seuchenlage in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in dem betroffenen Mitgliedstaat, das
Risikoniveau hinsichtlich der weiteren Ausbreitung dieser Seuche sowie wissenschaftlich fundierte Grundsitze und
Kriterien fiir die geografische Abgrenzung von Zonen aufgrund der Afrikanischen Schweinepest und die Leitlinien
der Union stiitzen, die mit den Mitgliedstaaten im Rahmen des Stindigen Ausschusses fur Pflanzen, Tiere,
Lebensmittel und Futtermittel vereinbart wurden und auf der Website der Kommission (%) offentlich zuginglich
sind. Diese Anderungen sollten auch internationalen Standards wie dem Gesundheitskodex fiir Landtiere der
Weltorganisation fiir Tiergesundheit (°) und den von den zustindigen Behorden der betroffenen Mitgliedstaaten
vorgelegten Begriindungen fiir die Abgrenzung der Zonen Rechnung tragen.

(5)  Seit dem Erlass der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/1205 ist es zu neuen Ausbriichen der Afrikanischen
Schweinepest bei gehaltenen Schweinen und Wildschweinen in Polen sowie bei Wildschweinen in Deutschland und
der Slowakei gekommen.

() ABLL 84vom 31.3.2016, S. 1.

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/605 der Kommission vom 7. April 2021 mit besonderen Mafnahmen zur Bekdmpfung der
Afrikanischen Schweinepest (ABL. L 129 vom 15.4.2021, S. 1).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/1205 der Kommission vom 20. Juli 2021 zur Anderung des Anhangs I der Durchfithrungs-
verordnung (EU) 2021/605 mit besonderen Mafinahmen zur Bekdmpfung der Afrikanischen Schweinepest (ABL L 261 vom
22.7.2021, S. 8).

() Arbeitsunterlage SANTE/7112/2015/Rev. 3 ,Grundsdtze und Kriterien fiir die geografische Definition der ASP-Regionalisierung”.
https:/[ec.europa.cu/food/animals/animal-diseases/control-measures/asf_en.

() OIE-Gesundheitskodex fiir Landtiere, 28. Ausgabe, 2019. ISBN von Band [ 978-92-95108-85-1; ISBN von Band I
978-92-95108-86-8. https://www.oie.int/standard-setting/terrestrial-code/access-online/.


https://ec.europa.eu/food/animals/animal-diseases/control-measures/asf_en
https://www.oie.int/standard-setting/terrestrial-code/access-online/
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(6)  ImJuli 2021 wurden mehrere Ausbriiche der Afrikanischen Schweinepest bei gehaltenen Schweinen in den Powiaten
Zurominski und Mlawski in Polen in Gebieten festgestellt, die in Anhang I der Durchfiihrungsverordnung (EU)
2021/605 derzeit als Sperrzonen I aufgefiihrt sind. Durch diese Ausbriiche der Afrikanischen Schweinepest bei
gehaltenen Schweinen erhoht sich das Risiko, was sich in dem genannten Anhang widerspiegeln sollte.
Dementsprechend sollten diese in dem genannten Anhang derzeit als Sperrzonen I aufgefithrten Gebiete in Polen,
die von diesen jiingsten Ausbriichen der Afrikanischen Schweinepest betroffen sind, in diesem Anhang nun statt als
Sperrzonen I als Sperrzonen IIl aufgefithrt werden; zudem miissen die derzeitigen Grenzen anderer Sperrzonen I neu
festgelegt werden, um diesen jiingsten Ausbriichen Rechnung zu tragen.

(7)  Ferner wurde im Juli 2021 ein Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest bei gehaltenen Schweinen im Powiat
Nowomiejski in Polen in einem in Anhang I der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/605 derzeit als Sperrzone II
aufgefithrten Gebiet festgestellt. Durch diesen Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest bei gehaltenen Schweinen
erhoht sich das Risiko, was sich in dem genannten Anhang widerspiegeln sollte. Dementsprechend sollte dieses in
dem genannten Anhang derzeit als Sperrzone I aufgefiithrte Gebiet in Polen, das von diesem jiingsten Ausbruch der
Afrikanischen Schweinepest betroffen ist, in diesem Anhang nun statt als Sperrzone II als Sperrzone III aufgefiihrt
werden; zudem miissen die derzeitigen Grenzen der Sperrzonen I neu festgelegt werden, um diesem jiingsten
Ausbruch Rechnung zu tragen.

(8)  Auflerdem wurden im Juli 2021 mehrere Ausbriiche der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen in den
Powiaten Gorzowski und Leszczynski in Polen in Gebieten festgestellt, die in Anhang I der Durchfithrungs-
verordnung (EU) 2021/605 derzeit als Sperrzonen I aufgefihrt sind. Durch diese neuen Ausbriiche der
Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen erhoht sich das Risiko, was sich in dem genannten Anhang
widerspiegeln sollte. Dementsprechend sollten diese in dem genannten Anhang derzeit als Sperrzonen I
aufgefithrten Gebiete in Polen, die von diesen jiingsten Ausbriichen der Afrikanischen Schweinepest betroffen sind,
in diesem Anhang nun statt als Sperrzonen I als Sperrzonen II aufgefithrt werden; zudem miissen die derzeitigen
Grenzen anderer Sperrzonen I neu festgelegt werden, um diesen jiingsten Ausbriichen Rechnung zu tragen.

(9)  Dariiber hinaus wurden im Juli 2021 mehrere Ausbriiche der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen in der
Region Banskobystricky in der Slowakei in Gebieten festgestellt, die in Anhang I der Durchfithrungsverordnung (EU)
2021/605 derzeit als Sperrzonen II aufgefithrt sind und sich in unmittelbarer Nihe von derzeit als Sperrzonen I
aufgefithrten Gebieten befinden. Durch diese neuen Ausbriiche der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen
erhoht sich das Risiko, was sich in dem genannten Anhang widerspiegeln sollte. Dementsprechend sollten diese in
diesem Anhang derzeit als Sperrzonen I aufgefithrten Gebiete in der Slowakei, die sich in unmittelbarer Nihe zu
Gebieten befinden, die als Sperrzonen II aufgefithrt und von diesen jiingsten Ausbriichen der Afrikanischen
Schweinepest betroffen sind, in diesem Anhang nun statt als Sperrzonen I als Sperrzonen II aufgefithrt werden;
zudem miissen die derzeitigen Grenzen anderer Sperrzonen I neu festgelegt werden, um diesen jiingsten
Ausbriichen Rechnung zu tragen.

(10) Des Weiteren wurden im Juli 2021 mehrere Ausbriiche der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen im
deutschen Bundesland Brandenburg in Gebieten festgestellt, die in Anhang I der Durchfiithrungsverordnung (EU)
2021/605 derzeit als Sperrzonen III aufgefiihrt sind und sich in unmittelbarer Nidhe von derzeit als Sperrzonen I
aufgefithrten Gebieten befinden. Durch diese neuen Ausbriiche der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen
erhoht sich das Risiko, was sich in dem genannten Anhang widerspiegeln sollte. Dementsprechend sollten diese in
diesem Anhang derzeit als Sperrzonen I aufgefiihrten Gebiete Deutschlands, die sich in unmittelbarer Nihe zu
Gebieten befinden, die als Sperrzonen III aufgefihrt sind und von diesen jiingsten Ausbriichen der Afrikanischen
Schweinepest betroffen sind, in diesem Anhang nun statt als Sperrzonen I als Sperrzonen II aufgefithrt werden;
zudem miissen die derzeitigen Grenzen anderer Sperrzonen I neu festgelegt werden, um diesen jiingsten
Ausbriichen Rechnung zu tragen.

(11) Nach diesen jiingsten Ausbriichen der Afrikanischen Schweinepest bei gehaltenen Schweinen und Wildschweinen in
Polen sowie bei Wildschweinen in Deutschland und der Slowakei und unter Beriicksichtigung der derzeitigen
Seuchenlage in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in der Union wurde die Abgrenzung der Zonen in diesen
drei Mitgliedstaaten neu bewertet und aktualisiert. Dariiber hinaus wurden auch die bestehenden Risikomanage-
mentmafnahmen neu bewertet und aktualisiert. Diese Anderungen sollten sich in Anhang I der Durchfithrungs-
verordnung (EU) 2021/605 widerspiegeln.

(12) Um den jiingsten Entwicklungen der Seuchenlage in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in der Union
Rechnung zu tragen und die mit der Ausbreitung dieser Seuche verbundenen Risiken proaktiv anzugehen, sollten in
Deutschland, Polen und in der Slowakei neue, ausreichend grofle Sperrzonen abgegrenzt und ordnungsgemaif$ als
Sperrzonen [, II und III in Anhang I der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/605 aufgenommen werden. Da sich
die Lage in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in der Union laufend dndert, wurde bei der Abgrenzung dieser
neuen Sperrzonen der Lage in den umliegenden Gebieten Rechnung getragen.
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(13) Angesichts der Dringlichkeit der Seuchenlage in der Union in Bezug auf die Ausbreitung der Afrikanischen
Schweinepest ist es wichtig, dass die mit der vorliegenden Durchfithrungsverordnung an Anhang I der
Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/605 vorzunehmenden Anderungen so bald wie moglich wirksam werden.

(14) Die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Mafnahmen entsprechen der Stellungnahme des Stindigen
Ausschusses fiir Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang I der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/605 erhilt die Fassung des Anhangs der vorliegenden Verordnung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 29. Juli 2021.

Fiir die Kommission
Die Prdsidentin
Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG
Anhang I der Durchfiithrungsverordnung (EU) 2021/605 erhilt folgende Fassung:
+~ANHANG I

SPERRZONEN

TEIL I

1. Deutschland
Die folgenden Sperrzonen I in Deutschland:
Bundesland Brandenburg:
— Landkreis Dahme-Spreewald:
— Gemeinde Alt Zauche-Wuflwerk,
— Gemeinde Byhleguhre-Byhlen,

— Gemeinde Mirkische Heide, mit den Gemarkungen Alt Schadow, Neu Schadow, Pretschen, Plattkow,
Wittmannsdorf, Schuhlen-Wiese, Biickchen, Kuschkow, Gréditsch, Grof§ Leuthen, Leibchel, Glietz, Grof Leine,
Dollgen, Krugau, Diirrenhofe, Biebersdorf und Klein Leine,

— Gemeinde Neu Zauche,
— Gemeinde Schwielochsee mit den Gemarkungen Grof§ Liebitz, Guhlen, Mochow und Siegadel,
— Gemeinde Spreewaldheide,
— Gemeinde Straupitz,
— Landkreis Mérkisch-Oderland:
— Gemeinde Lietzen westlich der L 37,
— Gemeinde Falkenhagen (Mark) westlich der L 37,
— Gemeinde Zeschdorf westlich der L 37,
— Gemeinde Lindendorf mit der Gemarkung Dolgelin — westlich der L 37,

— Gemeinde Miincheberg mit den Gemarkungen Miincheberg, Eggersdorf bei Miincheberg und Hoppegarten bei
Miincheberg,

— Gemeinde Bliesdorf mit den Gemarkungen Kunersdorf - westlich der B167 und Bliesdorf - westlich der B167,
— Gemeinde Mérkische Hohe mit den Gemarkungen Reichenberg und Batzlow,

— Gemeinde Wriezen mit den Gemarkungen Haselberg, Frankenfelde, Schulzendorf, Liidersdorf, Biesdorf,
Rathsdorf - westlich der B 167 und Wriezen - westlich der B167,

— Gemeinde Buckow (Mirkische Schweiz),

— Gemeinde Strausberg mit den Gemarkungen Hohenstein und Ruhlsdorf,

— Gemeine Garzau-Garzin,

— Gemeinde Waldsieversdorf,

— Gemeinde Rehfelde mit der Gemarkung Werder,

— Gemeinde Reichenow-Mdgelin,

— Gemeinde Protzel mit den Gemarkungen Harnekop, Sternebeck und Protzel 6stlich der B 168 und der L35,
— Gemeinde Oberbarnim,

— Gemeinde Bad Freienwalde mit den Gemarkungen Altglietzen — westlich des Feldweges zur ,Stille Oder*,
Altranft — westlich der B 167 und westlich der ,Alte Oder®, Bad Freienwalde, Bralitz, Hohensaaten, Schiffmiihle
— westlich von ,Herrenwiese®, Hohenwutzen — nérdlich des ,Laufgraben”, Neuenhagen und Sonnenburg,
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— Landkreis Barnim:
— Gemeinde Oderberg,
— Landkreis Oder-Spree:
— Gemeinde Storkow (Mark),
— Gemeinde Spreenhagen mit den Gemarkungen Braunsdorf, Markgrafpieske, Lebbin und Spreenhagen,
— Gemarkung Griinheide (Mark) mit den Gemarkungen Kagel, Kienbaum und Hagelsberg,
— Gemeinde Fiirstenwalde,
— Gemeinde Rauen,

— Gemeinde Wendisch Rietz bis zur ostlichen Uferzone des Scharmiitzelsees und von der siidlichen Spitze des
Scharmiitzelsees siidlich der B 246,

— Gemeinde Reichenwalde,

— Gemeinde Bad Saarow mit der Gemarkung Petersdorf und der Gemarkung Bad Saarow-Pieskow westlich der
ostlichen Uferzone des Scharmiitzelsees und ab nordlicher Spitze westlich der L35,

— Gemeinde Tauche mit der Gemarkung Werder,

— Gemeinde Steinhofel,

— Gemeinde Langewahl nordlich der A12,

— Gemeinde Berkenbriick nordlich der A12,

— Gemeinde Briesen (Mark) mit den Gemarkungen Wilmersdorf, Falkenberg, Madlitz Forst,
— Landkreis Spree-NeifSe:

— Gemeinde Janschwalde,

— Gemeinde Peitz,

— Gemeinde Tauer,

— Gemeinde Turnow-Preilack,

— Gemeinde Drachhausen,

— Gemeinde Schmogrow-Fehrow,

— Gemeinde Drehnow,

— Gemeinde Guben mit der Gemarkung Schlagsdorf,

— Gemeinde Schenkend6bern mit den Gemarkungen Grabko, Kerkwitz, Grof§ Gastrose,

— Gemeinde Teichland,

— Gemeinde Dissen-Striesow,

— Gemeinde Heinersbriick,

— Gemeinde Briesen,

— Gemeinde Forst mit den Gemarkungen Briesnig, Weiffagk, Bohrau, Naundorf, Mulknitz,

— Gemeinde Spremberg mit den Gemarkungen, Graustein, Sellessen, Spremberg, Bithlow und die Gemarkungen
Grof$ Buckow, Klein Buckow stlich des Tagebaues Welzow-Siid,

— Gemeinde Neuhausen/Spree mit den Gemarkungen Kathlow, Haasow, Roggosen, Koppatz, Neuhausen,
Frauendorf, Grofs Oftnig, Grofs Débern und Klein Dobern,
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Bundesland Sachsen:
— Landkreis Bautzen:
— Gemeinde Burkau ostlich des Verlaufes S 94 und B 98,
— Gemeinde Crostwitz,
— Gemeinde Cunewalde,
— Gemeinde Demitz-Thumitz,
— Gemeinde Doberschau-Gaufsig,
— Gemeinde Elsterheide,
— Gemeinde Goda,
— Gemeinde Grof3postwitz/O.L.,
— Gemeinde Hochkirch, sofern nicht bereits Teil des gefahrdeten Gebietes,
— Gemeinde Konigswartha, sofern nicht bereits Teil des gefahrdeten Gebietes,
— Gemeinde Kubschiitz, sofern nicht bereits Teil des gefahrdeten Gebietes,
— Gemeinde Lohsa sofern nicht bereits Teil des gefihrdeten Gebietes,

— Gemeinde Nebelschiitz ostlich des Verlaufes der S 94 in siidliche Richtung bis Briicke Prietitzer StrafSe, Prietitzer
Strafle nordostlich bis Lindenstrafe, ostlich der Lindenstrafe bis Abzweig Nr. 25, in westliche Richtung zuriick
bis S 94, von dort 6stlich des Verlaufs der S 94 bis zur siidlichen Gemeindegrenze,

— Gemeinde Neschwitz, sofern nicht bereits Teil des gefdhrdeten Gebietes,
— Gemeinde Neukirch/Lausitz,

— Gemeinde Obergurig,

— Gemeinde Ofling,

— Gemeinde Panschwitz-Kuckau 6stlich der S 94,

— Gemeinde Puschwitz,

— Gemeinde Rickelwitz,

— Gemeinde Radibor sofern nicht bereits Teil des gefihrdeten Gebietes,
— Gemeinde Ralbitz-Rosenthal,

— Gemeinde Rammenau 6stlich der B 98,

— Gemeinde Schmolln-Putzkau ostlich des Verlaufes der B 98 bis Abzweig S 156, 6stlich des Verlaufs der S 156 bis
Kreisgrenze,

— Gemeinde Sohland a. d. Spree,
— Gemeinde Spreetal, sofern nicht bereits Teil des gefahrdeten Gebietes,
— Gemeinde Stadt Bautzen, sofern nicht bereits Teil des gefdhrdeten Gebietes,

— Gemeinde Stadt Bernsdorf stidlich der Landesgrenze Brandenburg-Sachsen und 6stlich entlang des Verlaufs der
Bahnlinie DB6194 "Hosena - Kamenz (Sachs)” bis Bahnabzweig im Siiden des Ortsteils Strassgrabchen der Stadt
Bernsdorf bis zum Bahniibergang S 94, ab Bahniibergang stlich des Verlaufs der S 94 bis zur siidlichen
Gemeindegrenze,

— Gemeinde Stadt Bischhofswerda ostlich der B 98,

— Gemeinde Stadt Elstra ostlich der S 94,

— Gemeinde Stadt Hoyerswerda, sofern nicht bereits Teil des gefdhrdeten Gebietes,
— Gemeinde Stadt Kamenz 6stlich der S 94,

— Gemeinde Stadt Lauta,

— Gemeinde Stadt Schirgiswalde-Kirschau,
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— Gemeinde Stadt Wittichenau, sofern nicht bereits Teil des gefahrdeten Gebietes,

— Gemeinde Steinigtwolmsdorf.

Gemeinde Stadt Wilthen,

— Landkreis Gorlitz:

Gemeinde Beiersdorf,
Gemeinde Bertsdorf-Hornitz,
Gemeinde Diirrhennersdorf,
Gemeinde Grof3schonau,
Gemeinde Grof3schweidnitz,
Gemeinde Hainewalde,
Gemeinde Kurort Jonsdorf,
Gemeinde Kottmar,
Gemeinde Lawalde,
Gemeinde Leutersdorf,
Gemeinde Mittelherwigsdorf,
Gemeinde Oderwitz,
Gemeinde Olbersdorf,
Gemeinde Oppach,
Gemeinde Oybin,

Gemeinde Rosenbach, sofern nicht Teil des gefahrdeten Gebietes,

Gemeinde Schonau-Berzdorf a. d. Eigen, sofern nicht Teil des gefahrdeten Gebietes,

Gemeinde Schonbach,

Gemeinde Stadt Bernstadt a. d. Eigen, sofern nicht Teil des gefdhrdeten Gebietes,

Gemeinde Stadt Ebersbach-Neugersdorf,

Gemeinde Stadt Herrnhut,

Gemeinde Stadt Lobau, sofern nicht Teil des gefdhrdeten Gebietes,

Gemeinde Stadt Neusalza-Spremberg,

Gemeinde Stadt Ostritz, sofern nicht Teil des gefihrdeten Gebietes,

Gemeinde Stadt Seifthennersdorf,

Gemeinde Stadt Zittau.

2. Estland

Die folgenden Sperrzonen I in Estland:

— Hiiu maakond.

3. Griechenland

Die folgenden Sperrzonen I in Griechenland:

— in the regional unit of Drama:

the community departments of Sidironero and Skaloti and the municipal departments of Livadero and
Ksiropotamo (in Drama municipality),

the municipal department of Paranesti (in Paranesti municipality),

the municipal departments of Kokkinogeia, Mikropoli, Panorama, Pyrgoi (in Prosotsani municipality),

the municipal departments of Kato Nevrokopi, Chrysokefalo, Achladea, Vathytopos, Volakas, Granitis, Dasotos,
Eksohi, Katafyto, Lefkogeia, Mikrokleisoura, Mikromilea, Ochyro, Pagoneri, Perithorio, Kato Vrontou and
Potamoi (in Kato Nevrokopi municipality),
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— in the regional unit of Xanthi:

— the municipal departments of Kimmerion, Stavroupoli, Gerakas, Dafnonas, Komnina, Kariofyto and Neochori
(in Xanthi municipality),

— the community departments of Satres, Thermes, Kotyli, and the municipal departments of Myki, Echinos and
Oraio and (in Myki municipality),

— the community department of Selero and the municipal department of Sounio (in Avdira municipality),
— in the regional unit of Rodopi:

— the municipal departments of Komotini, Anthochorio, Gratini, Thrylorio, Kalhas, Karydia, Kikidio, Kosmio,
Pandrosos, Aigeiros, Kallisti, Meleti, Neo Sidirochori and Mega Doukato (in Komotini municipality),

— the municipal departments of Ipio, Arriana, Darmeni, Archontika, Fillyra, Ano Drosini, Aratos and the
Community Departments Kehros and Organi (in Arriana municipality),

— the municipal departments of lasmos, Sostis, Asomatoi, Polyanthos and Amvrosia and the community
department of Amaxades (in lasmos municipality),

— the municipal department of Amaranta (in Maroneia Sapon municipality),
— in the regional unit of Evros:

— the municipal departments of Kyriaki, Mandra, Mavrokklisi, Mikro Dereio, Protokklisi, Roussa, Goniko, Geriko,
Sidirochori, Megalo Derio, Sidiro, Giannouli, Agriani and Petrolofos (in Soufli municipality),

— the municipal departments of Dikaia, Arzos, Elaia, Therapio, Komara, Marasia, Ormenio, Pentalofos, Petrota,
Plati, Ptelea, Kyprinos, Zoni, Fulakio, Spilaio, Nea Vyssa, Kavili, Kastanies, Rizia, Sterna, Ampelakia, Valtos,
Megali Doxipara, Neochori and Chandras (in Orestiada municipality),

— the municipal departments of Asvestades, Ellinochori, Karoti, Koufovouno, Kiani, Mani, Sitochori, Alepochori,
Asproneri, Metaxades, Vrysika, Doksa, Elafoxori, Ladi, Paliouri and Poimeniko (in Didymoteixo municipality),

— in the regional unit of Serres:

— the municipal departments of Kerkini, Livadia, Makrynitsa, Neochori, Platanakia, Petritsi, Akritochori, Vyroneia,
Gonimo, Mandraki, Megalochori, Rodopoli, Ano Poroia, Katw Poroia, Sidirokastro, Vamvakophyto,
Promahonas, Kamaroto, Strymonochori, Charopo, Kastanousi and Chortero and the community departments
of Achladochori, Agkistro and Kapnophyto (in Sintiki municipality),

— the municipal departments of Serres, Elaionas and Oinoussa and the community departments of Orini and Ano
Vrontou (in Serres municipality),

— the municipal departments of Dasochoriou, Irakleia, Valtero, Karperi, Koimisi, Lithotopos, Limnochori,
Podismeno and Chrysochorafa (in Irakleia municipality).

4. Lettland
Die folgenden Sperrzonen I in Lettland:
— Pavilostas novada Vérgales pagasts,

— Stopinu novada dala, kas atrodas uz rietumiem no autocela V36, P4 un P5, Acones ielas, Daugulupes ielas un
Daugulupites,

— Grobinas novada Medzes, Grobinas un Gaviezes pagasts. Grobinas pilséta,
— Rucavas novada Rucavas pagasts,

— Nicas novads.

5. Litauen
Die folgenden Sperrzonen I in Litauen:

— Klaipédos rajono savivaldybé: Agluonény, Dovily, Gargzdy, Priekulés, Vézaiciy, Kretingalés ir Daupary-Kvietiniy
senitinijos,

— Palangos miesto savivaldybé.
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Ungarn
Die folgenden Sperrzonen I in Ungarn:

Békés megye 950950, 950960, 950970, 951950, 952050, 952750, 952850, 952950, 953050, 953150, 953650
953660, 953750, 953850, 953960, 954250, 954260, 954350, 954450, 954550, 954650, 954750, 954850,
954860, 954950, 955050, 955150, 955250, 955260, 955270, 955350, 955450, 955510, 955650, 955750,
955760, 955850, 955950, 956050, 956060, 956150 és 956160 kodszdmu vadgazdalkoddsi egységeinek teljes
teriilete,

Bacs-Kiskun megye 600150, 600850, 601550, 601650, 601660, 601750, 601850, 601950, 602050, 603250,
603750 és 603850 kodszamu vadgazdalkoddsi egységeinek teljes teriilete,

Budapest 1 kédszdmi, vadgazdalkoddsi tevékenységre nem alkalmas teriilete,

Csongrad-Csandd megye 800150, 800160, 800250, 802220, 802260, 802310 és 802450 kddszamii
vadgazdalkodasi egységeinek teljes teriilete,

Fejér megye 400150, 400250, 400351, 400352, 400450, 400550, 401150, 401250, 401350, 402050, 402350,
402360, 402850, 402950, 403050, 403250, 403350, 403450, 403550, 403650, 403750, 403950, 403960,
403970, 404570, 404650, 404750, 404850, 404950, 404960, 405050, 405750, 405850, 405950

406050, 406150, 406550, 406650 és 406750 kodszamu vadgazddlkoddsi egységeinek teljes teriilete,

Gyér-Moson-Sopron megye 100550, 100650, 100950, 101050, 101350, 101450, 101550, 101560 és 102150
kédszdmi vadgazdélkodési egységeinek teljes teriilete,

— Jdsz-Nagykun-Szolnok megye 750150, 750160, 750260, 750350, 750450, 750460, 754450, 754550, 754560,
754570, 754650, 754750, 754950, 755050, 755150, 755250, 755350 és 755450 kbdszami vadgazdalkodasi
egységeinek teljes teriilete,

Komdrom-Esztergom megye 250150, 250250, 250450, 250460, 250550, 250650, 250750, 251050, 251150,
251250, 251350, 251360, 251650, 251750, 251850, 252250, kédszdma mGpzdﬂkodéﬁ qgmégdnek mhes
teriilete,

Pest megye 571550, 572150, 572250, 572350, 572550, 572650, 572750, 572850, 572950, 573150, 573250,
573260, 573350, 573360, 573450, 573850, 573950, 573960, 574050, 574150, 574350, 574360, 574550,
574650, 574750, 574850, 574860, 574950, 575050, 575150, 575250, 575350, 575550, 575650, 575750,
575850, 575950, 576050, 576150, 576250, 576350, 576450, 576650, 576750, 576850, 576950, 577050,
577150, 577350, 577450, 577650, 577850, 577950, 578050, 578150, 578250, 578350, 578360, 578450,
578550, 578560, 578650, 578850, 578950, 579050, 579150, 579250, 579350, 579450, 579460, 579550,
579650, 579750, 580250 és 580450 kodszdmi vadgazdalkoddsi egységeinek teljes teriilete.

Polen

Die folgenden Sperrzonen I in Polen:

— w wojewodztwie kujawsko - pomorskim:
powiat rypinski,

powiat brodnicki,

powiat grudzigdzki,

powiat miejski Grudziadz,

— powiat wabrzeski,

w wojewddztwie warmifisko-mazurskim:

— gminy Wielbark i Rozogi w powiecie szczycienskim,

w wojewo6dztwie podlaskim:

— gminy Wysokie Mazowieckie z miastem Wysokie Mazowieckie, Czyzew i cz¢$¢ gminy Kulesze Koscielne potozona
na potudnie od linii wyznaczonej przez lini¢ koleja w powiecie wysokomazowieckim,

— gminy Miastkowo, Nowogréd, Sniadowo i Zbéjna w powiecie tomzyniskim,

— gminy Szumowo, Zambréw z miastem Zambrow i cze$¢ gminy Kofaki Koscielne polozona na potudnie od linii
wyznaczonej przez linig kolejowa w powiecie zambrowskim,

— gminy Grabowo, Kolno i miasto Kolno, Turo$l w powiecie kolnenskim,
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w wojewddztwie mazowieckim:
— powiat ostrofecki,
— powiat miejski Ostroleka,

— gminy Bielsk, Brudzen Duzy, Bulkowo, Drobin, Gabin, tack, Nowy Duninéw, Radzanowo, Stupno, Starozreby i
Stara Biala w powiecie ptockim,

— powiat miejski Plock,
— powiat ciechanowski,

— gminy Baboszewo, Dzierzgznia, Joniec, Nowe Miasto, Plofisk i miasto Plonisk, Racigz i miasto Racigz, Sochocin w
powiecie plofiskim,

— powiat sierpecki,
— gmina Siemigtkowo w powiecie Zurominskim,

— gminy Andrzejewo, Brok, Stary Lubotyn, Szulborze Wielkie, Wasewo, Ostréw Mazowiecka z miastem Ostréw
Mazowiecka, cz¢$¢ gminy Malkinia Gérna potozona na péinoc od rzeki Brok w powiecie ostrowskim,

— gminy Radzandw, Strzegowo, Stupsk w powiecie mtawskim,
— powiat przasnyski,

— powiat makowski,

— powiat pultuski,

— powiat wyszkowski,

— powiat wegrowski,

— gminy Dabrowka, Jadéw, Klembow, Poswietne, Radzymin, Strachéwka Wolomin i Tluszcz w powiecie
wotominskim,

— gminy Mokobody i Suchozebry w powiecie siedleckim,
— gminy Dobre, Jakub6w, Katuszyn, Stanistawéw w powiecie miniskim,
— gminy Bielany i gmina wiejska Sokotéw Podlaski w powiecie sokolowskim,

— gminy Kowala, Wierzbica, czg$¢ gminy Wolanéw polozona na potudnie od linii wyznaczonej przez droge nr 12 w
powiecie radomskim,

— powiat miejski Radom,

— gminy Jastrzab, Mir6w, Oronisko w powiecie szydtowieckim,

— powiat gostyninski,

w wojewddztwie podkarpackim:

— powiat jasielski,

— powiat strzyzowski,

— cz¢$¢ powiatu ropczycko — sedziszowskiego niewymieniona w czesci Il zalacznika I,

— gminy Pruchnik, Rokietnica, Rozwienica, w powiecie jarostawskim,

— gminy Fredropol, Krasiczyn, Krzywcza, Medyka, Orly, Zurawica, Przemysl w powiecie przemyskim,
— powiat miejski Przemysl,

— gminy Ga¢, Jawornik Polski, Kaficzuga, cz¢$¢ gminy Zarzecze polozona na potudnie od linii wyznaczonej przez
rzeke Mleczka w powiecie przeworskim,

— powiat faficucki,

— gminy Trzebownisko, Glogéw Matopolski, czes¢ gminy Swilcza polozona na péinoc od linii wyznaczonej przez
droge nr 94 i cze$¢ gminy Sokoléw Malopolski polozona na potudnie od linii wyznaczonej przez droge nr 875 w
powiecie rzeszowskim,

— gminy Dzikowiec, Kolbuszowa i Ranizéw w powiecie kolbuszowskim,

— gminy Brzostek, Jodtowa, miasto D¢bica, cz¢s¢ gminy wiejskiej Debica polozona na potudnie od linii wyznaczonej
przez droge nr A4 w powiecie debickim,
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w wojewddztwie Swigtokrzyskim:

— powiat buski,

— powiat kazimierski,

— cze$¢ powiatu opatowskiego nie wymieniona w czeci II zalagcznika I,

— powiat sandomierski,

— gminy Bogoria, Lubnice, Olesnica, Osiek, Polaniec, Rytwiany i Staszow w powiecie staszowskim,

— gminy Blizyn, Skarzysko — Kamienna, Suchedniéw i Skarzysko Koscielne w powiecie skarzyskim,

— gmina Wachock, cze§¢ gminy Brody polozona na zachéd od linii wyznaczonej przez droge nr 9 oraz na
poludniowy - zachdéd od linii wyznaczonej przez drogi: nr 0618T biegngca od pdéinocnej granicy gminy do
skrzyzowania w miejscowosci Lipie, droge biegnaca od miejscowosci Lipie do wschodniej granicy gminy oraz na
poinoc od drogi nr 42 i czg$¢ gminy Mirzec polozona na zachdd od linii wyznaczonej przez droge nr 744
biegnacg od potudniowej granicy gminy do miejscowosci Tychéw Stary a nastepnie przez droge nr 0566T biegnaca
od miejscowosci Tychéw Stary w kierunku pélnocno - wschodnim do granicy gminy w powiecie starachowickim,

— powiat ostrowiecki,

— gminy Fatkéw, Ruda Maleniecka, Radoszyce, Smykéw, czgs¢ gminy Konskie polozona na zachéd od linii kolejowe;j,
cz¢$¢ gminy Staporkéw polozona na potudnie od linii kolejowej w powiecie koneckim,

— gminy Mniéw i Zagnansk w powiecie kieleckim,

w wojewodztwie 1odzkim:

— gminy Lyszkowice, Kocierzew Potudniowy, Kiernozia, Chasno, Nieboréw, cze$¢ gminy wiejskiej Lowicz polozona
na péhnoc od linii wyznaczonej przez droge nr 92 biegnacej od granicy miasta Lowicz do zachodniej granicy
gminy oraz cze$¢ gminy wiejskiej Lowicz polozona na wschéd od granicy miasta Lowicz i na péinoc od granicy
gminy Nieboréw w powiecie towickim,

— gminy Cielagdz, Rawa Mazowiecka z miastem Rawa Mazowiecka w powiecie rawskim,

— gminy Boliméw, Gluchéw, Godzianéw, Lipce Reymontowskie, Makow, Nowy Kaweczyn, Skierniewice, Stupia w
powiecie skierniewickim,

— powiat miejski Skierniewice,

— gminy Mniszkéw, Paradyz, Stawno i Zarnéw w powiecie opoczytiskim,

— powiat tomaszowski,

— powiat brzezinski,

— powiat laski,

— powiat miejski £6dZ,

— gminy Andrespol, Koluszki, Nowosolna w powiecie t6dzkim wschodnim,

— gminy Dobron, Ksawerdw, Lutomiersk, miasto Konstantynéw Lodzki, miasto Pabianice, cze$¢ gminy wiejskiej
Pabianice polozona na zachdd od linii wyznaczonej przez droge nr S8, cz¢$¢ gminy Dhutéw polozona na zachéd
od linii wyznaczonej przez droge nr 485 w powiecie pabianickim,

— gmina Wieruszéw, cze$¢ gminy Sokolniki polozona na zachdd od linii wyznaczonej przez droge nr 4715E, czesé
gminy Galewice polozona na zachéd od linii wyznaczonej przez droge laczaca miejscowosci Przybylow —
Ostréwek — Dabréwka — Zmys$lona w powiecie wieruszowskim, gminy Aleksandréw Lodzki, Strykéw, miasto

Zgierz w powiecie zgierskim,

— gminy Belchatéw z miastem Belchatéw, Druzbice, Kluki, Rusiec, Szczercoéw, Zeléw w powiecie belchatowskim,
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— gminy Osjakéw, Konopnica, Patnéw, Wierzchlas, cz¢s¢ gminy Mokrsko polozona na wschéd od linii wyznaczonej
przez droge taczaca miejscowosci Krzyworzeka — Mokrsko - Zmyslona — Komorniki — Orzechowiec — Porgby, czesé
gminy Wielun potozona na wschéd od zachodniej granicy miejscowosci Wieluni oraz na potudnie od linii
wyznaczonej przez droge laczaca miejscowosci Wielun — Turéw — Chotéw biegnaca do zachodniej granicy gminy,
cze$¢ gminy Ostréwek polozona na wschéd od linii wyznaczonej przez rzeke Pyszna w powiecie wieluiskim,

— cz¢$¢ powiatu sieradzkiego nie wymieniona w czgsci III zalacznika I,

— powiat zduniskowolski,

— gminy Aleksandréw, Sulejow, Wola Krzysztoporska, Wolbérz, czg$¢ gminy Moszczenica polozona na wschdd od
linii wyznaczonej przez lini¢ kolejowg biegngca od pdlnocnej granicy gminy do miejscowosci Moszczenica —
Osiedle, a nastepnie na potudnie od linii wyznaczonej przez droge laczaca miejscowosci Moszczenica — Osiedle -
Koséw do skrzyzowania z drogg nr 12 i dalej na wschdd od drogi nr 12 biegngcej od tego skrzyzowania do
potudniowej granicy gminy, cze$¢ gminy Grabica polozona na poludnie od linii wyznaczonej przez droge nr 473
biegngcej od zachodniej granicy gminy do miejscowo$ci Wola Kamocka, a nastgpnie na poludnie od linii

wyznaczonej przez droge biegnaca od skrzyzowania z droga nr 473 i laczaca miejscowosci Wola Kamocka —
Papieze Kolonia — Papieze do wschodniej granicy gminy w powiecie piotrkowskim,

— powiat miejski Piotrkéw Trybunalski,
w wojewddztwie pomorskim:

— gminy Ostaszewo, miasto Krynica Morska oraz cz¢$¢ gminy Nowy Dwor Gdanski polozona na poludniowy -
zachéd od linii wyznaczonej przez droge nr 55 biegnaca od potudniowej granicy gminy do skrzyzowania z droga
nr 7, nastepnie przez droge nr 7 i S7 biegnacg do zachodniej granicy gminy w powiecie nowodworskim,

— gminy Lichnowy, Mitoradz, Nowy Staw, Malbork z miastem Malbork w powiecie malborskim,
— gminy Mikolajki Pomorskie, Stary Targ i Sztum w powiecie sztumskim,
— powiat gdanski,

— Miasto Gdansk,

— powiat tczewski,

— powiat kwidzynski,

w wojewddztwie lubuskim:

— cz¢$¢ powiatu gorzowskiego nie wymieniona w czesci Il zalgcznika I,
— gmina Dobiegniew w powiecie strzelecko — drezdeneckim,

w wojewddztwie dolnoslgskim:

— powiat ole$nicki,

— powiat wroclawski,

— powiat $redzki,

— powiat legnicki,

— powiat lubanski,

— powiat wolowski,

— powiat milicki,

— powiat miejski Wroctaw,

— powiat miejski Legnica,

— powiat lubanski,

— powiat zlotoryjski,

— powiat lwowecki,



2.8.2021 Amtsblatt der Europiischen Union L277/111

— gmina Chocianéw w powiecie polkowickim,

— gminy Scinawa i Lubin z miastem Lubin w powiecie lubifiskim,

— cze$¢ powiatu trzebnickiego niewymieniona w czesci Il zalgcznika

w wojewddztwie wielkopolskim:

— powiat krotoszynski,

— gminy Borek Wielkopolski, Gostyn, Pepowo, Piaski, Pogorzela, w powiecie gostyriskim,

— gmina Osieczna, czgé¢ gminy Lipno potozona na wschéd od linii wyznaczonej przez droge nr S5, czgs¢ gminy
Swieciechowa polozona na potudnie od linii wyznaczonej przez droge nr 12 oraz na wschdd od linii wyznaczonej
przez droge nr S5 w powiecie leszczynskim,

— powiat miejski Leszno,

— gminy Granowo, Grodzisk Wielkopolski i cz¢$¢ gminy Kamieniec polozona na wschéd od linii wyznaczonej przez
droge nr 308 w powiecie grodziskim,

— gminy Czempin, Koécian i miasto Ko$cian, Krzywin, cz¢$¢ gminy Smigiel polozona na wschdd od linii wyznaczonej
przez droge nr S5 w powiecie kosciafiskim,

— powiat miejski Poznan,

— gminy Buk, Dopiewo, Komorniki, Tarnowo Podgérne, Steszew, Swarzedz, Pobiedziska, Czerwonak, Mosina, miasto
Lubofi, miasto Puszczykowo i cze$¢ gminy Kérnik potozona na zachdd od linii wyznaczonych przez drogi: nr S11
biegnaca od pdinocnej granicy gminy do skrzyzowania z droga nr 434 i droge nr 434 biegnacg od tego
skrzyzowania do poludniowej granicy gminy, cze$¢ gminy Rokietnica polozona na potudniowy zachdd od linii
kolejowej biegnacej od pdlnocnej granicy gminy w miejscowosci Krzyszkowo do poludniowej granicy gminy w
miejscowosci Kiekrz oraz czg$¢ gminy wiejskiej Murowana Goélina polozona na potudnie od linii kolejowej
biegnacej od pdéinocnej granicy miasta Murowana Go$lina do pétnocno-wschodniej granicy gminy w powiecie
poznanskim,

— gmina Kiszkowo i cze$¢ gminy Klecko polozona na zachéd od rzeki Mala Welna w powiecie gnieZnienskim,
— powiat czarnkowsko-trzcianecki,

— gmina Kazmierz czg$¢ gminy Duszniki polozona na poludniowy — wschéd od linii wyznaczonej przez droge nr 306
biegnaca od pélnocnej granicy gminy do miejscowosci Duszniki, a nastepnie na potudnie od linii wyznaczonej
przez ul. Niewierska oraz droge biegnaca przez miejscowos¢ Niewierz do zachodniej granicy gminy, cze$¢ gminy
Ostrorég potozona na wschod od linii wyznaczonej przez droge nr 186 i 184 biegnace od granicy gminy do
miejscowosci Ostrordg, a nastepnie od miejscowosci Ostrorég przez miejscowosci Piaskowo — Rudki do
poludniowej granicy gminy, cz¢$¢ gminy Wronki polozona na péinoc od linii wyznaczonej przez rzeke Warte
biegnaca od zachodniej granicy gminy do przecigcia z droga nr 182, a nastgpnie na wschdd od linii wyznaczonej
przez drogi nr 182 oraz 184 biegnacg od skrzyzowania z droga nr 182 do poludniowej granicy gminy, miasto
Szamotuly i cz¢$¢ gminy Szamotuly polozona na wschéd od linii wyznaczonej przez droge nr 306 i droge taczaca
miejscowosci Lipnica - Ostrordg do linii wyznaczonej przez wschodnig granice miasta Szamotuly i na poludnie od
linii kolejowej biegnacej od poludniowej granicy miasta Szamotuly, do potudniowo-wschodniej granicy gminy oraz
cze§¢ gminy Obrzycko polozona na zachdd od drogi nr 185 taczacej miejscowosci Gaj Maly, Stopanowo i Obrzycko
do pélnocnej granicy miasta Obrzycko, a nastepnie na zachéd od drogi przebiegajacej przez miejscowosé
Chraplewo w powiecie szamotulskim,

— gminy Jutrosin, Pakoslaw w powiecie rawickim,

— gmina Budzyn w powiecie chodzieskim,

— gminy Miescisko, Skoki i Wagrowiec z miastem Wagrowiec w powiecie wagrowieckim,
— powiat pleszewski,

— gmina Zagéréw w powiecie stupeckim,

— gmina Pyzdry w powiecie wrzesifiskim,

— gminy Kotlin, Zerkéw i czg$¢ gminy Jarocin potozona na wschéd od linii wyznaczonej przez drogi nr S11i 15 w
powiecie jarocifiskim,
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— powiat ostrowski,
— powiat miejski Kalisz,

— gminy Blizanéw, Brzeziny, Zelazkéw, Godziesze Wielkie, KoZminek, Liskéw, Opatéwek, Szczytniki, cze$¢ gminy
Stawiszyn polozona na zachdd od linii wyznaczonej przez droge nr 25 biegnaca od péinocnej granicy gminy do
miejscowosci Zbiersk, a nastepnie na zachdd od linii wyznaczonej przez droge taczaca miejscowosci Zbiersk —
Lyczyn — Petryki biegnaca od skrzyzowania z drogg nr 25 do poludniowej granicy gminy, czg$¢ gminy Cekéw-
Kolonia polozona na potudnie od linii wyznaczonej przez droge laczaca miejscowosci Mlynisko — Morawin -
Jankéw w powiecie kaliskim,

— gminy Brudzew, Dobra, Kawgczyn, Przykona, Wladystawéw, Turek z miastem Turek cze$¢ gminy Tuliszkéw
polozona na pétnoc od linii wyznaczonej przez droge nr 72 biegnacej od wschodniej granicy gminy do miasta
Turek a nastepnie na pénoc od linii wyznaczonej przez droge nr 443 biegnacej od skrzyzowania z drogg nr 72 w
miescie Turek do zachodniej granicy gminy w powiecie tureckim,

— gminy Rzgdw, Grodziec, Krzyméw, Stare Miasto, cz¢$¢ gminy Rychwal polozona na zachéd od linii wyznaczonej
przez droge nr 25 biegnaca od poludniowej granicy gminy do miejscowosci Rychwal, a nastgpnie na péinoc od

linii wyznaczonej przez droge nr 443 biegnaca od skrzyzowania z drogg nr 25 w miejscowosci Rychwatl do
wschodniej granicy gminy w powiecie konifiskim,

— cz¢$¢ gminy Kepno potozona na pétnoc od linii wyznaczonej przez droge nr S8 w powiecie kepiniskim,
— powiat ostrzeszowski,
w wojewddztwie opolskim:

— gminy Domaszowice, Wilkow i czg§¢ gminy Namystéw polozona na zachéd od linii wyznaczonej przez rzeke
Glucha w powiecie namystowskim,

— gminy Wolczyn, Kluczbork, cz¢s¢ gminy Byczyna potozona na zachdd od linii wyznaczonej przez droge nr 11 w
powiecie kluczborskim,

— czgé¢ gminy Gorzéw Slaski potozona na potudnie od pétnocnej granicy miasta Gorzéw Slaski oraz na potudnie od
linii wyznaczonej przez droge nr 45, cz¢$¢ gminy Praszka polozona na poludnie od linii wyznaczonej przez droge
nr 45 w miejscowosci Praszka oraz na potudnie od drogi laczacej miejscowosci Praszka — Kowale Kolonia -
Kiczmachéw, czg$¢ gminy Rudniki poloZona na pdinoc od linii wyznaczonej przez droge nr 42 biegnaca od
zachodniej granicy gminy do skrzyzowania z drogg nr 43 i na zachdd od linii wyznaczonej przez droge nr 43
biegnaca od pdinocnej granicy gminy do skrzyzowania z droga nr 42 w powiecie oleskim,

w wojewddztwie zachodniopomorskim:

— gminy Nowogrodek Pomorski, Barlinek, czg$¢ gminy Debno polozona na wschdd od linii wyznaczonej przez droge
nr 126 biegnacg od zachodniej granicy gminy do skrzyzowania z droga nr 23 w miejscowosci Debno, nastepnie na
wschéd od linii wyznaczonej przez droge nr 23 do skrzyzowania z ul. Jana Pawla II w miejscowosci Cychry,

nastepnie na péinoc od ul. Jana Pawla II do skrzyzowania z ul. Ogrodows i dalej na péinoc od linii wyznaczonej
przez ul. Ogrodows, ktérej przedtuzenie biegnie do wschodniej granicy gminy w powiecie mysliborskim,

— gminy Trzcifisko — Zdréj, Widuchowa, cze$¢ gminy Chojna potozona na wschéd od linii wyznaczonej przez droge
nr 26 biegnaca od zachodniej granicy gminy do miejscowosci Chojna, a nastgpnie na wschdd od linii wyznaczonej
przez droge nr 31 biegnaca od skrzyzowana z drogg nr 26 do poludniowej granicy gminy, w powiecie gryfiniskim,

— gminy Bierzwnik, Krzecin, Pelczyce w powiecie choszczeriskim,

w wojewddztwie malopolskim:

— powiat brzeski,

— powiat gorlicki,

— powiat proszowicki,

— powiat nowosadecki,

— powiat miejski Nowy Sacz,

— cze$¢ powiatu dabrowskiego niewymieniona w czesci III zalgcznika I,

— cze$¢ powiatu tarnowskiego niewymieniona w czesci 11l zalgcznika 1.
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8. Slowakei
Die folgenden Sperrzonen I in der Slowakei:
— the whole district of Snina,
— the whole district of Medzilaborce,
— the whole district of Stropkov,
— the whole district of Svidnik, except municipalities included in part II,
— in the district of Velky Krti§, the municipalities of Ipelské Predmostie, Velkd nad Iplom, Hru3ov, Klefiany, Secianky,

— in the district of Levice, the municipalities of Ipelské Ul’any, Plastovce, Dolné Tdarovce, Stredné Tudrovce, Sahy,
Tesmak,

— the whole district of Krupina, except municipalities included in part II,
— the whole district of Banska Bystrica, except municipalities included in part II,

— in the district of Liptovsky Mikulas — municipalities of Pribylina, Jamnik, Svaty Stefan, Konsk4, Jakubovany,
Liptovsky Ondrej, Betiadikovd, VavriSovo, Liptovskd Kokava, Liptovsky Peter, Dovalovo, Hybe, Liptovsky Hrddok,
Liptovsky Jan, Uhorskd Ves, Podturen, Zavaznd Poruba, Liptovsky Mikulds, Pav¢ina Lehota, Deminovskd Dolina,
Gotovany, Galovany, Svity Kriz, Lazisko, Dubrava, Malatiny, Liptovské Vlachy, Liptovské Klacany, Partizdnska
Lupca, Krdlovskd Lubela, Zemianska Lubela, Vychodnd — a part of municipality north from the highway D1,

— in the district of RuZomberok, the municipalities of Liptovskd Luznd, Liptovskd Osada, Podsuchd, Ludrovd,
Stiavnicka, Liptovska Stiavnica, Nizny Slia¢, Liptovské Sliace,

— the whole district of Banska Stiavnica,

— the whole district of Ziar nad Hronom.

TEIL II

1. Bulgarien
Die folgenden Sperrzonen II in Bulgarien:
— the whole region of Haskovo,
— the whole region of Yambol,
— the whole region of Stara Zagora,
— the whole region of Pernik,
— the whole region of Kyustendil,
— the whole region of Plovdiv,
— the whole region of Pazardzhik,
— the whole region of Smolyan,
— the whole region of Dobrich,
— the whole region of Sofia city,
— the whole region of Sofia Province,
— the whole region of Blagoevgrad,
— the whole region of Razgrad,
— the whole region of Kardzhali,
— the whole region of Burgas excluding the areas in Part III,
— the whole region of Varna excluding the areas in Part III,
— the whole region of Silistra, excluding the areas in Part III,
— the whole region of Ruse, excluding the areas in Part III,

— the whole region of Veliko Tarnovo, excluding the areas in Part III,
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— the whole region of Pleven, excluding the areas in Part III,

— the whole region of Targovishte, excluding the areas in Part III,
— the whole region of Shumen, excluding the areas in Part III,
— the whole region of Sliven, excluding the areas in Part III,

— the whole region of Vidin, excluding the areas in Part IIL

2. Deutschland
Die folgenden Sperrzonen II in Deutschland:
Bundesland Brandenburg:
— Landkreis Oder-Spree:
— Gemeinde Grunow-Dammendorf,
— Gemeinde Mixdorf
— Gemeinde Schlaubetal,
— Gemeinde Neuzelle,
— Gemeinde Neifflemiinde,
— Gemeinde Lawitz,
— Gemeinde Eisenhiittenstadt,
— Gemeinde Vogelsang,
— Gemeinde Ziltendorf,
— Gemeinde Wiesenau,
— Gemeinde Friedland,
— Gemeinde Siehdichum,
— Gemeinde Miillrose,
— Gemeinde Briesen mit den Gemarkungen Biegen, Alt Madlitz, Briesen, Neubriick-Forst und Kersdorf,
— Gemeinde Jacobsdorf
— Gemeinde Grof Lindow,
— Gemeinde Brieskow-Finkenheerd,
— Gemeinde Ragow-Merz,
— Gemeinde Beeskow,
— Gemeinde Rietz-Neuendorf,

— Gemeinde Tauche mit den Gemarkungen Stremmen, Ranzig, Trebatsch, Sabrodt, Sawall, Mitweide, Lindenberg,
Falkenberg (T), Gorsdorf (B), Wulfersdorf, Giesensdorf, Briescht, Kossenblatt und Tauche,

— Gemeinde Langewahl siidlich der A12,

— Gemeinde Berkenbriick siidlich der A12,

— Gemeinde Diensdorf-Radlow,

— Gemeinde Wendisch Rietz 6stlich des Scharmiitzelsees und nordlich der B 246,

— Gemeinde Bad Saarow mit der Gemarkung Neu Golm und der Gemarkung Bad Saarow-Pieskow 0stlich des
Scharmiitzelsees und ab nordlicher Spitze 6stlich der L35,

— Landkreis Dahme-Spreewald:
— Gemeinde Jamlitz,
— Gemeinde Lieberose,

— Gemeinde Schwielochsee mit den Gemarkungen Goyatz, Jessern, Lamsfeld, Ressen, Speichrow und Zaue,
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— Landkreis Spree-Neif3e:

— Gemeinde Schenkenddbern mit den Gemarkungen Stakow, Reicherskreuz, Grof Drewitz, Sembten, Lauschiitz,
Krayne, Libbinchen, Grano, Pinnow, Birenklau, Schenkenddbern und Atterwasch,

— Gemeinde Guben mit den Gemarkungen Bresinchen, Guben und Deulowitz,
— Landkreis Mirkisch-Oderland:
— Gemeinde Bleyen-Genschmar mit der Gemarkung Bleyen,

— Gemeinde Neuhardenberg mit den Gemarkungen Wulkow bei Trebnitz Altfriedland bis 6stlicher Teil ab
Gemarkungsgrenze Neuhardenberg/Neufriedland, dem Feldweg folgend bis ,Grubscher Graben®,
Neuhardenberg 6stlicher Teil bis Gemarkungsgrenze Quappendorf entlang dem ,Quappendorfer Kanal“ bis
Gemarkungsgrenze Altfriedland,

— Gemeinde Golzow,

— Gemeinde Kiistriner Vorland,
— Gemeinde Alt Tucheband,
— Gemeinde Reitwein,

— Gemeinde Podelzig,

— Gemeinde Gusow-Platkow mit den Gemarkungen BlankeHeide, Gusow bis nordlicher Teil ab
Gemarkungsgrenze Langsow, den ,Zielgraben“ folgend iiber ,Tergelgraben“ bis ,Alte Oder®, Platkow bis
ostlicher Teil, begrenzt durch ,Alte Oder”,

— Gemeinde Seelow mit den Gemarkungen Seelow, Werbig, Langsow bis nordlicher Teil ab Gemarkungsgrenze
Buschdorf der ,Buschdorfer Str.“/L37 folgend bis Feldweg, diesem folgend iiber Gehoft ,Buschdorf 6“ iiber
Acker bis Entwisserungsgraben, diesem siidlich folgend bis ,Feldweg“, diesem folgend Richtung
,Eichwaldgraben“ bis Gemarkungsgrenze Gusow,

— Gemeinde Vierlinden,

— Gemeinde Lindendorf mit den Gemarkungen Sachsendorf, Libbenichen, Neu Mahlisch und Dolgelin — ostlich
derL 37,

— Gemeinde Fichtenhohe,

— Gemeinde Lietzen ostlich der L 37,

— Gemeinde Falkenhagen (Mark) ostlich der L 37,

— Gemeinde Zeschdorf ostlich der L 37,

— Gemeinde Treplin,

— Gemeinde Lebus,

— Gemeinde Miincheberg mit den Gemarkungen Jahnsfelde, Trebnitz, Obersdorf, Miinchehofe und Hermersdorf,
— Gemeinde Mirkische Hohe mit der Gemarkung Ringenwalde,

— Gemeinde Bliesdorf mit der Gemarkung Metzdorf,

— Gemeinde Bad Freienwalde mit den Gemarkungen Altglietzen — 6stlich des Feldweges zur ,Stille Oder”, Altranft
— ostlich der B 167 und ostlich der ,Alte Oder”, Hohenwutzen — siidlich des ,Laufgraben und Schiffmiihle —
ostlich von ,Herrenwiese,

— Gemeinde Bliesdorf mit den Gemarkungen Bliesdorf — 6stlich der B167 bis ostlicher Teil, begrenzt aus Richtung
Gemarkungsgrenze Neutrebbin siidlich der Bahnlinie bis Straffe ,Sophienhof* dieser westlich folgend bis
,Ruesterchegraben”, weiter entlang Feldweg an den Windridern Richtung ,Herrnhof*, weiter entlang
,Letschiner Hauptgraben“ nord-6stlich bis Gemarkungsgrenze Alttrebbin, Metzdorf - 6stlich der B 167 und
Kunersdorf — dstlich der B 167,

— Gemeinde Oderaue,

— Gemeinde Wriezen mit den Gemarkungen Altwriezen — Ostlicher Teil begrenzt durch Feldweg von Strafle
Altwriezen in Richtung ,Wallgraben®, Jackelsbruch, Neugaul, Neukistrinchen, Rathsdorf — ostlich der B 167
und Wriezen — 6stlich der B 167,

— kreisfreie Stadt Frankfurt (Oder),
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Bundesland Sachsen:

Landkreis Bautzen:

Gemeinde Grofldubrau,

Gemeinde Hochkirch nérdlich der B 6,

Gemeinde Konigswartha 6stlich der B 96,

Gemeinde Kubschiitz nordlich der B 6,

Gemeinde Lohsa ostlich der B 96,

Gemeinde Malschwitz,

Gemeinde Neschwitz ostlich der B 96,

Gemeinde Radibor 6stlich der B

Gemeinde Spreetal Ostlich der B

96,
97,

Gemeinde Stadt Bautzen 6stlich des Verlaufs der B 96 bis Abzweig S 156 und nordlich des Verlaufs S 156 bis

Abzweig B 6 und nordlich des Verlaufs der B 6 bis zur 6stlichen Gemeindegrenze,

— Gemeinde Stadt Hoyerswerda siidlich des Verlaufs der B 97 bis Abzweig B 96 und 6stlich des Verlaufs der B 96
bis zur siidlichen Gemeindegrenze,

Gemeinde Stadt Weilenberg,

— Gemeinde Stadt Wittichenau ostlich der B 96.

Landkreis Gorlitz:

Gemeinde Boxberg/O.L.,

Gemeinde Gablenz,

Gemeinde Grof§ Diiben, sofern nicht bereits Teil des Beobachtungsgebietes,

Gemeinde Hihnichen,
Gemeinde Hohendubrau,
Gemeinde Horka,

Gemeinde Kodersdorf,
Gemeinde Konigshain,
Gemeinde Krauschwitz i.d. O.L.,
Gemeinde Kreba-Neudorf,
Gemeinde Markersdorf,
Gemeinde Miicka,

Gemeinde Neifeaue,
Gemeinde Quitzdorf am See,

Gemeinde Rietschen,

Gemeinde Rosenbach nérdlich der S 129,

Gemeinde Schleife,

Gemeinde Schonau-Berzdorf a. d. Eigen nérdlich der S 129,

Gemeinde Schopstal,

Gemeinde Stadt Bad Muskau, sofern nicht bereits Teil des Beobachtungsgebietes,

Gemeinde Stadt Bernstadt a. d. Eigen nordlich der S 129,

Gemeinde Stadt Gorlitz,

Gemeinde Stadt Lobau nordlich der B 6 von der Kreisgrenze Bautzen bis zum Abzweig der S 129, auf der S 129

bis Gemeindegrenze,
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— Gemeinde Stadt Niesky,

— Gemeinde Stadt Ostritz nordlich der S 129 und K 8616,
— Gemeinde Stadt Reichenbach/O.L.,

— Gemeinde Stadt Rothenburg/O.L.,

— Gemeinde Stadt Weiflwasser/O.L.

— Gemeinde Trebendorf,

— Gemeinde Vierkirchen,

— Gemeinde Waldhufen,

— Gemeinde WeikeifSel.

Estland

Die folgenden Sperrzonen II in Estland:

— Eesti Vabariik (vilja arvatud Hiiu maakond).

Lettland

Die folgenden Sperrzonen Il in Lettland:

Adazu novads,

Aizputes novada Aizputes, Ciravas un LaZas pagasts, Kalvenes pagasta dala uz rietumiem no cela pie Vartajas upes
lidz autocelam A9, uz dienvidiem no autocela A9, uz rietumiem no autocela V1200, Kazdangas pagasta dala uz

rietumiem no cela V1200, P115, P117, V1296, Aizputes pilséta,

Aglonas novads,
Aizkraukles novads,
Aknistes novads,
Alojas novads,
Alsungas novads,
Aliiksnes novads,
Amatas novads,
Apes novads,
Auces novads,
Babites novads,
Baldones novads,
Baltinavas novads,
Balvu novads,
Bauskas novads,
Beverinas novads,
Brocénu novads,
Burtnieku novads,
Carnikavas novads,
Césu novads
Cesvaines novads,
Ciblas novads,
Dagdas novads,

Daugavpils novads,
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Dobeles novads,
Dundagas novads,
Durbes novads,
Engures novads,
Erglu novads,

Garkalnes novads,

Grobinas novada Bartas pagasts,

Gulbenes novads,
lecavas novads,
Tkskiles novads,
[likstes novads,
In¢ukalna novads,
Jaunjelgavas novads,
Jaunpiebalgas novads,
Jaunpils novads,
Jekabpils novads,
Jelgavas novads,
Kandavas novads,
Karsavas novads,
Keguma novads,
Kekavas novads,
Kocénu novads,
Kokneses novads,
Kraslavas novads,
Krimuldas novads,

Krustpils novads,

Kuldigas novada, Laidu pagasta dala uz ziemeliem no autocela V1296, Padures, Rumbas, Rendas, Kabiles, Varmes,

Pel¢u, Edoles, Ivandes, Kurmales, Turlavas, Gudenieku un Snépeles pagasts, Kuldigas pilséta,

Lielvardes novads,
Ligatnes novads,
Limbazu novads,
Livanu novads,
Lubanas novads,
Ludzas novads,
Madonas novads,
Malpils novads,
Marupes novads,
Mazsalacas novads,
Meérsraga novads,
Nauksénu novads,
Neretas novads,

Ogres novads,
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Olaines novads,

Ozolnieku novads,

Pargaujas novads,

Pavilostas novada Sakas pagasts, Pavilostas pilséta,
Plavinu novads,

Preilu novads,

Priekules novads,

Priekulu novads,

Raunas novads,

republikas pilséta Daugavpils,
republikas pilséta Jelgava,
republikas pilséta Jekabpils,
republikas pilséta Jarmala,
republikas pilséta Rézekne,
republikas pilséta Valmiera,
Rézeknes novads,

Riebinu novads,

Rojas novads,

Ropazu novads,

Rucavas novada Dunikas pagasts,
Rugdju novads,

Rundales novads,

Rijienas novads,

Salacgrivas novads,

Salas novads,

Salaspils novads,

Saldus novads,

Saulkrastu novads,

S€jas novads,

Siguldas novads,

Skriveru novads,

Skrundas novada Ranku pagasta dala uz ziemeliem no autocela V1272 lidz robeZai ar Ventas upi, Skrundas pagasta

daja no Skrundas uz ziemeliem no autocela A9 un austrumiem no Ventas upes,

Smiltenes novads,

Stopinu novada dala, kas atrodas uz austrumiem no autocela V36, P4 un P5, Acones ielas, Daugulupes ielas un

Daugulupites,
Strencu novads,
Talsu novads,
Teérvetes novads,

Tukuma novads,

Vainodes novada Vainodes pagasts un Embiites pagasta dala uz dienvidiem autocela P116, P106,
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— Valkas novads,

— Varakl]anu novads,
— Varkavas novads,

— Vecpiebalgas novads,
— Vecumnieku novads,
— Ventspils novads,

— Viesites novads,

— Vilakas novads,

— Vilanu novads,

— Zilupes novads.

5. Litauen
Die folgenden Sperrzonen Il in Litauen:
— Alytaus miesto savivaldybeg,
— Alytaus rajono savivaldybe,
— Anyks¢iy rajono savivaldybe,
— Akmenés rajono savivaldybeg,
— Birstono savivaldybeé,
— BirZy miesto savivaldybeg,
— BirZy rajono savivaldybé,
— Druskininky savivaldybe,
— Elektrény savivaldybe,
— Ignalinos rajono savivaldybe,
— Jonavos rajono savivaldybeé,
— Joniskio rajono savivaldybeg,

— Jurbarko rajono savivaldybé: Erzvilko, Girdziy, Jurbarko miesto, Jurbarky, Raudonés, Simkaiciy, Skirsnemunés,
Smalininky, Veliuonos ir Viesvilés senitinijos,

— Kaisiadoriy rajono savivaldybe,
— Kalvarijos savivaldybé,
— Kauno miesto savivaldybe,

— Kauno rajono savivaldybé: Akademijos, Alsény, Batniavos, EZerélio, Domeikavos, Garliavos, Garliavos apylinkiy,
Karmélavos, Kulautuvos, Lapiy, Linksmakalnio, Neveroniy, Raudondvario, Ringaudy, Roky, Samyly, Taurakiemio,
Vandziogalos, Uzliedziy, Vilkijos, ir Zapyskio seniGnijos, Babty senitnijos dalis | rytus nuo kelio A1, ir Vilkijos
apylinkiy senianijos dalis | vakarus nuo kelio Nr. 1907,

— Kazly rudos savivaldybe,
— Kelmés rajono savivaldybe,

— Kédainiy rajono savivaldybé: Dotnuvos, Gudziting, Kédainiy miesto, Krakiy, Pelédnagiy, Surviliskio, Sétos,
Truskavos, Vilainiy ir Josvainiy senitinijos dalis j siaure ir rytus nuo kelio Nr. 229 ir Nr. 2032,

— Klaipédos rajono savivaldybé: Judrény, Endriejavo ir Veivirzény senitinijos,
— Kupiskio rajono savivaldybe,

— Kretingos rajono savivaldybeé,

— Lazdijy rajono savivaldybe,

— Marijampolés savivaldybe,
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— Mazeikiy rajono savivaldybeé,
— Moléty rajono savivaldybe,

— Pagégiy savivaldybe,

— Pakruojo rajono savivaldybé,
— Panevézio rajono savivaldybg,
— Panevézio miesto savivaldybe,
— Pasvalio rajono savivaldybeg,
— Radpviliskio rajono savivaldybe,
— Rietavo savivaldybe,

— Prieny rajono savivaldybe,

— Plungés rajono savivaldybé: Zlibiny, Stalgény, Nausodzio, Plungés miesto, Sateikiy ir Kuliy seniinijos,

— Raseiniy rajono savivaldybé: Betygalos, Girkalnio, Kalnujy, Nemaksciy, Pagojuky, Paliepiy, Raseiniy miesto,
Raseiniy, Siluvos, Viduklés senitinijos,

— Rokiskio rajono savivaldybe,
— Skuodo rajono savivaldybés: Aleksandrijos, Ylakiy, Lenkimy, Mosédzio, Skuodo ir Skuodo miesto senitinijos,
— Sakiy rajono savivaldybe,

— Sal¢ininky rajono savivaldybeé,
— Siauliy miesto savivaldybé,

— Siauliy rajono savivaldybe,

— Silutés rajono savivaldybg,

— Sirvinty rajono savivaldybeé,
— Silalés rajono savivaldybe,

— Svencioniy rajono savivaldybé,
— Tauragés rajono savivaldybe,
— Tel3iy rajono savivaldybeg,

— Traky rajono savivaldybe,

— Ukmergés rajono savivaldybeé,
— Utenos rajono savivaldybe,

— Varénos rajono savivaldybe,
— Vilniaus miesto savivaldybe,
— Vilniaus rajono savivaldybe,
— Vilkaviskio rajono savivaldybeé,
— Visagino savivaldybé,

— Zarasy rajono savivaldybé.

Ungarn
Die folgenden Sperrzonen II in Ungarn:

— Békés megye 950150, 950250, 950350, 950450, 950550, 950650, 950660, 950750, 950850, 950860, 951050,
951150, 951250, 951260, 951350, 951450, 951460, 951550, 951650, 951750, 952150, 952250, 952350,
952450, 952550, 952650, 953250, 953260, 953270, 953350, 953450, 953550, 953560, 953950, 954050,
954060, 954150, 956250, 956350, 956450, 956550, 956650 és 956750 koédszdmii vadgazdalkoddsi
egységeinek teljes teriilete,

— Borsod-Abatj-Zemplén megye valamennyi vadgazdalkoddsi egységének teljes teriilete,
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— Fejér megye 403150, 403160, 403260, 404250, 404550, 404560, 405450, 405550, 405650, 406450
és 407050 k6dszamu vadgazdalkodasi egységeinek teljes teriilete,

— Hajda-Bihar megye valamennyi vadgazdalkoddsi egységének teljes teriilete,
— Heves megye valamennyi vadgazdalkoddsi egységének teljes teriilete,

— Jasz-Nagykun-Szolnok megye 750250, 750550, 750650, 750750, 750850, 750970, 750980, 751050, 751150,
751160, 751250, 751260, 751350, 751360, 751450, 751460, 751470, 751550, 751650, 751750, 751850,
751950, 752150, 752250, 752350, 752450, 752460, 752550, 752560, 752650, 752750, 752850, 752950,
753060, 753070, 753150, 753250, 753310, 753450, 753550, 753650, 753660, 753750, 753850, 753950,
753960, 754050, 754150, 754250, 754360, 754370, 754850, 755550, 755650 és 755750 kodszdmi
vadgazdalkodasi egységeinek teljes teriilete,

— Komdrom-Esztergom megye: 250350, 250850, 250950, 251450, 251550, 251950, 252050, 252150, 252350,
252450, 252460, 252550, 252650, 252750, 252850, 252860, 252950, 252960, 253050, 253150, 253250,
253350, 253450 és 253550 kodszamt vadgazdalkoddsi egységeinek teljes teriilete,

— Nograd megye valamennyi vadgazdalkoddsi egységeinek teljes teriilete,

— Pest megye 570150, 570250, 570350, 570450, 570550, 570650, 570750, 570850, 570950, 571050, 571150,
571250, 571350, 571650, 571750, 571760, 571850, 571950, 572050, 573550, 573650, 574250, 577250,
580050 és 580150 kédszamii vadgazdalkoddsi egységeinek teljes teriilete,

— Szabolcs-Szatmaér-Bereg megye valamennyi vadgazdalkoddsi egységének teljes teriilete.

7. Polen
Die folgenden Sperrzonen II in Polen:
w wojewddztwie warmifisko-mazurskim:
— gminy Kalinowo, Stare Juchy, Prostki oraz gmina wiejska Etk w powiecie efckim,
— powiat elblaski,
— powiat miejski Elblag,
— powiat goldapski,
— powiat piski,
— powiat bartoszycki,
— powiat olecki,
— powiat gizycki,
— powiat braniewski,
— powiat ketrzyniski,
— gminy Lubomino i Orneta w powiecie lidzbarskim,
— gminy Jedwabno, Szczytno i miasto Szczytno i §wi§tajno w powiecie szczycienskim,
— powiat mragowski,
— powiat wegorzewski,

— gminy Jeziorany, Kolno, cz¢§¢ gminy Biskupiec polozona na wschdd od linii wyznaczonej przez droge nr 57 w
powiecie olsztynskim,

— cze$¢ powiatu ostrodzkiego nie wymieniona w czeSci 11l zatgcznika 1,

w wojewddztwie podlaskim:

— powiat bielski,

— powiat grajewski,

— powiat moniecki,

— powiat sejnenski,

— gminy Lomza, Pigtnica, Jedwabne, Przytuly i Wizna w powiecie fomzytiskim,

— powiat miejski Lomza,
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— cz¢$¢ powiatu siemiatyckiego nie wymieniona w czgsci IIl zalacznika I,
— powiat hajnowski,

— gminy Ciechanowiec, Klukowo, Szepietowo, Kobylin-Borzymy, Nowe Piekuty, Sokoly i cz¢s¢ gminy Kulesze
Koscielne potozona na péinoc od linii wyznaczonej przez lini¢ kolejowa w powiecie wysokomazowieckim,

— gmina Rutki i cz¢$¢ gminy Kolaki Koscielne polozona na pédlnoc od linii wyznaczonej przez lini¢ kolejowa w
powiecie zambrowskim,

— gminy Maly Plock i Stawiski w powiecie kolnefiskim,
— powiat bialostocki,

— powiat suwalski,

— powiat miejski Suwalki,

— powiat augustowski,

— powiat sokolski,

— powiat miejski Bialystok,

w wojewddztwie mazowieckim:

— gminy Domanice, Korczew, Kotun, Mordy, Paprotnia, Przesmyki, Siedlce, Skérzec, Wisniew, Wodynie, Zbuczyn w
powiecie siedleckim,

— powiat miejski Siedlce,

— gminy Ceranéw, Jablonna Lacka, Koséw Lacki, Repki, Sabnie, Sterdyn w powiecie sokotowskim,

— powiat tosicki,

— powiat sochaczewski,

— gminy Policzna, Przylek, Tczéw i Zwoleit w powiecie zwoleriskim,

— powiat kozienicki,

— gminy Chotcza i Solec nad Wislag w powiecie lipskim,

— gminy Gozd, Jastrzebia, Jedlnia Letnisko, Pionki z miastem Pionki, Skaryszew, Jedlifisk, Przytyk, Zakrzew, czesé
gminy [tza polozona na zachéd od linii wyznaczonej przez droge nr 9, cze$¢ gminy Wolanéw polozona na péinoc
od drogi nr 12 w powiecie radomskim,

— gminy Bodzandw, Stubice, Wyszogrdd i Mata Wie§ w powiecie ptockim,

— powiat nowodworski,

— gminy Czerwinsk nad Wisla, Naruszewo, Zaluski w powiecie ploniskim,

— gminy: miasto Kobylka, miasto Marki, miasto Zabki, miasto Zielonka w powiecie wotominskim,

— gminy Borowie, Garwolin z miastem Garwolin, Miastkéw Koscielny, Parysow, Pilawa, cz¢$¢ gminy Wilga potozona
na pénoc od linii wyznaczonej przez rzeke Wilga biegnaca od wschodniej granicy gminy do ujScia do rzeki Wisty,
czg$¢ gminy Gorzno poltozona na pédinoc od linii wyznaczonej przez droge taczaca miejscowosci Laki i Gorzno
biegnaca od wschodniej granicy gminy, nastepnie od miejscowosci Gérzno na péinoc od drogi nr 1328W

biegnacej do drogi nr 17, a nastepnie na pélnoc od linii wyznaczonej przez droge biegnaca od drogi nr 17 do
zachodniej granicy gminy przez miejscowosci Jozeféw i Kobyla Wola w powiecie garwolinskim,

— gminy Boguty — Pianki, Zargby Koscielne, Nur i cz¢$¢ gminy Malkinia Gérna polozona na potudnie od rzeki Brok w
powiecie ostrowskim,

— gminy Chlewiska i Szydlowiec w powiecie szydlowieckim,

— gminy Cegléw, Debe Wielkie, Halinéw, Latowicz, Mifisk Mazowiecki i miasto Mifisk Mazowiecki, Mrozy, Siennica,
miasto Sulejowek w powiecie minskim,

— powiat otwocki,
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— powiat warszawski zachodni,
— powiat legionowski,

— powiat piaseczynski,

— powiat pruszkowski,

— powiat gréjecki,

— powiat grodziski,

— powiat zyrardowski,

— powiat bialobrzeski,

— powiat przysuski,

— powiat miejski Warszawa,

w wojewddztwie lubelskim:

— powiat bialski,

— powiat miejski Biala Podlaska,
— gminy Batorz, Godziszéw, Janéw Lubelski, Modliborzyce i Potok Wielki w powiecie janowskim,

— gminy Janowiec, Kazimierz Dolny, Kofiskowola, Kuréw, Markuszéw, Naleczéw, Pulawy z miastem Pulawy,
Wawolnica i Zyrzyn w powiecie putawskim,

— gminy Nowodwor, miasto Deblin i cz¢$¢ gminy Ryki polozona na potudnie od linii wyznaczonej przez linig
kolejowg powiecie ryckim,

— gminy Adaméw, Krzywda, Stoczek Lukowski z miastem Stoczek Lukowski, Wola Mystowska, Trzebiesz6w, Stanin,
Wojcieszkoéw, gmina wiejska Lukéw i miasto Lukoéw w powiecie tukowskim,

— powiat lubelski,
— powiat miejski Lublin,

— gminy Niedzwiada, Ostréowek, Ostréw Lubelski, Serniki, Usciméw i Lubartéw z miastem Lubartéw w powiecie
lubartowskim,

— powiat feczynski,

— powiat $widnicki,

— gminy Fajstawice, Gorzkéw, Izbica, Krasnystaw z miastem Krasnystaw, Krasniczyn, topiennik Gérny, Siennica
Rézana i czg$¢ gminy Zotkiewka polozona na pdlnoc od linii wyznaczonej przez droge nr 842 w powiecie
krasnostawskim,

— gminy Chetm, Ruda — Huta, Sawin, Rejowiec, Rejowiec Fabryczny z miastem Rejowiec Fabryczny, Siedliszcze,
Wierzbica, Zmudz, Dorohusk, Dubienka, Kamien, Lesniowice, Wojstawice w powiecie chelmskim,

— powiat miejski Chelm,

— powiat kra$nicki,

— powiat opolski,

— powiat parczewski,

— powiat wlodawski,

— powiat radzynski,

— powiat miejski Zamos¢,

— gminy Sitno, Skierbieszéw, Stary Zamo$¢, Zamo§é w powiecie zamojskim,
w wojewddztwie podkarpackim:

— powiat stalowowolski,

— gminy Oleszyce, Lubaczéw z miastem Lubaczéw, Wielkie Oczy w powiecie lubaczowskim,
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— czes$¢ gminy Kamien polozona na zachéd od linii wyznaczonej przez droge nr 19, czes¢ gminy Sokotéw Malopolski
potozona na pétnoc od linii wyznaczonej przez droge nr 875 w powiecie rzeszowskim,

— gminy Cmolas, Majdan Krélewski i Niwiska powiecie kolbuszowskim,

— cz¢$¢ gminy Ostréw polozona na pdélnoc od drogi linii wyznaczonej przez droge nr A4 biegnaca od zachodniej
granicy gminy do skrzyzowania z drogg nr 986, a nastepnie na zachdd od linii wyznaczonej przez droge nr 986
biegnaca od tego skrzyzowania do miejscowosci Osieka i dalej na zach6d od linii wyznaczonej przez droge faczacy
miejscowosci Osieka_- Blizna w powiecie ropczycko — sedziszowskim,

— gminy Grodzisko Dolne, czg$¢ gminy wiejskiej Lezajsk polozona na poludnie od miasta Lezajsk oraz na zachdod od
linii wyznaczonej przez rzeke San, w powiecie lezajskim,

— gmina Jarocin, cz¢$¢ gminy Harasiuki potozona na péinoc od linii wyznaczona przez droge nr 1048 R, cz¢$¢ gminy
Ulanéw polozona na pélnoc od linii wyznaczonej przez rzeke Tanew, cz¢$¢ gminy Nisko polozona na zachéd od
linii wyznaczonej przez droge nr 19 oraz na pétnoc od linii wyznaczonej przez lini¢ kolejowa biegnaca od
wschodniej granicy gminy do skrzyzowania z drogg nr 19, cze$¢ gminy Jezowe polozona na zachdd od linii
wyznaczonej przez droge nr 19 w powiecie nizanskim,

— powiat tarnobrzeski,

— cz¢$¢ gminy wiejskiej Przeworsk potozona na zachdd od miasta Przeworsk i na zachdd od linii wyznaczonej przez
autostrade A4 biegnacg od granicy z gming Tryicza do granicy miasta Przeworsk, czg$¢ gminy Zarzecze potozona
na zachéd od linii wyznaczonej przez droge nr 1594R biegnaca od pdinocnej granicy gminy do miejscowosci
Zarzecze oraz na poludnie od linii wyznaczonej przez drogi nr 1617R oraz 1619R biegngcg do potudniowej
granicy gminy oraz na péinoc od linii wyznaczonej przez rzeke Mleczka w powiecie przeworskim,

— cze$¢ gminy wiejskiej Debica potozona na pétnoc od linii wyznaczonej przez droge nr A4 w powiecie debickim,
w wojew6dztwie pomorskim:

— gminy Dzierzgon i Stary Dzierzgon w powiecie sztumskim,

— gmina Stare Pole w powiecie malborskim,

— gminy Stegny, Sztutowo i cz¢§¢ gminy Nowy Dwor Gdariski potozona na péinocny - wschéd od linii wyznaczonej
przez droge nr 55 biegngcg od poludniowej granicy gminy do skrzyzowania z droga nr 7, nastepnie przez droge
nr 7 i S7 biegnaca do zachodniej granicy gminy w powiecie nowodworskim,

w wojewddztwie Swigtokrzyskim:

— gmina Tarléw i cze§¢ gminy Ozaréw polozona na pdinoc od linii wyznaczonej przez droge nr 74 w powiecie
opatowskim,

— cz¢$¢ gminy Brody polozona na zachdd od linii kolejowej biegnacej od miejscowosci Marcule i od pétnocnej granicy
gminy przez miejscowosci Klepacze i Karczma Kunowska do potudniowej granicy gminy oraz na wschéod od linii
wyznaczonej przez droge nr 9 i na pélnocny - wschod od linii wyznaczonej przez droge nr 0618T biegnaca od
polnocnej granicy gminy do skrzyzowania w miejscowosci Lipie oraz przez droge biegngca od miejscowosci Lipie
do wschodniej granicy gminy i cze$¢ gminy Mirzec polozona na wschéd od linii wyznaczonej przez droge nr 744
biegnaca od potudniowej granicy gminy do miejscowosci Tychéw Stary a nastepnie przez droge nr 0566T biegnaca
od miejscowosci Tychow Stary w kierunku péinocno — wschodnim do granicy gminy w powiecie starachowickim,

— gmina Gowarczdw, czg$¢ gminy Konskie potozona na wschdd od linii kolejowej, cz¢$¢ gminy Staporkéw potozona
na péinoc od linii kolejowej w powiecie koneckim,

w wojewddztwie lubuskim:

— gminy Deszczno, Ktodawa, Kostrzyn nad Odra, Santok i cz¢$¢ gminy Witnica polozona na potudniowy zachdd od
drogi biegnacej od zachodniej granicy gminy od miejscowosci Krzesnica, przez miejscowosci Kamienn Wielki -
Moscice - Witnica - Klopotowo do poludniowej granicy gminy, w powiecie gorzowskim,
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— powiat miejski Gorzéw Wielkopolski,

— gminy Drezdenko, Strzelce Krajeniskie, Stare Kurowo, Zwierzyn w powiecie strzelecko — drezdeneckim,
— powiat Zarski,

w wojewddztwie dolnoslaskim:

— powiat zgorzelecki,

— gminy Grebocice, Polkowice, cz¢$¢ gminy Przemkéw potozona na potudnie od linii wyznaczonej przez droge nr 12
w powiecie polkowickim,

— gmina Rudna w powiecie lubifiskim,
w wojewddztwie wielkopolskim:
— gminy Przemet i Wolsztyn w powiecie wolsztyniskim,

— gmina Wielichowo cz¢$¢ gminy Kamieniec polozona na zachéd od linii wyznaczonej przez droge nr 308 i czesé
gminy Rakoniewice polozona na zachdd od linii wyznaczonej przez droge nr 305 w powiecie grodziskim,

— gminy Wijewo, Whoszakowice, cz¢s¢ gminy Lipno potozona na zachéd od linii wyznaczonej przez droge nr S5 i
cze§¢ gminy Swigciechowa polozona na péinoc od linii wyznaczonej przez droge nr 12 oraz na zachéd od linii
wyznaczonej przez droge nr S5 w powiecie leszczyriskim,

— czg$é¢ gminy Smigiel potozona na zachéd od linii wyznaczonej przez droge nr S5 w powiecie kosciafiskim,
— powiat obornicki,

— cz¢$¢ gminy Polajewo na polozona na potudnie od drogi taczacej miejscowosci Chraplewo, Tarndwko-Boruszyn,
Krosin, Jakubowo, Polajewo - ul. Ryczywolska do pétnocno-wschodniej granicy gminy w powiecie czarnkowsko-
trzcianeckim,

— gmina Suchy Las, cze$¢ gminy wiejskiej Murowana Goélina polozona na pétnoc od linii kolejowej biegnacej od
polnocnej granicy miasta Murowana Goélina do péinocno-wschodniej granicy gminy oraz czg$¢ gminy Rokietnica
polozona na péinoc i na wschéd od linii kolejowej biegnacej od pdlnocnej granicy gminy w miejscowosci
Krzyszkowo do potudniowej granicy gminy w miejscowosci Kiekrz w powiecie poznanskim,

— cze$¢ gminy Szamotuly polozona na wschéd od wschodniej granicy miasta Szamotuly i na péinoc od linii kolejowej
biegnacej od potudniowej granicy miasta Szamotuly do poludniowo-wschodniej granicy gminy oraz cze¢$¢ gminy
Obrzycko polozona na wschéd od drogi nr 185 laczacej miejscowosci Gaj Maly, Stopanowo i Obrzycko do
polnocnej granicy miasta Obrzycko, a nastepnie na wschdd od drogi przebiegajacej przez miejscowos¢ Chraplewo
w powiecie szamotulskim,

— gmina Malandw, cze$¢ gminy Tuliszkéw potozona na potudnie od linii wyznaczonej przez droge nr 72 biegnacej od
wschodniej granicy gminy do miasta Turek, a nastgpnie na potudnie od linii wyznaczonej przez droge nr 443
biegnaca od skrzyzowania z droga nr 72 w miescie Turek do zachodniej granicy gminy w powiecie tureckim,

— cz¢$¢ gminy Rychwal polozona na wschéd od linii wyznaczonej przez droge nr 25 biegnaca od poludniowej
granicy gminy do miejscowos$ci Rychwal, a nastgpnie na poludnie od linii wyznaczonej przez droge nr 443
biegnaca od skrzyzowania z droge nr 25 w miejscowosci Rychwal do wschodniej granicy gminy w powiecie
koninskim,

— gmina Mycielin, cz¢$¢ gminy Stawiszyn polozona na wschéd od linii wyznaczonej przez droge nr 25 biegnaca od
péinocnej granicy gminy do miejscowosci Zbiersk, a nastepnie na wschod od linii wyznaczonej przez droge
taczacy miejscowosci Zbiersk — Lyczyn — Petryki biegnaca od skrzyzowania z droga nr 25 do poludniowej granicy
gminy, cze$¢ gminy Cekéw- Kolonia polozona na pétnoc od linii wyznaczonej przez droge faczaca miejscowosci
Mlynisko — Morawin - Jankéw w powiecie kaliskim,

w wojewddztwie 16dzkim:

— gminy Bialaczéw, Drzewica, Opoczno i Powigtne w powiecie opoczynskim,

— gminy Biala Rawska, Regnéw i Sadkowice w powiecie rawskim,

— gmina Kowiesy w powiecie skierniewickim,



2.8.2021 Amtsblatt der Europiischen Union L277/127

w wojewddztwie zachodniopomorskim:

— gmina Boleszkowice i czg§¢ gminy Debno polozona na zachdd od linii wyznaczonej przez droge nr 126 biegnaca
od zachodniej granicy gminy do skrzyzowania z drogg nr 23 w miejscowosci Debno, nastepnie na zachéd od linii
wyznaczonej przez droge nr 23 do skrzyzowania z ul. Jana Pawla Il w miejscowosci Cychry, nastepnie na potudnie
od ul. Jana Pawla Il do skrzyzowania z ul. Ogrodows i dalej na potudnie od linii wyznaczonej przez ul. Ogrodows,
ktorej przedtuzenie biegnie do wschodniej granicy gminy w powiecie mysliborskim,

— gminy Cedynia, Mieszkowice, Moryn, cze$¢ gminy Chojna polozona na zachdd od linii wyznaczonej przez droge

nr 26 biegnacg od zachodniej granicy gminy do miejscowosci Chojna, a nastgpnie na zachdd od linii wyznaczonej
przez droge nr 31 biegnaca od skrzyzowana z drogg nr 26 do poludniowej granicy gminy w powiecie gryfinskim.

8. Slowakei
Die folgenden Sperrzonen I in der Slowakei:
— the whole district of Gelnica,
— the whole district of Poprad
— the whole district of Spi§skd Nova Ves,
— the whole district of Levoca,
— the whole district of Kezmarok
— in the whole district of Michalovce,
— the whole district of Kosice-okolie,
— the whole district of RoZnava,
— the whole city of Kosice,
— the whole district of Sobrance,
— the whole district of Vranov nad Toplou,
— the whole district of Humenné,
— the whole district of Presov,
— in the whole district of Sabinov,

— in the district of Svidnik, the whole municipalities of Dukovce, Zelmanovce, Kukova, Kalniste, LuZany pri Ondave,
Lacka, Giraltovee, Kracunovce, Zeleznik, Kobylince, Mi¢akovee,

— the whole district of Bardejov,

— the whole district of Stard Luboviia,

— the whole district of Revica,

— the whole district of Rimavska Sobota,

— in the district of Velky Krti§, the whole municipalities not included in part I,
— the whole district of Lucenec,

— the whole district of Poltar

— the whole district of Zvolen,

— the whole district of Detva,

— in the district of Krupina the whole municipalities of Senohrad, Horné Mladonice, Dolné Mladonice, Cekovee,
Lackov,

— In the district of Banska Bystica, the whole municipalites of Kremnicka, Malachov, Badin, Vlkanovd, Hronsek, Hornd
Mi¢ind, Dolnd Mi¢ind, M6l¢a Oravce, Cacin, Cerin, BeCov, Sebedin, Diibravica, Hrochot, Poniky, Strelniky, Povraznik,
Lubietova, Brusno, Banskd Bystrica,
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— the whole district of Brezno,

— in the district of Liptovsky Mikulas, the municipalities of Vazec, Maluzina, Kralova lehota, Liptovskd Poribka, Niznd
Boca, Vy$nd Boca a Vychodnd — a part of municipality south of the highway D1.

TEIL III

1. Bulgarien
Die folgenden Sperrzonen III in Bulgarien:
— the whole region of Gabrovo,
— the whole region of Lovech,
— the whole region of Montana,
— the Pleven region:
— the whole municipality of Belene,
— the whole municipality of Gulyantzi,
— the whole municipality of Dolna Mitropolia,
— the whole municipality of Dolni Dabnik,
— the whole municipality of Iskar,
— the whole municipality of Knezha,
— the whole municipality of Nikopol,
— the whole municipality of Pordim,
— the whole municipality of Cherven bryag,
— the Ruse region:
— the whole municipality of Dve mogili,
— the Shumen region:
— the whole municipality of Veliki Preslav,
— the whole municipality of Venetz,
— the whole municipality of Varbitza,
— the whole municipality of Kaolinovo,
— the whole municipality of Novi pazar,
— the whole municipality of Smyadovo,
— the whole municipality of Hitrino,
— the Silistra region:
— the whole municipality of Alfatar,
— the whole municipality of Glavinitsa,
— the whole municipality of Dulovo
— the whole municipality of Kaynardzha,
— the whole municipality of Tutrakan,
— the Sliven region:
— the whole municipality of Kotel,
— the whole municipality of Nova Zagora,
— the whole municipality of Tvarditza,
— the Targovishte region:
— the whole municipality of Antonovo,
— the whole municipality of Omurtag,

— the whole municipality of Opaka,
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the Vidin region,

the whole municipality of Belogradchik,
the whole municipality of Boynitza,

the whole municipality of Bregovo,

the whole municipality of Gramada,

the whole municipality of Dimovo,

the whole municipality of Kula,

the whole municipality of Makresh,

the whole municipality of Novo selo,
the whole municipality of Ruzhintzi,

the whole municipality of Chuprene,

the Veliko Tarnovo region:

the whole municipality of Veliko Tarnovo,

the whole municipality of Gorna Oryahovitza,
the whole municipality of Elena,

the whole municipality of Zlataritza,

the whole municipality of Lyaskovetz,

the whole municipality of Pavlikeni,

the whole municipality of Polski Trambesh,
the whole municipality of Strazhitza,

the whole municipality of Suhindol,

the whole region of Vratza,

in Varna region:

the whole municipality of Avren,

the whole municipality of Beloslav,

the whole municipality of Byala,

the whole municipality of Dolni Chiflik,
the whole municipality of Devnya,

the whole municipality of Dalgopol,

the whole municipality of Provadia,

the whole municipality of Suvorovo,
the whole municipality of Varna,

the whole municipality of Vetrino,

in Burgas region:

the whole municipality of Burgas,

the whole municipality of Kameno,

the whole municipality of Malko Tarnovo,
the whole municipality of Primorsko,

the whole municipality of Sozopol,

the whole municipality of Sredets,

the whole municipality of Tsarevo,

the whole municipality of Sungurlare,

the whole municipality of Ruen,
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— the whole municipality of Aytos.

2. Deutschland
Die folgenden Sperrzonen III in Deutschland:
Bundesland Brandenburg:
— Landkreis Spree NeifSe:

— Gemeinde Forst (Lausitz) mit den Gemarkungen Forst (Lausitz), Klein Jamno, Grof§ Jamno, Grofs Bademeusel
und Klein Bademeusel,

— Gemeinde Wiesengrund mit den Gemarkungen Gosda, Jethe, Gahry, Trebendorf und Mattendorf,

— Gemeinde Neuhausen| Spree mit den Gemarkungen Sergen, Komptendorf, Laubsdorf, Gablenz, Drieschnitz,
Kahsel und Bagenz,

— Gemeinde Spremberg mit den Gemarkungen Grof Luja, Tirkendorf, Schonheide, Lieskau, Hornow und
Wadelsdorf,

— Gemeinde Neiffe-Malxetal,

— Gemeinde Dobern,

— Gemeinde Tschernitz,

— Gemeinde Felixsee,

— Gemeinde Grof8 Schacksdorf-Simmersdorf,

— Gemeinde Jamlitz-Klein Diiben,

— Landkreis Markisch-Oderland:

— Gemeinde Bleyen-Genschmar mit der Gemarkung Genschmar,

— Gemeinde Bliesdorf nur Bliesdorf ostlicher Teil, begrenzt aus Richtung Gemarkungsgrenze Neutrebbin entlang
der Bahnlinie bis Strafle ,Sophienhof* dieser 6stlich folgend bis ,Ruesterchengraben®, weiter entlang Feldweg an
dAfi?tre\g];?riirédern Richtung ,Herrnhof*, weiter entlang ,Letschiner Hauptgraben“ bis Gemarkungsgrenze

— Gemeinde Letschin,

— Gemeinde Gusow-Platkow mit den Gemarkungen Gusow nordlicher Teil ab Gemarkungsgrenze Langsow, den
,Zielgraben“ folgend iiber ,Tergelgraben® bis , Alte Oder®, Platkow ostlicher Teil, begrenzt durch , Alte Oder*,

— Gemeinde Neulewin mit den Gemarkungen Giistebieser Loose, Heinrichsdorf, Karlshof, Kerstenbruch,
Neulewin, Neulietzegoricke und Riisterwerder,

— Gemeinde Neutrebbin mit den Gemarkungen Altbarnim, Altlewin, Alttrebbin, Neutrebbin und Wuschewier,

— Gemeinde Seelow mit der Gemarkung nur Langsow nordlicher Teil ab Gemarkungsgrenze Buschdorf der
,Buschdorfer Str.“/L37 folgend bis Feldweg, diesem folgend tiber Gehoft ,Buschdorf 6 iiber Acker bis
Entwisserungsgraben, diesem siidlich folgend bis ,Feldweg“, diesem folgend Richtung ,Eichwaldgraben® bis
Gemarkungsgrenze Gusow,

— Gemeinde Wriezen mit den Gemarkungen Altwriezen ostlicher Teil begrenzt durch Feldweg von Strafle
Altwriezen Richtung ,Wallgraben®; Beauregard und Eichwerder,

— Gemeinde Zechin,

— Gemeinde Neuhardenberg mit den Gemarkungen Altfriedland ostlicher Teil ab Gemarkungsgrenze
Neuhardenberg/Neufriedland, dem Feldweg folgend bis ,Grubscher Graben®, Neuhardenberg ostlicher Teil ab
Gemarkungsgrenze Quappendorf entlang dem ,Quappendorfer Kanal“ bis Gemarkungsgrenze Altfriedland und
Quappendorf,



2.8.2021 Amtsblatt der Europiischen Union L277/131

Bundesland Sachsen:
— Landkreis Gorlitz:
— Gemeinde Grofl Diiben nérdlich S126 und K8478,
— Gemeinde Stadt Bad Muskau mit dem Gemeindeteil Kleine Miihle,

— Gemeinde Stadt Bad Muskau mit dem Gemeindeteil Kébeln nordlich des Fohrenflief3.

3. Italien
Die folgenden Sperrzonen III in Italien:

— tutto il territorio della Sardegna.

4. Lettland
Die folgenden Sperrzonen IIl in Lettland:

— Aizputes novada Kalvenes pagasta dala uz austrumiem no cela pie Vartajas upes lidz autocelam A9, uz ziemeliem
no autocela A9, uz austrumiem no autocela V1200, Kazdangas pagasta dala uz austrumiem no cela V1200, P115,
P117,V1296,

— Kuldigas novada, Laidu pagasta dala uz dienvidiem no autocela V1296,

— Skrundas novada Rudbarzu, Nikraces pagasts, Ranku pagasta dala uz dienvidiem no autocela V1272 lidz robezai ar
Ventas upi, Skrundas pagasts (iznemot pagasta dala no Skrundas uz ziemeliem no autocela A9 un austrumiem no
Ventas upes), Skrundas pilséta,

— Vainodes novada Embites pagasta dala uz ziemeliem autocela P116, P106.

5. Litauen
Die folgenden Sperrzonen III in Litauen:
— Jurbarko rajono savivaldybé: Seredziaus ir Juodaiciy senitinijos,

— Kauno rajono savivaldybé: Cekiskés seniiinija, Babty senifinijos dalis | vakarus nuo kelio Alir Vilkijos apylinkiy
senitnijos dalis i rytus nuo kelio Nr. 1907,

— Keédainiy rajono savivaldybé: Pernaravos senitinija ir Josvainiy seniiinijos pietvakariné dalis tarp kelio Nr. 229 ir
Nr. 2032,

— Plungés rajono savivaldybé: Alsédziy, Babrungo, Paukstakiy, Plateliy ir Zemaiciy Kalvarijos seniiinijos,
— Raseiniy rajono savivaldybé: Ariogalos ir Ariogalos miesto senifinijos,

— Skuodo rajono savivaldybés: Barsty¢iy, Notény ir Saciy seniinijos.

6. Polen
Die folgenden Sperrzonen III in Polen:
w wojewddztwie warmifisko-mazurskim:
— powiat dzialdowski,
— powiat nidzicki,
— powiat itawski,
— powiat nowomiejski,
— gminy Dabréwno, Grunwald i Ostrda z miastem Ostréda w powiecie ostrédzkim,
— cz¢$¢ powiatu olsztynskiego nie wymieniona w czg¢sci Il zalacznika I,
— gminy Kiwity i Lidzbark Warmiriski z miastem Lidzbark Warminiski w powiecie lidzbarskim,
— powiat miejski Olsztyn,

— gminy Dzwierzuty, Pasym w powiecie szczyciefiskim,
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w wojewddztwie mazowieckim:

— gminy Laskarzew z miastem Laskarzew, Maciejowice, Sobolew, Trojanéw, Zelechéw, czes¢ gminy Wilga potozona
na potudnie od linii wyznaczonej przez rzeke Wilga biegngca od wschodniej granicy gminy do ujicia do rzeki
Wisly, cze$¢ gminy Gérzno polozona na potudnie od linii wyznaczonej przez droge aczaca miejscowosci Laki i
Gérzno biegnacg od wschodniej granicy gminy, nastepnie od miejscowosci Gérzno na potudnie od drogi
nr 1328W biegnacej do drogi nr 17, a nastepnie na potudnie od linii wyznaczonej przez droge biegnaca od drogi
nr 17 do zachodniej granicy gminy przez miejscowosci Jézeféw i Kobyla Wola w powiecie garwolifiskim,

— cze§¢ gminy Hza potozona na wschéd od linii wyznaczonej przez droge nr 9 w powiecie radomskim,
— gmina Kazanéw w powiecie zwolefiskim,

— gminy Ciepieléw, Lipsko, Rzeczniéw i Sienno w powiecie lipskim,

— czg$¢ powiatu zurominskiego nie wymieniona w czesci I zalacznika [,

— czg$¢ powiatu miawskiego nie wymieniona w czgsci I zalacznika [,

w wojewddztwie lubelskim:

— powiat tomaszowski,

— gmina Bialopole w powiecie chelmskim,

— gmina Rudnik i cze$¢ gminy Zétkiewka potozona na potudnie od linii wyznaczonej przez droge nr 842 w powiecie
krasnostawskim,

— gminy Adaméw, Grabowiec, Komaréw — Osada, Krasnobréd, tabunie, Migczyn, Nielisz, Radecznica, Suldw,
Szczebrzeszyn, Zwierzyniec w powiecie zamojskim,

— powiat bilgorajski,

— powiat hrubieszowski,

— gminy Dzwola i Chrzanéw w powiecie janowskim,

— gmina Serokomla w powiecie lukowskim,

— gminy Abraméw, Kamionka, Michéw, Firlej, Jeziorzany, Kock w powiecie lubartowskim,

— gminy Kloczew, Stezyca, Ulez i cze$¢ gminy Ryki potozona na péinoc od linii wyznaczonej przez lini¢ kolejowa w
powiecie ryckim,

— gmina Baran6w w powiecie pulawskim,

w wojewddztwie podkarpackim:

— powiat mielecki,

— gminy Czarna, Pilzno, Zyrakéw w powiecie debickim,

— gminy Cieszan6éw, Horyniec — Zdr6j, Narol i Stary Dzikéw w powiecie lubaczowskim,

— gminy Kurytéwka, Nowa Sarzyna, miasto Lezajsk, cz¢§¢ gminy wiejskiej Lezajsk polozona na péinoc od miasta
Lezajsk oraz cz¢$¢ gminy wiejskiej Lezajsk potozona na wschéd od linii wyznaczonej przez rzeke San, w powiecie
lezajskim,

— gminy Krzeszéw, Rudnik nad Sanem, cz¢$¢ gminy Harasiuki polozona na potudnie od linii wyznaczona przez droge
nr 1048 R, czg$¢ gminy Ulanéw polozona na poludnie od linii wyznaczonej przez rzeke Tanew, cze$¢ gminy Nisko
potozona na wschéd od linii wyznaczonej przez droge nr 19 oraz na potudnie od linii wyznaczonej przez linig
kolejowa biegnacg od wschodniej granicy gminy do skrzyzowania z droga nr 19, czes¢ gminy Jezowe polozona na

wschéd od linii wyznaczonej przez droge nr 19 w powiecie nizariskim,

— gminy Chlopice, Jarostaw z miastem Jarostaw, Laszki, Wiazownica, Pawlosiéw, Radymno z miastem Radymno, w
powiecie jarostawskim,

— gmina Stubno w powiecie przemyskim,

— cze$¢ gminy Kamien polozona na wschéd od linii wyznaczonej przez droge nr 19 w powiecie rzeszowskim,
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— gminy Adaméwka, Sieniawa, Tryficza, miasto Przeworsk, cz¢s¢ gminy wiejskiej Przeworsk potozona na wschdd od
miasta Przeworsk i na wschéd od linii wyznaczonej przez autostrade A4 biegnaca od granicy z gming Tryfcza do
granicy miasta Przeworsk, cze$¢ gminy Zarzecze polozona na wschéd od linii wyznaczonej przez droge nr 1594R
biegnaca od pdinocnej granicy gminy do miejscowosci Zarzecze oraz na péinoc od linii wyznaczonej przez drogi
nr 1617R oraz 1619R biegnaca do poludniowej granicy gminy w powiecie przeworskim,

w wojewddztwie lubuskim:

— powiat stubicki,

— powiat kro$nienski,

— powiat sulgcinski,

— powiat migdzyrzecki,

— powiat nowosolski,

— powiat wschowski,

— powiat $wiebodzinski,

— powiat zielonogérski

— powiat zaganski

— powiat miejski Zielona Géra,

w wojewddztwie wielkopolskim:

— gminy Krzemieniewo, Rydzyna w powiecie leszczyriskim,

— gminy Krobia i Poniec w powiecie gostyniskim,

— gminy Bojanowo, Miejska Gérka, Rawicz w powiecie rawickim,

— powiat nowotomyski,

— gmina Siedlec w powiecie wolsztyniskim,

— czg$¢ gminy Rakoniewice poloZona na wschdd od linii wyznaczonej przez droge nr 305 w powiecie grodziskim,

— powiat migdzychodzki,

— gmina Pniewy, cze$¢ gminy Duszniki polozona na péinocny — zachéd od linii wyznaczonej przez droge nr 306
biegnaca od pdélnocnej granicy gminy do miejscowos$ci Duszniki, a nastgpnie na péinoc od linii wyznaczonej przez
ul. Niewierska oraz droge biegnaca przez miejscowo$¢ Niewierz do zachodniej granicy gminy, cz¢$¢ gminy
Ostrorég potozona na zachdd od linii wyznaczonej przez droge nr 186 i 184 biegnace od granicy gminy do
miejscowosci Ostrordg, a nastepnie od miejscowosci Ostrordg przez miejscowosci Piaskowo — Rudki do
potudniowej granicy gminy, cze$¢ gminy Wronki polozona na potudnie od linii wyznaczonej przez rzeke Warte
biegnaca od zachodniej granicy gminy do przecigcia z droga nr 182, a nastgpnie na zachéd od linii wyznaczonej
przez drogi nr 182 oraz 184 biegnacg od skrzyzowania z drogg nr 182 do potudniowej granicy gminy, czesé
gminy Szamotuly polozona na zachdd od linii wyznaczonej przez droge nr 306 i droge laczaca miejscowosci

Lipnica - Ostrordg w powiecie szamotulskim,

— gminy Baranéw, Bralin, Perzéw, Leka Opatowska, Rychtal, Trzcinica, cz¢$¢ gminy Kepno potozona na potudnie od
linii wyznaczonej przez droge nr S8 w powiecie kepinskim,

w wojewddztwie dolnoslgskim:

— powiat gérowski,

— gminy Prusice i Zmigréd w powiecie trzebnickim,
— powiat glogowski,

— powiat bolestawiecki,

— gminy Gaworzyce, Radwanice i cz¢$¢ gminy Przemkow polozona na péinoc od linii wyznaczonej prze droge nr 12
w powiecie polkowickim,
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w wojewddztwie Swigtokrzyskim:

— cze$¢ gminy Brody polozona na wschéd od linii kolejowej biegnacej od miejscowosci Marcule i od pdinocnej
granicy gminy przez miejscowosci Klepacze i Karczma Kunowska do poludniowej granicy gminy w powiecie
starachowickim,

w wojewddztwie 16dzkim:

— gmina Czarnocin, cz¢$¢ gminy Moszczenica polozona na zachéd od linii wyznaczonej przez lini¢ kolejows
biegnaca od pdéinocnej granicy gminy do miejscowos$ci Moszczenica — Osiedle, a nastgpnie na pétnoc od linii
wyznaczonej przez droge faczaca miejscowosci Moszczenica — Osiedle — Koséw do skrzyzowania z drogg nr 12 i
dalej na zachdd od drogi nr 12 biegnacej od tego skrzyzowania do poludniowej granicy gminy, cze$¢ gminy
Grabica polozona na péinoc od linii wyznaczonej przez droge nr 473 biegnacej od zachodniej granicy gminy do
miejscowosci Wola Kamocka, a nastepnie na pétnoc od linii wyznaczonej przez droge biegnaca od skrzyzowania z
droga nr 473 i laczacg miejscowosci Wola Kamocka — Papieze Kolonia — Papieze do wschodniej granicy gminy w
powiecie piotrkowskim,

— gmina Broéjce, Tuszyn, Rzgéw w powiecie t6dzkim wschodnim,

— cze$¢ gminy wiejskiej Pabianice potozona na wschdd od linii wyznaczonej przez droge nr S8, czg$¢ gminy Dhutéw
potozona na wschéd od linii wyznaczonej przez droge nr 485 w powiecie pabianickim,

— gminy Bolestawiec, Czastary, Lututéw, Lubnice, cz¢$¢ gminy Sokolniki potozona na wschéd od linii wyznaczonej
przez droge nr 482, cze$¢ gminy Galewice potozona na wschdd od linii wyznaczonej przez droge laczacy
miejscowosci Przybytéw — Ostréwek — Dabréwka — Zmyslona w powiecie wieruszowskim,

— gminy Biala, Czarnozyly, Skomlin, cz¢$¢ gminy Mokrsko polozona na zachéd od linii wyznaczonej przez droge
taczaca miejscowosci Krzyworzeka — Mokrsko - Zmyslona — Komorniki — Orzechowiec — Porgby, czg$¢ gminy
Wieluni polozona na zachdd od miejscowosci Wielun oraz na péinoc od linii wyznaczonej przez droge laczaca
miejscowosci Wielun — Turé6w — Chotéw biegnaca do zachodniej granicy gminy, cz¢$¢ gminy Ostréwek polozona
na zachdd od linii wyznaczonej przez rzeke Pyszna w powiecie wielufiskim,

— cz¢§¢ gminy Zloczew polozona na poludnie od linii wyznaczonej przez droge nr 482 biegnacg od zachodniej
granicy gminy w miejscowosci Unikéw do miejscowosci Zloczew, a nastgpnie na zachdd od linii wyznaczonej
przez droge nr 477 biegnaca od miejscowosci Zloczew do poludniowej granicy gminy, czes¢ gminy Klonowa
polozona na poludnie od linii wyznaczonej przez droge biegngca od wschodniej granicy gminy, laczacy
miejscowosci Owieczki - Klonowa — Gérka Klonowska - Przybyléw w powiecie sieradzkim,

w wojewd6dztwie opolskim:

— czgé¢ gminy Gorzéw Slaski potozona na pétnoc od miasta Gorzéw Slaski oraz na pétnoc od linii wyznaczonej
przez droge nr 4715E, czg$¢ gminy Praszka polozona na pétnoc od linii wyznaczonej przez droge nr 45 w
miejscowosci Praszka oraz na péinoc od drogi faczacej miejscowosci Praszka - Kowale w powiecie oleskim,

— cz¢$¢ gminy Byczyna polozona na wschéd od linii wyznaczonej przez droge nr 11 w powiecie kluczborskim,
— cze$¢ gminy Namystow polozona na wschéd od linii wyznaczonej przez rzeke Glucha w powiecie namystowskim,
w wojewddztwie podlaskim:

— gmina Siemiatycze, cz¢$¢ gminy Mielnik polozona na zachéd od linii wyznaczonej przez droge biegnaca od
poinocnej granicy gminy laczaca miejscowosci Borysowszczyzna — Radziwitéwka — Mielnik, czg$¢ gminy Nurzec-
Stacja polozona na zachdéd od linii wyznaczonej przez droge 693 biegnacej od pdlnocnej granicy gminy do
miejscowosci Zerczyce, nastepnie na zachdd od linii wyznaczonej przez drogi taczace miejscowosci Zerczyce -
Nurzec-Stacja — Borysowszczyzna do poludniowej granicy gminy, czg$¢ gminy Milejczyce potozona na potudnie
od linii wyznaczonej przez droge biegnaca od zachodniej granicy gminy laczgca miejscowosci Choroszczewo —
Pokaniewo — Grabarka — Milejczyce do miejscowosci Milejczyce, a nastgpnie na zachdd od drogi nr 693 biegnacej
od miejscowosci Milejezyce do potudniowej granicy gminy, cze$¢ gminy Dziadkowice polozona na poludnie od
linii wyznaczonej przez droge biegnaca od zachodniej granicy gminy, faczacej miejscowosci Zargby — Dziadkowice
— Malewice — Hornowo do wschodniej granicy gminy w powiecie siemiatyckim,



2.8.2021 Amtsblatt der Europdischen Union L 277/135

w wojewddztwie matopolskim:
— gminy Dgbrowa Tarnowska, Radgoszcz, Szczucin w powiecie dgbrowskim,,
— gminy Lisia Gora, Ple$na, Ryglice, Skrzyszéw, Tarnéw, Tuchéw w powiecie tarnowskim,

— powiat miejski Tarnow.

7. Ruminien
Die folgenden Sperrzonen III in Ruménien:
— Zona orasului Bucuresti,
— Judetul Constanta,
— Judetul Satu Mare,
— Judetul Tulcea,
— Judetul Baciu,
— Judetul Bihor,
— Judetul Bistrita Nasiud,
— Judetul Briila,
— Judetul Buziu,
— Judetul Cilarasi,
— Judetul Dambovita,
— Judetul Galati,
— Judetul Giurgiu,
— Judetul Talomita,
— Judetul Ilfov,
— Judetul Prahova,
— Judetul Silaj,
— Judetul Suceava
— Judetul Vaslui,
— Judetul Vrancea,
— Judetul Teleorman,
— Judetul Mehedinti,
— Judetul Gorj,
— Judetul Arges,
— Judetul Olt,
— Judetul Dolj,
— Judetul Arad,
— Judetul Timis,
— Judetul Covasna,
— Judetul Brasov,
— Judetul Botosani,
— Judetul Vilcea,
— Judetul Iasi,
— Judetul Hunedoara,
— Judetul Alba,
— Judetul Sibiu,
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— Judetul Caras-Severin,
— Judetul Neamt,

— Judetul Harghita,

— Judetul Mures,

— Judetul Cluj,

— Judetul Maramures.

8. Slowakei
Die folgenden Sperrzonen Il in der Slowakei:

— In the district of Lucenec: Lucenec a jeho Casti, Panické Dravce, MikuSovce, Pincind, Holisa, Vidind, Bolkovce,
Trebelovce, Hali¢, Stard Hali¢, Tomda3ovce, Trené, Velkd nad Iplom, Buzitka (without settlement Déra), Pria, Nitra
nad Iplom, Maskovd, Lehotka, Kalonda, JelSovec, Lubore¢, Filakovské Kovace, Lipovany, Mucin, Rapovce, Lupog,
Gregorova Vieska, Praha,

— In the district of Poltdr: Kalinovo, Velk4 Ves,

— the whole district of Trebisov*.
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RICHTLINIEN

DELEGIERTE RICHTLINIE (EU) 2021/1269 DER KOMMISSION
vom 21. April 2021
zur Anderung der Delegierten Richtlinie (EU) 2017/593 durch Einbeziehung von
Nachhaltigkeitsfaktoren in die Produktiiberwachungspflichten

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestiitzt auf die Richtlinie 2014/65/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 iiber Markte fiir
Finanzinstrumente und zur Anderung des Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (!), insbesondere auf Artikel 16
Absatz 12 und Artikel 24 Absatz 13,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)

Der Ubergang zu einer CO,-armen, nachhaltigeren und ressourcenschonenden Kreislaufwirtschaft steht im Einklang
mit den Zielen fiir nachhaltige Entwicklung und ist von entscheidender Bedeutung fiir die Gewihrleistung der
langfristigen Wettbewerbsfahigkeit der Wirtschaft der Union. Im Jahr 2016 schloss die Union das Pariser
Ubereinkommen (?). Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe ¢ des Pariser Ubereinkommens gibt das Ziel vor, entschlossener
gegen Klimainderungen vorzugehen, unter anderem indem die Finanzmittelfliisse in Einklang gebracht werden mit
einem Weg hin zu einer hinsichtlich der Treibhausgase emissionsarmen und gegeniiber Klimaidnderungen
widerstandsfihigen Entwicklung.

Um diese Herausforderung anzugehen, prasentierte die Kommission im Dezember 2019 den europdischen Griinen
Deal (). Der europdische Griine Deal ist eine neue Wachstumsstrategie, mit der die Union zu einer fairen und
wohlhabenden Gesellschaft mit einer modernen, ressourcenschonenden und wettbewerbsfihigen Wirtschaft
werden soll, in der ab dem Jahr 2050 keine Netto-Treibhausgasemissionen mehr freigesetzt werden und das
Wirtschaftswachstum von der Ressourcennutzung abgekoppelt ist. Dieses Ziel erfordert klare Signale an die Anleger
in Bezug auf ihre Investitionen, um ,gestrandete” Vermogenswerte zu vermeiden und nachhaltige Finanzmittel zu
mobilisieren.

Im Mirz 2018 veroffentlichte die Kommission ihren Aktionsplan ,Finanzierung nachhaltigen Wachstums® (¥), mit
dem eine ehrgeizige und umfassende Strategie fiir ein nachhaltiges Finanzwesen auf den Weg gebracht wurde. Eines
der im Aktionsplan genannten Ziele besteht darin, die Kapitalfliisse in nachhaltige Investitionen umzulenken, um
ein nachhaltiges und inklusives Wachstum zu erreichen.

Die ordnungsgemiffe Umsetzung des Aktionsplans fordert die Nachfrage der Anleger nach nachhaltigen
Investitionen. Daher muss klargestellt werden, dass im Rahmen der in der Delegierten Richtlinie (EU) 2017/593 der
Kommission (°) festgelegten Produktiiberwachungspflichten auch Nachhaltigkeitsfaktoren und nachhaltigkeits-
bezogene Ziele zu beriicksichtigen sind.

Wertpapierfirmen, die Finanzinstrumente konzipieren und vertreiben, sollten beim Produktgenehmigungsverfahren
jedes Finanzinstruments Nachhaltigkeitsfaktoren genauso beriicksichtigen wie bei den anderen Produktiiber-
wachungs- und -kontrollverfahren fiir Finanzinstrumente, die an Kunden vertrieben werden soll, die an Finanzinst-
rumenten mit einem nachhaltigkeitsbezogenen Profil interessiert sind.

ABIL.L 173 vom 12.6.2014, S. 349.

Beschluss (EU) 2016/1841 des Rates vom 5. Oktober 2016 iiber den Abschluss des im Rahmen des Rahmeniibereinkommens der
Vereinten Nationen {iber Klimainderungen geschlossenen Ubereinkommens von Paris im Namen der Europdischen Union (ABL L 282
vom 19.10.2016, S. 1).

COM(2019) 640 final.

COM(2018) 97 final.

Delegierte Richtlinie (EU) 2017/593 der Kommission vom 7. April 2016 zur Ergdnzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europaischen
Parlaments und des Rates im Hinblick auf den Schutz der Finanzinstrumente und Gelder von Kunden, Produktiiberwachungspflichten
und Vorschriften fiir die Entrichtung beziehungsweise Gewihrung oder Entgegennahme von Gebiihren, Provisionen oder anderen
monetdren oder nicht-monetiren Vorteilen (ABI. L 87 vom 31.3.2017, S. 500).
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(6)

Da der Zielmarkt in ausreichender Detailtiefe definiert werden sollte, ist eine allgemeine Erklirung, dass ein
Finanzinstrument ein nachhaltigkeitsbezogenes Profil aufweist, nicht ausreichend. Wertpapierfirmen, die
Finanzinstrumente konzipieren und vertreiben, sollten vielmehr angeben, an welche Kundengruppe mit nachhaltig-
keitsbezogenen Zielen das Finanzinstrument vertrieben werden soll.

Um sicherzustellen, dass Finanzinstrumente mit Nachhaltigkeitsfaktoren auch fiir Kunden ohne Nachhaltigkeitspra-
ferenzen leicht verfiigbar bleiben, sollten Wertpapierfirmen nicht verpflichtet werden, Kundengruppen zu ermitteln,
mit deren Bediirfnissen, Merkmalen und Zielen das Finanzinstrument mit Nachhaltigkeitsfaktoren nicht vereinbar
ist.

Die Nachhaltigkeitsfaktoren eines Finanzinstruments sollten transparent dargestellt werden, damit der Vertreiber
seinen Kunden oder potenziellen Kunden die relevanten Informationen zur Verfiigung stellen kann.

Die Delegierte Richtlinie (EU) 2017/593 sollte daher entsprechend gedndert werden —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Anderungen der Delegierten Richtlinie (EU) 2017/593

Die Delegierte Richtlinie (EU) 2017/593 wird wie folgt gedndert:

1.

In Artikel 1 wird folgender Absatz 5 angefiigt:

,(5)  Der Ausdruck ,Nachhaltigkeitsfaktoren“ bezeichnet Nachhaltigkeitsfaktoren im Sinne von Artikel 2 Nummer 24
der Verordnung (EU) 2019/2088 des Europaischen Parlaments und des Rates (¥).

(*) Verordnung (EU) 2019/2088 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 iiber nachhaltig-
keitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor (ABL L 317 vom 9.12.2019, S. 1).“

Artikel 9 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 9 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

.(9)  Die Mitgliedstaaten verpflichten die Wertpapierfirmen, mit ausreichender Detailtiefe den potenziellen
Zielmarkt fur jedes Finanzinstrument und die Kundenart(en) zu bestimmen, mit deren Bediirfnissen, Merkmalen
und Zielen, einschlieflich etwaiger nachhaltigkeitsbezogener Ziele, das Finanzinstrument vereinbar ist. Dabei
bestimmen die Firmen jegliche Kundengruppen, mit deren Bediirfnissen, Merkmalen und Zielen das
Finanzinstrument nicht vereinbar ist, es sei denn, bei den betreffenden Finanzinstrumenten werden Nachhaltigkeits-
faktoren beriicksichtigt. Arbeiten Wertpapierfirmen bei der Konzeption eines Finanzinstruments zusammen,
braucht nur ein Zielmarkt bestimmt zu werden.;

b) Absatz 11 erhilt folgende Fassung:

,(11)  Die Mitgliedstaaten verpflichten die Wertpapierfirmen, festzustellen, ob ein Finanzinstrument den
ermittelten Bediirfnissen, Merkmalen und Zielen des Zielmarkts entspricht, unter anderem indem sie untersuchen,
ob folgende Elemente gegeben sind:

a) Das Risiko-[Ertragsprofil des Finanzinstruments ist mit dem Zielmarkt vereinbar;
b) etwaige Nachhaltigkeitsfaktoren des Finanzinstruments sind mit dem Zielmarkt vereinbar;

¢) die Gestaltung des Finanzinstruments wird durch Merkmale bestimmt, die fiir den Kunden von Vorteil sind, und
nicht durch ein Geschiftsmodell, dessen Rentabilitit auf schlechten Kundenergebnissen beruht.

¢) In Absatz 13 wird folgender Unterabsatz 2 angefiigt:

,Die Nachhaltigkeitsfaktoren des Finanzinstruments werden auf transparente Art und Weise beschrieben und bieten
den Verteilern die Informationen, die sie bendtigen, um jegliche nachhaltigkeitsbezogenen Ziele des Kunden oder
potenziellen Kunden gebithrend beriicksichtigen zu kénnen.”;
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d) Absatz 14 erhilt folgende Fassung:

,(14)  Die Mitgliedstaaten verpflichten die Wertpapierfirmen, die von ihnen konzipierten Finanzinstrumente
regelmifig zu tberpriffen und dabei alle Ereignisse zu beriicksichtigen, die das potenzielle Risiko fiir den
bestimmten Zielmarkt wesentlich beeinflussen konnten. Die Wertpapierfirmen priifen, ob das Finanzinstrument
weiterhin mit den Bediirfnissen, Merkmalen und Zielen des Zielmarkts vereinbar ist und auf dem Zielmarkt
vertrieben wird oder ob es Kunden erreicht, mit deren Bediirfnissen, Merkmalen und Zielen, einschlielich etwaiger
nachhaltigkeitsbezogener Ziele, das Finanzinstrument nicht vereinbar ist.“.

3. Artikel 10 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(2)  Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass die Wertpapierfirmen iiber angemessene Produktiiberwachungsvor-
kehrungen verfiigen missen, die sicherstellen, dass die Produkte und Dienstleistungen, die sie anbieten oder
empfehlen wollen, mit den Bediirfnissen, Merkmalen und Zielen, einschlieflich etwaiger nachhaltigkeitsbezogener
Ziele, eines bestimmten Zielmarkts vereinbar sind und dass die beabsichtigte Vertriebsstrategie dem bestimmten
Zielmarkt entspricht. Die Wertpapierfirmen ermitteln und bewerten die Situation und die Bediirfnisse der Kunden,
auf die sich konzentrieren wollen, in angemessener Weise, um sicherzustellen, dass die Interessen der Kunden nicht
aufgrund kommerziellen oder finanziellen Drucks beeintrichtigt werden. Dabei bestimmen die Firmen jegliche
Kundengruppen, mit deren Bediirfnissen, Merkmalen und Zielen das Produkt oder die Dienstleistung nicht
vereinbar ist, es sei denn, bei den betreffenden Finanzinstrumenten werden Nachhaltigkeitsfaktoren beriicksichtigt.”;

b) Absatz 5 erhilt folgende Fassung:

,(5)  Die Mitgliedstaaten verpflichten die Wertpapierfirmen, die von ihnen angebotenen oder empfohlenen
Finanzinstrumente und die von ihnen erbrachten Dienstleistungen regelmiflig zu tiberpriifen und dabei alle
Ereignisse zu beriicksichtigen, die das potenzielle Risiko fiir den bestimmten Zielmarkt wesentlich beeinflussen
konnten. Die Firmen bewerten zumindest, ob das Produkt oder die Dienstleistung den Bediirfnissen, Merkmalen
und Zielen, einschliefSlich etwaiger nachhaltigkeitsbezogener Ziele, des bestimmten Zielmarkts weiterhin entspricht
und ob die beabsichtigte Vertriebsstrategie immer noch geeignet ist. Die Firmen tiberpriifen den Zielmarkt erneut
und/oder aktualisieren die Produktiiberwachungsvorkehrungen, wenn sie erkennen, dass sie den Zielmarkt fiir ein
bestimmtes Produkt oder eine bestimmte Dienstleistung nicht richtig bestimmt haben oder dass das Produkt oder
die Dienstleistung den Gegebenheiten des bestimmten Zielmarkts nicht mehr gerecht wird, beispielsweise falls das
Produkt aufgrund von Marktveranderungen illiquide oder hochgradig volatil wird.”.

Artikel 2

Umsetzung

(1)  Die Mitgliedstaaten erlassen und verodffentlichen bis spitestens 21. August 2022 die erforderlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverziiglich den Wortlaut
dieser Vorschriften mit.

Sie wenden diese Rechtsvorschriften ab dem 22. November 20221 an.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veroffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

(2)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Vorschriften mit, die sie auf dem
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.
Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.
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Artikel 4
Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Briissel, den 21. April 2021

Fiir die Kommission
Die Prisidentin
Ursula VON DER LEYEN
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DELEGIERTE RICHTLINIE (EU) 2021/1270 DER KOMMISSION
vom 21. April 2021

zur Anderung der Richtlinie 2010/43/EU in Bezug auf die von Organismen fiir gemeinsame Anlagen
in Wertpapieren (OGAW) zu beriicksichtigenden Nachhaltigkeitsrisiken und -faktoren

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag uiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestiitzt auf die Richtlinie 2009/65/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 zur Koordinierung
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen fiir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren
(OGAW) (1), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 3, Artikel 14 Absatz 2 und Artikel 51 Absatz 4,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Der Ubergang zu einer CO,-armen, nachhaltigeren und ressourcenschonenden Kreislaufwirtschaft steht im Einklang
mit den Zielen fiir nachhaltige Entwicklung und ist von entscheidender Bedeutung fiir die Gewihrleistung der
langfristigen Wettbewerbsfahigkeit der Wirtschaft der Union. Im Jahr 2016 schloss die Union das Pariser
Ubereinkommen (?). Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe ¢ des Pariser Ubereinkommens gibt das Ziel vor, entschlossener
gegen Klimadnderungen vorzugehen, unter anderem, indem die Finanzmittelfliisse in Einklang gebracht werden mit
einem Weg hin zu einer hinsichtlich der Treibhausgase emissionsarmen und gegeniiber Klimainderungen
widerstandsfahigen Entwicklung.

(2)  Um diese Herausforderung anzugehen, stellte die Kommission im Dezember 2019 den européischen Griinen Deal ()
vor. Der Griine Deal ist eine neue Wachstumsstrategie, mit der die Union zu einer fairen und wohlhabenden
Gesellschaft mit einer modernen, ressourceneffizienten und wettbewerbsfahigen Wirtschaft werden soll, in der ab
dem Jahr 2050 keine Netto-Treibhausgasemissionen mehr freigesetzt werden und das Wirtschaftswachstum von der
Ressourcennutzung abgekoppelt ist. Dieses Ziel erfordert auch klare Signale an die Anleger in Bezug auf ihre
Investitionen, um gestrandete Vermdgenswerte zu vermeiden und nachhaltige Finanzmittel zu mobilisieren.

(3)  Im Mirz 2018 veroffentlichte die Kommission ihren Aktionsplan ,Finanzierung nachhaltigen Wachstums® (%), mit
dem eine ehrgeizige und umfassende Strategie fiir ein nachhaltiges Finanzwesen auf den Weg gebracht wurde. Eines
der im Aktionsplan genannten Ziele besteht darin, die Kapitalfliisse in nachhaltige Investitionen umzulenken, um
ein nachhaltiges und inklusives Wachstum zu erreichen. Im Mai 2018 wurde die Folgenabschitzung () zu
nachfolgenden Rechtsetzungsinitiativen veroffentlicht, der zufolge klarer herausgestellt werden miisse, dass
Verwaltungsgesellschaften im Rahmen ihrer Pflichten gegeniiber den Anlegern auch Nachhaltigkeitsfaktoren
beriicksichtigen sollten. Die Verwaltungsgesellschaften sollten daher nicht nur simtliche relevanten finanziellen
Risiken fortlaufend bewerten, sondern auch alle relevanten Nachhaltigkeitsrisiken im Sinne der Verordnung (EU)
2019/2088 des Europdischen Parlaments und des Rates (°), die bei Eintreten tatsichliche oder potenzielle
wesentliche negative Auswirkungen auf den Wert einer Anlage haben konnen. In der Richtlinie 2010/43/EU der
Kommission () werden Nachhaltigkeitsrisiken nicht ausdriicklich genannt. Aus diesem Grund und um
sicherzustellen, dass interne Verfahren und organisatorische Vorkehrungen ordnungsgemif umgesetzt und
eingehalten werden, muss klargestellt werden, dass die Prozesse, Systeme und internen Kontrollen von Verwaltungs-
gesellschaften Nachhaltigkeitsrisiken widerspiegeln miissen und dass fiir die Analyse dieser Risiken technische
Kapazititen und Kenntnisse erforderlich sind.

() ABLL 302vom 17.11.2009, S. 32.

(*) Beschluss (EU) 2016/1841 des Rates vom 5. Oktober 2016 iiber den Abschluss des im Rahmen des Rahmeniibereinkommens der
Vereinten Nationen {iber Klimainderungen geschlossenen Ubereinkommens von Paris im Namen der Europdischen Union (ABL. L 282
vom 19.10.2016, S. 4).

() COM(2019) 640 final.

() COM(2018) 97 final.

() SWD(2018) 264 final.

(®) Verordnung (EU) 2019/2088 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 tiber nachhaltigkeitsbezogene

Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor (ABL L 317 vom 9.12.2019, S. 1).

() Richtlinie 2010/43/EU der Kommission vom 1. Juli 2010 zur Durchfithrung der Richtlinie 2009/65/EG des Europdischen Parlaments
und des Rates im Hinblick auf organisatorische Anforderungen, Interessenkonflikte, Wohlverhalten, Risikomanagement und den
Inhalt der Vereinbarung zwischen Verwahrstelle und Verwaltungsgesellschaft (ABL. L 176 vom 10.7.2010, S. 42),



L 277/142 Amtsblatt der Europiischen Union 2.8.2021

(4)  Um ungleiche Wettbewerbsbedingungen fiir Verwaltungsgesellschaften und Investmentgesellschaften, die keine
Verwaltungsgesellschaft benannt haben, und damit verbundene Fragmentierung, Inkohdrenz und
Unvorhersehbarkeit auf dem Binnenmarkt zu vermeiden, sollten die Vorschriften fur die Einbeziehung von
Nachhaltigkeitsrisiken auch fir Investmentgesellschaften gelten, wobei der Grundsatz der Verhiltnismafigkeit zu
wahren ist.

(50  Um einen hohen Anlegerschutz zu gewihrleisten, sollten Verwaltungsgesellschaften bei der Feststellung der Arten
von Interessenkonflikten, die den Interessen eines OGAW abtriglich sein konnen, auch Interessenkonflikte
berticksichtigen, die sich aus der Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken in ihre Prozesse, Systeme und internen
Kontrollen ergeben konnen. Zu diesen Konflikten konnen Konflikte gehoren, die sich aus der Vergiitung oder aus
personlichen Transaktionen der betreffenden Mitarbeiter ergeben, Interessenkonflikte, die zu Greenwashing,
Verkdufen unter Vorgabe falscher oder irreleitender Behauptungen oder falschen Darstellungen von
Anlagestrategien fithren konnten, sowie Interessenkonflikte zwischen verschiedenen OGAW, die von derselben
Verwaltungsgesellschaft verwaltet werden.

(6)  Nach der Verordnung (EU) 2019/2088 miissen Verwaltungs- oder Investmentgesellschaften, die verpflichtet sind, die
wichtigsten nachteiligen Auswirkungen von Investitionsentscheidungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren zu
beriicksichtigen, oder die solche Auswirkungen freiwillig beriicksichtigen, offenlegen, wie diese wichtigsten
nachteiligen Auswirkungen im Rahmen ihrer Sorgfaltspflichten beriicksichtigt werden. Um die Kohdrenz zwischen
der Verordnung (EU) 2019/2088 und der Richtlinie 2010/43/EU zu gewihrleisten, sollte diese Verpflichtung in der
Richtlinie 2010/43/EU zum Ausdruck kommen.

(7)  Die Richtlinie 2010/43/EU sollte daher entsprechend gedndert werden —
HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1
Anderung der Richtlinie 2010/43/EU

Die Richtlinie 2010/43/EU wird wie folgt gedndert:
1. In Artikel 3 werden folgende Nummern 11 und 12 angefiigt:

,11. Nachhaltigkeitsrisiko: ein Nachhaltigkeitsrisiko im Sinne von Artikel 2 Nummer 22 der Verordnung (EU)
2019/2088 des Europiischen Parlaments und des Rates (*);

12. Nachhaltigkeitsfaktoren: Nachhaltigkeitsfaktoren im Sinne von Artikel 2 Nummer 24 der Verordnung (EU)
2019/2088.

(*) Verordnung (EU) 2019/2088 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 iiber nachhaltig-
keitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor (ABL L 317 vom 9.12.2019, S. 1).“

2. In Artikel 4 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefiigt:

,Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass Verwaltungsgesellschaften bei der Erfiillung der in Unterabsatz 1 aufgeftihrten
Anforderungen Nachhaltigkeitsrisiken Rechnung tragen.”

3. In Artikel 5 wird folgender Absatz 5 angefuigt:

,5.  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass Verwaltungsgesellschaften fiir die Zwecke der Absitze 1, 2 und 3 iiber die
Ressourcen und Fachkenntnisse verfugen, die fur eine wirksame Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken erforderlich
sind.”

4. Folgender Artikel 5a wird eingefiigt:
Artikel 5a

Verpflichtung von Investmentgesellschaften zur Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken in die Verwaltung
von OGAW

Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass Investmentgesellschaften bei der Verwaltung von OGAW Nachhaltigkeitsrisiken
einbeziehen und dabei der Art, dem Umfang und der Komplexitit ihrer Geschifte Rechnung tragen.”
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5. In Artikel 9 Absatz 2 wird folgender Buchstabe g angefiigt:

,g) fir die Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken in die unter den Buchstaben a bis f genannten Tatigkeiten
verantwortlich ist.”

6. In Artikel 17 wird folgender Absatz 3 angefiigt:

,3.  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die Verwaltungsgesellschaften bei der Feststellung der Arten von
Interessenkonflikten, die den Interessen eines OGAW abtréglich sein konnen, auch Interessenkonflikte beriicksichtigen,
die sich aus der Einbeziechung von Nachhaltigkeitsrisiken in ihre Prozesse, Systeme und internen Kontrollen ergeben
konnen.“

7. In Artikel 23 werden die folgenden Absitze 5 und 6 angefiigt:

,5.  Die Mitgliedstaaten verpflichten Verwaltungsgesellschaften, bei der Erfiillung der in den Absitzen 1 bis 4
aufgefithrten Anforderungen Nachhaltigkeitsrisiken zu beriicksichtigen.

6.  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass Verwaltungsgesellschaften oder gegebenenfalls Investmentgesellschaften,
die die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen von Investitionsentscheidungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren gemifS
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2019/2088 oder nach Maflgabe von Artikel 4 Absitze 3 und 4
der genannten Verordnung beriicksichtigen, diesen wichtigsten nachteiligen Auswirkungen bei der Erfullung der in den
Absitzen 1 bis 4 dieses Artikels aufgefithrten Anforderungen Rechnung tragen.”

8. Artikel 38 Absatz 1 Unterabsatz 2 erhilt folgende Fassung:

,Die Risikomanagement-Grundsitze umfassen die Verfahren, die notwendig sind, damit die Verwaltungsgesellschaft bei
jedem von ihr verwalteten OGAW dessen Markt-, Liquiditits-, Nachhaltigkeits- und Kontrahentenrisiko sowie alle
sonstigen Risiken, einschlieflich operationeller Risiken, bewerten kann, die fur die einzelnen von ihr verwalteten
OGAW wesentlich sein konnten.”

Artikel 2

Umsetzung

(1)  Die Mitgliedstaaten erlassen und veroffentlichen bis spitestens 31. Juli 2022 die erforderlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverziiglich den Wortlaut
dieser Vorschriften mit.

Sie wenden diese Mafnahmen ab dem 1. August 2022 an.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veroffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

(2)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Vorschriften mit, die sie auf dem
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Verdffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Artikel 4

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
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Briissel, den 21. April 2021

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN
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BESCHLUSSE

BESCHLUSS (EU, Euratom) 2021/1271 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS, DES RATES UND
DER KOMMISSION

vom 26. Juli 2021

zur Ernennung des Direktors der Behorde fiir europiische politische Parteien und europiische
politische Stiftungen
DAS EUROPAISCHE PARLAMENT, DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION UND DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,
gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen Atomgemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1141/2014 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober
2014 iiber das Statut und die Finanzierung europdischer politischer Parteien und europiischer politischer Stiftungen ('),
insbesondere auf Artikel 6 Absatz 3,

gestiitzt auf die Bewerberliste, die am 15. Juli 2021 von dem aus den Generalsekretiren des Europiischen Parlaments, des
Rates und der Kommission bestehenden Auswahlausschuss nach einer offenen Aufforderung zur Einreichung von
Bewerbungen im Hinblick auf die Ernennung des Direktors der Behorde fiir europiische politische Parteien und
europiische politische Stiftungen vorgeschlagen wurde,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1141/2014 richtet eine Behorde fiir européische politische
Parteien und europdische politische Stiftungen ein.

(2)  Nach Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1141/2014 wird der Direktor der Behorde fiir
europdische politische Parteien und europiische politische Stiftungen nach einer offenen Aufforderung zur
Einreichung von Bewerbungen auf der Grundlage von Vorschligen eines Auswahlausschusses, der aus den
Generalsekretdren des Europiischen Parlaments, des Rates und der Kommission besteht, von diesen drei Organen
einvernehmlich fur eine funfjahrige, nicht verlingerbare Amtszeit ernannt —

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Herr Pascal SCHONARD wird fiir die Zeit vom 1. September 2021 bis zum 31. August 2026 zum Direktor der
Behorde fiir europdische politische Parteien und europdische politische Stiftungen ernannt.

(2)  Der Direktor wird als Bediensteter auf Zeit in der Besoldungsgruppe AD 12, Dienstaltersstufe 1, eingestellt.
(3)  Die Ernennung erfolgt unter dem Vorbehalt, dass der designierte Direktor die diesem Beschluss als Anhang
beigefiigte Erklarung zur Unabhingigkeit und zum Nichtbestehen von Interessenkonflikten unterzeichnet.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

() ABL.L 317 vom 4.11.2014, S. 1.
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Geschehen zu Briissel am 26. Juli 2021.

Im Namen des Europdischen
Parlaments

Der Président
D. M. SASSOLI

Im Namen des Rates
Der Prisident
J. PODGORSEK

Im Namen der Kommission
Der Vizeprisident
M. SEFCOVIC
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ANHANG

ERKLARUNG ZUR UNABHANGIGKEIT UND ZUM NICHTBESTEHEN VON INTERESSENKONFLIKTEN

Ich, der Unterzeichnete, .......cccoveuene... erklire, dass ich Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung (EU, Euratom)
Nr. 1141/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates iiber das Statut und die Finanzierung europdischer politischer
Parteien und europdischer politischer Stiftungen zur Kenntnis genommen habe und dass ich das Amt des Direktors der
Behorde fiir europdische politische Parteien und europdische politische Stiftungen (im Folgenden ,Behérde®) in voller
Unabhingigkeit und unter uneingeschrinkter Einhaltung der Bestimmungen der genannten Verordnung ausiiben werde.
Wenn ich im Namen der Behorde handele, werde ich Weisungen von einem Organ, einer Regierung oder einer anderen
Einrichtung oder sonstigen Stelle weder anfordern noch entgegennehmen. Ich werde jede Handlung unterlassen, die mit
meinen Aufgaben unvereinbar ist.

Ich erklire nach bestem Wissen und Gewissen, dass ich mich nicht in einem Interessenkonflikt befinde. Ein Interessen-
konflikt besteht, wenn der Direktor der Behorde aus Griinden der familidren oder personlichen Verbundenheit, der
politischen Ubereinstimmung oder der nationalen, weltanschaulichen oder religiosen Zugehérigkeit, des wirtschaftlichen
Interesses oder aus anderen Griinden, die auf einer Gemeinsamkeit der Interessen mit einem durch die Férderung im
Rahmen der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1141/2014 Begiinstigten beruhen, seine Aufgaben nicht unparteiisch und
objektiv wahrnehmen kann. Insbesondere erklire ich, dass ich kein Mitglied des Europdischen Parlaments, gewihlter
Mandatstriger oder gegenwirtiger oder ehemaliger Angestellter einer europdischen politischen Partei oder europaischen
politischen Stiftung bin.

Geschehen zu [...] am

[DATUM + UNTERSCHRIFT des designierten Direktors]
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DURCHFUHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2021/1272 DER KOMMISSION
vom 30. Juli 2021

zur Feststellung der Gleichwertigkeit der vom Staat Vatikanstadt ausgestellten COVID-19-Zertifikate

mit den gemifl der Verordnung (EU) 2021/953 des Europiischen Parlaments und des Rates

ausgestellten Zertifikaten zwecks Erleichterung der Ausiibung des Rechts auf Freiziigigkeit
innerhalb der Union

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2021/953 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2021 iiber einen
Rahmen fiir die Ausstellung, Uberpriifung und Anerkennung interoperabler Zertifikate zur Bescheinigung von COVID-
19-Impfungen und -Tests sowie der Genesung von einer COVID-19-Infektion (digitales COVID-Zertifikat der EU) mit der
Zielsetzung der Erleichterung der Freiziigigkeit wahrend der COVID-19-Pandemie ('), insbesondere auf Artikel 8 Absatz 2,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Verordnung (EU) 2021/953 legt einen Rahmen fiir die Ausstellung, Uberpriifung und Anerkennung interoperabler
Zertifikate zur Bescheinigung von COVID-19-Impfungen und -Tests sowie der Genesung von einer COVID-19-Infektion
(digitales COVID-Zertifikat der EU) mit der Zielsetzung fest, den Inhabern die Wahrnehmung ihres Rechts auf
Freiziigigkeit wahrend der COVID-19-Pandemie zu erleichtern. Sie soll ferner dazu beitragen, die schrittweise und
koordinierte Authebung der Beschrankungen, die im Einklang mit dem Unionsrecht durch die Mitgliedstaaten zur
Begrenzung der Ausbreitung von SARS-CoV-2 verhingt wurden, zu erleichtern.

(2) Die Verordnung (EU) 2021/953 ermoglicht die Anerkennung von COVID-19-Zertifikaten, die Drittlinder
Unionsbiirgern und ihren Familienangehorigen ausstellen, sofern die Kommission feststellt, dass diese COVID-
19-Zertifikate nach Standards ausgestellt werden, die als den gemif dieser Verordnung festgelegten Standards
gleichwertig zu betrachten sind. Dartiber hinaus miissen die Mitgliedstaaten gemaf der Verordnung (EU) 2021/954
des Europdischen Parlaments und des Rates (%) die Vorschriften der Verordnung (EU) 2021/953 auf diejenigen
Drittstaatsangehorigen anwenden, die nicht in den Anwendungsbereich der letztgenannten Verordnung fallen, sich
jedoch in ihrem Hoheitsgebiet rechtmifig aufthalten oder ihren Wohnsitz haben und gemifl Unionsrecht zu Reisen
in andere Mitgliedstaaten berechtigt sind. Daher sollten alle in diesem Beschluss enthaltenen Gleichwertigkeitsfest-
stellungen fiir COVID-19-Impfzertifikate gelten, die der Staat Vatikanstadt Unionsbiirgern und ihren Familienan-
gehorigen ausstellt. Nach der Verordnung (EU) 2021/954 gelten diese Gleichwertigkeitsfeststellungen auch fiir
COVID-19-Impfzertifikate, die der Staat Vatikanstadt Drittstaatsangehérigen ausstellt, die sich unter den in der
genannten Verordnung festgelegten Bedingungen rechtmifig im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten aufhalten oder
ihren Wohnsitz haben.

(3)  Auf Ersuchen des Staates Vatikanstadt fihrte die Kommission am 29. Juni 2021 technische Tests durch, die zeigten,
dass die vom Staat Vatikanstadt iiber sein System ,VA-EUDCC-GW* ausgestellten COVID-19-Impfzertifikate mit
dem durch die Verordnung (EU) 2021/953 geschaffenen Vertrauensrahmen interoperabel sind, der die Uberpriifung
ihrer Echtheit, Gultigkeit und Integritit ermdglicht. Die Kommission bestitigte ferner, dass die vom Staat
Vatikanstadt iiber sein ,VA-EUDCC-GW*“-System ausgestellten COVID-19-Impfzertifikate die erforderlichen Daten
enthalten.

(4)  Am 9. Juli 2021 iibermittelte der Staat Vatikanstadt der Kommission ausfithrliche Informationen iiber die
Ausstellung interoperabler COVID-19-Impfzertifikate iiber das System ,VA-EUDCC-GW*. Der Staat Vatikanstadt
teilte der Kommission mit, er sei der Auffassung, dass seine COVID-19-Impfzertifikate im Einklang mit einem
Standard und {iber ein technologisches System ausgestellt wiirden, die mit dem durch die Verordnung (EU)
2021/953 geschaffenen Vertrauensrahmen interoperabel sind und die Uberpriifung der Echtheit, Giiltigkeit und
Integritdt der Zertifikate ermdéglichen. In diesem Zusammenhang teilte der Staat Vatikanstadt der Kommission mit,
dass die von ihm tiber das ,VA-EUDCC-GW*“-System ausgestellten COVID-19-Impfzertifikate die im Anhang der
Verordnung (EU) 2021/953 aufgefiihrten Daten enthalten.

() ABLL211vom 15.6.2021,S. 1.

(® Verordnung (EU) 2021/954 des Européischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2021 iiber einen Rahmen fiir die Ausstellung,
Uberpriifung und Anerkennung interoperabler Zertifikate zur Bescheinigung von COVID-19-Impfungen und -Tests sowie der
Genesung von einer COVID-19-Infektion (digitales COVID-Zertifikat der EU) fiir Drittstaatsangehorige mit rechtmédfigem Aufenthalt
oder Wohnsitz im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten wihrend der COVID-19-Pandemie (ABL L 211 vom 15.6.2021, S. 24).
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(5)  Dariiber hinaus informierte der Staat Vatikanstadt die Kommission, dass er interoperable Impfzertifikate fir den
COVID-19-Impfstoff Comirnaty ausstellen werde.

(6)  Zudem bestdtigte der Staat Vatikanstadt der Kommission, dass er von den Mitgliedstaaten gemaf8 der Verordnung
(EU) 2021/953 ausgestellte Impf-, Test- und Genesungszertifikate anerkennen werde. Er werde Impfnachweise fiir
Impfstofte, die (nach Abgabe einer Stellungnahme durch die Europdische Arzneimittel-Agentur) EU-weit zugelassen
sind, fur Impfstoffe, die von der zustindigen Behorde eines EU-Mitgliedstaats eine voriibergehende Genehmigung
fur das Inverkehrbringen erhalten haben, und fiir Impfstoffe, fiir die eine Notfallzulassung der WHO vorliegt,
anerkennen. Der Staat Vatikanstadt werde zudem Testzertifikate fiir NAAT-Tests (z. B. RT-PCR-Tests) und Antigen-
Schnelltests, die in der Liste des Gesundheitssicherheitsausschusses aufgefithrt sind, anerkennen. Er werde auch
Zertifikate zur Bescheinigung der Genesung von einer durch einen NAAT-Test (z. B. RT-PCR-Test) nachgewiesenen
COVID-19-Infektion anerkennen.

(7)  Am 22. Juli 2021 teilte der Staat Vatikanstadt der Kommission mit, dass bei der Uberpriifung der von den
Mitgliedstaaten gemdf$ der Verordnung (EU) 2021/953 ausgestellten Impf-, Test- und Genesungszertifikate die in
den Zertifikaten enthaltenen personenbezogenen Daten ausschliefSlich verarbeitet werden diirfen, um den
Impfstatus, ein Testergebnis oder den Genesungsstatus des Inhabers zu uberpriifen und zu bestitigen, und
anschliefend nicht gespeichert werden.

(8)  Es liegen somit die erforderlichen Elemente fur die Feststellung vor, dass die vom Staat Vatikanstadt iiber das
,VA-EUDCC-GW*“-System ausgestellten COVID-19-Impfzertifikate als den gemafl der Verordnung (EU) 2021/953
ausgestellten Zertifikaten gleichwertig zu betrachten sind.

(9)  Daher sollten vom Staat Vatikanstadt iiber das ,VA-EUDCC-GW*“-System ausgestellte COVID-19-Impfzertifikate
unter den in Artikel 5 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2021/953 genannten Bedingungen anerkannt werden.

(10) Damit dieser Beschluss durchgefihrt werden kann, sollte der Staat Vatikanstadt in den mit der Verordnung
(EU) 2021/953 geschaffenen Vertrauensrahmen fiir das digitale COVID-Zertifikat der EU eingebunden werden.

(11)  Zum Schutz der Interessen der Union, insbesondere im Bereich der offentlichen Gesundheit, kann die Kommission
von ihrer Befugnis Gebrauch machen, diesen Beschluss auszusetzen oder aufzuheben, wenn die Bedingungen des
Artikels 8 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2021/953 nicht mehr erfllt sind.

(12) Damit der Staat Vatikanstadt so schnell wie moglich in den mit der Verordnung (EU) 2021/953 geschaffenen
Vertrauensrahmen fiir das digitale COVID-Zertifikat der EU eingebunden werden kann, sollte dieser Beschluss am
Tag seiner Verdffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft treten.

(13) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des nach Artikel 14 der
Verordnung (EU) 2021/953 eingesetzten Ausschusses —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die vom Staat Vatikanstadt tiber das ,VA-EUDCC-GW-System“ ausgestellten COVID-19-Impfzertifikate sind zwecks
Erleichterung der Ausiibung des Rechts auf Freiziigigkeit innerhalb der Union als mit den gemif der Verordnung
(EU) 2021/953 ausgestellten Zertifikaten gleichwertig zu betrachten.

Artikel 2

Der Staat Vatikanstadt wird in den mit der Verordnung (EU) 2021/953 geschaffenen Vertrauensrahmen fiir digitale COVID-
Zertifikate der EU eingebunden.



L 277/150 Amtsblatt der Europiischen Union 2.8.2021

Artikel 3

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Ver6ffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Briissel, den 30. Juli 2021

Fiir die Kommission
Die Prisidentin
Ursula VON DER LEYEN
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DURCHFUHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2021/1273 DER KOMMISSION
vom 30. Juli 2021

zur Feststellung der Gleichwertigkeit der von San Marino ausgestellten COVID-19-Zertifikate mit
den gemif der Verordnung (EU) 2021/953 des Europiischen Parlaments und des Rates ausgestellten
Zertifikaten zwecks Erleichterung der Ausiibung des Rechts auf Freiziigigkeit innerhalb der Union

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2021/953 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2021 iiber einen
Rahmen fiir die Ausstellung, Uberpriifung und Anerkennung interoperabler Zertifikate zur Bescheinigung von COVID-
19-Impfungen und -Tests sowie der Genesung von einer COVID-19-Infektion (digitales COVID-Zertifikat der EU) mit der
Zielsetzung der Erleichterung der Freiziigigkeit wahrend der COVID-19-Pandemie ('), insbesondere auf Artikel 8 Absatz 2,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Verordnung (EU) 2021/953 legt einen Rahmen fiir die Ausstellung, Uberpriifung und Anerkennung interoperabler
Zertifikate zur Bescheinigung von COVID-19-Impfungen und -Tests sowie der Genesung von einer COVID-19-Infektion
(digitales COVID-Zertifikat der EU) mit der Zielsetzung fest, den Inhabern die Wahrnehmung ihres Rechts auf
Freiziigigkeit wihrend der COVID-19-Pandemie zu erleichtern. Sie soll ferner dazu beitragen, die schrittweise und
koordinierte Authebung der Beschrinkungen, die im Einklang mit dem Unionsrecht durch die Mitgliedstaaten zur
Begrenzung der Ausbreitung von SARS-CoV-2 verhingt wurden, zu erleichtern.

(2) Die Verordnung (EU) 2021/953 ermoglicht die Anerkennung von COVID-19-Zertifikaten, die Drittlinder
Unionsbiirgern und ihren Familienangehorigen ausstellen, sofern die Kommission feststellt, dass diese COVID-
19-Zertifikate nach Standards ausgestellt werden, die als den gemif dieser Verordnung festgelegten Standards
gleichwertig zu betrachten sind. Dariiber hinaus miissen die Mitgliedstaaten gemaf$ der Verordnung (EU) 2021/954
des Europiischen Parlaments und des Rates (}) die Vorschriften der Verordnung (EU) 2021/953 auf diejenigen
Drittstaatsangehorigen anwenden, die nicht in den Anwendungsbereich der letztgenannten Verordnung fallen, sich
jedoch in ihrem Hoheitsgebiet rechtmifig aufthalten oder ihren Wohnsitz haben und gemifl Unionsrecht zu Reisen
in andere Mitgliedstaaten berechtigt sind. Daher sollten alle in diesem Beschluss enthaltenen Gleichwertigkeitsfest-
stellungen fir COVID-19-Impfzertifikate gelten, die San Marino Unionsbiirgern und ihren Familienangehorigen
ausstellt. Nach der Verordnung (EU) 2021/954 gelten diese Gleichwertigkeitsfeststellungen auch fiir COVID-
19-Zertifikate, die San Marino Drittstaatsangehorigen ausstellt, die sich unter den in der genannten Verordnung
festgelegten Bedingungen rechtmifig im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten aufhalten oder ihren Wohnsitz haben.

(3)  Auf Ersuchen San Marinos fithrte die Kommission am 30. Juni 2021 technische Tests durch, die zeigten, dass die von
San Marino iiber sein System ,San Marino Digital Covid Certificate” (,smdcc“-System) ausgestellten Impf-, Test- und
Genesungszertifikate mit dem durch die Verordnung (EU) 2021/953 geschaffenen Vertrauensrahmen interoperabel
sind, der die Uberpriifung ihrer Echtheit, Giiltigkeit und Integritit ermoglicht. Die Kommission besttigte ferner,
dass die von San Marino iiber sein ,smdcc“-System ausgestellten COVID-19-Zertifikate die erforderlichen Daten
enthalten.

(4)  Am 14.Juli 2021 iibermittelte San Marino der Kommission Informationen iiber die Ausstellung interoperabler Impf-
, Test- und Genesungszertifikate iiber das ,smdcc“-System. San Marino teilte der Kommission mit, es sei der
Auffassung, dass seine COVID-19-Zertifikate im Einklang mit einem Standard und iiber ein technologisches System
ausgestellt wiirden, die mit dem durch die Verordnung (EU) 2021/953 geschaffenen Vertrauensrahmen
interoperabel sind und die Uberpriifung der Echtheit, Giiltigkeit und Integritit der Zertifikate ermoglichen. In
diesem Zusammenhang teilte San Marino der Kommission mit, dass die von ihm iiber das ,smdcc“-System
ausgestellten COVID-19-Zertifikate die im Anhang der Verordnung (EU) 2021/953 aufgefithrten Daten enthalten.

() ABLL211vom 15.6.2021,S. 1.

(® Verordnung (EU) 2021/954 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2021 iiber einen Rahmen fiir die Ausstellung,
Uberpriifung und Anerkennung interoperabler Zertifikate zur Bescheinigung von COVID-19-Impfungen und -Tests sowie der
Genesung von einer COVID-19-Infektion (digitales COVID-Zertifikat der EU) fiir Drittstaatsangehorige mit rechtmédfigem Aufenthalt
oder Wohnsitz im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten wihrend der COVID-19-Pandemie (ABL L 211 vom 15.6.2021, S. 24).
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(5)  Dartiber hinaus informierte San Marino die Kommission, dass es interoperable Impfzertifikate fir COVID-
19-Impfungen ausstellen werde. Derzeit gilt dies fir die Impfstoffe Comirnaty, Moderna, Vaxzevria, Janssen und
Sputnik V.

(6)  Auflerdem teilte San Marino der Kommission mit, dass es interoperable Testzertifikate nur fir Nukleinsdure-
Amplifikationstests oder fiir Antigen-Schnelltests ausstellen werde, die in der gemeinsamen und aktualisierten Liste
der COVID-19-Antigen-Schnelltests aufgefiithrt sind, auf die sich der gemifS Artikel 17 des Beschlusses Nr. 1082/
2013/EU des Europdischen Parlaments und des Rates (°) eingerichtete Gesundheitssicherheitsausschuss auf der
Grundlage der Empfehlung des Rates vom 21. Januar 2021 (*) geeinigt hat.

(7)  Zudem bestdtigte San Marino der Kommission, dass es von den Mitgliedstaaten gemifl der Verordnung (EU)
2021/953 ausgestellte Impf-, Test- und Genesungszertifikate anerkennen werde. Es werde Impfnachweise fuir
Impfstofte, die (nach Abgabe einer Stellungnahme durch die Europdische Arzneimittel-Agentur) EU-weit zugelassen
sind, fur Impfstoffe, die von der zustindigen Behorde eines EU-Mitgliedstaats eine voriibergehende Genehmigung
fur das Inverkehrbringen erhalten haben, und fiir Impfstoffe, fiir die eine Notfallzulassung der WHO vorliegt,
anerkennen. San Marino werde zudem Testzertifikate fiir NAAT-Tests (z. B. RT-PCR-Tests) und Antigen-Schnelltests,
die in der Liste des Gesundheitssicherheitsausschusses aufgefiihrt sind, anerkennen. San Marino werde auch
Zertifikate zur Bescheinigung der Genesung von einer durch einen NAAT-Test (z. B. RT-PCR-Test) nachgewiesenen
COVID-19-Infektion anerkennen.

(8)  Am 22. Juli 2021 teilte San Marino der Kommission mit, dass bei der Uberpriifung der von den Mitgliedstaaten
gemdfs der Verordnung (EU) 2021/953 ausgestellten Impf-, Test- und Genesungszertifikate die in den Zertifikaten
enthaltenen personenbezogenen Daten ausschlielich verarbeitet werden diirfen, um den Impfstatus, ein
Testergebnis oder den Genesungsstatus des Inhabers zu tiberpriifen und zu bestitigen, und anschlieend nicht
gespeichert werden.

(9)  Es liegen somit die erforderlichen Elemente fiir die Feststellung vor, dass die von San Marino iiber das ,smdcc*-
System ausgestellten COVID-19-Zertifikate als den gemif$ der Verordnung (EU) 2021/953 ausgestellten Zertifikaten
gleichwertig zu betrachten sind.

(10) Daher sollten von San Marino tiber das ,smdcc*-System ausgestellte COVID-19-Zertifikate unter den in Artikel 5
Absatz 5, Artikel 6 Absatz 5 und Artikel 7 Absatz 8 der Verordnung (EU) 2021/953 genannten Bedingungen
anerkannt werden.

(11) Damit dieser Beschluss durchgefiihrt werden kann, sollte San Marino in den mit der Verordnung (EU) 2021/953
geschaffenen Vertrauensrahmen fiir digitale COVID-Zertifikate der EU eingebunden werden.

(12)  Zum Schutz der Interessen der Union, insbesondere im Bereich der offentlichen Gesundheit, kann die Kommission
von ihrer Befugnis Gebrauch machen, diesen Beschluss auszusetzen oder aufzuheben, wenn die Bedingungen des
Artikels 8 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2021/953 nicht mehr erfillt sind.

(13) Damit San Marino so schnell wie moglich in den mit der Verordnung (EU) 2021/953 geschaffenen
Vertrauensrahmen fiir digitale COVID-Zertifikate der EU eingebunden werden kann, sollte dieser Beschluss am Tag
seiner Verdffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft treten.

(14) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Mafnahmen entsprechen der Stellungnahme des nach Artikel 14 der
Verordnung (EU) 2021/953 eingesetzten Ausschusses —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die von San Marino iiber das ,,smdcc“-System ausgestellten Impf-, Test- und Genesungszertifikate sind zwecks Erleichterung
der Ausiibung des Rechts auf Freiziigigkeit innerhalb der Union als mit den gemdfl der Verordnung (EU) 2021/953
ausgestellten Zertifikaten gleichwertig zu betrachten.

() Beschluss Nr. 1082/2013/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2013 zu schwerwiegenden grenziiber-
schreitenden Gesundheitsgefahren und zur Authebung der Entscheidung Nr. 2119/98/EG (ABL L 293 vom 5.11.2013, S. 1).

() Empfehlung des Rates vom 21. Januar 2021 fiir einen einheitlichen Rahmen fir den Einsatz und die Validierung von Antigen-
Schnelltests und die gegenseitige Anerkennung der Ergebnisse von COVID-19-Tests in der EU (ABL C 24 vom 22.1.2021, S. 1).
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Artikel 2

San Marino wird in den mit der Verordnung (EU) 2021/953 geschaffenen Vertrauensrahmen fiir digitale COVID-Zertifikate
der EU eingebunden.

Artikel 3

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Briissel, den 30. Juli 2021

Fiir die Kommission
Die Prisidentin
Ursula VON DER LEYEN







ISSN 1977-0642 (elektronische Ausgabe)
ISSN 1725-2539 (Papierausgabe)

m Amt fir Veroffentlichungen
der Européischen Union
L-2085 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	Delegierte Verordnung (EU) 2021/1253 der Kommission vom 21. April 2021 zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 im Hinblick auf die Einbeziehung von Nachhaltigkeitsfaktoren, -risiken und -präferenzen in bestimmte organisatorische Anforderungen und Bedingungen für die Ausübung der Tätigkeit von Wertpapierfirmen 
	Delegierte Verordnung (EU) 2021/1254 der Kommission vom 21. April 2021 zur Berichtigung der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 zur Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die organisatorischen Anforderungen an Wertpapierfirmen und die Bedingungen für die Ausübung ihrer Tätigkeit sowie in Bezug auf die Definition bestimmter Begriffe für die Zwecke der genannten Richtlinie 
	ANHANG 

	Delegierte Verordnung (EU) 2021/1255 der Kommission vom 21. April 2021 zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 231/2013 im Hinblick auf die von den Verwaltern alternativer Investmentfonds zu berücksichtigenden Nachhaltigkeitsrisiken und -faktoren 
	Delegierte Verordnung (EU) 2021/1256 der Kommission vom 21. April 2021 zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 2015/35 im Hinblick auf die Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken in die Governance von Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen 
	Delegierte Verordnung (EU) 2021/1257 der Kommission vom 21. April 2021 zur Änderung der Delegierten Verordnungen (EU) 2017/2358 und (EU) 2017/2359 im Hinblick auf die Einbeziehung von Nachhaltigkeitsfaktoren, -risiken und -präferenzen in die Aufsichts- und Lenkungsanforderungen an Versicherungsunternehmen und Versicherungsvertreiber sowie in die für den Vertrieb von Versicherungsanlageprodukten geltenden Informationspflichten und Wohlverhaltensregeln 
	Durchführungsverordnung (EU) 2021/1258 der Kommission vom 26. Juli 2021 zur Eintragung eines Namens in das Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der geschützten geografischen Angaben (Őrségi tökmagolaj (g. g. A.)) 
	Durchführungsverordnung (EU) 2021/1259 der Kommission vom 26. Juli 2021 zur Eintragung eines Namens in das Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der geschützten geografischen Angaben (Tuzséri alma (g. U.)) 
	Durchführungsverordnung (EU) 2021/1260 der Kommission vom 26. Juli 2021 zur Genehmigung einer nicht geringfügigen Änderung der Spezifikation eines im Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der geschützten geografischen Angaben eingetragenen Namens (Pera Mantovana (g. g. A.)) 
	Durchführungsverordnung (EU) 2021/1261 der Kommission vom 26. Juli 2021 zur Eintragung eines Namens in das Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der geschützten geografischen Angaben (Olio di Roma (g. g. A.)) 
	Durchführungsverordnung (EU) 2021/1262 der Kommission vom 26. Juli 2021 zur Genehmigung von Änderungen der Spezifikation einer geschützten Ursprungsbezeichnung oder einer geschützten geografischen Angabe (Iaşi (g. U.)) 
	Durchführungsverordnung (EU) 2021/1263 der Kommission vom 26. Juli 2021 über die Gewährung des Schutzes gemäß Artikel 99 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates für den Namen (Muškat momjanski/Moscato di Momiano (g. U.)) 
	Durchführungsverordnung (EU) 2021/1264 der Kommission vom 26. Juli 2021 zur Genehmigung einer Änderung der Spezifikation einer geschützten Ursprungsbezeichnung oder einer geschützten geografischen Angabe (Coteaux du Libron (g. g. A.)) 
	Durchführungsverordnung (EU) 2021/1265 der Kommission vom 26. Juli 2021 zur Eintragung einer geografischen Angabe für eine Spirituose gemäß Artikel 30 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/787 des Europäischen Parlaments und des Rates (Bayerischer Bärwurz) 
	Durchführungsverordnung (EU) 2021/1266 der Kommission vom 29. Juli 2021 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika im Anschluss an eine Auslaufüberprüfung nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/1036 des Europäischen Parlaments und des Rates 
	ANHANG I 
	ANHANG II 
	ANHANG III 

	Durchführungsverordnung (EU) 2021/1267 der Kommission vom 29. Juli 2021 zur Einführung eines endgültigen Ausgleichszolls auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika im Anschluss an eine Auslaufüberprüfung nach Artikel 18 der Verordnung (EU) 2016/1037 des Europäischen Parlaments und des Rates 
	ANHANG I 
	ANHANG II 
	ANHANG III 

	Durchführungsverordnung (EU) 2021/1268 der Kommission vom 29. Juli 2021 zur Änderung des Anhangs I der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 mit besonderen Maßnahmen zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest 
	ANHANG 

	Delegierte Richtlinie (EU) 2021/1269 der Kommission vom 21. April 2021 zur Änderung der Delegierten Richtlinie (EU) 2017/593 durch Einbeziehung von Nachhaltigkeitsfaktoren in die Produktüberwachungspflichten 
	Delegierte Richtlinie (EU) 2021/1270 der Kommission vom 21. April 2021 zur Änderung der Richtlinie 2010/43/EU in Bezug auf die von Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) zu berücksichtigenden Nachhaltigkeitsrisiken und -faktoren 
	Beschluss (EU, Euratom) 2021/1271 des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission vom 26. Juli 2021 zur Ernennung des Direktors der Behörde für europäische politische Parteien und europäische politische Stiftungen 
	ANHANG ERKLÄRUNG ZUR UNABHÄNGIGKEIT UND ZUM NICHTBESTEHEN VON INTERESSENKONFLIKTEN 

	Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1272 der Kommission vom 30. Juli 2021 zur Feststellung der Gleichwertigkeit der vom Staat Vatikanstadt ausgestellten COVID-19-Zertifikate mit den gemäß der Verordnung (EU) 2021/953 des Europäischen Parlaments und des Rates ausgestellten Zertifikaten zwecks Erleichterung der Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit innerhalb der Union 
	Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1273 der Kommission vom 30. Juli 2021 zur Feststellung der Gleichwertigkeit der von San Marino ausgestellten COVID-19-Zertifikate mit den gemäß der Verordnung (EU) 2021/953 des Europäischen Parlaments und des Rates ausgestellten Zertifikaten zwecks Erleichterung der Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit innerhalb der Union 

